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Vorwort

„ . . . dass die geistige Bew�ltigung der nationalsozialistischen Erfahrung nicht in
einmaliger Aufkl�rung, sondern in best�ndiger Auseinandersetzung

mit den Ursachen und Wirkungsmechanismen der faschistischen Herrschaft liegen.
Nicht bloße Aufkl�rung, sondern partizipatorische Aktivierung

muss das gemeinsame Ziel sein.“
(Hans Mommsen, Die Last der Vergangenheit)

Welche Bedeutung hatte die Zeit des Nationalsozialismus f�r das am 8. M�rz
1951 gegr�ndete Bundeskriminalamt und seine sp�tere Entwicklung? Inwieweit
trifft auf das Bundeskriminalamt die von dem j�dischen Publizisten Ralph Gior-
dano so benannte „zweite Schuld“ zu, derzufolge die Deutschen ihre „erste
Schuld“ – die unter Hitler begangenen Verbrechen – verdr�ngten und zahlreiche
Naziverbrecher nahezu l�ckenlos in die Nachkriegsgesellschaft integrierten? Um
diesen Fragen nachzugehen, lud das Bundeskriminalamt Wissenschaftler, Publi-
zisten, die Presse, aber auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, darunter zahlrei-
che Ehemalige, im Herbst 2007 zu insgesamt drei Kolloquien ein. Der vorlie-
gende Sammelband bildet die Rede- und Diskussionsbeitr�ge ab, darunter den
von Ralph Giordano selbst, der den Holocaust nur knapp �berlebte, und den
des Vorsitzenden des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose. Ziel
der Kolloquienreihe war zum einen, den bestehenden Erkenntnisstand zur Ent-
wicklungsgeschichte des Bundeskriminalamts aus unterschiedlichen Perspekti-
ven zusammenzutragen. Darauf aufbauend sollte festgestellt werden, ob es offene
Fragen gibt, die aus heutiger Sicht einer tiefer gehenden Aufarbeitung bed�rfen
und im Rahmen eines Forschungsprojektes untersucht werden sollten.

Gerade in den letzten Jahren haben zahlreiche Institutionen in Deutschland damit
begonnen, die eigene Geschichte mit Blick auf die NS-Zeit aufzuarbeiten, darun-
ter Banken, Sportvereine oder Berufsgruppen wie �rzte und Juristen. Auch auf
polizeilicher Ebene gab es bereits mehrere solcher Initiativen. Die Polizei war
w�hrend des Nationalsozialismus eine entscheidende St�tze des Regimes. Sie
hat als solche schwere Schuld auf sich geladen. Zahlreiche wissenschaftliche Un-
tersuchungen belegen, dass die Polizei in der Zeit von 1933 bis 1945 aktiv an der
Verfolgung der Juden, politisch Andersdenkender und gesellschaftlicher Minder-
heiten wie Homosexuelle, Sinti und Roma bis hin zu als „asozial“ Diffamierten
teilnahm.

Da das Bundeskriminalamt erst nach dem Krieg gegr�ndet wurde, lag der
Schwerpunkt der Kolloquienreihe auf mçglichen Nachwirkungen des National-
sozialismus. Im Mittelpunkt stand die Frage, inwieweit die polizeilichen Behçr-
denstrukturen des NS-Regimes das Bundeskriminalamt im Sinne personeller,
organisatorischer und kriminologischer Kontinuit�ten gepr�gt haben – und mit
welchen Konsequenzen. Wirkten nationalsozialistisches Gedankengut und damit
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verbunden bestimmte Einstellungen und Verhaltensmuster im Bundeskriminal-
amt fort?

Die Kolloquienreihe verdeutlichte, dass die Entwicklung des Bundeskriminal-
amts von Kontinuit�ten, aber auch von Br�chen gepr�gt ist. Trotz der unter Hitler
begangenen Verbrechen fanden viele Repr�sentanten des NS-Vernichtungsappa-
rates in der neu gegr�ndeten Bundesrepublik wieder eine Anstellung, auch in der
Polizei. Im Bundeskriminalamt waren bis in die 70er Jahre hinein zahlreiche Mit-
arbeiter, die bereits in der NS-Zeit verantwortliche Positionen in der Polizei und
anderen Sicherheitsbehçrden bekleidet hatten, in leitenden Funktionen t�tig. Die
Veranstaltungsreihe hat gezeigt: Der Vorwurf, in der Polizei und auch im Bundes-
kriminalamt seien in der Gr�ndungsphase, aber auch in sp�teren Jahren, systema-
tisch rassistische und fremdenfeindliche Einstellungen und Denkmuster weiter-
gef�hrt worden, ist nicht haltbar. Das Bundeskriminalamt hat sich vielmehr trotz
der beschriebenen Kontinuit�ten vor allem in den Gr�ndungsjahren zu einer mo-
dernen, demokratisch gefestigten, professionellen und international ausgerichte-
ten Polizeibehçrde entwickelt.

Die Bereitschaft des Bundeskriminalamts, sich mit der eigenen Geschichte aus-
einanderzusetzen, fand nicht nur bei den Vertretern von Opferorganisationen gro-
ßen Anklang, sondern stieß unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, in der
Presse und der �ffentlichkeit insgesamt auf große Resonanz. Auch zahlreiche
ehemalige Mitarbeiter ergriffen die Gelegenheit, an den Diskussionen teilzuneh-
men, ihre Kritik vorzutragen und persçnlich Stellung zu beziehen. Die zum Teil
sehr kontroversen Stellungnahmen zeigten, wie komplex und emotionsgeladen
das Thema auch �ber 60 Jahre nach Beendigung der NS-Gewaltherrschaft noch
ist und dass das Thema Nationalsozialismus und Polizei nichts von seiner Aktua-
lit�t verloren hat.

Ganz bewusst hatte sich das Bundeskriminalamt daf�r entschieden, den Blick in
die eigene Vergangenheit çffentlich mit Unterst�tzung renommierter Fachleute
und Publizisten vorzunehmen. Zum einen geht es um einen kritischen, ehrlichen
Umgang mit der eigenen Geschichte: Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern soll
ein vollst�ndiges Bild der historischen Wurzeln und Entwicklungen des Bundes-
kriminalamts zur Verf�gung stehen. Zum anderen gilt auch heute, dass keine In-
stitution staatliche Macht so unmittelbar und sp�rbar f�r die B�rgerinnen und
B�rger repr�sentiert wie die Polizei mit ihren umfangreichen Eingriffserm�chti-
gungen. Die Polizei bewegt sich im Spannungsfeld der aus den Grundrechten ab-
geleiteten Abwehrrechte der B�rgerinnen und B�rger einerseits und der Schutz-
pflichten des Staates andererseits. Nur durch einen offenen Umgang mit politi-
schen Institutionen, den Medien und der �ffentlichkeit kann die Polizei Vertrauen
in rechtsstaatliche, den Grundrechten verpflichtete Polizeiarbeit schaffen und
�berzeugend um die Akzeptanz der Polizei als Garant von Rechtsstaatlichkeit
und demokratischer Gesellschaft werben. Eine kritische, çffentliche und trans-
parente Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte ist daher nicht nur
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eine gesellschaftliche Verpflichtung, sondern im ureigensten Interesse des Bun-
deskriminalamts und seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Akzeptanzarbeit ist ein Dauerauftrag – jede Generation muss sich Vertrauen aktiv
bewahren und neu erarbeiten. Dazu gehçrt auch zu zeigen, dass wir uns unserer
Geschichte bewusst sind und ihr gem�ß sensibel zu handeln vermçgen. Es geht
darum, welche Lehren im Hinblick auf das polizeiliche Berufsverst�ndnis aus
der NS-Zeit gezogen werden m�ssen. Diese Frage stellt sich insbesondere in Be-
zug auf die organisatorischen Rahmenbedingungen, die F�hrungsgrunds�tze und
die Aus- und Fortbildung. Sind die Berufsanf�nger heute gen�gend sensibilisiert
f�r die rechtsstaatlichen Grundlagen und Schranken polizeilichen Handelns?
Setzt sich die Polizei heute ausreichend f�r den Schutz von Minderheiten ein?
Die Erfahrungen des NS-Regimes zwingen die Polizei zu besonderer Wachsam-
keit gegen�ber rechter Gewalt. Sind die polizeilichen Bek�mpfungsstrategien ge-
gen den Rechtsextremismus ad�quat, reichen die Initiativen aus? Wo gibt es Op-
timierungsbedarf?

Im Anschluss an die Kolloquienreihe wird nun als n�chster Schritt ein For-
schungsprojekt an externe Wissenschaftler vergeben. Im Mittelpunkt steht dann
die Frage, wie es gelingen konnte, dass sich das Bundeskriminalamt trotz der po-
litischen Vorbelastung seiner Gr�nderv�ter zu der Behçrde entwickelt hat, die es
heute ist. Welche Rolle spielte f�r diese Entwicklung die Tatsache, dass sich nach
Ende des Zweiten Weltkrieges in Deutschland die strukturellen und institutionel-
len Rahmenbedingungen und damit �ußere Einfl�sse wie politische Weichenstel-
lungen, Gesetze und deren gerichtliche Auslegung sowie gesellschaftliche Ein-
fl�sse schlagartig und radikal �nderten? Und welche Bedeutung hatten anderer-
seits einzelne Akteure und deren Interessen und Handlungsstrategien, das heißt
interne Einfl�sse wie die jeweilige Amtsf�hrung, F�hrungsstile, Mentalit�ten
und Berufsauffassungen?

Jçrg Ziercke
Pr�sident des Bundeskriminalamtes
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Einleitung

Hans-Gerd Jaschke

Zwischen 1942 und 1951, in der Endphase der nationalsozialistischen Herrschaft
in Deutschland und in den ersten Jahren der Bundesrepublik, verfasste Herbert
Marcuse, einer der Vordenker der Frankfurter Schule, Deutschland-Analysen
f�r den amerikanischen Geheimdienst OSS. Er kommt zu dem Ergebnis, dass
der Nationalsozialismus die aggressivste Form der deutschen Mentalit�t sei
und noch lange �ber das Kriegsende hinaus weiter fortwirken werde. Diese Men-
talit�t sieht er gekennzeichnet durch technologische Rationalit�t, Pragmatismus
und mythischen Irrationalismus – Freiheit, Gleichheit oder auch Menschenrechte
seien dieser Mentalit�t nur dann etwas wert, wenn sie sich einf�gten in das System
der materiellen Sicherheit und das zweckorientierte Denken und Handeln.1

Marcuse nimmt damit zu einem sehr fr�hen Zeitpunkt vorweg, was Jahre und
Jahrzehnte sp�ter die Auseinandersetzungen mit der NS-Vergangenheit immer
wieder gepr�gt hat. Das Nicht-Aufarbeiten der Vergangenheit, das Nachleben
des Nationalsozialismus �ber 1945 hinaus,Verdr�ngung von Schuld und geschei-
terte Entnazifizierung sind nicht nur gesellschaftliche Tatsachen, sondern auch
vielfach Gegenstand in der wissenschaftlichen und politischen Debatte. Zwi-
schen Marcuses Deutschland-Analysen aus der �bergangszeit vor und nach
1945 bis hin zum „Spiegel“-Titel „Die T�ter – Warum so viele Deutsche zu Mçr-
dern wurden“2 erstrecken sich zahllose Beschreibungen und Analysen. Dennoch
gibt es weiterhin bemerkenswerte blinde Flecken. Dazu gehçren die NS-Verstri-
ckungen und ihre Nachwirkungen bei Unternehmen und çffentlichen Einrichtun-
gen, vor allem aber ihre reflexive Bereitschaft, daran aktiv mitzuwirken. Die Si-
cherheitsbehçrden waren lange Jahre besonders resistent in der Frage der Auf-
arbeitung. Nicht nur waren ihre Vorl�ufer als Tr�ger der nationalsozialistischen
Staatsr�son und des NS-Gewaltmonopols besonders betroffen, sie verwalten
auch besonders sensible Daten. Doch seit den achtziger Jahren gibt es Anzeichen
einer kritischen Aufarbeitung der NS-Vergangenheit in den Reihen der Sicher-
heitsbehçrden. Den Anfang machten regionale Polizeibehçrden. Nun folgt das
Bundeskriminalamt als erste Bundesbehçrde.

Marcuses Augenmerk galt weniger den offenen Formen des Nazismus, die in der
Demokratie weiterwirken w�rden. Ihm ging es vielmehr um die versteckten, we-
niger sichtbaren Einstellungen, Mentalit�ten und Verhaltensweisen, die sich hin-
ter den b�rgerlichen Fassaden und demokratischen M�ntelchen verbergen. Des-
halb gen�gt es nicht, wenn die Institutionen und Sicherheitsbehçrden auf den for-
malen Neubeginn nach 1945 oder die Verabschiedung des Grundgesetzes 1949

1 Herbert Marcuse, Feindanalysen – �ber die Deutschen. Schriften aus dem Nachlass, Springe 2007.
2 Der Spiegel Nr. 11/2008.
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verweisen, denn trotz des Neubeginns stehen sie im langen historischen Schatten
der nationalsozialistischen Vorg�ngerorganisationen.

Der vorliegende Sammelband dokumentiert die Beitr�ge dreier Kolloquien, die
im August, September und Oktober 2007 im BKA stattfanden. Beteiligt waren
die Referenten, jeweils mehr als 100 G�ste aus dem Amt und von außen sowie
zahlreiche Pressevertreter.

Teil 1 dokumentiert die historischen Ausgangsbedingungen f�r den Aufbau des
BKA und die unternehmenspolitischen Absichten einer Aufarbeitung der BKA-
Geschichte. Ziercke betont die Bedeutung des Projekts f�r die Identit�t des Amtes
heute und in der Zukunft. Ihm zufolge wird ein modernes, demokratisches Poli-
zeiverst�ndnis in Deutschland gerade dann befçrdert, wenn an die undemokrati-
schen Praktiken vor und nach 1945 deutlich erinnert wird. Darin liege die prakti-
sche Bedeutung einer Aufarbeitung der Vergangenheit f�r das BKA. Giordano
greift den von ihm entwickelten Begriff einer „zweiten Schuld“ auf, demzufolge
neben der ersten – der deutschen Verantwortung f�r den Holocaust – eine zweite
gefolgt sei, die Nicht-Aufarbeitung der Vergangenheit nach 1945 und die Wieder-
einsetzung der T�ter in fr�here Positionen. Auch Giordano hebt hervor, wie wich-
tig die Erinnerungsarbeit nicht nur f�r die Institutionen ist, sondern f�r uns Deut-
sche insgesamt. Jaschke zufolge steht der Aufbau der Polizei in Deutschland nach
Kriegsende im Spannungsverh�ltnis von Kontinuit�t und Diskontinuit�t. NS-ge-
pr�gte Strukturen, Mentalit�ten und Kriminalit�tstheorien hçrten 1945 nicht auf
zu existieren, sondern sie wirkten fort und pr�gten die deutsche Polizei noch f�r
Jahrzehnte. Andererseits wurden schrittweise neue, demokratische Strukturen
entwickelt, f�r das BKA sind die siebziger Jahre w�hrend der Amtszeit von Horst
Herold wohl der entscheidende Durchbruch hin zu einer modernen Polizeibe-
hçrde.

Teil 2 besch�ftigt sich detailliert mit polizeirelevanten personellen und konzep-
tionellen Verbindungslinien zwischen dem NS-Regime und der Bundesrepublik.
Heuer arbeitet unter R�ckgriff auf die Zivilisationstheorie von Norbert Elias deut-
lich heraus, wie sehr die Polizei eingebunden war in die NS-Mordmaschinerie und
wie leicht sie tçtungshemmende Faktoren �ber Bord geworfen hat. Daraus l�sst
sich wahrlich lernen, dass Grundrechtsschutz, demokratische Strukturen und ent-
sprechende Mentalit�ten eine Grundbedingung demokratischer Polizeiarbeit
sind. Wagner macht im Anschluss daran auf zwei Entwicklungen aufmerksam:
Kriminalpolitische Konzepte der NS-Zeit wie etwa die Vorbeugehaft und die
schon zuvor entwickelte Theorie des Berufsverbrechertums wirkten nach noch
bis in die sechziger Jahre. Doch die Tr�ger und Bef�rworter dieser Theorien wan-
delten sich nach 1945 von NS-Kriminalisten zu Polizisten, die das Regelwerk der
Demokratie durchaus akzeptierten. Wie weit hier Opportunismus im Spiel war,
sei einmal dahingestellt. Schenk vertieft die These einer personellen Kontinuit�t
vom Reichssicherheitshauptamt bis hin zur Aufbauphase des BKA. Es war vor
allem der Kreis um Paul Dickopf und die NS-belasteten „Charlottenburger“, de-

2
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nen es gelang, Spitzenpositionen im BKA zu erobern. Wenn man heute von einer
„braunen Vergangenheit“ des BKA spricht, so trifft dies in allererster Linie f�r die
Seilschaft der „Charlottenburger“ zu. Aber auch einzelne kriminalpolitische Stra-
tegien kçnnte man mit der Last der Vergangenheit kennzeichnen, etwa die Be-
handlung von Sinti und Roma. Rose zeigt an Beispielen, wie die polizeilichen
Mitt�ter am Vçlkermord an Sinti und Roma auch nach 1945 in verantwortliche
polizeiliche Positionen kamen. Mehr noch: Rassistische Theorien �ber „Zigeu-
ner“ wurden in der deutschen Polizei nach 1945 weiter gepflegt, besondere Ein-
richtungen wie die „Landfahrerstellen“ bei den Landeskriminal�mtern zeigen
auch die institutionelle Verankerung der Stigmatisierung von Sinti und Roma
in der fr�hen Bundesrepublik. An zahlreichen Beispielen wird deutlich, wie
sehr rassistisches Denken gegen�ber Sinti und Roma in der deutschen Polizei
der fr�hen Nachkriegszeit weitergewirkt hat. Abgeschlossen wird Teil zwei dieses
Bandes durch einen Beitrag von Reinke zur Situation der Polizeigeschichtsschrei-
bung in der Bundesrepublik. Erst seit den achtziger Jahren, so Reinke, gibt es
ernsthafte Versuche einer kritischen und offenen Polizeigeschichtsschreibung
jenseits von Apologie und Diffamierung. Verantwortlich daf�r sind ein ver�nder-
tes gesellschaftliches Klima, aber auch und vor allem das Interesse und die Ko-
operationsbereitschaft von Polizisten bei der Aufarbeitung der Vergangenheit.
Reinke zufolge ist die Schutzpolizei besser erforscht als die Kriminalpolizei, in
deren Reihen die NS-Traditionen, so seine These, l�nger fortwirkten.

Teil 3 dokumentiert Beitr�ge von Mitarbeitern des BKA. Hier ging es darum, jen-
seits des zuvor gehçrten und diskutierten Expertenwissens der Frage nachzuge-
hen, was die Historienaufarbeitung f�r die Mitarbeiter des BKA heute bedeutet:
Was kçnnen sie mit den historischen Erkenntnissen anfangen? Haben sie die
Nachwirkungen der NS-Vorgeschichte des Amtes im dienstlichen Alltag erlebt?
Halten sie die Auseinandersetzung mit der braunen Geschichte des BKA f�r not-
wendig? Kubica gelingt es zu Beginn recht �berzeugend, die Ambivalenz einer
objektiven Notwendigkeit von Aufarbeitung der Geschichte des Amtes einerseits
und der seit Mitte der siebziger Jahre praktisch nicht mehr sp�rbaren Kontinuit�t
von NS-Strukturen und Mentalit�ten andererseits aufzuzeigen. Als Angehçriger
der �lteren Generation, die kurz vor der Pensionierung steht, verweist er auf einen
diffizilen Mechanismus, n�mlich auf die Gleichg�ltigkeit gegen�ber der NS-Vor-
geschichte, die noch in den siebziger Jahren im BKA weit verbreitet war. Gleich-
falls sehr differenziert zeigt Meier als Vertreter einer neuen, jungen Generation
eine �hnliche Ambivalenz: Die relative Gleichg�ltigkeit der J�ngeren wird auf-
gebrochen durch Information und die Weitergabe von Erfahrungen der �lteren.
Eine neue Erkenntnis ist, folgt man Meier, dass die Entwicklung eines professio-
nellen, demokratischen Berufsverst�ndnisses nur gewinnen kann, wenn die Aus-
einandersetzung mit der NS-Vergangenheit der Polizei einbezogen wird. Abge-
schlossen wird Teil 3 durch einen kritischen Beitrag von Vorbeck �ber die
Gewerkschaft der Polizei in der Gr�ndungsphase des BKA. Ihm zufolge leidet
das Projekt Vergangenheitsaufarbeitung des BKA darunter, dass eine ganze Ge-
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neration unter Pauschalverdacht gestellt werde. Im �brigen h�tten gerade die Ak-
tivit�ten der GdP dazu beigetragen, demokratische Strukturen im Amt zu schaf-
fen. Dennoch fordert auch Vorbeck eine aktuelle und fundierte Aufarbeitung der
BKA-Geschichte, bei der auch Zeitzeugen einzubeziehen seien.

Teil 4 dokumentiert verschiedene Ebenen von Reaktionen auf die Redebeitr�ge.
Zun�chst werden einige Diskussionsbeitr�ge in Ausz�gen vorgestellt. Sie vertie-
fen Zusammenh�nge, die in den ersten drei Teilen behandelt werden, sie belegen
aber auch einige grundlegende Kontroversen: Die Sinnhaftigkeit der Vergangen-
heitsaufarbeitung steht zur Debatte, die Rolle der Zeitzeugen, aber auch die Be-
deutung der modernen Grundrechtedebatte f�r die Polizei. �hnlich kontrovers,
wenn auch �berwiegend zustimmend, ist die umfangreiche Presseberichterstat-
tung. Hier reicht die Spannbreite von einer Infragestellung des Projekts durch
die GdP �ber zustimmende Kommentierungen bis hin zu eigenen Recherchen
von Journalisten. Einige Briefe an den BKA-Pr�sidenten dokumentieren unter an-
derem teilweise tiefe persçnliche Betroffenheit von ehemaligen BKA-Mitarbei-
tern.

Alle Teile dieses Bandes dienen dazu, das Untersuchungsfeld zu çffnen, Fra-
gestellungen zu entwickeln, Kontroversen aufzuwerfen, zur Diskussion anzure-
gen und Forschungsfragen f�r das empirische Projekt „Historienaufarbeitung
des BKA“ die Richtung zu weisen. Es bleibt zu hoffen, dass innerhalb des Amtes,
in der deutschen Polizei und dar�ber hinaus Diskussionen �ber die NS-Vergan-
genheit der Polizei und ihre Nachwirkungen angeregt werden kçnnen.

Literatur

Marcuse, Herbert, Feindanalysen – �ber die Deutschen. Schriften aus dem
Nachlass. Springe 2007.
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1. Aufbau des BKA –
Kalte Amnestie auf demokratischen Grundlagen?
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Einf�hrungsvortrag zur Veranstaltungsreihe

Jçrg Ziercke

I. Einf�hrung

„Die zweite Schuld oder Von der Last Deutscher zu sein“.

So lautet der Titel eines Buches von Ralph Giordano aus dem Jahr 1987.

Was hat dieses Buch mit dem Bundeskriminalamt zu tun?

Giordano beschreibt das, was er die „kalte Amnestie“ nennt:

Nach der ersten Schuld der Deutschen – den unter Hitler begangenen Verbrechen
– waren viele Naziverbrecher nahezu l�ckenlos in die Nachkriegsgesellschaft in-
tegriert worden. Darunter hohe Repr�sentanten des NS-Vernichtungsapparates –
die Funktionselite des Dritten Reichs. Der Deutschen zweite Schuld also bestand
darin, dass sie die erste Schuld verdr�ngten und verleugneten und ihnen die Ent-
nazifizierung nicht gelang.

Das Bundeskriminalamt hat Sie eingeladen, um gemeinsam in drei Veranstaltun-
gen die Frage zu erçrtern, in welchem Umfang Giordanos These auf unsere Be-
hçrde zutrifft – und welche Folgen dies f�r den Aufbau und gegebenenfalls die
weitere Entwicklung des BKA hatte.

Ich freue mich, dass renommierte Wissenschaftler und erfahrene Publizisten –
alle bestens mit dem Thema Polizei und Nationalsozialismus vertraut, Vertreter
von Opferverb�nden, Vertreter der Presse und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des BKA – darunter auch Ehemalige – meiner Einladung zur heutigen Auftakt-
veranstaltung gefolgt sind.

Besonders begr�ßen mçchte ich die ehemaligen Pr�sidenten des Bundeskriminal-
amts Heinrich Boge und Hans-Ludwig Zachert, den Pr�sidenten des Bundes-
archivs Koblenz, Prof. Dr. Hartmut Weber, und den Direktor von Europol, Max-
Peter Ratzel.

Es ist mir eine besondere Freude, dass Herr Giordano selbst heute unter uns ist
und zu uns sprechen wird.

Wie sieht der Ablauf unserer Veranstaltungsreihe aus?

Insgesamt wollen wir – wie Ihnen aus der Einladung bekannt ist – drei thematisch
aufeinander aufbauende eint�gige Kolloquien durchf�hren – mit Unterst�tzung
renommierter Wissenschaftler und fachkundiger Publizisten. Die Kolloquien ha-
ben folgende inhaltliche Schwerpunkte: Die heutige Veranstaltung dient dem
Ziel, das Vorhaben insgesamt vorzustellen und den Rahmen abzustecken, inner-
halb dessen sich die Diskussion um die Geschichte des BKA bewegen soll. Darauf
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aufbauend dient das zweite Kolloquium einer vergleichenden Sichtung der Poli-
zei im Dritten Reich und in den Gr�ndungsjahren der Bundesrepublik, wobei der
Fokus auf dem BKA liegen soll. Von Interesse sind hier vor allem Kontinuit�ten
hinsichtlich des Personals, organisatorischer Rahmenbedingungen und von Be-
k�mpfungskonzepten. Das Abschlusskolloquium dient insbesondere der Kl�rung
der Frage, ob es Kontinuit�ten im Hinblick auf Kriminalit�tsdefinitionen gab und
welche Auswirkungen dies mçglicherweise bis zum heutigen Tage hat.

Die gesamte Veranstaltungsreihe wird von Herrn Jaschke – Professor an der Fach-
hochschule f�r Verwaltung und Rechtspflege Berlin – den ich sehr herzlich begr�-
ßen mçchte – wissenschaftlich begleitet.

Durch die heutige Veranstaltung f�hrt uns der Abteilungspr�sident unseres Kri-
minalistischen Instituts, Herr Brisach.

Nach den Vortr�gen werden Herr Giordano, Herr Prof. Jaschke und ich f�r eine
Diskussion mit Ihnen zur Verf�gung stehen. Fragen sollten daher im Anschluss
an die Vortr�ge erçrtert werden.

F�r die heutige Podiumsdiskussion wird Herr Feltes, Professor an der Ruhr-Uni-
versit�t Bochum, den ich ebenfalls herzlich begr�ße, die Moderation �berneh-
men.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

vielleicht bewegt einige von Ihnen die Frage, warum sich das BKA nach �ber 55
Jahren im Jahre 2007 plçtzlich seiner Geschichte erinnert. Vielleicht bewegt an-
dere unter Ihnen die Frage, warum das BKA eine Diskussion der eigenen Ge-
schichte im Hinblick auf den Nationalsozialismus �berhaupt noch f�r notwendig
h�lt.

Die Erinnerung an den nationalsozialistischen Vçlkermord, an dem die damalige
Schutz- und Kriminalpolizei verantwortlich mitwirkten, kennt keinen Schluss-
strich. Sie darf keinen Schlussstrich kennen, weil die Sensibilisierung f�r das
kostbare Gut, n�mlich die W�rde des Menschen, eine Daueraufgabe sein muss
– insbesondere bei Tr�gern hoheitlicher Gewalt! Wir m�ssen uns fragen, welche
Folgen die Beauftragung der Gr�ndungsarchitekten des BKA und die Wiederein-
stellung von Mitarbeitern hatte, die bereits in der NS-Zeit polizeiliche Funktionen
aus�bten und dabei zum Teil schwere Schuld auf sich geladen hatten.

Insofern kommt unsere Veranstaltungsreihe zwar sp�t – aber nicht zu sp�t, wie ich
glaube.

Ich darf heute auch auf meine Erfahrungen aus Schleswig-Holstein zur�ckgrei-
fen. Als damaliger Leiter der Polizeiabteilung im Innenministerium hatte ich
mit angestoßen, dass sich die Landespolizei Schleswig-Holstein ihrer Geschichte
w�hrend der Zeit des Nationalsozialismus stellt. Unser Vorhaben hatten wir da-
mals ebenfalls in Form einer Veranstaltungsreihe verwirklicht. Die Beitr�ge wur-
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den unter dem Titel „T�ter und Opfer unter dem Hakenkreuz – eine Landespolizei
stellt sich der Geschichte“ verçffentlicht.

Dahinter steht meine �berzeugung, dass zur Identit�t einer Institution immer
auch das Erinnern gehçrt. Nur durch die Auseinandersetzung mit unserer eigenen
Vergangenheit kçnnen wir unsere Zukunft verantwortungsvoll gestalten. Und da-
rum geht es heute: Um Verantwortung, nicht um Schuld!

Eine solche historische Aufarbeitung konkret in die Praxis umzusetzen – das war
f�r mich eine sehr lehrreiche Erfahrung. Die zum Teil sehr kontroversen und emo-
tionalen Diskussionen im Vorfeld haben mir gezeigt, mit wie vielen Widerst�n-
den, �ngsten, aber auch Erwartungen ein solches Vorhaben zu k�mpfen hat.

Aber ich machte auch eine weitere Erfahrung: das große, fragende Interesse und
eine grunds�tzliche Offenheit gerade vieler j�ngerer Kolleginnen und Kollegen –
f�r mich ein sehr ermutigendes Zeichen.

Interesse und Offenheit – darauf stießen wir auch im Bundeskriminalamt, als wir
unsere jetzige Veranstaltungsreihe geplant und unsere Einladungen verschickt ha-
ben. Referenten waren spontan bereit, ihre Teilnahme irgendwie mçglich zu ma-
chen und daf�r andere Termine abzusagen trotz unserer doch sehr ehrgeizigen
zeitlichen Planung. Aber nicht nur das: Viele von Ihnen haben von sich aus –
f�r uns sehr wertvolle – Vorschl�ge zu einzelnen Vortragsthemen gemacht. Auf-
grund Ihrer Anregungen haben wir auch unsere G�steliste erheblich erweitert.

Mein ausdr�cklicher Dank schon an dieser Stelle f�r Ihr großes Engagement, mit
dem Sie sich unserem Anliegen gestellt haben und diesen Prozess mit strukturie-
ren. F�r mich gleichzeitig ein eindeutiger Hinweis darauf, dass die Fachwelt und
die �ffentlichkeit einen Bedarf daf�r sehen, dass das Bundeskriminalamt seine
eigene Geschichte im Hinblick auf den Nationalsozialismus diskutiert.

Gerade in den letzten Jahren haben zahlreiche Institutionen mit der Aufarbeitung
der eigenen Vergangenheit begonnen – denken Sie beispielsweise an die Deutsche
Bank, die Dresdner Bank, an Sportvereine, Berufsgruppen wie die �rzte, Juris-
ten. Und auch Initiativen auf polizeilicher Ebene – darunter Dortmund, D�ssel-
dorf, Hannover, Kçln, die Deutsche Hochschule der Polizei (ehemals Polizei-
F�hrungsakademie) und – wie schon erw�hnt – Schleswig-Holstein.

Nat�rlich wollen wir an diese Initiativen und die Erfahrungen aus diesen For-
schungsarbeiten ankn�pfen.

II. Diskussionsrahmen

Welche Fragen und Beweggr�nde standen im Vordergrund der Untersuchungen,
die bereits von polizeilicher Seite angestoßen wurden?

1. Die Frage, welche Faktoren urs�chlich daf�r waren, dass das NS-Schreckens-
regime aufkommen und funktionieren konnte.
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2. Welche Rolle spielte die Polizei? Warum haben Polizisten dem NS-Staat ge-
dient? Welche Mitschuld trifft die Polizei an Nazi-Verbrechen – dem grçßten
Vçlkermord der Geschichte?

3. Wer waren die Opfer der nationalsozialistischen Polizeipraxis? Wie ist es um
die Erinnerung an ihre Leidensgeschichten bestellt? Zu welchen Erfahrungen
hat sie uns gef�hrt?

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

welche Fragen hat sich das Bundeskriminalamt in diesem Kontext zu stellen?

Der Schwerpunkt der bisherigen polizeilichen Aufarbeitungen lag auf der Zeit
von 1933 bis 1945.

Die Ausgangssituation des Bundeskriminalamts fordert eine andere Perspektive.

Das BKAwurde erst nach dem Krieg am 8. M�rz 1951 gegr�ndet. Daher muss f�r
unsere Behçrde der Schwerpunkt der Aufarbeitung auf den mçglichen Nachwir-
kungen nationalsozialistischen Gedankenguts und damit verbundener Einstel-
lungen liegen.

Meiner Ansicht nach stehen drei zentrale Fragen im Mittelpunkt unserer Diskus-
sion um die Geschichte des Bundeskriminalamts:

1. Welche Rolle spielten diese ehemaligen Angehçrigen der Polizei und anderer
Sicherheitsdienste in der Gr�ndungsphase des BKA in den 50er Jahren und bis
zu ihrem Ausscheiden aus dem BKA bis ca. Mitte der 70er Jahre?

2. Welchen Schaden hat das BKA durch diese ehemaligen Angehçrigen der Po-
lizei und anderer Sicherheitsdienste des Nationalsozialismus genommen?

3. Wie stellt das BKA heute sicher, dass die Wahrnehmung seiner Aufgabe –
die Kriminalit�tsbek�mpfung – der Werteordnung des Grundgesetzes ent-
spricht?

Ich hoffe, dass wir am Ende unserer Veranstaltungsreihe der Beantwortung dieser
Fragen ein gutes St�ck n�her gekommen sind.

Zur Klarstellung mçchte ich erg�nzend Folgendes anmerken:

Wir kçnnen keine justizielle Aufarbeitung nationalsozialistischer Verbrechen
durch fr�here Mitarbeiter des BKA leisten. Dies mag ein berechtigtes For-
schungsinteresse sein, es m�sste aber gesondert gemeinsam mit den Justizbehçr-
den initiiert werden.

Sollten wir zu dem Schluss kommen, dass im Hinblick auf die Geschichte des
Bundeskriminalamts und die Auswirkungen der nach dem Kriege eingestellten
ehemaligen Angehçrigen des nationalsozialistischen Regimes f�r das BKA des
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Jahres 2007 noch Forschungsbedarf besteht, wollen wir ein Forschungsprojekt an
externe Wissenschaftler vergeben.

III. Warum wir uns erinnern m�ssen: die Rolle der Polizei im
Nationalsozialismus

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir wissen heute, wie sehr sich alle gesellschaftlichen Bereiche – darunter die
Medizin, die Justiz und eben auch die Polizei – von den Nationalsozialisten zur
Durchsetzung ihrer ideologischen Ziele instrumentalisieren ließen.

Wir wissen, dass die Polizei der nationalsozialistischen Zeit in das menschenver-
achtende System der Gewaltherrschaft St�ck f�r St�ck integriert worden ist und
als St�tze des Systems schwere Schuld auf sich geladen hat.

Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen belegen die aktive Teilhabe der Po-
lizei in der Zeit von 1933 bis 1945 an der Verfolgung bestimmter Gruppen: von
den politisch Andersdenkenden und gesellschaftlichen Minderheiten wie Homo-
sexuellen, Sinti und Roma, �ber die als „asozial“ Diffamierten bis hin zu den Ju-
den.

Polizeiverb�nde waren in den Vernichtungskrieg und Vçlkermord systematisch
einbezogen. Die Geschichtsforschung hat nachgewiesen, dass Mordaktionen in
milit�risch besetzten Gebieten durch die zust�ndigen Orts- und Feldkommandan-
turen der Wehrmacht in enger Absprache mit SS- und Polizeieinheiten vorbereitet
und durchgef�hrt wurden.

Die Polizei hat bei der Judenvernichtung eine aktive Rolle eingenommen: Polizei-
dienststellen haben auf kommunaler Ebene in Deutschland intensiv an den Vor-
bereitungen zur Erfassung von Juden f�r die Deportationen mitgewirkt, Polizei-
beamte haben Gettos bewacht, Gettos ger�umt, Transporte in die Vernichtungs-
lager bewacht. Sie waren an Massenerschießungen und Menschenjagd auf ent-
kommene oder versteckte Juden beteiligt.

Wie konnte es zu einer solchen Radikalisierung der Polizei kommen? Wie konnte
es dazu kommen, dass die Polizei vor allem im Krieg immer st�rker in die Ver-
nichtungsaktionen und Verbrechen des NS-Regimes einbezogen wurde?

Die Nationalsozialisten strebten eine mçglichst weitgehende Verquickung von
Kriminalpolizei und Gestapo mit der SS an. Die Verschmelzung von Polizei
und Partei bzw. nationalsozialistischer Ideologie sollte unter anderem dadurch ge-
lingen, dass Polizei und SS dem 1939 neu gegr�ndeten Reichssicherheitshaupt-
amt unterstellt wurden. Auch dadurch, dass hohe SS-Funktionen an Polizei-
beamte �bertragen wurden.

Eine neue Stufe der Radikalisierung und Dehumanisierung trat durch Gewalt-
und Tçtungserfahrungen des Krieges selbst ein. Seit Kriegsbeginn wurden Poli-
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zeibeamte zu Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes
sowie zur Geheimen Feldpolizei vor allem im Osten abgeordnet.

1941 wurden beispielsweise durch das Polizeibataillon 45 in der N�he von Kiew
33.000 Juden ermordet. Insgesamt sind – nach dem derzeitigen Wissensstand –
mindestens 150.000 bis 200.000 Menschen durch Einheiten der deutschen Ord-
nungspolizei im ausw�rtigen Einsatz ermordet worden.

Daneben vertraten auch Kriminalisten und Kriminologen immer radikalere Posi-
tionen – insbesondere im Hinblick auf die Kriminalpr�vention. Sie wurden dem
nationalsozialistischen Denken und seiner Rassenpolitik angepasst, die auf die
Erhaltung der deutschen Volksgemeinschaft abzielte.

Durch den schleichenden Einfluss der SS und der Gestapo entstand das rassisti-
sche Modell einer vçlkischen Pr�ventivpolizei.

Nicht der Schutz individueller Rechte und die Bewahrung einer bestehenden
Ordnung – so wie wir – verk�rzt – heute den Handlungsrahmen der Polizei defi-
nieren – galten damals als Aufgabe der Polizei. Die Polizei des NS-Regimes sollte
nicht nur das Volk als Ganzes sch�tzen, sondern aktiv auf die Herstellung der
deutschen Volksgemeinschaft hinarbeiten. Dabei war selbstverst�ndlich hand-
lungsleitend, was die nationalsozialistische Ideologie als Volksgemeinschaft de-
finierte.

Die Brutalisierung und Entmenschlichung von Denken und Handeln zeigte sich
auch in der Sprache: Jeder, der nationalsozialistischen Zielen zuwiderhandelte,
sollte ohne R�cksicht auf die strafrechtliche Verfolgbarkeit „ausgemerzt“ wer-
den.

Als Hauptaufgabe der Polizei galt die „auf Vernichtung abzielende, scharfe Be-
k�mpfung des Berufsverbrechertums“.

Die vçllige Missachtung und Aufhebung elementarer Grundrechte f�hrte zu
Maßnahmen außerhalb richterlicher Kontrolle. So war beispielsweise eine zeit-
lich unbeschr�nkte Internierung mçglich. Diese nationalsozialistische Vorbeu-
gehaft war regelm�ßig die Vorstufe zu einer �berweisung in ein Konzentrations-
lager.

Die polizeiliche Pr�ventionsarbeit richtete sich gegen das so genannte „Berufs-
verbrechertum“, aber auch gegen immer neue Gruppen wie die der so genannten
„Asozialen“, der „Arbeitsunwilligen“ und „Wehrunw�rdigen“, die – angeblich –
die „Allgemeinheit gef�hrdeten“ – Blankoformeln also, die der Entscheidungs-
freiheit der Polizei keine Grenzen mehr zogen. Polizeilicher Willk�r waren damit
T�r und Tor geçffnet.

Heinrich Himmler, Reichsf�hrer-SS und Chef der deutschen Polizei, spricht in
einem Vortrag vor Offizieren am 14. Oktober 1943 davon, dass bis zu diesem
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Zeitpunkt 110.000 nichtj�dische Deutsche in die Konzentrationslager deportiert
wurden, darunter 40.000 politische Gegner und 70.000 „Asoziale“.

Er vergaß die etwa 30.000 deutschen Sinti und Roma zu erw�hnen, die – ebenfalls
von der Schutz- und Kriminalpolizei – in die Lager deportiert worden waren.

Die polizeilichen Entscheidungstr�ger versuchten, diese Verbrechen mit Hilfe der
Kriminalbiologie zu legitimieren.

Sie definierten den von der Polizei zu bezwingenden „Feind“ biologisch, d. h.
durch seine Erbanlagen. Statt krimineller Milieus wurden angeblich kriminelle
Gene f�r solches Verhalten verantwortlich gemacht, das von nationalsozialisti-
schen Vorstellungen �ber Disziplin und Moral abwich.

Strategisch ging es den damaligen Entscheidungstr�gern darum, alle, deren Reso-
zialisierbarkeit im Hinblick auf nationalsozialistische Ziele fraglich erschien,
durch Internierung „auszumerzen“.

Die kriminalbiologische Schule war keine deutsche Erfindung, sondern gehçrte
damals europaweit zu den einflussreichsten Strçmungen innerhalb der Krimino-
logie. Neu war jedoch das staatliche Bestreben, kriminalbiologischen Rassismus
als Teil von Rassenpolitik zu institutionalisieren und in einem bis dahin unvor-
stellbaren Maße durchzusetzen.

Nicht alle Polizeibeamten, die unmittelbar an Maßnahmen der Ausgrenzung, Ent-
rechtung und Auspl�nderung bis hin zu Deportationen beteiligt waren, handelten
notwendigerweise mit „nationalsozialistischem �bereifer“. Es waren arbeitstei-
lige Verwaltungsakte, an denen die unterschiedlichen Institutionen als notwen-
dige Erf�llungsgehilfen beteiligt waren. Die Beteiligten ließen sich von Termin-
genauigkeit und �ußerer Korrektheit bei Planung, Organisation und Ablauf der
Deportationen leiten – all dies war Ausdruck einer g�ngigen Routine.

Dadurch, dass die beteiligten Polizeibeamten auf Anweisung handelten und die
Dienstwege einhielten, schien ihnen dieses formalisierte Handeln legitimiert zu
sein. Der Grund einer Festnahme interessierte einzelne Polizeibeamte oftmals
�berhaupt nicht. Der Prozess der b�rokratisch-arbeitsteiligen Formalisierung
von Abl�ufen und Entscheidungen, die im Extremfall �ber Leben und Tod ent-
schieden, die g�ngige Reduktion von Menschen auf den Status von Akten, Kar-
teikarten und Listennummern – all dies ermçglichte die emotionale und soziale
Distanz gegen�ber den Verfolgten.

Diese unreflektierten und entmenschlichenden Abl�ufe und Handlungspraxen er-
innern uns heute an das, was Hannah Arendt mit Bezug auf Adolf Eichmann als
„die Banalit�t des Bçsen“ bezeichnet hat.
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IV. Situation nach 1945

Wenden wir uns nun der Situation nach 1945 zu.

Bis Ende der 50er Jahre fanden die meisten ehemaligen Polizeiangehçrigen aus
der NS-Zeit erneut eine Anstellung in der Polizei. Ehemalige Parteimitglieder
– bis hin zu SS-Angehçrigen – konnten ihre Karrieren fortsetzen – auch im Bun-
deskriminalamt.

Nach dem Krieg bildeten 48 Beamte des ehemaligen Reichskriminalpolizeiamts
den Kern des am 1. Januar 1946 gegr�ndeten Kriminalpolizeiamts f�r die Briti-
sche Zone.

Dessen Belegschaft wurde wiederum f�nf Jahre sp�ter – am 8. M�rz 1951 – in das
neu gegr�ndete Bundeskriminalamt �berf�hrt.

Nach bisherigen Erkenntnissen waren Ende der 50er Jahre im Bundeskriminal-
amt fast alle leitenden Positionen mit ehemaligen Nationalsozialisten besetzt:
von 47 F�hrungsbeamten 33 ehemalige SS-F�hrer, darunter 2 Sturmbann- und
20 Hauptsturmf�hrer.

Erst in sp�teren Jahren gelang es, in grçßerem Stil junge und erst nach dem Krieg
geborene Kr�fte einzustellen. Insbesondere auch Mitarbeiter aus freien Berufen
oder Hochschulabsolventen aus sehr unterschiedlichen wissenschaftlichen Dis-
ziplinen und mit polizeiuntypischen Sozialisationsverl�ufen. Heute gibt es keinen
Polizeivollzugsbeamten im BKA, der vor 1945 geboren wurde.

Die Dichte stark belasteter Beamter in F�hrungspositionen der bundesdeutschen
Kriminalpolizei nach 1945 wirft nat�rlich die Frage auf: Wie konnte es dazu kom-
men, dass die Entnazifizierung in der Polizei ganz offensichtlich nicht im erfor-
derlichen Umfang durchgef�hrt worden ist?

Die politisch Verantwortlichen glaubten damals – insbesondere vor der sich zu-
spitzenden politischen Situation des Kalten Krieges – nicht auf einschl�gige Kri-
minalexperten verzichten zu kçnnen.

Die Amnestie-, Rehabilitations- und Integrationsdebatten nach Kriegsende f�hr-
ten dazu, dass die Entnazifizierungsbestimmungen der Alliierten schrittweise ge-
lockert wurden. 1951 wurden rund 180 Personen, die zum Funktionieren des NS-
Systems entscheidend beigetragen hatten und in den so genannten „N�rnberger
Nachfolgeprozessen“ verurteilt worden waren, begnadigt. Diese Begnadigungen
erregten damals große çffentliche Aufmerksamkeit. Sie waren der Auftakt zur
Auflçsung des westalliierten Bestrafungsprogramms.

Die Straffreiheitsgesetze von 1951 und 1954 bildeten die Grundlage f�r Wieder-
einstellungsanspr�che zahlreicher Beamter, darunter zehntausende NS-belastete
Polizeibeamte.
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Schließlich wurden bei Einstellungen oder Befçrderungen keine konkreten T�tig-
keitsnachweise mehr f�r die Jahre 1933 bis 1945 gefordert, SS-R�nge nicht l�nger
in den Personalkarteien festgehalten.

Wir m�ssen uns im Bundeskriminalamt die Frage stellen: Wer waren unsere
Gr�ndungsv�ter? Wer waren diese Leute, die in der Polizei w�hrend des national-
sozialistischen Regimes und dann im 1951 neu gegr�ndeten Bundeskriminalamt
arbeiteten? Welche Rolle spielten diese Wiedereingestellten im BKA?

Es gibt gesicherte Hinweise darauf, dass Cliquen und Seilschaften, die w�hrend
der NS-Zeit entstanden waren, auch nach dem Krieg zusammenhielten und sich
gegenseitig bei der Wiedereinstellung in die Polizei geholfen haben.

Politisch Vorbelastete versuchten, das eigene Handeln zu rechtfertigen: Versuche
am Menschen im Dienste der Wissenschaft, die Bindung der Richter an den
Rechtspositivismus, der Befehlsnotstand, die automatische Dienstgradanglei-
chung und der Mythos von der Partisanen- und Bandenbek�mpfung im Osten –
all dies sind Legendenbildungen, die mittlerweile wissenschaftlich entweder wi-
derlegt oder zumindest relativiert wurden.

Die Polizei stand mit dem Modus ihrer Vergangenheitspolitik w�hrend der 50er
Jahre nicht allein da. Vielmehr kann ihr Verhalten als repr�sentativ f�r den Um-
gang westdeutscher Funktionseliten mit der NS-Vergangenheit der eigenen Mit-
glieder gelten.

V. Alte Konzepte in neuen �mtern?

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

bei der Frage, inwieweit die polizeilichen Behçrdenstrukturen des NS-Regimes
das Bundeskriminalamt gepr�gt haben, geht es zum einen um personelle Kon-
tinuit�ten.

Daran schließt sich die Frage an, ob personelle Kontinuit�ten auch dazu gef�hrt
haben, dass unter den Nationalsozialisten eingef�hrte organisatorische Abl�ufe
und kriminalistische Ans�tze fortgef�hrt wurden. Und ob diese Abl�ufe und An-
s�tze aus unserer heutigen Sicht kritikw�rdig sind.

Ferner ist f�r uns von Interesse, ob nationalsozialistisch gepr�gte Sichtweisen
dessen, was als ,kriminell�, ,strafrechtsw�rdig�, ,abweichend� oder ,sozial-kon-
form� galt, �bernommen wurden und wenn ja, mit welchen Konsequenzen.

Gerade in Reaktion auf das NS-Regime und seinen schrankenlos bevollm�chtig-
ten, intransparenten und willk�rlichen „Polizeistaat“ wurde die bundesdeutsche
Polizei umfassenden Kontrollmechanismen unterworfen: durch Recht und Ge-
setz, das Parlament, die Justiz, den Datenschutz und die Medien. Diese Kontroll-
mechanismen sind wichtig und richtig!
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Wie wichtig allerdings die Klarstellung ist, in welchem Verfassungsrahmen sich
die Polizei heute bewegt, welchen institutionellen Kontrollmechanismen sie
heute unterworfen ist – dies zeigt sich in aktuellen çffentlichen Diskussionen
um rechtspolitische Forderungen und den Einsatz kriminaltaktischer Maßnah-
men.

Immer wieder wird die Polizei heute mit Begriffen wie ,�berwachungsstaat� oder
,Schn�ffelstaat� konfrontiert. Derartige Anschuldigungen sind – bei allem Ver-
st�ndnis f�r eine wachsame und kritische Beobachtung aktueller Entwicklungen
innerhalb der Polizei – aus zwei Gr�nden nicht angebracht:

1. Sie stellen unsere heutige Polizei in die N�he der nationalsozialistischen Poli-
zei oder Polizeien anderer totalit�rer Staaten und suggerieren damit eine Ver-
gleichbarkeit. Eine Vergleichbarkeit, die angesichts der von mir beschriebe-
nen Rolle der nationalsozialistischen Polizei jeder Grundlage entbehrt. Unsere
Polizei heute ist eine dem demokratischen Verfassungsstaat und seiner frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung aufs engste verbundene Institution.

2. Gleichzeitig verharmlosen und relativieren derartige Vergleiche das totalit�re
diktatorische Regime der NS-Zeit und die schrecklichen Verbrechen, die die
Polizei unter den Nationalsozialisten tats�chlich begangen hat.

Ich mahne daher einen vorsichtigeren Umgang mit Begrifflichkeiten an.

Nat�rlich verlangt eine Kontrolle der Polizei, dass rechtspolitische Forderungen
und Maßnahmen kontrovers diskutiert werden – gerade im Hinblick auf die Kon-
trollmechanismen, denen die Polizei – zu Recht! – unterworfen ist. Genauso rich-
tig und wichtig ist es, dass das sensible Spannungsfeld von Recht und Sicherheit
im çffentlichen Diskurs immer wieder ausbalanciert wird.

Diesem çffentlichen Diskurs stellen wir uns: Das Bundeskriminalamt steht f�r
eine transparente Polizei, die den offenen Umgang mit politischen Institutionen,
den Medien und der �ffentlichkeit sucht. Dass dies so ist, daf�r steht auch unsere
heutige Veranstaltung, in aller �ffentlichkeit – zusammen mit Vertretern der Wis-
senschaft – die historische Aufarbeitung unserer Behçrde in Angriff zu nehmen.

VI. Modernes Polizeiverst�ndnis

Sehr geehrte Damen und Herren,

was lernen wir aus unserer Vergangenheit im Hinblick auf ein modernes Polizei-
verst�ndnis?

Polizei ist nach meinem Verst�ndnis nicht apolitisch, aber parteipolitisch neutral.
Polizei erkennt den Primat der Politik an, ist aber kein bloßes Instrument der gel-
tenden Herrschaftsordnung.
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Polizei ist heute Mittel und Medium der streitbaren Demokratie. Sie bewegt sich
im Spannungsfeld der aus den Grundrechten abgeleiteten Abwehrrechte der
B�rgerinnen und B�rger einerseits und der Schutzpflichten des Staates anderer-
seits.

Polizei gew�hrleistet im Rahmen der Verfassungsordnung die politische Ver�nde-
rungschance.

Polizeibeamte bençtigen daher ein solides und zugleich sensibles Verst�ndnis f�r
unsere demokratischen rechtsstaatlichen Strukturen.

Auch heute gilt: Keine Institution repr�sentiert staatliche Macht so unmittelbar
und sp�rbar f�r die B�rgerinnen und B�rger wie die Polizei mit ihren umfangrei-
chen Eingriffserm�chtigungen.

Daraus ergibt sich folgender Umkehrschluss: So wie der B�rger das Handeln der
Polizei wahrnimmt, wird auch sein Vertrauen oder Misstrauen in unseren Staat
gest�rkt.

Polizeiliche T�tigkeit ist daher auch immer ein St�ck Mitwirkung an der Verfei-
nerung des Grundrechtsverst�ndnisses aller.

F�r die Einhaltung von Grundrechten ist die bloße Kodifizierung nicht ausrei-
chend. Grundrechte m�ssen anerkannt und tagt�glich gelebt werden. Lebendiges
Recht erfordert, sich selbst – auch unter Risiken und Opfern – f�r die Werte un-
serer Verfassung einzusetzen. Das gilt f�r uns alle, denn Verantwortung f�r unser
Gemeinwesen ist nicht teilbar!

Polizeibeamte sollen in Begegnungen mit dem B�rger die Norm, die sie anwen-
den m�ssen, vermenschlichen. An erster Stelle muss hier die Kommunikation ste-
hen. Gewalt- oder Zwangsanwendung kann nur die Reserve der Kommunikation
sein.

Polizeiliches Handeln legitimiert sich – neben rechtsstaatlichen Bindungen –
durch Humanit�t, Gerechtigkeit und durch Toleranz. Und dabei meine ich nicht
eine Toleranz, die auf einem Machtgef�lle beruht. Ich meine eine Toleranz, die
die Differenz und das Fremde anerkennt.

Ein Denken in Feindkategorien w�re ein Anzeichen f�r den Verlust an humanit�-
rer Orientierung. Dies gilt im �brigen f�r jede Form menschlichen Handelns.

Toleranz und Achtung vor dem Anderen braucht die Erinnerung, was Menschen-
verachtung an Gr�uel und Leid zu schaffen vermag.

Wenn Angehçrige der Polizei die Ursachen des polizeilichen Machtmissbrauchs,
das historische Ausmaß der Verstrickungen in die Verbrechen der NS-Gewalt-
herrschaft und dessen Auswirkungen kennen – dann schaffen wir damit zugleich
eine wichtige Grundlage f�r eine b�rgerfreundliche Polizeiarbeit heute. Durch
einen m�ndigen Polizisten, der im Kantschen Sinne den Mut hat, sich seines eige-
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nen Verstandes zu bedienen und nicht willf�hriger Vollstrecker des von oben An-
geordneten ist.

Wie l�sst sich verhindern, dass die Polizei zum bloßen Instrument einer diktato-
rischen Herrschaftsordnung wird?

Die NS-Gewaltherrschaft lehrt uns, wie problematisch es ist, wenn Verwaltungs-
abl�ufe verkrustet sind,Verfahren rein b�rokratisch ablaufen, ohne ethisch reflek-
tiert zu werden, und wenn Gewalt durch Befehl von oben autorisiert und legiti-
miert wird.

Wir brauchen daher den m�ndigen und zugleich selbstkritischen Polizeibeamten,
der weiß, was Rechtstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte bedeuten. Von
diesem Berufsbild m�ssen wir uns leiten lassen, wenn wir die organisatorischen
Rahmenbedingungen, unsere F�hrungsgrunds�tze und die Aus- und Fortbildung
der Polizei weiter entwickeln.

Wir m�ssen einen kooperativen F�hrungsstil praktizieren, der Raum f�r kritische
Auseinandersetzungen schafft.

Die Rolle der Polizei im Nationalsozialismus wird bereits seit einigen Jahren im
Rahmen der Aus- und Fortbildung unseres Nachwuchses – insbesondere unserer
zuk�nftigen F�hrungskr�fte – thematisiert.

Ein zentrales Anliegen dieser Veranstaltungsreihe ist auch, dass wir den neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnisstand f�r unsere Lehrinhalte nutzen wollen. Wir
m�ssen uns kritisch fragen: Gibt es Anpassungs-, gegebenenfalls Intensivie-
rungsbedarf hinsichtlich unserer Ausbildungskonzepte, unserer Ausbildungs-
inhalte, unseres zeitlichen Ansatzes?

Wir wollen unseren Nachwuchs noch st�rker als bisher f�r dieses Thema sensibi-
lisieren. Dazu gehçrt auch die Erçrterung dessen, was das BKA als rechtsstaatlich
verfasste Behçrde auszeichnet. Und wie wir konkret – in der Praxis – tagt�glich
bestrebt sind, unsere Aufgaben gem�ß der Werteordnung des Grundgesetzes zu
erf�llen.

VII. Klare Signale gegen Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

heute haben wir die Mçglichkeit, uns kritisch mit unserer Vergangenheit aus-
einanderzusetzen und daraus zu lernen.

Wer allerdings glaubt, die Geister der Vergangenheit w�ren f�r immer vertrieben,
der irrt.

Es vergeht kaum ein Tag, in dem in polizeilichen Lageberichten und in den
Medien nicht von �bergriffen von Neonazis berichtet wird.
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Das rechtsextremistische Potenzial in Deutschland bel�uft sich dem Verfassungs-
schutz zufolge derzeit auf etwa 39.000 Personen. Die Zahl rechtsextremistischer,
fremdenfeindlicher und antisemitischer Kriminalit�t hat im vergangenen Jahr mit
�ber 18.000 polizeilich gemeldeten Straftaten einen neuen Hçchststand erreicht.

Obgleich es sich �berwiegend um Propagandadelikte handelt, gilt damit auch
heute: Mehr als 60 Jahre nach Ende der NS-Gewaltherrschaft wird ein allgemei-
nes Klima der Angst und Einsch�chterung erzeugt, unter dem besonders unsere
ausl�ndischen Mitb�rgerinnen und Mitb�rger leiden.

Dies muss uns nachdenklich stimmen. Angst, Einsch�chterung – und rechtsradi-
kaler Gewalt schutzlos ausgeliefert zu sein –, das darf es in unserem Staat nach
den Erfahrungen der Vergangenheit nicht mehr geben!

Vor allem d�rfen auch nicht im Geringsten Zweifel an der Polizei und ihrer F�hig-
keit und Entschlossenheit aufkommen, Minderheiten zu sch�tzen.

Von polizeiexternen Betrachtern wird gelegentlich der Eindruck vermittelt, als
h�tte die Polizei die Zeichen der Zeit nicht erkannt.

Das Gegenteil ist der Fall! Es ist nicht �bertrieben zu behaupten, dass neben dem
internationalen Terrorismus kaum ein anderes Thema einen solch hohen Auf-
merksamkeitswert in der Polizei hat. Im Bundeskriminalamt bildet die Bek�mp-
fung des Rechtsextremismus seit vielen Jahren einen Aufgabenschwerpunkt.

Das polizeiliche Bek�mpfungskonzept gegen Rechtsextremismus in Deutschland
ist breit gef�chert:

Bundesweit hat die Polizei bereits vor vielen Jahren Fachdezernate eingerichtet
und Ermittlungsgruppen gebildet, die konsequent Strafverfolgung betreiben –
so auch das BKA.

Hinzu kommen Offensiven im Internet, die wir gemeinsam mit großen deutschen
Providern gegen rechtsextremistische Homepages gestartet haben.

Ein weiteres Standbein ist die Pr�vention: Die Polizei ist çffentlich pr�sent; Wort-
f�hrer von Gruppen, die in der �ffentlichkeit auff�llig werden, werden angespro-
chen und herausgelçst; die Polizei sucht die direkte Ansprache durch Hausbesu-
che.

Wir wollen aber noch mehr. Wir wollen Trends, Entwicklungen und Brennpunkte
bei der Straftatenentwicklung mçglichst fr�hzeitig erkennen, damit wir entspre-
chend gegensteuern und unsere Ressourcen optimal einsetzen kçnnen. Seit An-
fang 2006 arbeitet eine Projektgruppe im Bundeskriminalamt daran, Indikatoren
f�r rechtsextremistische Bestrebungen zu entwickeln. Dazu gehçrt auch, dass alle
Sicherheitsbehçrden ihre Informationen auf mçglichst breiter Basis austauschen.
Fr�herkennung ist das strategische Ziel.
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Auch international n�hern sich die Sicherheitsbehçrden bei der Bek�mpfung des
Rechtsextremismus immer weiter an. Das Bundeskriminalamt hat 2006 die
zweite EU-weite Arbeitstagung zusammen mit Schweden und �sterreich aus-
gerichtet. Neben 20 europ�ischen Staaten nahmen Vertreter des Generalbundes-
anwalts sowie des Monitoring Centre of Racism and Xenophobia (EUMC) aus
Wien teil. Erstmals konnten auch Rum�nien, Bulgarien und Russland in das In-
formationsnetzwerk eingebunden werden. Neben dem Austausch von Erfahrun-
gen geht es langfristig darum, Bek�mpfungsans�tze gemeinsam zu entwickeln
und umzusetzen.

Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Intoleranz und Rechtsextremismus sind
auch Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen in der Polizei. Sie werden
in der Aus- und Fortbildung f�r alle Laufbahnen thematisiert. Und sie werden
durch die Auseinandersetzung mit der unheilvollen Geschichte der deutschen
Polizei im Nationalsozialismus in lebendiger Erinnerung gehalten.

Die Polizei wird weiterhin einen Schwerpunkt auf die Bek�mpfung dieser Krimi-
nalit�tsfelder legen.

Wir m�ssen uns mit aller Kraft gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlich-
keit einsetzen – innerhalb der Gesellschaft genauso wie in unseren eigenen Rei-
hen. Polizeibeamte, die sich fremdenfeindlich, antisemitisch oder rassistisch ver-
halten, gehçren nicht in die Polizei!

VIII. Schluss

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

auch wenn der zweite Weltkrieg seit mehr als sechzig Jahren vor�ber ist, wird er
damit nicht zur Vergangenheit. Auch f�r die Polizei ist er Teil ihrer Geschichte,
mit all seinen Gr�ueltaten und Entsetzlichkeiten, denen sich niemand, der heute
Polizeibeamtin oder Polizeibeamter ist, entziehen kann.

Nat�rlich werfen diese Gedanken die Frage auf, wie man sich selbst verhalten
h�tte in dieser Zeit und wie man sich heute verh�lt.

Hannah Arendt hat gesagt: „Das Hçchste, was man erreichen kann, ist zu wissen
und auszuhalten, dass es so und nicht anders gewesen ist!“ Mit dieser Erkenntnis,
denke ich, wird die zentrale Anforderung an die Auseinandersetzung mit der
deutschen Geschichte und auch f�r uns in der Polizei mit unserer Geschichte for-
muliert.

Wissen und Aushalten – das setzt die Bereitschaft und die F�higkeit voraus, sich
zu çffnen, sich zu erinnern, sich auseinanderzusetzen mit den Gewaltausbr�chen
eines Volkes, die ein ganzes Jahrhundert gepr�gt haben. Wir m�ssen uns aus-
einandersetzen mit dem, was war, und wir m�ssen fragen nach den Ursachen
f�r das individuelle und kollektive Verhalten der Menschen in dieser Zeit.
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Wir m�ssen nach dem fragen, was ist, insbesondere nach den heutigen Kon-
sequenzen dieses dunkelsten Kapitels der deutschen Geschichte.

Wir in der Polizei m�ssen uns dauerhaft mit unserer gesellschaftspolitischen
Rolle auseinandersetzen und mit den Einfl�ssen, die unsere berufsspezifische
Umwelt, unser Denken, Handeln und F�hlen im Einzelfall bestimmen.

Wir m�ssen uns sensibel f�r, aber auch wachsam gegen�ber der staatlichen Macht
zeigen, die wir repr�sentieren und aus�ben.

Abschließend mçchte ich den fr�heren Bundespr�sidenten Richard von Weizs�-
cker zitieren:

„Es gibt keine endg�ltig errungene moralische Vollkommenheit – f�r niemanden
und kein Land! Wir haben als Menschen gelernt, wir bleiben als Menschen ge-
f�hrdet.

Aber wir haben die Kraft, Gef�hrdungen immer wieder von neuem zu �berwin-
den.

Hitler hat stets damit gearbeitet, Vorurteile, Feindschaften und Hass zu sch�ren.
Die Bitte an die jungen Menschen lautet: Lassen Sie sich nicht hineintreiben in
Feindschaft und Hass gegen andere Menschen, gegen Russen oder Amerikaner,
gegen Juden oder T�rken, gegen Alternative oder Konservative, gegen Schwarz
oder Weiß.

Lernen Sie, miteinander zu leben, nicht gegeneinander. Ehren wir die Freiheit, ar-
beiten wir f�r den Frieden, halten wir uns an das Recht. Dienen wir unseren inne-
ren Maßst�ben der Gerechtigkeit.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich danke Ihnen noch einmal f�r Ihr Kommen und �bergebe das Wort an Herrn
Giordano.
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Die zweite Schuld oder Von der Last ein Deutscher zu sein

Ralph Giordano

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich danke f�r die freundliche Einladung und f�r die freundlichen Worte und muss
sagen, ich bin sehr ger�hrt von dem, was bisher gesagt worden ist. Die Offenheit
ber�hrt mich. Denn diese Themen, die Sie angesprochen haben, waren �ber eine
lange Strecke meines langen Lebens absolute Tabus. Noch einmal meinen herz-
lichsten Dank f�r diese schonungslose Offenheit.

Ja, es ist richtig, wir leben in einem Land, wo dem grçßten geschichtsbekannten
Verbrechen, mit Millionen und abermillionen Opfern, die wohlgemerkt hinter den
Fronten umgebracht worden sind wie Insekten, das grçßte Wiedereingliederungs-
werk f�r T�ter gefolgt ist, das es je gegeben hat. Sie sind nicht nur straffrei davon-
gekommen, sondern sie konnten, von wenigen Ausnahmen abgesehen, ihre Kar-
rieren auch unbeschadet fortsetzen. Ich hoffe, dass das nicht nur einen �berleben-
den des Holocaust tief bedr�ckt. Die Funktionselite der alten Bundesrepublik war
bis in die 70er Jahre hinein nahezu identisch mit der unter Hitler, jedenfalls in wei-
ten Bereichen. Ich habe dar�ber gearbeitet, �ber die grçßere Strecke meines bis-
herigen Lebens.

Dass ich hier vor Ihnen stehe, ist Zufall. Meine Familie hat den Wettlauf zwischen
Endlçsung der Judenfrage und dem Endsieg der Alliierten auf das Knappste ge-
wonnen, auf das Knappste. Wenn die 8. britische Armee des britischen Feldmar-
schalls Montgomery ein paar Tage sp�ter gekommen w�re, dann w�ren meine Fa-
milie und ich in unserem rattenverseuchten Versteck verhungert.

Hamburg, Oktober 1945: Auf der Grindelallee, wenige Schritte vor mir, geht ein
hochgewachsener Mann mittleren Alters in Begleitung zweier Frauen, denen er
plçtzlich gestikulierend laut zuruft: „Die Juden, die Juden sind an allem schuld.“
Das allerdings bereut er schon in der n�chsten Sekunde, denn ich schieße ihm von
hinten mit meinen Schultern im Hechtsprung gegen die Kniekehlen, was ihn zu
Boden wirft, bearbeite den Kerl, der mindestens doppelt so viel wiegt wie ich,
so lange mit F�usten, Z�hnen und N�geln, bis er, ohne R�cksicht auf seine Beglei-
terinnen, mit langen S�tzen das Weite sucht. Eigentlich, ohne dass er sich wirklich
gewehrt hatte.

Es war sechs Monate nach meiner Befreiung am 4. Mai 1945 in Hamburg ein epo-
chales Ereignis, die Geburtsstunde der zweiten Schuld. Bis zum September 1945
noch h�tte sich in Deutschland kein Antisemit gewagt, sich çffentlich so laut zu
bekennen, wie es hier soeben geschehen war. Das nationale Kollektiv der Hitler-
anh�nger (Alexander und Margarete Mitscherlich in ihrem Buch „Die Unf�hig-
keit zu trauern“) hatte sich n�mlich im Mai jenes Jahres, als Hitler-Deutschland
kapitulierte, mit dem Schrei „wir sind nie Nazis gewesen!“ in Luft aufgelçst.
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Die kollektive L�ge quer durch die ganze Nation war so �berw�ltigend offenbar,
so grauenhaft einhellig, dass sich dieser Eindruck sogar den vergesslichsten Na-
turen f�r immer eingepr�gt hatte. F�r eine kurze Weile wollten die damaligen
Deutschen aus lauter Hitlergegnern bestanden haben – aus Angst. Die Logik
des schlechten Gewissens konnte gar nicht anders, als die eigene, enthumanisierte
Mentalit�t auf den siegreichen Gegner zu projizieren – Auge um Auge, Zahn um
Zahn.

F�r mich liegen die moralisch niederschmetterndsten Erfahrungen mit meiner
deutschen Umgebung nicht in der Zeit bis zur Befreiung, sondern in den Monaten
unmittelbar danach, angesichts solcher Unwahrhaftigkeit, Feigheit und Heuche-
lei. Die Generation der Sçhne, Tçchter und Enkel sollte wissen, wie sie sich da-
mals aufgef�hrt haben. All diese ehemaligen Anh�nger, Bef�rworter, Großspre-
cher, Nutznießer und Mitl�ufer des Dritten Reiches. Es hat in der Geschichte der
Menschheit kaum ein Beispiel wie dieses gegeben. Dann jedoch hatten die mit
dem Nationalsozialismus eng verbundenen Massen, die unter einer schweren Ver-
geltungsfurcht standen, herausgefunden, dass ihre alttestamentarischen Rache-
�ngste vor allem in ihrer Fantasie bestanden. Das gilt ganz gewiss f�r die drei
westlichen Besatzungszonen, das sp�tere Territorium der Bundesrepublik
Deutschland, das von Engl�ndern, Amerikanern und Franzosen okkupiert war.
Womit nicht gesagt sein soll, dass bei allem Entsetzlichen, was in ihrer Zone ge-
schehen ist – und es war entsetzlich genug – die çstliche Besatzungsmacht etwa
nach dem Vorbild der deutschen Eindringlinge in die Sowjetunion von 1941–1944
das Motto „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ angewandt h�tte, bei 25 Millionen
Toten, Zivilisten und Soldaten. Wehe, wenn es so gewesen w�re.

In jenem Oktober 1945 war es in Deutschland so weit, die Reaktion auf den un-
gerechtfertigten Vergeltungsschock machte sich w�tend Luft. Und zwar: Der
Hamburger Antisemit hatte sich durch den Zufall meiner Nachbarschaft ver-
sch�tzt. Die Regel jedoch wird mein Verhalten auf sein offenes Nazibekenntnis
gewiss nicht gewesen sein. Es war ein schlimmes Signal da auf der Grindelallee
am 15.10.1945. Wohl war Hitler und alles, was der Name symbolisiert, milit�risch
geschlagen, nicht aber ideologisch, nicht aber geistig oder besser ungeistig. Die
zweite Schuld hatte sich vorgestellt.

Jede zweite Schuld setzt ja eine erste voraus. Hier die Schuld der Deutschen, oder,
das ist auch wieder nicht richtig, ihrer Mehrheit unter Hitler. Die zweite Schuld,
die Verdr�ngung und Verleugnung der ersten nach 1945. Sie hat die politische
Kultur der Bundesrepublik bis auf den heutigen Tag wesentlich mitgepr�gt. Un-
sere Veranstaltung best�tigt es, eine Hypothek, an der noch lange zu tragen sein
wird. Denn es handelt sich nicht um einen bloß rhetorischen Prozess, nicht um
einen Ablauf im stillen K�mmerlein. Die zweite Schuld hat sich vielmehr tief ein-
gefressen in die Gesellschaftskçrper der zweiten deutschen, der bundesdeutschen
Demokratie nach der ersten von Weimar. Kern ist das, was in meinem Buch, „Die
zweite Schuld – oder von der Last, Deutscher zu sein“ der große Friede mit den
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T�tern genannt wird. Ihre kalte Amnestierung durch Bundesgesetze und durch die
nahezu restlose soziale, politische und wirtschaftliche Eingliederung w�hrend der
ersten zehn Jahre der neuen Staatsgeschichte. Das zweite Codewort, gleichsam
der rote Faden von der ersten bis zur letzten Seite, ist der Verlust der humanen Ori-
entierung. Ein tief aus der Geschichte des Deutschen Reiches bis hinein in unsere
Gegenwart wirkendes Defizit. Beide Codewçrter, „der große Friede mit den T�-
tern“ und „der Verlust der humanen Orientierung“, korrespondieren miteinander
und bilden meine Betrachtungsgrundlage bei meinem Versuch aufzukl�ren.

Hauptthema ist die historische Fehlentscheidung einer Mehrheit der heute �lteren
und alten Generation, sich mit der nationalsozialistischen Vergangenheit und der
eigenen Rolle in ihr ehrlich auseinanderzusetzen, belastende Erinnerungen abzu-
werfen und sich aus einem kompromittierenden Abschnitt selbst erlebter und mit-
gestalteter Nationalgeschichte herauszustehlen. Diese Mitt�terschaft einer Viel-
zahl bundesdeutscher Politiker aller Parteien, die um der W�hlerstimmen willen
dem nationalen Kollektiv der Hitleranh�nger bei Verdr�ngung und Verleugnung
weit entgegengekommen sind und damit ihren Anteil zur zweiten Schuld bei-
getragen haben und die 50er Jahre zu einem braunen Epilog gemacht haben, be-
trachte ich als Augen- und Ohrenzeuge.

Gleich eingangs also entschiedener Gebrauch eines hierzulande so verpçnten
Reizwortes wie Schuld. Es ist gegen das fein gesponnene Netz der Nachsicht,
das die Verdr�nger und die auf ihre Stimme erpichten Politiker �ber mindestens
fast 40 Jahre gewoben haben und passt deshalb nicht oder passte nicht. Der heu-
tige Tag hat uns eines anderen belehrt. Nicht in dem ungeschriebenen bundesdeut-
schen Polit-Knigge. Der Leser dieses Buches, das 1987 herausgekommen ist, soll
daran fr�h erkennen, wie wenig R�cksicht der Autor auf solche schlechten Ge-
wohnheiten nehmen wird. Wenn der Einwurf k�me, hier werde also angeklagt,
so widerspr�che ich nicht. Das t�te ich erst, wenn behauptet w�rde, ich erhçbe
Anklage. Denn die wohnt dem Thema ganz nat�rlich inne, geht es doch nicht et-
wa, ich wiederhole es, nur um moralische Kategorien allein, sondern auch um
einen blutig realen Hintergrund von nie dagewesenen Dimensionen, um Au-
schwitz und um alles, was dieser Name symbolisiert und materialisiert. Jeder per-
sçnliche Zusatz w�re nicht nur �berfl�ssig, er w�re auch vermessen. Der Einzelne
kann dem Urteil der Geschichte nichts mehr hinzuf�gen. Es ist gef�llt. Bei uns hat
sich eingeb�rgert, jede Thematisierung von Schuld im Zusammenhang mit der
Nazizeit als Selbstanmaßung, als politisches Pharis�ertum zu verd�chtigen, je-
denfalls �ber eine lange Strecke der Nachkriegsgeschichte. In der bezeichnenden
Allergie gegen Anklage steckt die Absicht, die publizistische Bearbeitung der
Schuldfrage �berhaupt zu verunglimpfen. Auch daf�r gibt es tausend Beispiele.
Die Schuldangst, die das çffentliche Bewusstsein der bundesdeutschen Gesell-
schaft so lange panisch bestimmt hat und – wenn auch abgeschw�cht – heute im-
mer noch bestimmt, hat damit ein sehr erfolgreiches Abschreckungsrezept gefun-
den.
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Umso wichtiger ist es Widerstand zu leisten und zu fragen. Wann werden die Ge-
nerationen der Eltern und Großeltern endlich aufhçren, die eigenen Sçhne,Tçch-
ter und Enkel mit ihren Rechtfertigungszw�ngen zu belasten? Erst wenn auch das
biologische Ende dieser Generation gekommen ist? Das kann noch etwas dauern.
Es ist den schuldlos beladenen Nachkommen jedoch schon genug an historischer,
politischer und moralischer Klarsicht verstellt worden. Anklage, Selbstanma-
ßung, Pharis�ertum? Ich will nichts, als mein Lichtmolek�l in jene Finsternis tra-
gen, in die die hartn�ckige Verdr�ngungsleistung der heute Alten, �lteren und �l-
testen ihr eigen Fleisch und Blut gest�rzt hat. Es lohnt nicht mehr, den noch leben-
den Rest der Ja-Sager und Versager anzuklagen, sie sind davongekommen.

Schuldbehandlung als Schuldaufkl�rung, das ist der Tenor dieses Buches. Es gibt
dankbarere Besch�ftigungen, wichtigere kaum, von der Last, Deutscher zu sein.

Am 17. Juli 1944 trug Thomas Mann an seinem kalifornischen Wohnsitz Pacific
Palisades in sein Tagebuch ein: „Man soll nicht vergessen und sich nicht ausreden
lassen, dass der Nationalsozialismus eine enthusiastische, funkenspr�hende Re-
volution, eine deutsche Volksbewegung mit einer ungeheuren seelischen Investie-
rung von Glauben und Begeisterung war.“ Das ist die Wahrheit. Und alles andere,
sage ich als Augenzeuge, ist die Unwahrheit. Die Verschmelzung war, bis auf
Reste, total und es gibt in der Geschichte der Deutschen kein Beispiel, das an
diese Amalgamierung von F�hrung und Volk auch nur entfernt heranreichen
kçnnte. Das war nur mçglich durch einen ungeheuren Verlust der humanen Ori-
entierung. Der Untergang des Dritten Reiches, so schreiben die Mitscherlichs in
„Die Unf�higkeit zu trauern“, sei ein katastrophales Ereignis gewesen, auf das die
große Mehrheit der Deutschen nicht vorbereitet war. Sie sei aufgrund ihrer All-
machtsfantasien keiner wirklichkeitsgerechten Vorschau in die Zukunft f�hig ge-
wesen. Diese Auseinandersetzung mit der Einsicht, dass die gewaltigen Kriegs-
anstrengungen – wie die ungeheuerlichen Verbrechen einer wahnhaften Aufbl�-
hung des Selbstgef�hls – einer ins Groteske gesteigerten Selbstliebe dienten,
h�tte zur vçlligen Entwertung des Selbstgef�hls f�hren und Melancholie auslçsen
m�ssen, wenn diese Gefahr nicht durch Verleugnungsarbeit schon im Keim abge-
fangen worden w�re.

Das ist die exakte Schilderung des Kollektivverhaltens w�hrend der ersten 20
Jahre im Nachkriegsdeutschland, an dem sich, was die noch lebenden Angespro-
chenen betrifft, auch in den seither noch einmal verstrichenen zwei Jahrzehnten
kaum etwas ge�ndert haben d�rfte. Die Verleugnungsarbeit setzte 1945 ein und
trat �berall mit den gleichen Artikulationen auf. Millionen Menschen, die sich
nie begegnet waren und einander also nicht kennen konnten, Menschen zwischen
Flensburg und M�nchen, Kçln und Berlin, fanden bis auf den Buchstaben genau
die gleichen Entlastungsformulierungen. Sie waren so elementar, dass sie sich da-
mals nicht nur epidemisch verbreiteten, sondern sich bis in unsere Zeit auch so gut
wie unversehrt erhalten haben. Ich habe das „kollektive Affekte“ genannt. Kollek-
tiv, weil die Uniformit�t dieser Affekte einem massenhaften, ja nationalen Grund-
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gef�hl entsprach, dem dann auch sogleich die historische Fehlentscheidung ent-
wuchs, nicht aufzuarbeiten, sondern zu verdr�ngen. Affekt, weil es sich um eine
j�he, unreflektierte und die erste Schreckstunde nicht �berwindende Reaktion
handelte. Wie die Schuldabwehr selbst, so mçgen auch kollektive Affekte zu-
n�chst von Scham gezeugt worden sein, was niemand bestreiten soll, jedenfalls
bei einer großen Zahl ehemaliger Hitleranh�nger. Das w�re eine moralische
R�ckwirkung, der Hinweis auf einen humanen Funken, der von der Asche der
zwçlf Nazijahre nicht g�nzlich erstickt werden konnte. So viel aber war von vorn-
herein klar: W�rde es bei diesem Ur-, diesem Erststadium der Auseinanderset-
zung mit jenem Abschnitt selbst erlebter und mitgestalteter Geschichte bleiben,
w�re unweigerlich eine innere Versteinerung die Folge. Wie es dann auch tats�ch-
lich, �berall zu h�ufig – leider – der Fall war. Die kollektiven Affekte sind der un-
verf�lschte Ausdruck eines Verlustes an humaner Orientierung, wie ihn in solch
inflation�rem Ausmaß wahrscheinlich kein anders Volk je erlitten hat. �lteren
wird der Wortlaut der „Affekte“ nur zu bekannt sein, dem jugendlichen Leser
aber sei wiederholt, dass sich die Artikulationen rhetorischer Schuldabwehr seit
Jahrzehnten nicht ge�ndert haben. Ich nenne drei von ihnen:

Der erste kollektive Affekt:

Es waren ja gar nicht sechs Millionen Juden, die umgebracht worden sind, son-
dern . . . – jeder von uns wird das gehçrt haben. Meist folgen dann Zahlenangaben,
die von f�nf Millionen auf einige Hunderttausend herabsinken, von der Null-Op-
fer-These der Auschwitz-Leugner gar nicht zu reden. Die Minimalisierer dieses
kollektiven Affektes 1 erweisen sich an anderer Stelle jedoch als ausgesprochene
Maximalisierer von Opferziffern, aber das stets nur, wenn es Deutsche betraf,
z. B. die Toten des Alliierten Luftkrieges und darunter wieder besonders die Dres-
dens. Die Zweifler an der Mordbilanz der Endlçsung nennen im Zusammenhang
mit dem Untergang Dresdens am 13. und 14. Februar 1945 gewçhnlich Zahlen
zwischen 120.000 und 200.000 Getçteten, w�hrend eine amtliche Liste 35.000
auff�hrt. Was immer an dem einen oder dem anderen stimmen mag oder nicht,
ein Bevçlkerungsteil, der sich gegen�ber den Erlassverbrechen vollkommen ver-
steinert gibt und deren Ziffern nicht weit genug herunterspielen kann, ganze Ge-
nerationen, deren Lebensgef�hl auf der Verniedlichung, der Bagatellisierung, ja
der Leugnung von NS-Opfern �berhaupt basiert, sie werden plçtzlich fuchsteu-
felswild, wenn sie meinen, dass die Zahlen deutscher Opfer zu tief angesetzt wer-
den. Das eigentliche Elend der Anh�nger dieses kollektiven Affektes, aber es wa-
ren ja gar nicht sechs Millionen Juden, um deren Beschaffenheit es geht, besteht
in einer Gesinnung, ja weniger als sechs Millionen ermordeten Juden, jedoch auf
mehr als 35.000 umgekommenen Dresdnern.

Der zweite kollektive Affekt:

„Aber wir haben doch von nichts gewusst.“ Was ist damit gemeint? Worauf be-
zieht sich das, dies von nichts gewusst? Es bezieht sich in der Regel und nach allen
meinen biografischen Erfahrungen auf Auschwitz und auf alles, was dieser Name
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symbolisiert und materialisiert, d. h. auf den industriellen Massenvçlkermord der
Jahre 1941–1945. Aber der kriminelle Charakter des Nationalsozialismus begann
nicht mit seinem Vernichtungsapparat, mit dem Reichssicherheitshauptamt, mit
der Abschlachtung der Juden. Das Verbrechen begann bereits mit den Maßnah-
men, die die demokratischen Freiheiten aufhoben, erst die Republik zerstçrten
und es setzt sich fort �ber die Verhaftung, Folterung und Ermordung politischer
Gegner von gestern, die Errichtung von Konzentrationslagern, die B�cherver-
brennung, den Boykott j�discher Gesch�fte schon im April 1933. Alles Gescheh-
nisse, von denen jedermann, jedenfalls jeder Erwachsene in Deutschland, gewusst
hat. Jedermann auch wusste von der Proklamation der N�rnberger Rassengesetze
vom September 1935, von der „viehischen“ Brutalit�t, mit der Hitler seinen Ri-
valen Ernst Rçhm und dessen Anhang umbringen ließ Ende Juni/Anfang Juli
1934, ich war elf Jahre alt, ich erinnere mich noch genau daran, es war das Ge-
spr�ch der Nation. Jedermann wusste von der so genannten Reichskristallnacht
im November 1938, dem bis dahin schrecklichsten Pogrom gegen die Juden im
Reich. Und jedermann wusste von den Deportationen dieser Juden ab 1940/1941,
denn das geschah unter freiem Himmel am helllichten Tag und �ber ganz
Deutschland verstreut.

Dieser kollektive Affekt, „Aber wir haben doch von nichts gewusst“, schafft
von der Machtergreifung bis zur Errichtung des Vernichtungsapparates unter
dem Dach des Reichssicherheitshauptamtes und dem Beginn seiner Mordprak-
tiken im Großformat nach dem �berfall auf die Sowjetunion eine quasi verbre-
chensfreie Strecke. Der Versuch, die kriminelle Gesamtheit des NS-Staates auf
einen Teilsektor oder eine bestimmte Phase seiner Herrschaft zu reduzieren,
dauert bis in unsere Tage an. Der Affekt signalisiert das immer noch fehlende
Bewusstsein, dass der Nationalsozialismus durch und durch verbrecherisch
war, von seiner Peripherie bis zu seinem Zentrum. Die neun Jahre zwischen
dem 30. Januar 1933 und der Wannsee-Konferenz am 20. Januar 1942, auf
der die „Endlçsung der Judenfrage“ in Deutschland beschlossen wurde, waren
keineswegs relativ, sie waren absolut verbrecherisch, aus dem Schoß, aus dem
dann die hçchste Institutionalisierung des NS-Staates kroch, die Mordmaschi-
nerie, die Einsatzgruppen und der Holocaust. Der Vernichtungsapparat unter
dem Dach des Reichssicherheitshauptamtes war die Spitze einer Staatsstruktur,
die voll in seinem Dienst stand. Dem kollektiven Affekt, „Aber wir haben doch
von nichts gewusst“, folgt �brigens meistens eine Zwillingsbeteuerung, sozusa-
gen ein Unteraffekt, der lautet: „Wir konnten doch nichts dagegen machen“. Da
sei doch in aller Unschuld gefragt, wogegen denn? Gegen das, was man nicht
gewusst haben will? Instabilit�ten wie diese wohnen dem gesamten Bau der
Schuldabwehr inne.

Und als letzten kollektiven Affekt:

„Die anderen haben auch Verbrechen begangen, nicht nur wir Deutschen.“ Das ist
eine ebenso unbezweifelbare wie niederschmetternde Wahrheit. Dennoch kann
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ihr hier nicht applaudiert werden, da die Motivation dieses kollektiven Affektes
nicht zustimmungsw�rdig ist. Ihm liegt n�mlich nicht das Erbarmen, wie es
scheint, mit allen Opfern zugrunde, sondern eben das Prinzip der Aufrechnung,
der Kompensation. Opfer, die deutschen �brigens eingeschlossen, werden zu blo-
ßen Verrechnungsobjekten des eigenen Entschuldungsbed�rfnisses, sehen sich zu
willkommenen Einheiten einer entseelten Toten-Arithmetik deklassiert. Das Ent-
lastungsbed�rfnis geht bis in die totale Inhumanit�t. Massaker, anderswo began-
gen, entsetzen nicht mehr die Grçßten. Der Verlust der Humanorientierung er-
reicht hier einen gewissen Gipfel.

Und jetzt, meine Damen und Herren, ein Sonderkapitel: Das Verh�ltnis NS-Justiz
– Bundesjustiz, das ich unter den Titel „Der perfekte Mord“ stelle.

Zun�chst, nach 1945 und f�r lange Zeit, saßen Alliierte �ber NS-T�ter zu Gericht,
die erste Welle. Die begann mit dem welthistorischen Paukenschlag des interna-
tionalen Milit�rtribunals gegen die 23 Hauptkriegsverbrecher in N�rnberg – eine
bis dahin einzigartige Suche nach S�hne und Gerechtigkeit f�r das beispielloseste
Verbrechen in der Menschheitsgeschichte. Der Prozess gegen die Hauptkriegs-
verbrecher blieb nicht der einzige. Ihm schlossen sich andere Mammutverfahren
an, die ausschließlich von Amerikanern durchgef�hrt wurden. Von US-Juristen,
die bereits am N�rnberger Hauptprozess teilgenommen hatten, die so genannten
Nachfolgeprozesse.

All diese Verfahren der Amerikaner auf deutschem Boden waren in ihrer gr�nd-
lichen Vorbereitung, straffen Durchf�hrung und juristischen Souver�nit�t ohne
Beispiel und sind ein ruhmreiches Blatt in der Geschichte des internationalen
Rechts. Wahr ist allerdings, und darauf haben Sie schon hingewiesen, dass zwei
Drittel der Urteile dieser NS-Prozesse der ersten Welle nicht vollstreckt wurden
und zwar wegen des Kalten Krieges nicht. Verantwortliche f�r die große Amnes-
tie der durch amerikanische und in geringem Maße auch durch britische und fran-
zçsische Milit�rgerichtshçfe verurteilten NS-Verbrecher war die verh�ngnisvolle
internationale Entwicklung zur globalen Blockpolitik der beiden Superm�chte,
die im gespaltenen Deutschland schon den Ausgang der Entnazifizierung und
die Auslegung des Artikels 131 [Grundgesetz] entscheidend mitbestimmt hat.
Die Deutschen, die Feinde von gestern, wurden nun als B�ndnispartner gebraucht
in West und Ost. Die Westintegration der Bundesrepublik kam nicht nur der rie-
sigen Gruppe der moralischen, der indirekten T�ter, sondern auch den Massen-
mçrdern zugute, und zwar keineswegs nur auf alliiertes Anraten, sondern unter
hçchst aktiver bundesdeutscher Beteiligung. Die B�ndnisf�higkeit forderte ihren
Preis, Straffreiheit f�r die Kriegsverbrecher.

1958 dann, nachdem die Funktionselite des Dritten Reiches �ber das Zwischen-
spiel der von den Alliierten durchgef�hrten NS-Prozesse der ersten Welle nahezu
folgenlos von der bundesdeutschen Nachkriegsgesellschaft aufgenommen wor-
den war, setzte die eigene, unsere Justiz, zu einer gigantischen Kraftanstrengung
an, die mit Ausl�ufern bis in unsere Tage dauert, n�mlich zu den NS-Prozessen
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der zweiten Welle. Diese �ra begann mit dem Ulmer Prozess gegen das Einsatz-
kommando Tilsit. Zehn Angeklagte, denen vorgeworfen wurde, nach dem �ber-
fall auf die Sowjetunion vom 22. Juni 1941 in einem 25 km breiten Streifen des
deutsch-litauischen Grenzgebietes alles j�dische Leben ausgelçscht zu haben.
Im August 1958, nach langen Monaten der Verhandlung, stellt sich heraus,
dass diese Teiltragçdie im Bereich der Einsatzgruppe A vor dem Milit�rtribunal
des US-amerikanischen Einsatzgruppenprozesses in N�rnberg �berhaupt nicht
aufgetaucht war. Welche Verbrechen lagen noch im Dunkeln? Mit dieser Frage
war eine Gewitterwolke aufgezogen, die seit Gr�ndung der Bundesrepublik
1949 am Himmel gedroht hatte. Hatte der Ulmer Prozess doch das Zuf�llige
und Unsystematische der bisherigen bundesdeutschen Strafverfolgung von NS-
Verbrechern zutage gefçrdert.

Unter dem Druck dieser Erkenntnis ließen die Justizminister der Bundesl�nder
hinter den Mauern des Badischen Landesgef�ngnisses in Ludwigsburg jene Vor-
ermittlungsinstanz entstehen, die einer ganzen Epoche ihren Stempel aufdr�cken
wird, n�mliche die zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufkl�rung
nationalsozialistischer Gewaltverbrechen; der Umst�ndlichkeit wegen kurz Zen-
tralstelle genannt. Ihre Aufgabe: Verbrechen zu verfolgen, die außerhalb der Bun-
desrepublik an Zivilpersonen im Zusammenhang mit den Kriegsereignissen, aber
außerhalb der eigentlichen Kriegshandlungen begangen worden waren, f�r die es
in der Bundesrepublik keinen Gerichtsstand gab. Seither hat die Zentralstelle zig-
tausende F�lle von NS-Verbrechen ermittelt und zahlreiche Verfahren ermçg-
licht, die, wie der Frankfurter Auschwitz-Prozess und das D�sseldorfer Majda-
nek-Verfahren, zu den grçßten der internationalen Rechtsgeschichte �berhaupt
z�hlen.

Und dennoch, trotz des Engagements der zentralen Ermittlungsbehçrde so vieler
Richter und Staatsanw�lte, trotz der immensen rein quantitativen Leistung, es
muss nach fast 40 Jahren �berblick gesagt werden, die Restprozesse der zweiten
Welle, die große deutsche Rechtsanstrengung gegen die NS-T�ter, sie bleibt den-
noch eine Phrase. Warum? Vor den Schranken der deutschen NS-Prozesse der
zweiten Welle standen die untersten Glieder einer Kette des industriellen Serien-,
Massen- und Vçlkermordes. Die kleinen Angestellten des Staatsverbrechens, die
niedrigsten Chargen des Verwaltungsmassakers, vor Gericht zitiert wurden die
Tçtungsarbeiter selbst, wie z. B. die SS-Scharf�hrer Gustav Sorge und Karl Schu-
bert aus den KZ Sachsen und Oranienburg oder wie Martin Sommer, die Bestie
von Buchenwald, und viele andere ihres Schlages. Nicht jene, die ihnen befohlen,
die ihnen das Menschenmehl f�r die Todesm�hlen zugeliefert hatten, sie nicht. Es
war die Gruppe, die nicht sagen konnte, sie habe von nichts gewusst, weil sie mit
ihren eigenen H�nden, mit ihren Nagelstiefeln, ihren Stçcken, ihren Schusswaf-
fen gemordet hatte und die, bis auf Ausnahmen, davon nat�rlich nichts zugab. Sie
standen vçllig zu Recht vor den Schranken der Schwurgerichte, die Kleinen. Aber
da sie die Hauptmasse der Angeklagten waren, stellte sich immer dringlicher
diese eine Frage: Wo sind eigentlich die Großen, die Planer, die Schreibtischt�ter,
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die Kçpfe der Mordzentrale des Reichssicherheitshauptamtes, die doch nicht alle
Selbstmord begangen hatten?

Die NS-Prozesse der zweiten Welle, an denen ich zu Dutzenden teilgenommen
habe, konzentrierten sich im Laufe der Zeit immer deutlicher auf den T�tertypus,
von dem vermutet wurde, er habe neben seiner allgemeinen Beteiligung am
Mordgeschehen einen eigenen, zus�tzlichen Beitrag zur staatlicherseits angeord-
neten Vernichtung geleistet. Nur dieser zus�tzliche Beitrag, nicht die bloße Betei-
ligung am Geschehen selbst, wurde in den Augen der bundesdeutschen Schwur-
gerichte zum eigentlichen, zum einzigen Delikt. Wer von den Wach- und Tç-
tungsmannschaften des Vernichtungsapparates am ordnungsgem�ßen Ablauf
mitgewirkt hatte, dem passierte vor den Schwurgerichten der NS-Prozesse der
zweiten Welle wenig oder gar nichts. Erst wenn durch Zeugen bekundet worden
war, dass der Angeklagte eine persçnliche Mehrleistung �ber die geforderte nor-
male hinaus vollbracht hatte, erst wenn das Opfer auf dem Wege zur Gaskammer
oder in die Hinrichtungsgrube zu Tode geschlagen oder getreten, einer Mutter das
Kind vom Arm gerissen und dessen Kopf am Boden oder an der Mauer zerschmet-
tert wurde, erst dann sahen sich bundesdeutsche Richter gençtigt, eine Verurtei-
lung auszusprechen. Nicht die Fließbandarbeiter der Endlçsung, sondern die
Br�ller, die Treter, die Schl�ger, die KZ-Bestie, den NS-Sadomçrder hat sich
die bundesdeutsche Rechtsprechung zum exemplarischen T�tertypus erkoren.
Die anderen, die Stillen, die emotionslos funktionierten, sie fielen nach diesem
Ausleseprinzip durch die Maschen des ohnehin ungen�genden Gesetzes. Die na-
hezu ausschließliche Fahndung nach dem Exzess-T�ter, das war sozusagen das
Schlupfloch im Schlupfloch. Das dirigierende, das planerische, das intellektuelle
Element der Vernichtung, ihr b�rokratischer Motor, sie erschienen in der quanti-
tativ gewiss imponierenden Leistung der NS-Prozesse der zweiten Welle so gut
wie gar nicht.

Wenn aber doch, gelegentlich und wie aus Versehen, dann erwies sich, wie hilflos
eine ganz auf die sadistische KZ-Bestie als exemplarischen T�tertypus fest-
gelegte Rechtsprechung diesem Element gegen�ber stand. Juristen des Dritten
Reiches, Strafrichter, Standrichter, Sonderrichter, Wehrmachtsrichter, Volksrich-
ter haben aktenkundig 32.000 Menschen zum Tode verurteilt. J�ngste Forschun-
gen kommen sogar auf mehr als 50.000 Opfer der NS-Justiz. Sie wurden umge-
bracht wegen solcher Bagatelldelikte wie Handtaschendiebstahl oder Mundraub,
Zweifeln am Endsieg, Fahnenflucht, Abhçren ausl�ndischer Sender, Wider-
standshandlungen. Dieser ist ein ganz unvollst�ndiger Katalog der juristischen
Kopf-ab-Praxis. Die Nazijustiz half mit, Ausnahmerechte zu schaffen, sie hat kol-
laboriert mit der Tçtung von Geisteskranken und schuf die Voraussetzung f�r Ent-
rechtung, die Beraubung und die Deportation der Juden sowie der Sinti und Roma
in die Todeslager, wie es hier vorhin schon genannt, erw�hnt und offenbart wurde.
Kurz: Die Justiz des Dritten Reiches war der Mantel �ber allen NS-Massen- und
Ausrottungsverbrechen. Und doch, meine Damen und Herren, und doch, kein ein-
ziger, Ihr Juristen, nicht einer ist daf�r je rechtskr�ftig verurteilt worden. Ihre
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Straffreiheit allerdings haben sie nicht etwa einem siegreichen Hitlerdeutschland
zu verdanken, sondern dem Deutschen Rechtsstaat. Bundesjustiz, NS-Justiz – das
ist die Geschichte eines perfekten Mordes. Aber w�hrend dessen Kennzeichen be-
kanntlich die Spurenlosigkeit ist, hatte die juristische NS-Tçtungsmaschine zig-
tausendfache Beweise hinterlassen. Und dennoch, hinter diesem Wçrtchen „den-
noch“ steckt eine Technik der Strafvereitelung, die die Juristen, allen voran der
Bundesgerichtshof, selber geschaffen haben, und zwar in �bereinstimmung mit
einer Gesellschaft, deren Mehrheit von Tathaftung nichts wissen wollte.

Ein Beweis. Insgesamt haben von September 1947 bis Mai 1964 bundesdeutsche
Gerichte achtzehn Denunziantenverfahren durchgef�hrt mit h�ufig drakonischen
Strafen und – wir sind beim Thema – einstimmig vernichtender Beurteilung des
Volksgerichtshofes. Z. B. das Landgericht Essen am 09. M�rz 1953. Der Volks-
gerichtshof sei ein terroristisches Instrument der Unterdr�ckung gewesen.
Dann der Bundesgerichtshof. Im Volksgerichtshof handelte es sich, Zitat „nicht
um die Denkweise und auch nicht die Sprache von Richtern, die sich um Recht
und Gerechtigkeit m�hen, sondern um politische Fanatiker, die keine Meinung
außer der eigenen kennen und den Gegner zu vernichten trachten“. So wçrtlich
der Bundesgerichtshof 1956 in einem Verfahren gegen die Hausfrau Irmgard, de-
ren Denunziation zum Tode des katholischen Paters Metzger gef�hrt hatte. Die
Angeklagte bekommt eine langj�hrige Zuchthausstrafe. Aber dann, elf Jahre sp�-
ter, 1967, wird der NS-Richter, der die Todesstrafe gegen Pater Metzger aus-
gesprochen hatte, vor die Schranken des Berliner Landgerichtes zitiert. Hans-Joa-
chim Reese, �brigens der einzige von 577 ehemaligen Angehçrigen des Volks-
gerichtshofes, der je vor Gericht gestellt wurde. Entr�mpelungsarbeiten in den
Ruinen des alten Volksgerichtshofes Berlin, Bellevuestraße 15, hatten einen ros-
tigen Stahlschrank zutage gefçrdert, wohlgef�llt mit tausenden von Todesurtei-
len, darunter 231 Spr�chen, die neben denen von Roland Freislers, Vorsitzender
des Volksgerichtshofes, die Unterschrift von Hans-Joachim Reese auswiesen.
Der also kommt vor das Berliner Landgericht und wird in 1. Instanz am 3. Juli
1967 als Gehilfe des Totenmçrders Freisler zu milden f�nf Jahren Haft verurteilt.
Reese geht in Berufung. Darauf wird die Rechtssache von einer Revisionsinstanz
betreten, also dem Bundesgerichtshof. Und da, meine Damen und Herren, ge-
winnt man nun im Angesicht des angeklagten Richterkollegen, dem Volks-
gerichtshof ganz andere Z�ge ab als die bisher bekundeten. Denn die hçchsten
Juristen der demokratischen Republik befinden nun �ber die Rolle Reeses, ich
zitiere: „Als Mitglied eines Kollegialgerichts war der Angeklagte bei der Abstim-
mung nach dem nach damals geltendem Recht unabh�ngig, gleichberechtigt, nur
dem Gesetz unterworfen und seinem Gewissen verantwortlich.“ Doch Pech ge-
habt, genau in diesem Punkt hatte sich Hans-Joachim Reese zuvor bei der Ver-
handlung vor dem Berliner Landgericht selbst �berf�hrt und zwar durch zwei sei-
ner Vernehmungsauslassungen, die unvereinbar waren und den Bundesgerichts-
hof einwandfrei, man kann es nicht anders bezeichnen, L�gen straften. Hatte
Reese zun�chst die Schutzbehauptung aufgestellt, „Ich habe mich stets als unab-
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h�ngiger Richter gef�hlt“, so widersprach er sich wenig sp�ter mit diesen Worten:
„Mehrfach, Herr Vorsitzender, habe ich versucht, durch Bitten zu einem anderen
Gericht versetzt zu werden, was mir aber nicht gelungen ist. Ich wagte es nicht,
irgendeine Unterschrift zu verweigern.“ Und als der Vorsitzende Richter der ers-
ten Berliner Instanz, Geuss, den Angeklagten gefragt hatte: „Wenn nun ein Gesetz
gemacht worden w�re, wonach alle Brillentr�ger schwer zu bestrafen waren, was
h�tten Sie dann getan, Herr Reese?“ Da hatte dieser geantwortet nach dem Pro-
tokoll: „Nichts, gar nichts h�tte ich tun kçnnen, sollte ich auf die Barrikaden ge-
hen, es war ja ein Faktum, wir mussten gehorchen.“ Das Gest�ndnis.

So sah also die richterliche Unabh�ngigkeit, die Gleichberechtigung und die aus-
schließliche Unterworfenheit unter das eigene Gewissen aus, das der hçchste bun-
desdeutsche Gerichtshof Hans-Joachim Reese im Verfahren des Volksgerichts-
hofes gegen Pater Metzger bescheinigt hatte. Der Bundesgerichtshof wollte diese
Wirklichkeit nicht zur Kenntnis nehmen, deshalb hçchstrichterliche Revision ge-
gen das Urteil f�nf Jahre Haft der ersten Instanz. Die zweite Instanz des Berliner
Landgerichtes stand unter dem Kammergerichtspr�sidenten Dr. Oske. Der hielt
f�r Recht, wenn der Angeklagte aus seiner Sicht den Bestand des Reiches, in die-
sem Fall durch die Haltung des Paters Metzger, erheblich gef�hrdet sah, Zitat:
„. . . handelte es sich um ein Motiv, das sich innerhalb des Gesetzeszwecks hielt“
und sprach Hans-Joachim Reese frei. Der starb im Jahre 1968 formell unbeschol-
ten und nicht vorbestraft.

Es will einem den Atem verschlagen, die untersten Glieder in der Kette der jus-
titiellen NS-Mordmaschinerie, die Denunzianten, werden wegen Beihilfe zum
Mord verurteilt, ganz richtig, weil das Todesurteil Mord war. Aber die Richter,
die den Spruch gef�llt haben, werden nicht wegen Mordes verurteilt, was ja aus
der Verurteilung des Denunzianten logisch gewesen w�re, sie werden frei gespro-
chen. Wird den Denunzianten, die nicht selten geistig minderbemittelte Personen
waren, in den Urteilsbegr�ndungen vorgeworfen, sie h�tten wissen m�ssen, dass
der Volksgerichtshof ein Unrechtsinstrument gewesen sei, gehen die Angehçri-
gen eben dieses vorher so eindeutig deklarierten Unrechtsinstruments straffrei
aus.

Aber es kommt noch infamer im Zuge des perfekten Mordes. Bekanntlich sind die
allj�hrlichen Gedenkfeiern zu Ehren der Widerstandsk�mpfer des 20. Juli 1944
fast geheiligte Rituale, werden die Hingerichteten beschworen als die Opfer
von Richtern des NS-Unrechtsstaates. Da taucht also ganz von selbst die Frage
auf, was wurde mit ihren Henkern? H�tten sie nicht als erste f�r das schuldlos ver-
gossene Blut haften m�ssen? Wer so dachte, der hatte die Rechnung ohne den
Bundesgerichtshof gemacht. Der erkl�rte n�mlich �ber die Kollegen, die die To-
desurteile �ber die M�nner des 20. Juli f�llten, ich zitiere: „Einem Richter, der
damals einen Widerstandsk�mpfer wegen seiner T�tigkeit in der Widerstands-
bewegung abzuurteilen hatte und ihn in einem einwandfreien Verfahren – einem
einwandfreien Verfahren – f�r �berf�hrt erachtete, kann heute in strafrechtlicher

33



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
34

Hinsicht kein Vorwurf gemacht werden, wenn er glaubte, ihn des Hoch- und Lan-
desverrats bzw. des Kriegsverrats schuldig erkennen und deswegen zum Tode ver-
urteilen zu m�ssen.“ So der Leitsatz aus einem Musterprozess des Bundes-
gerichtshofes vom Mai 1956. Als wenn die politische NS-Justiz und gar der
Volksgerichtshof des Roland Freisler einwandfreie Verfahren gekannt h�tte.

Im Januar 1985, nachdem Nazi-Juristen seit 36 Jahren im bundesrepublika-
nischen Dienst gestanden hatten, verabschiedet das hçchste Parlament, der Deut-
sche Bundestag, nach Drucksache 10–2368 einstimmig eine Entscheidung, die
zutreffend feststellt, ich zitiere: „Die als Volksgerichtshof bezeichnete Institution
war kein Gericht im rechtsstaatlichen Sinne, sondern ein Terrorinstrument zur
Durchsetzung der nationalsozialistischen Willk�rherrschaft. Den Entscheidun-
gen des Volksgerichtshofes kommt deshalb nach �berzeugung des Deutschen
Bundestages keine Rechtswirkung zu.“ Der Drucksache 10–2368 auch nicht.
Sie kam dreieinhalb Jahrzehnte zu sp�t. Denn nat�rlich h�tte sie schon bei Gr�n-
dung der Bundesrepublik im Jahre 1949 erlassen werden m�ssen. Es handelt sich
jedoch nicht bloß um eine folgenlose Alibientschließung, sondern auch um eine
schlimme Verkleinerung des mçrderischen Tatbestandes. Denn warum be-
schr�nkte sich der 10. Deutsche Bundestag bei der Verdammung der NS-Justiz
allein auf den Volksgerichtshof? Warum haben seine Abgeordneten oder bereits
die eines weit fr�heren Bundestages nicht auch die Verbrechen der Wehrmacht-
richter verurteilt, den Stand der Sonder- und der Rassenschandrichter, die f�nf
Sechstel der 32.000 aktenkundigen Justizmorde zu verantworten hatten? Es
war die Vertuschung durch Gerichte und Parlamente, die den perfekten Mord
zu einem historischen Erfolg f�hrten.

Die Opfer im Grab, die T�ter in Sicherheit. Man mag das alles eigentlich gar nicht
sagen. Die Geschichte der bundesdeutschen Nachkriegsjustiz lehrt, dass die am-
tierenden Richter den NS-Richtern ihre Verteidigung abnehmen zu m�ssen
glaubten. Es war das Schauspiel eines irrt�mlichen Gruppenschutzmechanismus,
wie es auch bei anderen Berufen mit Standesd�nkel, �rzten zum Beispiel, sicht-
bar wird. Nur, dass es hier nicht um die Ahndung von medizinischen Kunstfehlern
ging, sondern dieser Atavismus Mçrdern in der Robe zugute kam. Das Fundament
dieser Freispruchmaschinerie aber war eine der unr�hmlichsten und folgenreichs-
ten Negativtraditionen der deutschen Rechtsgeschichte, n�mlich des Rechtsposi-
tivismus’. F�r ihn ist Gesetz gleich Recht. Eine schauerliche Logik. Was kann sie
denn anderes bedeuten, als dass die Ausrottung der europ�ischen Juden im deut-
schen Machtbereich w�hrend des zweiten Weltkrieges, w�re sie in Gesetze ge-
fasst worden, auch legales Recht gewesen w�re. Und was dann? Die Endlçser ha-
ben der Justiz und den Politikern des deutschen Rechtsstaates die Antwort auf die
ungeheuerliche Frage erspart. Da selbst Hitler und die nie bestraften Holocaust-
Schreibtischt�ter des Vernichtungsapparates unter dem Dach des Reichssicher-
heitshauptamtes die Shoah nicht zum offenen Gesetz zu erkl�ren wagten.
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Aber damit noch nicht genug der juristischen Nachkriegsperversit�ten, es fehlt
noch eine. Sie ist an den Urteilen ab- und nachzulesen, die den Angeklagten
und s�mtlichen freigesprochenen NS-Juristen vor bundesdeutschen Schwurge-
richten galten, etwa 50 an der Zahl. Je fanatischer ein NS-Ankl�ger oder Richter
der Naziideologie angehangen hatte, desto sicherer konnte er auf Freispruch rech-
nen. „Denn dann eben“, so die Begr�ndung, man muss das selbst gelesen haben,
„habe er kein Unrechtsbewusstsein gehabt“. Die richterliche Kaste hatte sich
eine Selbstamnestie errichtet und verabreicht. Sie hat das Justizverbrechen unauf-
findbar gemacht.

Hinter allem wird die elementare Kulisse dessen, was ich den großen Frieden mit
den NS-T�tern genannt habe, weit hinaus �ber die Gruppe der Juristen, eine ganz
bestimmte, �ber lange Zeit, ich hoffe heute nicht mehr, so typisch deutsche Ein-
stellung sichtbar, n�mlich, dass der Staat kein Unrecht, dass der Staat kein Verbre-
chen begehen kçnnte. Das war das rechtliche Mauseloch, das die bundesdeutsche
Justiz auch f�r Henker im Richtertalar gebohrt hatte. F�gsamkeit, Feigheit, Op-
portunismus, Karrierestreben, persçnliche �bernahme und Verinnerlichung in-
humaner Haltung – all das kommt in den Verfahren gegen die NS-Juristen nicht
vor, mit keiner Zeile. Und so bietet sich uns denn summa summarum ein f�rch-
terliches Bild: der unbestrafte und deshalb perfekte Mord. Als ein geschlossen
und erfolgreich funktionierendes System. Damit wird nun nicht etwa eine �ber-
einstimmende Praxis von Nazijustiz und bundesdeutscher Justiz behauptet, kei-
neswegs, wie kçnne es das. Beide haben nur eines gemeinsam: Es waren jeden-
falls bis Mitte der 60er Jahre die gleichen Leute, die da Recht sprachen. Sie haben
nach 1945 bzw. 1949 keine Rassenschandeurteile gef�llt oder Menschen wegen
Wehrkraftzersetzung und Witze erz�hlen zum Tode verurteilt, nat�rlich nicht.
Denn diese Gesetze waren außer Kraft getreten. Sie waren aber durchaus in der
Lage, unter den neuen, den Bedingungen der deutschen Demokratie, Recht zu
sprechen. Die Nachkriegsgeschichte lehrt also nicht etwa, dass die bundesdeut-
sche Justiz ihre Rechtsstaatlichkeit verloren h�tte. Was sie tats�chlich verloren
hat mit jener vors�tzlichen, organisierten und kollektiven Entstrafung der NS-T�-
ter, darunter zuoberst die der NS-Juristen, das ist ihre W�rde. Damit steht sie am
Pranger der Rechtsgeschichte, eine unumkehrbare, eine untilgbare Schmach.

Ich w�nschte, ich kçnnte anderes berichten.

Und jetzt lese ich Ihnen den Schluss meines Buches „Die zweite Schuld oder Von
der Last, Deutscher zu sein“ vor. Da heißt es:

„Ich hçre es fçrmlich, geraunt oder herausgeschrien, ,Die zweite Schuld oder Von
der Last, Deutscher zu sein�, sei ein Werk vom Standpunkt des reinen Anti, der
Nichtzugehçrigkeit des Außerhalbs. Ach w�re es das doch nur, dann kçnnte ich
fliehen, einfach Schluss machen, entscheiden, jene zwçlf Jahre zwischen 1933
und 1945, und dann noch einmal die beschriebenen danach, das sei genug, �ber-
genug. Aber leider, ich kann es nicht. Ich bin ganz im Sinne des Heine-Spruches
vorne in diesem Buch ,angenagelt� an dieses Land, ans Deutsche. Es fragt mich
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nicht, was ich mçchte, es h�lt mich fest, hoffnungslos und ohne jede Aussicht auf
�nderung. Es hat mir meine Unlçsbarkeit eingerichtet. Wo immer ich auch hin-
gegangen w�re, sie w�re mir �berall nachgekommen.“

Aber ich will, dass meine Probleme in diesem Staat gesehen werden, weil es nicht
nur die meinen sind. Die Bundesrepublik Deutschland hat einen Januskopf, ein
Doppelantlitz, hat es immer gehabt, von Anfang an. Es stimmt, es ist richtig,
sie ist der freieste Staat in der Geschichte der Deutschen. Und doch auch so,
wie dieses Buch sie schildert. Weiß die bundesdeutsche Gesellschaft, dass ihr Ja-
nuskopf den �berlebenden Verfolgten immer unheimlich war, ist, und so lange
bleiben wird, wie er existiert, dieser Januskopf? Diese Gesellschaft soll wissen,
dass unter ihr immer noch Augenzeugen weilen, die nicht vergessen kçnnen
und auch nicht vergessen wollen. Sie sollen wissen, dass darunter Menschen sind,
denen beim unfreiwilligen Einatmen der Auspuffschwaden im Stau des motori-
sierten Wohlstandsblechs unweigerlich Gedanken an die Gaskammern von Au-
schwitz, an die Gaswagen von Chelmo kommen. Menschen, die beim Anblick
jeder Wunde, jeden Tropfen Blutes an Babi Jar, an Lidice, an Sobibor denken.
Menschen, die zusammenzucken, wenn sie das ebenso begrifflos wie inflation�r
benutzte Wort „Einsatz“ vernehmen, nachdem es doch die Mordkommandos der
Einsatzgruppen A, B, C und D hinter der deutschen Ostfront gegeben hat. Sie be-
nutzt auch diese Vokabel der Lingua Tertii Imperii, der Sprache des Dritten Rei-
ches, nie mehr, es sei denn, bei einer notwendigen Demonstration wie dieser.

Die Generation der zweiten Schuld wird sich eingestehen m�ssen, dass aus ihren
Reihen auch immer Gegenbeispiele hervorgebracht worden sind, die eigentlichen
Ankl�ger. Etwa Renate Finckh. Sie ist das, was eine einfache Frau und Mutter
genannt zu werden pflegt, Jahrgang 1926. Einst gl�hende Nationalsozialistin,
schrieb sie ein 1978 erschienenes Buch �ber ihre Fr�hverderbnis, wie sie ihr Le-
ben in der Nazizeit nannte. Es trug den nicht besonders gelungenen Titel „Mit uns
zieht die neue Zeit“, ist aber eines der r�cksichtslos ehrlichsten Bekenntnisse, die
mir je vor Augen gekommen sind. �ber ihre Motivation dazu schrieb die Autorin:
„Ich habe viele Jahre gebraucht, nachdem der ganze Spuk des Nazi-Regimes
l�ngst vorbei war, um nach einer solchen Jugend meine eigene Identit�t zu finden.
Danach dr�ckten mich Schuld und Scham und verschlossen mir lange Zeit den
Mund. Doch auf ihre Fragen bekamen meine Kinder nirgends anders Antwort,
hçchstens von solchen, die es selbst nicht mehr erlebt haben. Da erkannte ich,
dass ich mich, wenn ich weiterhin schwiege, aufs Neue schuldig machen w�rde,
deshalb will ich reden.“

So lautet das Gegenprogramm zur zweiten Schuld. H�tten mehr Menschen bei uns
den befreienden Mut der ehemaligen Nationalsozialistin gehabt, w�re mein Buch
�berfl�ssig gewesen und nie geschrieben worden. Von der Last, Deutscher zu
sein.

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen f�r Ihre Aufmerksamkeit und Geduld.
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Geschichte der deutschen Polizei vor und nach 1945:
Kontinuit�ten und Br�che

Hans-Gerd Jaschke

Im Laufe des 19. Jahrhunderts entwickelte sich in Deutschland die uniformierte
Polizei und �bernahm in der sich formierenden Industriegesellschaft Aufgaben,
die zuvor vom Milit�r und den kommunalen Ordnungsbehçrden wahrgenommen
wurden. Die anf�ngliche, umfassende Doppelung in Wohlfahrts- und Sicherheits-
polizei wurde dabei schrittweise aufgehoben zugunsten des Sicherheitsaspekts.
Die institutionelle und organisatorische Konzentration auf Sicherheitsprobleme
folgte den Notwendigkeiten der gesellschaftlichen Modernisierung, wobei ins-
besondere die Kriminalit�t in den rasch wachsenden St�dten und Ballungsr�umen
nach angemessenen Antworten verlangte. Urbanisierung und Kriminalit�tsent-
wicklung bildeten einen Zusammenhang, der zur Ausdifferenzierung von Polizei-
behçrden f�hrte. In Ausbildung, Selbstverst�ndnis und çffentlichem Erschei-
nungsbild war die Polizei bis in die Weimarer Republik und weit dar�ber hinaus
milit�risch ausgerichtet. Die Polizeioffiziere kamen aus dem Milit�r und �bertru-
gen die dort gelernten und praktizierten milieuspezifischen Verhaltensweisen auf
die Polizeiarbeit.1 Ein milit�rischer Umgangston, ausgerichtet am Leitbild der
Aufrechterhaltung von „Ruhe und Ordnung“ und r�cksichtsloses Vorgehen pr�g-
ten die Polizei �ber viele Jahrzehnte. Die NS-Polizeipolitik konnte daran nahtlos
ankn�pfen.

Nach 1933 wurde die Polizei zu einem zentralen Instrument der Repression im
Inneren, doch sie war auch in vielf�ltiger Weise involviert in den Holocaust: Nicht
nur als Teil der Vernichtungsmaschinerie, sondern auch direkt im Angesicht des
Mordens. Christopher R. Browning hat am Beispiel des Reserve-Polizeibataillons
101 gezeigt, wie von dieser Einheit 38.000 Juden erschossen und 45.000 Juden
deportiert wurden.2 Brownings Fazit lautet: Es waren „ganz normale M�nner“,
die in Polizeiuniform bereit waren, bei diesen Aktionen mitzumachen. Brownings
wegweisende Untersuchung hat Jahrzehnte nach dem Ende des Nationalsozialis-
mus nachdr�cklich deutlich gemacht, dass die Polizei nicht nur politisch instru-
mentalisiert wurde, sondern dass sich Polizisten aus freien St�cken an der NS-
Mordmaschinerie beteiligten. Umgekehrt stellt sich mit Brownings Studie aber
auch die Frage, welche Vorkehrungen getroffen und welche Instrumente entwi-
ckelt werden m�ssen, die zu einer Zivilisierung und Demokratisierung der Polizei
nachhaltig beitragen kçnnen und m�ssen.

1 Carsten Dams, Erscheinungsbild der Polizei in der ersten H�lfte des 20. Jahrhunderts, in Groß/
Schmidt (Hrsg.), Europ�ische Polizeiforschung VI: Innen- und Außenansicht(en) der Polizei,
Frankfurt 2005, S. 133–150.

2 Christopher R. Browning, Ganz normale M�nner. Das Reserve-Polizeibataillon 101 und die „End-
lçsung“ in Polen, Reinbek 1994, S. 249 f.
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Eine moderne, demokratische und b�rgernahe Polizei in Deutschland hat sich erst
in der zweiten H�lfte des 20. Jahrhunderts allm�hlich herausgebildet. Lange, bis
in die sechziger Jahre, war sie noch gepr�gt von milit�rischen Traditionen und
Strategien und einer obrigkeitsstaatlichen Perspektive. Noch in den sechziger Jah-
ren war das polizeiliche Einschreiten stark etatistisch, orientiert an der Verteidi-
gung des Staates und der bestehenden Ordnung gegen die Kriminalit�t und das
Verbrechen. Erst die Auseinandersetzungen mit der studentischen Protestbewe-
gung seit dem Ende der sechziger Jahre haben zu einem Umdenken, hin zu einer
b�rgerorientierten Polizei gef�hrt.

Die Kriminalpolizei in Deutschland hat sich im Kaiserreich zu einer eigenst�ndi-
gen Sparte entwickelt mit einer gewissen Distanz zu den milit�rischen Wurzeln
der Polizei. Dazu beigetragen haben die nicht-milit�rische Herkunft vieler hçhe-
rer Kriminalbeamter und die zeitgleich fortentwickelten wissenschaftlichen Dis-
ziplinen Kriminalistik und Kriminologie. Auf diese Weise sollte eine angemes-
sene Antwort gefunden werden auf die immer raffinierteren und komplexeren
Methoden des Verbrechens im Rahmen von Industrialisierung und Urbanisie-
rung. Die Kriminalpolizei im Kaiserreich entwickelte sich „zu einer spezialisier-
ten Polizei mit exklusiven Zust�ndigkeiten, eigenst�ndiger Entscheidungshierar-
chie und professionalisierten Handlungsmustern innerhalb der Exekutivpolizei“.3

Der Erkennungsdienst entwickelt Taktiken der Verbrechensbek�mpfung, gest�tzt
auf wissenschaftliche Methoden und systematische Herangehensweisen: Fahn-
dungsfotografie, Fingerabdruckkunde und Kçrpermessungen begr�nden den mo-
dernen Erkennungsdienst. Die Kriminaltechnik verfeinerte in den zwanziger Jah-
ren moderne Beweissicherungsverfahren. Straftaten- und Straft�terkarteien,
Lichtbildkarteien und Fingerabdrucksammlungen taten ein �briges, um die Kri-
minalpolizei weiter auszudifferenzieren. Aus polizeilicher Sicht ist die Krimina-
listik heute ein selbstverst�ndlicher Teil im System der Kriminalwissenschaften.4

Dennoch: Auch die Kriminalpolizei war verstrickt in die Verbrechen des 3. Rei-
ches. Sie bek�mpfte ganz im nationalsozialistischen Sinne das „Berufsverbre-
chertum“ und beteiligte sich in großem Stil an Deportationen:

„In den Augen der Kriminalpolizei waren es Asoziale, Landstreicher, Landfahrer,
Zigeuner, Prostituierte, Zuh�lter, Geisteskranke, Bettler, Rauschgifts�chtige, Ge-
wohnheitstrinker, minderwertige Fremdvçlkische und verwahrloste und krimi-
nelle Jugendliche, die stets als Paradebeispiel der unverbesserlichen und nicht re-
sozialisierbaren ,Volkssch�dlinge� dargestellt wurden.

Bis Ende 1938 wurden als Folge dieses erweiterten Aufmerksamkeitsmusters von
der Kriminalpolizei fast 13.000 Menschen vorbeugend in Konzentrationslager

3 Albrecht Funk, Die Entstehung der Exekutivpolizei im Kaiserreich, in Hans-J�rgen Lange (Hrsg.),
Staat, Demokratie und Innere Sicherheit in Deutschland, Opladen 2000, S. 21.

4 Gerhard Schmelz, Kriminalistik und Polizeiwissenschaft, in: Polizeiwissenschaft an der Polizei-
F�hrungsakademie und der Deutschen Hochschule der Polizei. Eine Zwischenbilanz
(= Schriftenreihe der Deutschen Hochschule der Polizei, Sonderheft), M�nster 2007.
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eingewiesen. Folgt man Sch�tzungen der einschl�gigen Literatur, so wurden bis
Kriegsende insgesamt fast 70.000 bis 80.000 Personen von der Kriminalpolizei
in Konzentrationslager geschafft.“5

Die politische Indienstnahme der Kriminalpolizei reicht zur�ck in ihre Anf�nge
Mitte des 19. Jahrhunderts. Zu ihren Aufgaben gehçrte die Verfolgung von
„Staatsverbrechen“ wie Hoch- und Landesverrat, çffentliche Zusammenrottun-
gen und �hnliches. Der Berliner Polizeichef Stieber z�hlte in seinem 1860 er-
schienenen „Praktischen Lehrbuch der Kriminalpolizei“ die Verfolgung der „po-
litischen Verbrechen . . . zu den wichtigsten, aber auch zu den am wenigsten er-
freulichen Aufgaben der Polizei“.6 Dabei geht es vordringlich nat�rlich nicht
um Angriffe auf die Verfassung, sondern auf den Souver�n. Stieber, dessen Er-
mittlungen sich vornehmlich gegen „kommunistische Verschwçrungen“, auch
gegen den Bund der Kommunisten und gegen Marx und Engels richteten, wurde
unter Bismarck beauftragt mit der Gr�ndung eines „Polizeiinstituts zur Ermitt-
lung und Abwehr staatsgef�hrdender Umtriebe und Anschl�ge“ – einem Vorl�u-
fer der heutigen Staatsschutzabteilungen.

In der fr�hen Nachkriegszeit wurde eine Vielzahl der T�ter mehr oder weniger
bruchlos und ohne zur Verantwortung gezogen zu werden wieder in die Polizei
integriert. F�hrungspositionen wurden von Personen besetzt, die vor 1945 an NS-
Verbrechen beteiligt gewesen sind. Damit folgt der Aufbau der Polizei einem
Muster, das auch in anderen Institutionen und Gesellschaftsbereichen durch-
gesetzt wurde. „Kalte Amnestie“ hat Jçrg Friedrich diese Vorg�nge genannt:
„Das grçßte geschichtsbekannte Verbrechen wurde mit dem grçßten Resoziali-
sierungswerk abgeschlossen.“7

Die folgenden Anmerkungen gehen vor diesem Hintergrund der Frage nach, wie
es zu dieser „kalten Amnestie“ kommen konnte und welche Folgen sich daraus f�r
die Polizeientwicklung im Allgemeinen und f�r das Bundeskriminalamt (BKA)
im Besonderen ergeben haben. Dazu ist es unerl�sslich, die historisch-gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen in ihren Grundz�gen zu rekonstruieren. Da-
nach werden Br�che und Kontinuit�ten der Polizeientwicklung vor und nach
1945 herausgearbeitet. Es folgen Anmerkungen zum Stand der polizeigeschicht-
lichen Forschung zu diesem Wendepunkt, bevor abschließend thesenartig einige
offene Forschungsfragen angesprochen werden.

5 Herbert Reinke, Robert Seidel, Die Entnazifizierung und die „S�uberung“ der Polizei in West- und
Ostdeutschland nach 1945, in: Polizei und Politik (= Schriftenreihe der Polizei-F�hrungsakademie
4/97–1/98), S. 64.

6 Vgl. Hans-Gerd Jaschke, Streitbare Demokratie und Innere Sicherheit, Grundlagen, Praxis und
Kritik, Opladen 1991, S. 37.

7 Jçrg Friedrich, Die Kalte Amnestie. NS-T�ter in der Bundesrepublik, Frankfurt 2007, S. 2.
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I. Historisch-gesellschaftliche Rahmenbedingungen

Die Gr�ndung des BKA im Jahr 1951 f�llt in eine Zeit des Umbruchs, die wir mit
moderner Terminologie als Zeit der „Transformation“ bezeichnen kçnnen: Das
gerade sechs Jahre zur�ckliegende NS-System wurde abgelçst durch die Demo-
kratie des Bonner Grundgesetzes. Die Transformation von Diktaturen in Demo-
kratien und der tief greifende Wandel von Staaten und Gesellschaften in unserer
Zeit, wie etwa in Osteuropa nach 1989/90, im ehemaligen Jugoslawien und ande-
ren Krisenregionen der Welt zeigt nahezu t�glich, wie sehr das Alte noch im
Neuen fortwirkt. Politische Systeme sind mit neuen Verfassungen und Regierun-
gen zwar besiegelt aber noch nicht vollzogen. Sie brauchen Zeit zur Konsolidie-
rung und Traditionsbildung und sie sind voller innerer Konflikte mit den Anh�n-
gern des Gestern und den neuen oppositionellen Kr�ften. Es hat im Verlauf des
20. Jahrhunderts auch in Deutschland eine Reihe von Wendepunkten gegeben:
Die „Wende“ 1989/90, das Kriegsende 1945 bzw. die Gr�ndung der Bundesrepu-
blik und der DDR 1949, die NS-Machtergreifung 1933 und die Gr�ndung der
Weimarer Republik 1918/19. Diese historischen Z�suren bedeuten immer beides:
Bruch und Kontinuit�t, Neubeginn und Weiterwirken der alten Verh�ltnisse. Im
Kern waren es Stationen auf dem langen Weg der Demokratisierung. 1933 bedeu-
tete das Scheitern des ersten Demokratisierungsversuches, der mit dem Ende des
Ersten Weltkrieges und der Novemberrevolution 1918 eingesetzt hatte. Die un-
blutige Revolution 1989 in der ehemaligen DDR f�hrte zu rechtsstaatlich-par-
lamentarischen Verh�ltnissen in ganz Deutschland. F�r all diese Z�suren lassen
sich zahlreiche Konflikte mit den Anh�ngern des vorherigen politischen Systems
nachweisen. Vor diesem Hintergrund konnten das Kriegsende 1945 und die Ver-
abschiedung des Grundgesetzes 1949 zwar einen Neubeginn initiieren, nicht aber
einen tats�chlichen gesellschaftlichen Bruch. Dubiel hat in seiner Untersuchung
von Bundestagsreden auf die Inkompatibilit�t von politischen und gesellschaft-
lichen Br�chen hingewiesen:

„Wenn in der Folge von historischen Großereignissen wie Revolutionen und Krie-
gen die institutionelle Ordnung einer Gesellschaft zusammenbricht, leben zu-
meist die Bilder, Symbole und Mentalit�ten, mittels derer die alte Ordnung die
Menschen an sich gebunden hatte, fort. . . . Die Rede von der ,Stunde Null� ist
also ideologisch, weil sie suggeriert, dass mit der milit�rischen Zerschlagung
des Dritten Reiches auch die Mentalit�ten und Einstellungen verschwunden sei-
en, auf die sich jenes hatte st�tzen kçnnen.“8

Der Mythos von der „Stunde Null“ im Hinblick auf 1945/49 wurde in der Nach-
kriegsgeschichte dennoch vielfach benutzt, um den radikalen Neuanfang zu beto-
nen und die Schrecken des Dritten Reiches abzusch�tteln. Letztlich diente er aber
auch dazu, Schuld und Verantwortung abzuwehren. In der Tat sind die Ver-
abschiedung des Grundgesetzes und die Westbindung die radikalsten Instrumente

8 Helmut Dubiel, Niemand ist frei von der Geschichte, M�nchen 1999, S. 67 f.
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eines politischen Neubeginns. Auch die letztlich gescheiterte Entnazifizierung
war der Versuch der Abrechnung mit der Vergangenheit. Das Verbot der neonazis-
tischen Sozialistischen Reichspartei (SRP) 1952 und das Verbot der KPD 1956
waren Symbole der Distanzierung von jeglichen Formen des politischen Extre-
mismus. In diese Linie der symbolischen Abgrenzung gehçren auch die Politik
der „Wiedergutmachung“ und die Aussçhnung mit Israel. Eine Reihe von histo-
rischen Konstellationen beg�nstigte das Verdr�ngen und Verschweigen der ver-
brecherischen NS-Vergangenheit insbesondere in den f�nfziger Jahren.

Silvester 1949 wurde das Straffreiheitsgesetz als eine der ersten Maßnahmen vom
neuen Bundestag beschlossen.9 Es amnestierte all diejenigen, die seit Mai 1945
die „Verschleierung des Personenstandes aus politischen Gr�nden begangen hat-
ten“. Ehemalige Nazis, die Grund genug hatten, der Entnazifizierung durch fal-
sche Angaben zu entgehen, wurden so auf kaltem Wege rehabilitiert. Nach Anga-
ben des Bundesjustizministeriums aus dem Jahr 1953 wurden auf diese Weise
etwa 750.000 Personen amnestiert.10

Das Ende der Entnazifizierung und das 131er Gesetz, das die Beamten wieder in
ihre Funktionen einsetzte, die 1945 entlassen worden waren und eine çffentliche
Meinung, die mehr und mehr die noch in Westdeutschland von den Alliierten in-
haftierten Kriegsverbrecher in einer Opferrolle sah, ebneten den Weg in einen
Neuanfang, der durch çkonomische und politische Faktoren noch verst�rkt wur-
de. Die feindliche Lagerbildung des Kalten Krieges in Ost und West im Umfeld
des Korea-Krieges (1950–1953) f�hrte zur Wiederbewaffnung der Bundesrepu-
blik durch die Gr�ndung der Bundeswehr 1955 und die Indienstnahme West-
deutschlands an der Nahtstelle zum kommunistischen Block als Vorposten in
die Politik des Westens. Die Beseitigung der Versorgungs- und Lebensmittel-
knappheit in den ersten Nachkriegsjahren durch einsetzende wirtschaftliche Pros-
perit�t tat ein �briges, den pragmatisch-verdr�ngenden Elementen im Umgang
mit der Vergangenheit Auftrieb zu geben. Nicht zuletzt standen Politiker wie
der Staatssekret�r im Bundeskanzleramt, Hans Globke, der Kommentator der
N�rnberger Rassegesetze und Vertriebenenminister Theodor Oberl�nder, vor
1945 Beauftragter f�r das Deutsche Volkstum in Osteuropa, der mutmaßlich an
Pogromen in Lemberg beteiligt war, f�r eine Politik der Versçhnung und Reinte-
gration von NS-Belasteten in Politik und Gesellschaft.

Angesichts der historischen Belastungen, der von Misstrauen aus dem Ausland
begleiteten West-Integration und der Anfang der f�nfziger Jahre nur rudiment�r
ausgepr�gten demokratischen Tradition in Deutschland kam dem Aufbau der Si-
cherheitsbehçrden in Deutschland eine besondere Bedeutung zu. Polizei und Ge-
heimdienste waren Hauptakteure des nationalsozialistischen Vernichtungsfeld-

9 Norbert Frei, Vergangenheitspolitik in den f�nfziger Jahren, in: Wilfried Loth/Bernd A. Rusinek
(Hrsg.),Verwandlungspolitik. NS-Eliten in der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft, Frankfurt/
New York 1998, S. 80 ff.

10 Ebd., S. 84.
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zuges, dennoch aber unerl�sslich beim Aufbau des neuen Staates. Die West-Alli-
ierten gerieten in ein Dilemma: Sie wollten durch dezentrale, fçderale Strukturen
das Wiederaufleben von NS-Strukturen im Sicherheitsbereich verhindern, muss-
ten aber gleichzeitig unter Bedingungen der entstehenden Ost-West-Konfronta-
tion daf�r sorgen, dass die Sicherheitsbehçrden einsatzbereit und schlagkr�ftig
wurden. Der Polizeibrief der alliierten Milit�rgouverneure vom 14. April 1949
schien eine Lçsung zu bringen. Bundesbehçrden sollten aufgebaut werden,
gleichzeitig aber sollten Polizei und Geheimdienste getrennt werden („Tren-
nungsgebot“), die Geheimdienste sollten keinerlei polizeiliche Befugnisse erhal-
ten. Bevor wir uns der Polizei zuwenden, bedarf es eines Blickes auf den Neuauf-
bau der Geheimdienste als Teile der Sicherheitsbehçrden unter den neuen Voraus-
setzungen. Weder �ber die braune Vergangenheit des Verfassungsschutzes noch
des BND gibt es erkl�rungskr�ftige wissenschaftliche Studien, dennoch kçnnen
aus der vorliegenden Literatur einige Hinweise entnommen werden.11

Otto John, der erste Pr�sident des Bundesamtes f�r Verfassungsschutz (1950–
1954), kommt aus der Widerstandsgruppe um Dietrich Bonhoeffer. W�hrend
die ersten Mitarbeiter keine braune Vergangenheit aufweisen, wird im Bereich
der Spionageabwehr dennoch bald auf die NS-Experten zur�ckgegriffen. „Bereits
von Anfang an praktiziert“, heißt es bei Wagner12, „wurde die Rekrutierung sol-
cher Beamter im Februar 1954 von Bundesinnenminister Gerhard Schrçder for-
mell gebilligt; der Haushaltsausschuss des Bundestages soll dies damals ,ohne
Widerspruch� zur Kenntnis genommen haben.“

W�hrend von einer „braunen Vergangenheit“ des BfV den Hinweisen zufolge
durchaus gesprochen werden kann, ist die Situation beim Bundesnachrichten-
dienst (BND) anders, aber im Ergebnis �hnlich. 1955 wandelt die Bundesregie-
rung die im Auftrag der USA in den ersten Nachkriegsjahren in Westdeutschland
t�tige „Organisation Gehlen“ um in den Bundesnachrichtendienst, dessen erster
Pr�sident Reinhard Gehlen wird. Gehlen war im Dritten Reich Leiter der Gene-
ralstabsabteilung „Fremde Heere Ost“ beim Oberkommando der Wehrmacht
und damit oberster Ost-Aufkl�rer. Es liegt nahe, dass Gehlen, zumal unter dem
Schutzmantel der Geheimhaltung, viele der ehemaligen Mitstreiter der General-
stabsabteilung auch im BND versammeln konnte. Die im Rahmen eines Kon-
gressbeschlusses 1998 von der US-Army und der CIA geçffneten Archivmateria-
lien haben dieses Bild konkretisiert: Die Organisation Gehlen besch�ftigte im
Zeitraum bis 1956 mindestens hundert Agenten und Festangestellte, die in

11 Vgl. Hans-Gerd Jaschke, Streitbare Demokratie und Innere Sicherheit, Grundlagen, Praxis und
Kritik, Opladen 1991, S. 121 ff.

12 Patrick Wagner, Ehemalige SS-M�nner am „Schilderh�uschen der Demokratie“? Die Aff�re um
das Bundesamt f�r Verfassungsschutz 1963/64, in: Gerhard F�rmetz/Herbert Reinke/Klaus
Weinhauer (Hrsg.), Nachkriegspolizei. Sicherheit und Ordnung in Ost- und Westdeutschland
1995–1949, Hamburg 2001, S. 171.
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Kriegsverbrechen verwickelt waren bzw. der Gestapo oder der Waffen-SS ange-
hçrt hatten.13

Die verbreitete Schlussstrich-Mentalit�t und die Annahme, auf das Fachwissen
der „Ehemaligen“ in diesen und anderen F�llen nicht verzichten zu kçnnen, be-
g�nstigten und rechtfertigten die Praxis der Einstellung oder Wiederbesch�fti-
gung NS-belasteter Personen. Nicht nur im Sicherheitsbereich, sondern auch in
anderen Teilen der staatlichen Verwaltung. Es spricht f�r das Demokratiedefizit
in der fr�hen Bundesrepublik, dass die auf diese Weise staatlich legitimierte Ver-
hçhnung der NS-Opfer und die Verhinderung einer gesellschaftlichen Entnazifi-
zierung zum staatlichen Programm geworden waren.

II. Die Polizei vor und nach 1945

Nach einer Umfrage des Allensbacher Instituts f�r Demoskopie aus dem Jahre
2005 genießt die Polizei mit 73 Prozent Zustimmung den hçchsten Grad an Ver-
trauen der Bundesb�rger in Institutionen, gefolgt vom Bundespr�sidenten und
dem Bundesverfassungsgericht.14 Dieser auch im europ�ischen Vergleich posi-
tive Befund15 ist umso erstaunlicher, als die Geschichte der deutschen Polizei be-
lastet ist von militaristischen, antidemokratischen Strategien und Verhaltenswei-
sen noch bis in die sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts.

Die erste deutsche Demokratie, die Weimarer Republik, hat es nicht vermocht,
den demokratischen, republikanischen Geist in die Institutionen hineinzutragen.
Auch die Demokratisierung der Polizei ist gescheitert. An Versuchen hat es nicht
gefehlt: Polizeiarbeit hatte nun eine rechtsstaatliche Grundlage, die Einf�hrung
einer Einheitslaufbahn und die Konzeption des Polizeiberufs als Lebensberuf wa-
ren Schritte in die richtige Richtung. Der sozialdemokratische preußische Innen-
minister Severing ist bem�ht, die Zivilisierung der Polizei voranzubringen durch
die Gr�ndung einer zentralen Aus- und Fortbildungsst�tte f�r Polizeioffiziere in
Berlin-Charlottenburg, die auch erste polizeiwissenschaftliche Inhalte und Me-
thoden vermittelt. Leitbild ist nun der Polizist als „Freund und Helfer“, der das
�berkommene Bild des Landsknechtes und B�ttel des Staates ablçsen soll. Poli-
zeirecht, Psychologie, P�dagogik, Geschichte und Soziologie, Organisation und
Verwendung, Kriminologie und Kriminalistik stehen in Charlottenburg auf dem
Stundenplan. Professionspolitisch wurde so der Beruf des hçheren Kriminal-
beamten mehr und mehr zu einer „halbakademischen Profession“.16 Diese

13 Timothy Naftali, Reinhard Gehlen and the United States, in: Richard Breitman, Norman J. W.
Goda, Timothy Naftali, Robert Wolfe, U. S. Intelligence and the Nazis, Washington 2004,
S. 376 ff.

14 Elisabeth Noelle, Vertrauen ist besser, in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20.7.2005.
15 Oscar W. Gabriel, Sonja Zmerli, Politisches Vertrauen: Deutschland in Europa, in: Aus Politik und

Zeitgeschichte B 30–31/2006.
16 Patrick Wagner,Volksgemeinschaft ohne Verbrecher. Konzeptionen und Praxis der Kriminalpoli-

zei in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus, Hamburg 1996, S. 134.
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Gruppe entfernte sich vom Milieu des soldatisch gepr�gten Schutzmannes, viele
Beamte „bewegten sich ganz selbstverst�ndlich im Diskussionsrahmen der zeit-
gençssischen Humanwissenschaften“.17 Severing betrieb dar�ber hinaus die Ein-
stellung von Frauen in den Polizeidienst. Frauen sollten nicht nur als Assistentin-
nen und in der Sittenpolizei besch�ftigt werden, Severing betonte in einem
Schreiben von 1926, „dass es sich bei der Einstellung von Frauen in die Polizei-
Exekutive um eine weibliche Polizei handelt, die sich grunds�tzlich in nichts von
der m�nnlichen Polizei unterscheidet“.18

Letztlich scheitern diese Reformans�tze auch daran, „dass es keine tief greifen-
den Eingriffe in das Binnenleben der Polizei gab, vor allem gegen�ber der zumeist
antirepublikanischen Haltung der meisten Offiziere, auch wenn die Demokrati-
sierung bei den Mannschaften vorankam“.19 Die Rekrutierung der Polizei aus
den kriegserfahrenen Freikorps und ihre Eins�tze im Rahmen der Aufstands-
bek�mpfung beim Kapp-L�ttwitz-Putschversuch 1920, beim mitteldeutschen
Aufstand 1921 und nicht zuletzt beim Berliner „Blutmai“ am 1. Mai 1929, als
13.000 Polizisten gegen die KPD und den Rotfrontk�mpfer-Bund vorgingen, ver-
festigten organisationsintern das Selbstverst�ndnis einer nach innen gerichteten
milit�rischen Eingreiftruppe. Die b�rgerkriegs�hnlichen Auseinandersetzungen
in der Endphase der Republik 1930 bis 1933 zementierten diese Rolle und erstick-
ten organisationsintern alle Versuche der Demokratisierung.

Die Funktion eines Großteils der Polizei in der Weimarer Republik war die der
staatlichen Aufstandsbek�mpfung mit milit�rischen Mitteln, einer Einsatzphi-
losophie, die auch nach 1945 weiterwirkte und erst durch die Polizeireformen
seit dem Ende der sechziger Jahre gebrochen wurde. Dennoch ist es verfehlt,
die Polizei der Weimarer Republik umstandslos als militaristisch, demokratie-
feindlich und reaktion�r zu kennzeichnen. Die taktischen und technischen An-
s�tze einer Modernisierung in dieser Zeit unterhalb des Paradigmas der Auf-
standsbek�mpfung sind auch f�r die Polizei der Bundesrepublik nach 1945 von
Bedeutung: Der Einsatz von Nachrichtentechnik und Kraftfahrzeugen war neu,
ebenso die Rationalisierung der polizeilichen B�roarbeit und erste Konzeptionen
von �ffentlichkeitsarbeit: Beratungsstellen wurden erçffnet, Pressestellen ge-
gr�ndet und im Jahr 1926 fand in Berlin die erste große Polizeiausstellung statt
mit einer halben Million Besucher und Ausstellern aus 29 L�ndern. Das neue
Leitmotiv vom Polizisten als „Freund und Helfer“ sollte çffentlich verst�rkt wer-
den und gleichzeitig sollte das �berkommene „Bild des kçniglich-preußischen

17 Wagner, ebd., S. 400.
18 Ursula Nienhaus, Einsatz f�r die „Sittlichkeit“: Die Anf�nge der weiblichen Polizei im Wilhelmi-

nischen Kaiserreich und in der Weimarer Republik, in: Alf L�dtke (Hrsg.), „Sicherheit“ und
„Wohlfahrt“. Polizei, Gesellschaft und Herrschaft im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt 1992,
S. 253.

19 Klaus Weinhauer, Alltag, Staat und Kameradschaft. Mçglichkeiten und Grenzen polizeilicher
Bidungsarbeit, in: 100 Jahre Bildungsarbeit in der Polizei. Die Ausstellung in der Polizei-F�h-
rungsakademie, hrsg. von der Polizei-F�hrungsakademie, M�nster 2002, S. 9.
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Schutzmannes mit gezwirbeltem Schnauzbart, S�bel und dem unwirschen ,Drei
Schritte vom Leibe!� “20 in den Hintergrund gedr�ngt werden. Bessel kommen-
tiert diese Entwicklungen durch Hinweise auf ihre Ambivalenz: „Die alte milit�-
rische Identit�t der Polizei wurde in der Weimarer Zeit teilweise durch eine neue
professionelle Identit�t ersetzt. Tendenzen der Militarisierung wie auch der Mo-
dernisierung und Professionalisierung der Polizei existierten dabei parallel.“21

Wie auch bei anderen Teilen der staatlichen Verwaltung mussten die Nationalso-
zialisten die Polizei nicht in ihrem Sinne neu erfinden. Sie konnten auf vorhan-
dene Strukturen und Mentalit�ten zur�ckgreifen: Befehl und Gehorsam als Basis
der Polizeif�hrung, Autorit�ts- und Staatsgl�ubigkeit, antidemokratische und an-
tirepublikanische Grundstimmungen und klare Feindbilder – Kommunisten, Ju-
den, Sinti und Roma, gesellschaftliche Außenseiter – ermçglichten einen fließen-
den �bergang in die NS-Diktatur. Die Umstrukturierung und politische Indienst-
nahme der Schutzpolizei der Weimarer Republik durch die Nationalsozialisten
l�sst sich in mehrere Phasen unterteilen.22 Die erste, 1932 bis 1936, ist gepr�gt
von organisatorischer Zentralisierung und Positionierung von NS-Funktion�ren
an die polizeilichen Kommandostellen. Die politische Zust�ndigkeit f�r die Poli-
zei liegt zentral im Reichsinnenministerium und wird wahrgenommen vom
Reichsf�hrer der SS, Heinrich Himmler. 1933 hatte Hermann Gçring die Ge-
heime Staatspolizei (Gestapo) gegr�ndet, um die politischen Gegner des Natio-
nalsozialismus effektiv vernichten zu kçnnen. Schutzhaft, Folterungen und Ein-
lieferungen in Konzentrationslager waren an der Tagesordnung. Reinhard Hey-
drich wurde Chef des „Hauptamt Sicherheitspolizei“, zu dem die Gestapo und
die Kriminalpolizei gehçrten. Verantwortlich f�r das „Hauptamt Ordnungspoli-
zei“ war der ehemals stellvertretende NS-Gauleiter von Berlin, Kurt Daluege.
Er befehligte die st�dtischen Schutzpolizeieinheiten, die l�ndlichen Gendarme-
rieverb�nde und die Gemeindepolizeien der kleineren Orte.

Die zweite Phase, 1936 bis 1939, schließt ab mit der Gr�ndung des Reichssicher-
heitshauptamtes (RSHA), der „Zentrale des Terrors gegen die europ�ischen Ju-
den, Sinti und Roma, gegen Homosexuelle, ,Asoziale� “.23 Das RSHA unter Rein-
hard Heydrich vereinigte die Gestapo, den Sicherheitsdienst und die Kriminal-
polizei unter einem Dach. Zuvor waren die „Einsatzgruppen“ gegr�ndet worden,
die zu einem hohen Anteil aus Polizeibeamten bestanden und deren Aufgabe es

20 Wolf Dieter L�ddecke,Wie sich die Zeiten �ndern! Polizei-Geschichte im Spiegel von Karrikatur
und Satire, Hilden 1988, S. 7.

21 Richard Bessel, Militarisierung und Modernisierung: Polizeiliches Handeln in der Weimarer Re-
publik, in: Alf L�dtke (Hrsg.), „Sicherheit“ und „Wohlfahrt“. Polizei, Gesellschaft und Herrschaft
im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt 1992, S. 329.

22 Hans-Joachim Heuer, Aspekte zur Organisationsentwicklung, Praxis und zum Berufsverst�ndnis
der Polizei im „Dritten Reich“, in: Polizei und Politik (Schriftenreihe der Polizei-F�hrungsaka-
demie 4/97–1/98, S. 31–52.

23 Hans-Joachim Heuer, ebd., S. 34.
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war, unterhalb der Kriegshandlungen Zivilisten zu tçten. 1939/40 wurden von ih-
nen etwa 70.000 Menschen in Polen ermordet.24

Die dritte Phase ab 1939 ist gepr�gt durch die Aufstellung von „Polizeibataillo-
nen“, die unter den Bedingungen der milit�rischen Expansion nach Osten am Ho-
locaust aktiv mitwirkten. Im Jahr 1940 gab es bereits 101 Polizeibataillone und
die Ordnungspolizei „entwickelte sich rasch zu einem wichtigen Reservoir von
Einsatzkr�ften, die zur Niederhaltung des von Deutschland besetzten Europas ge-
braucht wurden“.25 Immerhin ein knappes Drittel der Ordnungspolizisten waren
zeitweise im „ausw�rtigen Einsatz“ zur „Partisanen- oder Bandenbek�mpfung“,
wie es im verharmlosenden und irref�hrenden NS-Sprachgebrauch hieß.26

Die Polizei im Nationalsozialismus arbeitet seit der Verordnung zum „Schutz von
Volk und Staat“, erlassen nach dem Reichstagsbrand im Februar 1933, unter g�nz-
lich ver�nderten Rahmenbedingungen. Die Grundrechte der Weimarer Verfas-
sung waren außer Kraft gesetzt, die Gerichte als Beschwerdeinstanz ausgeschaltet
und polizeilicher Willk�r damit T�r und Tor geçffnet. Damit einher ging die Aus-
weitung polizeilicher T�tigkeitsfelder und Eingriffsmçglichkeiten. Instrumente
wie die „Vorbeugehaft“ und das Prinzip der „vorbeugenden Verbrechensbek�mp-
fung“ gaben Festnahmen und Inhaftierungen in die Hand der Polizeibeamten
ohne richterliche Anordnung oder Kontrolle. Das Gewohnheitsverbrechergesetz
vom 24. November 1933 (Gesetz gegen gef�hrliche Gewohnheitsverbrecher und
�ber Maßregeln der Sicherung und Besserung) ermçglichte die Unterbringung
von „Zurechnungsunf�higen“ in Heil- und Pflegeanstalten, von „Trunkenbolden
und Gewohnheitstrinkern“ in Entziehungsanstalten, von „Asozialen“ in Arbeits-
h�usern, dar�ber hinaus die Kastration „gef�hrlicher Sittlichkeitsverbrecher“, die
sofortige Ausweisung von Ausl�ndern und, allgemein, die Sicherungsverwah-
rung von „Gewohnheitsverbrechern“. „Nach all dem, was bisher bekannt ist“,
schreibt Nitschke27, „scheint die enorme Definitionsmacht von den ermittelnden
Polizeibeamten jeweils vor Ort ausgiebig genutzt worden zu sein. . . . Da H�rte
und Strenge gegen�ber Gesetzesbrechern quasi systemisch zum Berufsverst�nd-
nis der Polizei gehçrte, kam die Verf�gungskompetenz, sich willk�rlich zum
Herrn �ber Leben und Tod aufzuspielen, den Polizisten sehr entgegen.“ Das men-
schenverachtende Verhalten der Polizisten in den Polizeibataillonen im Kriegs-

24 Hans-Joachim Heuer, ebd., S. 49.
25 Christopher Browning, Ganz normale M�nner. Das Reserve-Polizeibatallion 101 und die „End-

lçsung“ in Polen, Reinbek 1994, S. 26.
26 Klaus Weinhauer, Die Lasten der Vergangenheit. Schutzpolizei in der Bundesrepublik zwischen

NS-Vergangenheit und Weimarer Traditionen, in: Karl Christian F�hrer/Karen Hagemann/Birthe
Kundrus (Hrsg.), Eliten im Wandel. Gesellschaftliche F�hrungsschichten im 19. und 20. Jahr-
hundert, M�nster 2004, S. 366 f.

27 Peter Nitschke, Polizei im NS-System, in: Hans-J�rgen Lange (Hrsg.), Staat, Demokratie und
Innere Sicherheit in Deutschland, Opladen 2000, S. 56.
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einsatz entspricht Tendenzen der „Entzivilisierung“28: Hemmungsloses Tçten
machte jeden Rekurs auf moralische Normen und zivile Standards obsolet.

Die alliierten Siegerm�chte betrieben nach 1945 zun�chst eine entschiedene Po-
litik der Dezentralisierung, um jedes Wiederaufleben einer starken Zentralmacht
zu verhindern. Die Reorganisation der Polizei in den ersten Jahren nach 1945 folgt
den vier „D“s: Dezentralisierung, Demilitarisierung, Denazifizierung und Demo-
kratisierung.29 Die Polizei wurde zun�chst entnazifiziert, wenige Jahre sp�ter
aber wurden viele NS-Belastete im Zuge des Artikel 131 des Grundgesetzes
und der vorgeblichen fachlichen Notwendigkeit, geeignetes Personal zu finden,
wieder eingestellt. Das Postulat der Dezentralisierung zeigt sich vor allem in
der Zust�ndigkeit der L�nder f�r die Polizei. Es wurde im Zuge des Kalten Krie-
ges jedoch bald durchbrochen, als auf Bundesebene Bundesgrenzschutz (1951),
Bundeskriminalamt (1951) und Bereitschaftspolizeien gegr�ndet wurden. Auch
die Gr�ndung des Bundesamtes f�r Verfassungsschutz und des Bundesnachrich-
tendienstes erfolgen Anfang der f�nfziger Jahre. Die Aufgabe der Demokratisie-
rung schließlich war ein Projekt f�r Jahrzehnte. Ein Meilenstein in dieser Ent-
wicklung waren Polizeieins�tze bei Großdemonstrationen wie den Halbstarken-
Krawallen der f�nfziger Jahre und den Eins�tzen bei Beat-Konzerten der sechzi-
ger Jahre. Sie kulminierten 1968, als es der Polizei wiederum nicht gelang, die
Demonstrationen ohne Gewaltanwendung zu deeskalieren. Die Ereignisse trafen
zusammen mit einer F�hrungs- und Vertrauenskrise innerhalb der Organisation.30

Innerorganisatorische Ver�nderungen waren die zwangsl�ufige und notwendige
Folge.

Das „Saarbr�cker Gutachten“ von 1975 im Auftrag der Innenministerkonferenz
lieferte eine empirische Bestandsaufnahme zur Situation der Polizei und initiierte
Schritte auf dem Weg zu einer demokratischen Polizei: die Einf�hrung des koope-
rativen F�hrungsstils, die �ffnung des Polizeiberufs f�r Frauen, die St�rkung der
Polizeiforschung, die zweigeteilte Laufbahn und die Intensivierung der Bildungs-
arbeit, die Werbung um Migranten f�r den Polizeidienst und nicht zuletzt auch die
Konzeption der b�rgernahen Polizei.31 Das Brokdorf-Urteil von 1985 verpflich-
tete die Polizei zu deeskalierenden Maßnahmen bei Demonstrationen und war ein
wichtiger Anstoß der Reformbem�hungen von außen.

28 Peter Nitschke, ebd.; Hans-Joachim Heuer, Aspekte zur Organisationsentwicklung, Praxis und
zum Berufsverst�ndnis der Polizei im „Dritten Reich“, in: Polizei und Politik (Schriftenreihe der
Polizei-F�hrungsakademie 4/97–1/98), S. 31–52.

29 PFA, 2002, S. 68 ff.
30 Klaus Weinhauer, Innere Unruhe, Studentenproteste und die Krise der westdeutschen Schutzpoli-

zei in den sechziger Jahren, in: Gerhard F�rmetz/Herbert Reinke/Klaus Weinhauer (Hrsg.), Nach-
kriegspolizei. Sicherheit und Ordnung in Ost- und Westdeutschland 1945–1969, Hamburg 2001,
S. 303–326.

31 Rafael Behr, Polizeikultur. Routinen, Rituale, Reflexionen. Bausteine zu einer Theorie der Praxis
der Polizei, Wiesbaden, 2006, S. 26 ff.
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Ein wichtiger Teil des Reformprozesses war der ver�nderte Umgang mit Demons-
trationen und Protestveranstaltungen, hatten diese doch zur Zeit der Halbstarken-
Krawalle um 1960, der Studentenbewegung einige Jahre sp�ter und der Eskalatio-
nen um Kernkraftwerke nach 1970 nachhaltig gezeigt, dass die Polizei allzu
schnell und un�berlegt zum Schlagstock gegriffen hatte. Die ver�nderte Einsatz-
konzeption wurde im Jahr 1976 verbindlich in der Polizeidienstvorschrift (PDV)
100. Sie verpflichtete die Polizei zu intensiver Aufkl�rung und Vorfeldarbeit, zu
mehr Planung und Organisation der Eins�tze, besseres Training der Einsatzhun-
dertschaften und verst�rkte �ffentlichkeitsarbeit.32

III. Zum Stand der polizeigeschichtlichen Forschung

Neuere beachtenswerte Monographien zur Geschichte der Polizei in der Nach-
kriegszeit nach 1945 wie etwa Weinhauers Studie zur Schutzpolizei33 oder Schul-
tes Untersuchung der politischen Bildung in der Polizei34 d�rfen nicht dar�ber
hinwegt�uschen, dass sich ein konsistenter Forschungs- und Diskussionszusam-
menhang zur deutschen Polizeigeschichte im 20. Jahrhundert erst in den 80er Jah-
ren entwickelt. Noch 1992 bemerkt Alf L�dtke, Polizeigeschichte f�hre in
Deutschland ein Schattendasein, kritische Analysen seien selten, es �berwiege
„die r�hmende Selbstdarstellung“.35 In einer 1986 erschienenen Gesamtdarstel-
lung der deutschen Polizeigeschichte finden sich noch in diesem Sinne „r�hmen-
de“ Worte �ber die Polizei im Dritten Reich: Der Schwerpunkt w�hrend des Krie-
ges sei die Bek�mpfung „typischer Kriegskriminalit�t“ gewesen wie etwa Pl�n-
derungen und Schwarzhandel sowie die Aufrechterhaltung von „Ordnung“ w�h-
rend der Bombenn�chte, und: „Was die wenigen �brig gebliebenen Fachleute und
gelernten Polizeibeamten in dieser Zeit der ,Zerbombung� Deutschlands leisteten,
ist eine großartige Leistung, die viele Beamte bis zur kçrperlichen Ruinierung er-
brachten, um noch das Chaos bis zum Untergang zu meistern.“36 Von der Betei-
ligung der Polizei an den NS-Verbrechen ist in dieser Studie nat�rlich nicht die
Rede.

Inzwischen ver�ndern jedoch vielf�ltige Initiativen dieses apologetische und ver-
harmlosende Bild. Polizeigeschichtliche Sammlungen in den Polizeipr�sidien
und Dauerausstellungen wie etwa „100 Jahre politische Bildung in der Polizei“
in der Deutschen Hochschule der Polizei37 belegen Traditionspflege, aber auch
wissenschaftliche Interessen und kritische unternehmenspolitische Initiative. Re-
gionale und lokale Aufarbeitungen der Polizeigeschichte deuten �berdies auf In-

32 Heiner Busch u. a., Die Polizei in der Bundesrepublik, Frankfurt/NewYork, 1988.
33 Klaus Weinhauer, Schutzpolizei in der Bundesrepublik, Gçttingen 2003.
34 Wolfgang Schulte, Politische Bildung in der Polizei, Frankfurt 2004.
35 Alf L�dtke (Hrsg.), „Sicherheit“ und „Wohlfahrt“. Polizei, Gesellschaft und Herrschaft im 19. und

20. Jahrhundert, Frankfurt, 1992 S. 22.
36 Robert Harnischmacher, Arved Semerak, 1986, Deutsche Polizeigeschichte. Eine allgemeine

Einf�hrung in die Grundlagen, Stuttgart/Berlin/Kçln/Mainz 1986, S. 105.
37 PFA 2002.
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teressen auch bei Polizeibeamten selbst an der Entstehung und der Geschichte
„ihrer“ Polizeidienststellen. 1989 wurde die Deutsche Gesellschaft f�r Polizei-
geschichte gegr�ndet, die eine Schriftenreihe herausgibt und die dreimal j�hrlich
erscheinende Zeitschrift „Archiv f�r Polizeigeschichte“. Seit 1990 werden auf
Betreiben des Bochumer Historikertages im gleichen Jahr wissenschaftliche Kol-
loquien zur Polizeigeschichte veranstaltet. Seit 1999 ist in der Villa ten Hompel in
M�nster, 1940 bis 1945 Sitz des regionalen Befehlshabers der Ordnungspolizei,
ein Museums-, Lern- und Forschungsort zur Geschichte der Polizei im 20. Jahr-
hundert entstanden. Rund um die Dauerausstellung „Im Auftrag. Polizei,Verwal-
tung und Verantwortung“ ist die Villa ein noch junger Ort f�r Veranstaltungen und
historische Polizeiforschung.

Solche Initiativen verweisen darauf, dass die Traditionspflege in der Polizei nun
erg�nzt und womçglich �berlagert wird durch eine historisch-kritische Auseinan-
dersetzung mit der Geschichte der Polizei. Bis Ende der sechziger Jahre hatte
es eine Traditionspflege in der Polizei gegeben, die gekennzeichnet war durch
eine „Schlussstrichmentalit�t“, durch Verschweigen und Umdeuten.38 Noch
2001 heißt es in der Festschrift zum f�nfzigj�hrigen Bestehen der Deutschen Po-
lizeigewerkschaft im Deutschen Beamtenbund lapidar, die nationalsozialistische
Ideologie habe es mit sich gebracht, „dass die Polizei in diesen Jahren f�r partei-
politische Zwecke missbraucht werden konnte“; es sei jedoch festzustellen, „dass
der grçßte Teil der Polizeibeamten den Dienst nach menschlichen Gesichtspunk-
ten auszuf�hren bestrebt blieb.“39 Die neuen geschichts- und politikwissenschaft-
lichen Initiativen werden auf mittlere und l�ngere Sicht derartigen Entlastungs-
strategien den Boden entziehen und zu einem realistischen Bild der Geschichte
der deutschen Polizei im 20. Jahrhundert beitragen.

IV. Bisherige Forschungen zum BKA

Gleich zwei journalistisch-popul�rwissenschaftliche B�cher tragen den Titel
„Die BKA-Story“.40 Beide thematisieren die NS-Verbindungslinien, doch keines
von ihnen geht in die Tiefe oder wertet systematisch Quellen aus.

Mergen verweist auf das Vertrauen der Amerikaner in Dickopf und dessen ge-
schickte Weichenstellungen in der Vorgeschichte der BKA-Gr�ndung.41 Er
konnte f�r sein „Projekt BKA“ auf die Unterst�tzung der Amerikaner bauen
und setzte im Bundesinnenministerium letztlich seine Vorstellungen durch. Dabei

38 Klaus Weinhauer, Die Lasten der Vergangenheit. Schutzpolizei in der Bundesrepublik zwischen
NS-Vergangenheit und Weimarer Traditionen, in: Karl Christian F�hrer/Karen Hagemann/Birthe
Kundrus (Hrsg.), Eliten im Wandel. Gesellschaftliche F�hrungsschichten im 19. und 20. Jahr-
hundert, M�nster 2004.

39 DPolG, 2001.
40 Armand Mergen, Die BKA-Story, M�nchen 1987; Wilhelm Dietl, Die BKA-Story, M�nchen

2000.
41 Armand Mergen, ebd., S. 108 ff.
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spielte die NS-Belastung der Kriminalisten f�r ihn kaum eine Rolle, weil er von
ihren fachlichen F�higkeiten �berzeugt war. Mergen hebt hervor, dass Dickopf
seine Charlottenburger Seilschaft systematisch ins Spiel brachte und ihre Position
st�rkte, denn er sei unf�hig gewesen, zu trauern oder auch Scham zu empfinden
�ber die NS-Verstrickungen.42 Fachwissen, Verl�sslichkeit und Ergebenheit wa-
ren f�r ihn zentrale Kriterien f�r Einstellungen, NS-Verstrickungen der Bewerber
spielten f�r Dickopf nicht nur keine Rolle, er versuchte auch, etwaige Belastun-
gen zu verschweigen oder zu verharmlosen.

Dietl vertritt im Anschluss an Mergen zwei Thesen: Die fr�he F�hrungsebene des
BKA sei aus 8000 Bewerbern rekrutiert worden, wobei deren NS-Vergangenheit
keine Rolle gespielt h�tte und: „Dickopf und seine Seilschaft beherrschten ins-
geheim das BKA, ganz gleich, wer gerade Pr�sident war.“43 Unklar bleibt jedoch,
in welcher Weise diese Gruppe amtsintern ihre Vorstellungen durchgesetzt hat, ob
und wie sie das Betriebsklima und die kriminalistischen und kriminologischen
Auffassungen verbreitete, welche Rolle die Alliierten dabei spielten und wie
die Beziehungen zum Bundesinnenministerium verliefen. Am Ende der Amtszeit
Dickopfs (1971) war das BKA Dietl zufolge nicht auf dem neuesten Stand der
Kriminaltechnik, weil der Pr�sident und Vorg�nger Horst Herolds sich der moder-
nen Computertechnologie verweigerte. Allerdings l�sst sich daraus allein keines-
falls schließen, dass die Amtskultur zu dieser Zeit noch gepr�gt war von den Ideen
der „Charlottenburger“ um Dickopf, Holle und Niggemeyer.

Dickopf habe das BKA zu einer „Versorgungsanstalt f�r alte Nazis und Verbre-
cher“ gemacht – so Dieter Schenk, der die erste Quellen auswertende Studie
zur Fr�hgeschichte des BKA nur kurz nach Dietl vorlegt.44 Nach seinen Unter-
suchungen waren 47 von 49 leitenden BKA-Beamten mindestens NSDAP-Mit-
glieder gewesen, fast die H�lfe von ihnen waren ihm zufolge „NS-Verbrecher“.
F�nf von ihnen waren Schreibtischt�ter im Reichskriminalpolizeiamt, f�nfzehn
Mitglieder von Einsatzgruppen in Polen.45 Schenks Verdienst besteht vor allem
in der auf zahlreiche Quellen gest�tzten Rekonstruktion der politischen Biogra-
phien der „Charlottenburger“ und in der Frage, wie die NS-Belasteten in das
BKA eintreten konnten. Abgesehen von der Kameraderie dieser Gruppe bleibt al-
lerdings auch hier unklar, welche konkreten Verhaltensmuster stilpr�gend im Amt
gewesen sind und in welcher Weise die Kriminalit�tsbek�mpfung in der fr�hen
Bundesrepublik davon gepr�gt war. Schenks Hinweise auf die Behinderung der
Ermittlungen gegen NS-Gewaltverbrecher in den Reihen des BKA und der Kri-

42 Armand Mergen, Die BKA-Story, M�nchen 1987, S. 112.
43 Wilhelm Dietl, Die BKA-Story, M�nchen 2000, S. 49.
44 Dieter Schenk, Die braunen Wurzeln des BKA, Frankfurt 2003, S. 19.
45 Dieter Schenk, Kameraden im Dienst (= Vortrag Ausstellungsort Topographie des Terrors), in:

Jungle Word 50/14, Dezember 2005.
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minalpolizei decken sich mit �hnlichen Versuchen in anderen Teilen der deut-
schen Polizei.46

Zu �hnlichen Ergebnissen kommt Wagners Studie �ber „Hitlers Kriminalisten“.47

Sowohl die NS-Verstrickungen wie auch das Wirken von Seilschaften sieht er in
der Aufbauphase des BKA. Allerdings geht er noch einen Schritt weiter in der
Frage nach dem Fortwirken alter kriminalistischer Konzepte. Wagner sieht die
kriminalpolitische NS-Grundidee, wonach eine kleine, identifizierbare Gruppe
Motor der Kriminalit�t sei, auch im BKA fortwirken. Demnach seien es „Berufs-“
und „Gewohnheitsverbrecher“, die der Kriminalit�tsentwicklung ihren Stempel
aufdr�cken: „Als quasi offizielle Analyse des Bundeskriminalamtes verk�ndeten
dessen leitende Beamte Bernhard Niggemeyer und Rolf Holle 1955/56, dass die
zehn Jahre zuvor erfolgte ,Befreiung� einer großen Zahl (6.000!) von sicherungs-
verwahrten Berufs- und Gewohnheitsverbrechern aus den Konzentrationslagern
der Motor der Nachkriegskriminalit�t gewesen sei.“48

Die „Charlottenburger“ im BKA setzen damit eine Tradition fort, die bereits in
den ersten Nachkriegsjahren in der deutschen Kriminalpolizei gepflegt wurde:
Nicht nur das Rechtfertigen und Verharmlosen, sondern das direkte Ankn�pfen
an Praktiken der NS-Kriminalistik. Wiedergutmachungsantr�ge von „Berufsver-
brechern“, „Asozialen“ und Roma und Sinti aufgrund von NS-Verfolgungsmaß-
nahmen wurden in Hamburg unter der Rubrik „Betrug und artverwandte Delikte“
bearbeitet; die nieders�chsische Polizei bem�hte sich um ein „Gesetz zur Be-
k�mpfung der Berufs- und Gewohnheitsverbrecher“, das auf einem Entwurf
aus dem Jahre 1937 basierte. Auch die „vorbeugende Verwahrung“ sollte weiter
ein polizeiliches Instrument bleiben. Linck hat die Vielzahl derartiger Vorg�nge
in der Kriminalpolizei der ersten Nachkriegsjahre zu einem Bild ungebrochenen
Fortwirkens der NS-Kriminalistik verdichtet: „Die Initiative ,zur Bek�mpfung
der Berufs- und Gewohnheitsverbrecher� zeigt aber, wie ungebrochen die Vorstel-
lungen polizeilicher Pr�ventionst�tigkeit gepr�gt waren von Stereotypen des po-
lizeilichen Gegen�bers. Die Bedrohungsbilder vom reisenden Berufsverbrecher
gewissermaßen als Quelle der Kriminalit�t dienten gleichzeitig – wie schon in
der Weimarer Republik und erst recht im NS-Staat – als Begr�ndung f�r den Aus-
bau und die Zentralisierung der Kriminalpolizei. Schon auf der 1. Arbeitstagung
der Leiter der Landeskriminalpolizei�mter im August 1949 wurde in einer Reso-
lution die Schaffung zentraler Institutionen zur ,Bek�mpfung des Verbrecher-
tums� gefordert, darunter eine ,Zentrale zur Bek�mpfung internationaler und
reisender Berufs- und Gewohnheitsverbrecher� sowie eine ,Zentrale zur Bek�mp-

46 Klaus Weinhauer, Die Lasten der Vergangenheit. Schutzpolizei in der Bundesrepublik zwischen
NS-Vergangenheit und Weimarer Traditionen, in: Karl Christian F�hrer/Karen Hagemann/Birthe
Kundrus (Hrsg.), Eliten im Wandel. Gesellschaftliche F�hrungsschichten im 19. und 20. Jahr-
hundert, M�nster 2004.

47 Patrick Wagner, Hitlers Kriminalisten. Die deutsche Kriminalpolizei und der Nationalsozialis-
mus, M�nchen 2002, S. 172.

48 Wagner, ebd., S. 172.
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fung des Landfahrerunwesens�.“49 Der Duktus in den Polizeifachzeitschriften und
der kriminalistischen und kriminologischen Literatur der fr�hen Nachkriegszeit
best�tigen das Bild von den Nach- und Fortwirkungen des nationalsozialistischen
Verbrecher-Bildes auch im ideologischen Bereich.50

Ber�cksichtigt man die strukturellen Vorgaben, die politischen Rahmenbedin-
gungen und das Fortwirken der NS-gepr�gten Kriminalistik und Kriminalpolitik
in den ersten Nachkriegsjahren, dann erscheinen die Aktivit�ten der „Charlotten-
burger“ in der Gr�ndungsphase des BKA in einem besonderen Licht. Dickopf und
seine Kameraden haben keineswegs gegen massive Widerst�nde die Kontinuit�t
von Personal und Konzepten betrieben, im Gegenteil. Sie st�tzten sich auf Ent-
wicklungen in der deutschen Kriminalpolizei, profitierten von einer pragmati-
schen Politik der Alliierten und einem politischen Umfeld, dem die NS-Verstri-
ckungen von Personen eher gleichg�ltig waren.

V. Zusammenfassung und offene Fragen

Unter dem Aspekt von Br�chen und Kontinuit�t zeigt sich beim R�ckblick auf die
deutsche Polizeigeschichte ein bemerkenswertes Ausmaß an Kontinuit�t. Der
Wechsel vom Kaiserreich zur Weimarer Republik brachte demokratische Ans�tze
vor allem unter dem sozialdemokratischen Innenminister Severing, doch die
Kr�fte des vorangegangenen Systems waren zweifellos dominierend. Die Polizei
blieb militaristisch, republikskeptisch und in ihrer gesamten Struktur kaum demo-
kratisch. Die Einpassung in das nationalsozialistische System erfolgte mehr oder
weniger nahtlos. Die Polizei im NS-Staat warf alle demokratischen und rechts-
staatlichen Rudimente von Bord und entwickelte sich zusammen mit der Reichs-
wehr zum zentralen Instrument der Repression. Nach 1945 kommen die Anstçße
einer demokratischen Polizei von den Alliierten, deren Politik der Kooperation
mit den NS-Belasteten jedoch eine durchgreifende, nachhaltige Entnazifizierung
verhindert.

Unter dem Grundgesetz in der Bundesrepublik hat die Polizei Jahrzehnte ge-
braucht auf dem Weg zur Demokratisierung. Weimarer Konzeptionen, national-
sozialistische Vorstellungen, unpolitische R�ckz�ge auf reine Fachkompetenzen
und demokratischer Erneuerungsgeist bildeten eine Mischung, welche die Demo-
kratie der Bundesrepublik immerhin nicht konterkarierte. Br�che in der Polizei-
geschichte sind durchweg von außen initiiert. Ver�nderungen aus eigener Kraft
und der Wille zur Reform von innen sind kaum ausgepr�gt. Am ehesten noch

49 Stephan Linck, „To exploit this product of German genius . . . is surely good business.“ Zur Per-
sonalpolitik der britischen Besatzungsmacht gegen�ber der deutschen Kriminalpolizei nach 1945,
in: Gerhard F�rmetz/Herbert Reinke/Klaus Weinhauer (Hrsg.), Nachkriegspolizei. Sicherheit
und Ordnung in Ost- und Westdeutschland 1945–1969, Hamburg 2001, S. 125.

50 Herbert Reinke, Robert Seidel, Die Entnazifizierung und die „S�uberung“ der Polizei in West-
und Ostdeutschland nach 1945, in: Polizei und Politik (= Schriftenreihe der Polizei-F�hrungs-
akademie 4/97–198), S. 65 f.
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nach 1968 beginnt die Polizei auch von innen heraus, Reformen zu konzipieren
und umzusetzen. Das h�ngt vor allem zusammen mit den behçrdlichen Strukturen
der Polizei und mit politischen Einfl�ssen und Direktiven, aber auch mit polizei-
internen Diskussionen. Nach dem brutalen Einschreiten der Polizei bei den
„Schwabinger Krawallen“ 1962 kritisierten reformorientierte Kr�fte, die auf de-
eskalierende Strategien setzten, das Mehrheitslager der Traditionalisten, die wei-
ter auf hartes Einschreiten pochten.51

F�r die Umbruchzeit zwischen 1945 und 1960, als der Reformdruck besonders
groß ist, spielt die Politik der Alliierten gewiss eine wesentliche Rolle, aber
auch die Verhaltensmuster und die Mentalit�ten des gesellschaftlichen und insti-
tutionellen Umfeldes. Durch das Grundgesetz und das BKA-Gesetz von 1951 war
das Bundeskriminalamt eine Polizeibehçrde in der Demokratie, in der gleichwohl
NS-Konzepte weiterwirken konnten. Der Einfluss der „Charlottenburger“ auf das
Amt ist schon deshalb nicht zu untersch�tzen, weil es sich zun�chst um eine kleine
Behçrde handelte: Von 355 im Jahr 1951 wuchs die Zahl der Planstellen auf 637
im Jahr 1960.52 Das BKA jener Jahre fungierte als Fahndungszentrale und Zen-
tralb�ro f�r die Kooperation mit Interpol, eigene Ermittlungskompetenzen hatte
es in den Anfangsjahren nicht. Nur auf Anweisung des Bundesinnenministers
oder auf Ersuchen der L�nder konnte das Amt Strafermittlungen betreiben.
Erst 1969 wurde der Generalbundesanwalt erm�chtigt, das BKA damit zu beauf-
tragen, erst seit 1973 ist das Amt zust�ndig f�r internationale organisierte Krimi-
nalit�t und terroristische Anschl�ge gegen Verfassungsorgane.

Eine kleine Gruppe wie die „Charlottenburger“ kann unter Bedingungen einer ge-
ringeren çffentlichen Aufmerksamkeit und einer �berschaubaren Mitarbeiter-
zahl, wie das bis 1969 noch der Fall war, nat�rlich erheblich besser eigene Auf-
fassungen durchsetzen, als das heute – umgekehrt – unter Bedingungen großer çf-
fentlicher Aufmerksamkeit und bei rund 5.000 Mitarbeitern der Fall w�re. Wie
stark dieser Einfluss jenseits der Personalpolitik in den ersten Jahren tats�chlich
war, wie er das Amt pr�gte und wodurch und wie er dann beendet wurde, gehçrt zu
den offenen, noch nicht gekl�rten Fragen. Waren es wiederum Anstçße von außen
oder hatte das BKA auch interne reformbereite Kr�fte, die sich durchsetzten?
Oder fiel beides zusammen im Wechsel der Pr�sidentschaft von Dickopf zu He-
rold im Jahr 1971?

Manches spricht daf�r, dass der �bergang zum vormaligen N�rnberger Polizei-
pr�sidenten und linken Sozialdemokraten Horst Herold tats�chlich eine Z�sur
in der Geschichte des BKA bedeutet. Er hatte in seiner Antrittsrede den Gedanken

51 Martin Winter, Polizeiphilosophie und Protest policing in der Bundesrepublik Deutschland – von
1960 bis zur staatlichen Einheit 1990, in: Hans-J�rgen Lange (Hrsg.), Staat, Demokratie und
Innere Sicherheit in Deutschland, Opladen 2000, S. 203–220.

52 Horst Albrecht, Im Dienst der Inneren Sicherheit. Die Geschichte des Bundeskriminalamtes,
Wiesbaden 1988, S. 446 f.
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einer gesellschaftssanit�ren Aufgabe der Polizei und der informationsgest�tzten
Pr�vention in den Mittelpunkt gestellt:

„Allen Staatsorganen voraus, steht die Polizei der gesellschaftlichen Wirklichkeit
unmittelbar gegen�ber. Ihr werden gesellschaftliche Unzul�nglichkeiten und
Strukturdefekte in schmerzhafter Praxis am ehesten bewusst. Gel�nge es, ihre rie-
sig angeh�uften Erkenntnisbest�nde zum Verbrechen forschend zu durchdringen,
w�ren rationale Einsichten in das Wesen des Verbrechens mçglich. Die bisher da-
hinsiechende Aufgabe der Pr�vention tr�te gleichrangig neben die der Verfol-
gung. Unter Mithilfe der Polizei kçnnte ein gesamtgesellschaftliches System ent-
stehen, das bef�higt, Problemen zuvorzukommen, bevor sie zutage treten, erst
recht, bevor sie bedrohlich werden.“53

Die Gleichzeitigkeit von gesellschaftlichem Reformklima und Herolds Vorstel-
lungen auf der einen Seite und der Notwendigkeit der Terrorismusbek�mpfung
auf der anderen �bten beide, wenn auch aus unterschiedlichen Richtungen, erheb-
lichen Druck auf die alten Strukturen des BKA aus. Der Terrorismus der Rote-Ar-
mee-Fraktion (RAF) war eine Herausforderung f�r die Sicherheitsbehçrden ins-
gesamt, denn vergleichbare Kampfansagen an den Staat hatte es in der Geschichte
der Bundesrepublik zuvor noch nicht gegeben. Die erweiterten Befugnisse des
BKA und der personelle Ausbau entsprachen insoweit der Logik der Entwick-
lung. Die Jahre um und nach 1970 waren aber auch eine �ra der Reformen, die
den politischen Bereich mit der sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt er-
fasste, aber auch zahlreiche Institutionen: Der Hochschulbereich verabschiedete
sich von der alten Ordinarienuniversit�t, p�dagogische Reformen pr�gten die
Schullandschaft und die Polizei diskutierte ebenfalls Ver�nderungen, nachdem
1970 das „Sofortprogramm der Bundesregierung zur Modernisierung und Inten-
sivierung der Verbrechensbek�mpfung“ beschlossen worden war. Darin ging es
nicht mehr um die Bek�mpfung einzelner krimineller Delikte, sondern um die
Herstellung „innerer Sicherheit“.54 1972 verçffentlichte die Gewerkschaft der Po-
lizei ein Manifest mit dem Titel „Die gebremste Polizei“. Darin fordert sie eine
wissenschaftliche Ausbildung f�r den Polizeinachwuchs und mehr psychologi-
sche Kenntnisse, denn der emanzipierte B�rger verlange eine andere Polizei,
die auf Vertrauen und Zustimmung angewiesen sei.55 Pr�vention und B�rgern�he
waren innerhalb und außerhalb der Polizei vieldiskutierte Begriffe. Diese Ent-
wicklung f�hrt Reformans�tze fort, die in den sechziger Jahren eingesetzt hatten
und zu einem „ver�nderten Sozialverhalten“ der Polizei f�hrten: Die Delegation
der Aufstandsbek�mpfung an den Bundesgrenzschutz und die Bundeswehr und
die Konzentration auf den polizeilichen Einzeldienst erforderten mehr kommuni-

53 Zit. nach Dorothea Hauser, Baader und Herold. Beschreibung eines Kampfes, Reinbek 2007,
S. 179.

54 Klaus Weinhauer, „Staat zeigen“. Die polizeiliche Bek�mpfung des Terrorismus in der Bundes-
republik bis Anfang der 1980er Jahre, in: Wolfgang Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke
Terrorismus Bd. 2, Hamburg 2006, S. 933.

55 Hans-Gerd Jaschke, �ffentliche Sicherheit im Kulturkonflikt, Frankfurt/New York 1997, S. 29.
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kative Kompetenzen und eine „modifizierte Sichtweise auf Kriminalit�tsph�no-
mene, die nun weniger als das Produkt individuellen Fehlverhaltens denn als ge-
sellschaftliches Problem gesehen wurden“.56

In den 1970er Jahren wird der Personalbestand der Polizeien erheblich ausgebaut.
Das BKA w�chst von 1211 Besch�ftigten (1970) auf 3339 (1980).57 Herolds Re-
formen im BKA folgten den Trends der Zeit und setzten eigene, spezifische Ak-
zente. Jahrgang 1923 und von daher Angehçriger einer neuen, nicht NS-belaste-
ten Generation, setzte Herold vor allem auf Technik im Rahmen einer Theorie, die
von gesellschaftssanit�ren Aufgaben der Polizei ausging. Kriminalgeografie, f�l-
schungssichere Personalausweise, Rasterfahndung, pr�ventive Verbrechens-
bek�mpfung und, vor allem, die Einf�hrung der EDV f�r polizeiliche Zwecke
sind mit dem Namen Herold verbunden. Dorothea Hauser, Autorin des 1997 er-
schienenen Buches „Baader und Herold. Beschreibung eines Kampfes“, hat He-
rolds Bedeutung f�r das BKA wie folgt beschrieben: „Unter Herolds F�hrung
war das Bundeskriminalamt von 1971 an von einer Briefkastenbehçrde zur welt-
weit modernsten Polizeizentrale ausgebaut worden. Herolds polizeiliches In-
formationssystem Inpol lief �ber 30 Jahre lang stçrungsfrei, die kriminologische
Forschung im BKA hat bis heute einen erstklassigen Ruf. Herold galt als krea-
tiv, innovativ, als technisches Genie.“58 Auf Forschung basierte strategische Pla-
nung der Kriminalit�tsbek�mpfung ist bis heute ein zentrales Leitmotiv des
BKA.59

Herolds Reformen haben das BKA ohne Zweifel stark ver�ndert. Konzeptionen
des Berufsverbrechertums sind mit seinen Ideen und kriminalistischen Strategien
nicht vereinbar. Dennoch bleibt es offen, inwieweit auch das Berufsmilieu der
Kriminalisten in Wiesbaden tats�chlich von der zehnj�hrigen Amtszeit Herolds
nachhaltig beeinflusst wurde. Im BKA gab es, so w�re zu vermuten, unterschied-
liche Geschwindigkeiten der Reformen und der Ver�nderungen: Neue Leitlinien
der F�hrungsspitze sind rasch propagiert, doch die Berufsmilieus und die Orga-
nisationskultur ver�ndern sich sehr viel langsamer. Es bleibt eine ganze Reihe
von offenen Fragen:

� Der von Schenk (2003) rekonstruierte Einfluss der „Charlottenburger“ betrifft
vor allem die Vorgeschichte und die ersten Jahre des BKA und hier insbeson-

56 Wolfgang Schulte, „Und grau ist alle Theorie . . .“. �ber die nicht immer ganz spannungsfreie
Rezeption von (sozial-)wissenschaftlichen Denkweisen in der Polizei, in: Jochen Christe-Zeyse
(Hrsg.), Die Polizei zwischen Stabilit�t und Ver�nderung. Ansichten einer Organisation, Frankfurt
2006, S. 276.

57 Klaus Weinhauer, „Staat zeigen“. Die polizeiliche Bek�mpfung des Terrorismus in der Bundes-
republik bis Anfang der 1980er Jahre, in: Wolfgang Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke
Terrorismus Bd. 2, Hamburg 2006, S. 935.

58 Dorothea Hauser, Der Kriminalphilosoph. „Kommissar Computer“ Horst Herold galt als gef�hr-
lich. Heute haben sich die meisten seiner Ideen durchgesetzt, in: Die Zeit Nr. 44/2003.

59 J�rgen Stock, Sicherheit durch Forschung – Erfordernisse und Chancen polizeirelevanter For-
schung aus Sicht des Bundeskriminalamts, in: Oranienburger Schriften 1/November 2007,
S. 4–12.
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dere die Personalpolitik. Schenks verdienstvolle Studie belegt aber nicht die
Systematik und die tats�chlichen Pr�gungen der Organisationskultur, des F�h-
rungsstils und der dominanten kriminalistischen und kriminalpolitischen Auf-
fassungen des Amtes und seiner Mitarbeiter. Umgekehrt w�re aber auch zu fra-
gen, inwieweit sich Dickopf und seine Mitarbeiter den ver�nderten Bedingun-
gen angepasst haben.

� Unklar ist die Rolle der amerikanischen Geheimdienste in der Entstehungs-
phase des BKA. Wagner betont, es sei gesichert, dass Dickopf f�r „mehrere“
Geheimdienste gearbeitet habe, es sei aber unbekannt, f�r welche, seit 1945
habe er „ganz auf die amerikanische Karte“ gesetzt.60 Nach der Verçffent-
lichung von Unterlagen der US-Army, der CIA und des FBI aus den ersten
Nachkriegsjahren (Breitman u. a.) verspricht die Auswertung genauere Auf-
schl�sse �ber die externen Direktiven und die informellen Einfl�sse auf die
Amtsgr�ndung und die Praxis der �ra Dickopf.

� Welche Rolle spielten nach dem Abgang der „Charlottenburger“ die verbliebe-
nen Altvorderen? Eine gruppensoziologische Rekonstruktion der „Charlotten-
burger“ steht noch aus, einschließlich des Datums und der Bedeutung des Weg-
gangs einzelner aus dem Dienst, ebenfalls ihr Einfluss auf die Personalpolitik
und die Arbeitsschwerpunkte in den sechziger Jahren. Es muss auch ber�ck-
sichtigt werden, dass der Abgang der „Charlottenburger“ zusammenf�llt mit
einer Pensionierungswelle in der Polizei und einem Planstellenausbau.61

� Der Wechsel von Dickopf zu Herold an der BKA-Spitze 1971 bedeutet zwei-
fellos einen radikalen kriminalistischen und kriminalpolitischen Bruch hin zu
einer gesellschaftstheoretisch angeleiteten, informationsgest�tzten kriminal-
polizeilichen Ausrichtung. Offen sind die Wirkungen auf die Organisations-
kultur des Amtes selbst, zumal Berichte vorliegen, nach denen intern die Be-
rufung Herolds „immer mehr als ein Affront gegen die konservative alte Garde
der Polizeichefs und ihr milit�risches Selbstverst�ndnis erscheint“.62 Auch von
anderer Seite wird von Konflikten mit den Abteilungsleitern und der Bonner
Sicherungsgruppe berichtet.63 Eine Rekonstruktion der hausinternen Opposi-
tion gegen Herold in den siebziger Jahren w�re ein wichtiger Indikator f�r
das Fortleben der Dickopf’schen Kriminalphilosophie.

60 Patrick Wagner, Hitlers Kriminalisten. Die deutsche Kriminalpolizei und der Nationalsozialis-
mus, M�nchen 2002, S. 161.

61 Klaus Weinhauer, „Staat zeigen“. Die polizeiliche Bek�mpfung des Terrorismus in der Bundes-
republik bis Anfang der 1980er Jahre, in: Wolfgang Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke
Terrorismus Bd. 2, Hamburg 2006, S. 935.

62 Dorothea Hauser, Baader und Herold. Beschreibung eines Kampfes, Reinbek 2007, S. 182; Wolf-
gang Kraushaar, Jan Philipp Reemtsma, Interview mit dem ehemaligen Pr�sidenten des Bundes-
kriminalamtes, in: Wolfgang Kraushaar (Hrsg.), Die RAF und der linke Terrorismus, Bd. 2, Ham-
burg 2006, S. 1370-1390.

63 Weinhauer, a. a. O., S. 936.
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� Wie war im BKA das Verh�ltnis von offizieller Polizeikultur und der Polizis-
tenkultur des Berufsalltags in der Reform�ra um 1970 und zuvor? Das Span-
nungsverh�ltnis beider ist in der angloamerikanischen Polizeiliteratur seit lan-
gem bekannt, empirische Ergebnisse im Hinblick auf die Geschichte des BKA
liegen nicht vor.

� Wie entwickelten sich nach 1951 und dann nach 1969 die f�r die Organisation
Polizei bekannten und dienststellenspezifischen Rituale im Arbeitsalltag, wo-
f�r standen sie und wie war ihr Verh�ltnis zur offiziellen Selbstdarstellung?
Die Rituale im polizeilichen Berufsalltag haben milit�rische Wurzeln, wurden
aber in der Polizei umgeformt und haben dort eine eigene Bedeutung.64 Sie
kçnnen etwas aussagen �ber das tats�chliche Selbstverst�ndnis, die Strukturen
von Kollegialit�t und Rivalit�t, �ber die Bedeutung und die Konfliktlinien der
internen Hierarchien und �ber die Sicht der außerpolizeilichen Welt und des
polizeilichen „Gegen�bers“.

� Wie und unter welchen Umst�nden ver�nderten sich F�hrungsstile? Der auto-
rit�re Stil der f�nfziger Jahre wurde im Laufe der Jahrzehnte in der deutschen
Polizei abgelçst bzw. �berlagert vom Leitbild des „kooperativen F�hrungs-
stils“. Es ist bisher kaum etwas bekannt �ber die entsprechenden Ver�nderun-
gen im BKA, doch gerade hier kçnnte die Frage nach Demokratisierung und
Liberalisierung am ehesten f�ndig werden.

64 Karlhans Liebl, Poizei und Rituale, in: Jochen Christe-Zeyse (Hrsg.), Die Polizei zwischen Sta-
bilit�t und Ver�nderung. Ansichten einer Organisation, Frankfurt 2006, S. 39–48.
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Entzivilisierung der Polizeiarbeit

Hans-Joachim Heuer

Vorbemerkungen

Bis heute sind die Beteiligung der Polizei des Deutschen Reiches am Holocaust,
ihre tats�chliche oder vermeintliche Gleichschaltung1, ihre grunds�tzliche wil-
lige Bereitschaft2 oder auch das widerst�ndige Verhalten einzelner Polizeibeam-
ter3 in der Zeit von 1933 bis 1945 nicht vollst�ndig erforscht. Die Polizeigenera-
tion, die unmittelbar nach Kriegsende in den Polizeien der Besatzungszonen und
sp�ter in den L�nderpolizeien ihren Dienst aufnahm, ist mittlerweile in den Ruhe-
stand getreten. In den Spitzen�mtern der Behçrden und Ministerien befinden sich
jetzt Polizeibeamte (und weniger -beamtinnen), die Mitte der 60er Jahre bis Mitte
der 70er Jahre in den Polizeidienst eingestellt wurden. Sie machten nicht mehr
eine besondere Alltagserfahrung, die wohl f�r die unmittelbare Nachkriegsgene-
ration noch ganz pr�gend f�r ihre damaligen Ausbildungs- und Praxisverh�ltnisse
war: „Ich bin eingetreten 1952 [in den Dienst der Polizei, Anm. H. J. H.], also drei
Jahre nach Inkrafttreten des Grundgesetzes, hatte Ausbilder, die aus der Wehr-
macht kamen, die teilweise im Hunderttausendmannheer schon gedient hatten,
also ganz strikt an Befehl und Gehorsam gebunden waren, die nie begriffen haben,
was demokratischer Verfassungsstaat ist, was Grundrechte sind, was die W�rde
des Menschen bedeutet. . . . Der Prozess, angemessen miteinander umzugehen,
nett und hçflich zueinander zu sein, offen zu diskutieren statt zu schweigen und
Befehle auszuf�hren, der hat im Bereich der Polizei, soweit ich das erlebt habe,
gewiss 25 Jahre gedauert, wenn nicht l�nger.“4 In der Schriftenreihe der Polizei-
F�hrungsakademie (PFA) wurden 1996 die Ergebnisse einer Auftragsstudie der
Polizei zu der Fragestellung „Fremdenfeindlichkeit in der Polizei?“ verçffent-
licht. Diese Studie sollte sich mit spezifischen Ursachen und Ausdrucksformen
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit innerhalb der Polizei befassen. Als

1 Vgl. u. a. Friedrich Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat, Paderborn, M�nchen, Wien, Z�rich 1997,
S. 32 ff.

2 Vgl. u. a. Stephan Linck, Der Ordnung verpflichtet: Deutsche Polizei 1933–1949, Paderborn, M�n-
chen, Wien, Z�rich 1998, S. 23 ff.; Daniel Goldhagen, Hitler’s Willing Executioners – Ordinary
Germans and the Holocaust, New York 1996, p. 181 ff.; Christopher Browning, Ordinary Man, New
York 1992, p. 159 ff.; H. Lichtenstein, Himmlers gr�ne Helfer – Die Schutz- und Ordnungspolizei
im „Dritten Reich“, Kçln 1990, S. 27.

3 Vgl. u. a. Helmut Fangmann, Parteisoldaten – Die Hamburger Polizei im „3. Reich“, Hamburg
1987, S. 129/130 und Stefan Keller, Gr�ningers Fall – Geschichten von Flucht und Hilfe, Z�rich
1993. Das neue Frankfurter Polizeipr�sidium liegt u. a. an der Polizeimeister-Kasper-Straße. Der
Schutzpolizist Otto Kaspar hatte im „Dritten Reich“ der j�dischen Familie Senger aus der Kaiser-
hofstrasse 12 durch F�lschungen im Einwohnermelderegister das �berleben in Frankfurt w�hrend
der Nazi-Zeit ermçglicht. Die Straße liegt am Nordausgang des neuen Polizeipr�sidiums; vgl.
Valentin Senger, Kaiserhofstr. 12, M�nchen 1999.

4 Interview mit Horst Olszewski, in: Deutsche Polizei, 5/89, S. 4.
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ein bemerkenswertes Ergebnis h�lt die Studie fest: „Die Deutsche Geschichte las-
tet auf den Beamten.“5 In der Erl�uterung wird ausgef�hrt, dass sich die Beamten
„einerseits in Kontakten mit Ausl�ndern h�ufig dem Nazi- und Faschismus-Vor-
wurf ausgesetzt (sehen), andererseits m�ssen sie immer wieder erkennen, dass
Ausl�nder vermeintlich g�nstiger wegkommen als Deutsche.“6 Die Autoren der
Studie werten dies als einen stressenden Faktor, der nicht unwesentlich das poli-
zeiliche Handeln beeinflusst und somit auch polizeiliche �bergriffe, insbeson-
dere gegen�ber ausl�ndischen Tatverd�chtigen mit erkl�ren kann. Auch andere
„Belastungsfaktoren aus dem externen und internen polizeilichen T�tigkeitsfeld“
wurden benannt, die in der Summe erste Erkl�rungen zu Art, Umfang und Er-
scheinungsformen von fremdenfeindlichen Motivationen bei der Polizei gaben.
Die anderen „Belastungsfaktoren“ dieser Studie waren s�mtlich gegenwartsbezo-
gen, sie hatten zum Beispiel etwas mit dem Verh�ltnis zwischen Polizei und Justiz
oder der internen Organisation7 zu tun, kein anderer Befund wies in die Vergan-
genheit der Polizei. Zunehmend findet das universit�re Wissen zur Geschichte
der Polizei im „Dritten Reich“ auch Ber�cksichtigung in der polizeilichen Aus-
bildung. Seit 2007 wird zum Beispiel an der Polizeiakademie Niedersachsen
im Rahmen eines akkreditierten Bachelor-Studiengangs f�r den gehobenen
Polizeivollzugsdienst die Funktion und Wirkungsweise des staatlichen Ge-
waltmonopols wie auch auch die Polizei unter verschiedenen Herrschaftssyste-
men im 20. Jahrhundert thematisiert. Inhaltlich kçnnen diese empirisch-histori-
schen Erkenntnisse mit der Vermittlung eines demokratischen und b�rgerzen-
trierten Berufsverst�ndnisses verbunden werden; diese Erkenntnisse erweitern
auch das berufsethische Wissen. Vor kurzem ist an der Fachhochschule der Polizei
des Landes Brandenburg ein Zentrum f�r Zeitgeschichte der Polizei eingerichtet
worden. Da in allen Bundesl�ndern bis 2010 die Dipl.-Studieng�nge f�r den ge-
hobenen Polizeivollzugsdienst in einen modularisierten Bachelor-Studiengang
ver�ndert werden m�ssen, begreifen viele Fachhochschulen jetzt die oben zitierte
„Last der Vergangenheit“ auch als eine didaktische Chance.8

Der folgende Beitrag hat das Ziel, eine kurze Skizze zum „Prozess der Entzivili-
sierung der Polizeiarbeit“ zusammen zu tragen. Insofern ist es einerseits eine Dar-
legung einiger historischer Rahmendaten und Entwicklungen, andererseits ein
�berschl�giger Versuch zu einer sozialpsychologischen Analyse der Polizei im

5 Vgl. M. Bornewasser, Seminarprotokolle zu vier Workshops, in: Fremdenfeindlichkeit in der
Polizei? – Ergebnisse einer wissenschaftlichen Studie, Schriftenreihe der Polizei-F�hrungsaka-
demie, 1–2/96, S. 56–88; hier: S. 58.

6 Ebd.
7 Vgl. als Zusammenfassung und Kritik dieser Studie: Hans-Joachim Heuer, Fremdenfeindlich oder

nur frustriert? – Der Umgang der Polizei mit Ausl�ndern, in: der �berblick – Zeitschrift f�r çkume-
nische Begegnung und internationale Zusammenarbeit, 1/98, S. 17–20 und ders., Fremdenfeind-
lich motivierte �bergriffe der Polizei – Strukturelles Problem oder individuelle �berforderung?,
in: Die Polizei 3/99, S. 72–79.

8 Vgl. Hans-Joachim Heuer, Die Last der Vergangenheit als didaktische Chance: Polizei im „Dritten
Reich“ – ein Thema in der heutigen Polizeiausbildung?, in: H. Buhlan und W. Jung (Hg.), Wessen
Freund und wessen Helfer? Die Kçlner Polizei im Nationalsozialismus, Kçln 2000, S. 37–50.
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„Dritten Reich“. Folgende Gliederung wird dazu vorgeschlagen: Nach einer kur-
zen Einleitung zur Begriffskl�rung, Analyseperspektiven und Fragestellung sol-
len die Grundlinien des Prozesses der De- oder Entzivilisierung der Polizeiarbeit
im „Dritten Reich“ strukturiert werden. Neben grunds�tzlichen Anmerkungen
zur Funktion des Gewaltmonopols wird ein kurzer �berblick �ber die Phasen die-
ses Prozesses gegeben. Die Bereitschaft von vielen Polizeibeamten, das Foltern
und Tçten in ihren Katalog der beruflichen Handlungen aufzunehmen, scheint
der Kern dieses Entzivilisierungsprozesses zu sein; Erkenntnisse und Bewertun-
gen sollen hier vorgestellt werden. Zum Abschluss sollen einige Stufen der begin-
nenden Zivilisierung bei der deutschen Polizei nach dem Kriegsende aufgezeigt
werden.

I. Kriterien der Entzivilisierung der Polizeiarbeit

Die Begriffe „Zivilisierung“ und „Entzivilisierung“ sind von dem Soziologen
Norbert Elias �bernommen, der u. a. die Theorie zum Prozess der Zivilisation
entwickelte.9 In den „Studien �ber die Deutschen“ legt sich Elias auch die Frage
vor, wie es mçglich war, „dass Menschen auf eine rationale, ja wissenschaftliche
Weise in der besten Manier des 20. Jahrhunderts ein Unternehmen planen und
durchf�hren konnten, das als R�ckfall in die Rohheit und Barbarei fr�herer Zei-
ten erscheint.“10 In diesem Zusammenhang weist er auf die h�ufige Neigung der
Menschen im 20. Jahrhundert hin, ihr Selbstbild mit der Vorstellung zu durch-
setzen, dass sie in ihren „Standards der Zivilisation und Rationalit�t . . . weit
�ber die Rohheit fr�herer Zeiten oder weniger entwickelten Gesellschaften
von heute hinaus seien.“ Eindringlich wurden die Deutschen durch den „Eich-
mann-Prozess“11 erneut mit ihrer j�ngsten Geschichte konfrontiert. So sind die
massenhaften Menschenvernichtungen – durch Deutsche geplant und begangen
– eine soziale Tatsache des 20. Jahrhunderts.12 F�r Massenerschießungen und
den Bau von Todeslagern werden Planungsspezialisten bençtigt, die sowohl
Kenntnisse von �berwachungs- und Tçtungstechniken hatten als auch Anf�nger
in diesen Techniken ausbilden und anleiten konnten. So geraten Strukturen, Or-
ganisationen und Menschen in das Blickfeld, die an diesen Menschenvernich-

9 Norbert Elias, �ber den Prozess der Zivilisation – Soziogenetische und psychogenetische Unter-
suchungen, zwei B�nde, Frankfurt am Main 1997 (zuerst: Z�rich 1939).

10 Norbert Elias, Studien �ber die Deutschen, Frankfurt am Main 1989, S. 394.
11 Vgl. Hannah Arendt, Eichmann in Jerusalem – Ein Bericht von der Banalit�t des Bçsen, M�nchen

1964.
12 Zum Schutz und zur Stabilisierung dieses verzerrten Selbstbildes sind nach Elias diese Vernich-

tungshandlungen als „Ausnahme“ und als etwas „Einzigartiges“ bewertet worden. So ist in ge-
wisser Weise auch eine psychische Verarbeitung mçglich. Eine solche „Verarbeitung“ gibt den
Menschen einen „gewissen Trost“. Die Menschen m�ssen sich dann weniger bewusst machen,
dass „wissenschaftlich gef�hrte Massenkriege, . . . die hochorganisierte und wissenschaftlich ge-
plante Ausrottung ganzer Bevçlkerungsgruppen in eigenes daf�r eingerichteten Todeslagern und
abgesperrten Ghettos durch Verhungern, Vergasen und Erschießen nicht vçllig aus dem Rahmen
technisierter Massengesellschaften . . . fallen.“; vgl. Norbert Elias, Studien �ber die Deutschen,
Frankfurt am Main 1989, S. 395.
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tungen mitgewirkt haben. Die Geheime Staatspolizei (Gestapo) des Deutschen
Reiches im Verbund mit der Kriminalpolizei (ab 1936 als „Sicherheitspolizei“
organisiert) und die Ordnungspolizei waren die Organisationen, die neben der
Wehrmacht, der Schutzstaffel (SS) und anderen nationalsozialistischen Verb�n-
den an diesen „Verbrechen unter totalit�rer Herrschaft“ (Herbert J�ger) beteiligt
waren. So gilt es, einige gesellschaftliche „Bedingungen zu untersuchen, die
Barbareien dieser Art beg�nstigt haben und auch in Zukunft beg�nstigen kçnn-
ten.“13

Was sind die Kriterien oder Indikatoren, die eine solche Entwicklung mit entzi-
vilisierenden Tendenzen begr�nden und forcieren kçnnen? Elias hat dazu Bei-
spiele aufgezeigt:14 Ein allgemeineres Merkmal f�r Prozesse mit entzivilisieren-
den Tendenzen ist die Erhçhung des „Gewaltniveau[s] im Verkehr von Mensch zu
Mensch.“15 Wenn das menschliche Zusammenleben im hçheren Maße von phy-
sischer Gewaltanwendung gepr�gt ist, wenn die kçrperliche Gewalttat beim Zu-
sammenleben nicht als Ausnahme erscheint und wenn so physische Gewalt nicht
„hinter die Kulissen“ der Gesellschaft tritt, sondern einen herausragenden Platz
einnimmt, dann kçnnen Entwicklungssch�be mit entzivilisierenden Tendenzen
angenommen werden. Dabei ist es unerheblich, von wem diese Gewalt ausgeht.
Sie kann von einzelnen Menschen oder Gruppen ausgehen und sich gegen andere
Menschen richten, sie kann aber auch von den Inhabern des „staatlichen Mono-
pols der physischen Gewaltsamkeit“ ausgehen. Prozesse mit entzivilisierenden
Tendenzen sind somit Entwicklungen, die durch eine bestimmte Entwicklungs-
richtung gekennzeichnet sind. Der Prozessverlauf charakterisiert sich u. a. �ber
die Zunahme und grçßere Verbreitung (auch staatlicher) physischer Gewalttaten,
einer bestimmten Ver�nderung (i. S. einer Reduktion) von Mitleidsempfindungen
und der „Akzeptanz des Tçtens“ seitens der Akteure. In Erweiterung dieser
Grundlegung mag noch folgende Feststellung von Relevanz sein, weil die Thema-
tisierung der Entzivilisierung der Polizeiarbeit auch in den Kontext des polizei-
lichen Berufsverst�ndnisses und ihrer Ethik f�llt. Denn „zu den Problemen unse-
rer Tage, die vielleicht mehr Beachtung verdienen, gehçrt das der psychischen
Transformation, die sich mit Menschen vollzieht, wenn sie aus einer Situation,
in der das Tçten von anderen Menschen streng verboten ist und auf’s Schwerste
bestraft wird, in eine Situation geraten, in der das Tçten von Menschen gesell-
schaftlich, sei es vom Staat, sei es von einer Partei oder von einer Gruppe, nicht
nur erlaubt, sondern ganz ausdr�cklich gefordert wird.“16

Wie hat sich eine solche psychische Transformation bei vielen Polizeibeamten im
„Dritten Reich“ vollzogen? Ein solcher Prozess ist nicht nur als eine individuell-

13 Ebd.
14 Vgl. ebd., S. 31 ff. und Kap. 4: „Der Zusammenbruch der Zivilisation“, S. 391 ff. und Norbert

Elias, Die Gesellschaft der Individuen, Frankfurt am Main 1988, dort Kap. III, „Wandlungen der
Wir-Ich-Balance“, S. 207 ff.

15 Norbert Elias, Die Gesellschaft der Individuen, Frankfurt am Main 1988, S. 207 ff.
16 Norbert Elias, �ber die Einsamkeit der Sterbenden, Frankfurt am Main, 1990, S. 79.
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kognitive Entscheidung zu verstehen17, denn Raul Hilberg – der sein gesamtes
wissenschaftliches Leben der Erforschung der Vernichtung der europ�ischen Ju-
den widmete – meint, der Tçtungsprozess sei erst langsam in Gang gekommen.18

Eine Studie kommt am Beispiel der Geheimen Staatspolizei zu dem Ergebnis,
dass insbesondere organisationsstrukturelle Vergesellschaftungsmechanismen
und psychische Anbindungen eine besondere Rolle spielten.19 Einen direkten Tç-
tungsbefehl hat es weder von Hitler noch von Himmler gegeben, dieses w�rde das
polizeiliche Tçten und Foltern auch nur scheinbar einfach erkl�ren kçnnen, denn
in der offiziellen Sprache tauchte der Begriff „tçten“ nicht auf; dieser wurde al-
lerdings vielf�ltig umschrieben.20

Neben dieser eher auf die handelnden Akteure bezogenen Analyseperspektive
soll nunmehr noch auf eine herrschaftssoziologische Dimension aufmerksam ge-
macht werden, ohne die der Entzivilisierungsprozess der Polizeiarbeit nicht hin-
reichend untersucht und verstanden werden kann. Auch die Polizei im „Dritten
Reich“ war eine Akteurin des staatlichen Gewaltmonopols. Staaten sind nach
Max Weber dadurch charakterisiert, dass „die jeweils Regierenden ein Monopol
der physischen Gewalt f�r sich in Anspruch nehmen.“21 Solche Monopole der
physischen Gewalt haben allerdings ein „Janushaupt“; sie funktionieren in einer
Diktatur f�r die Interessendurchsetzung einer Clique (Polizeistaat22) und sind in
einer Demokratie f�r die Schaffung von dauerhaft befriedeten R�umen verant-
wortlich. Elias f�hrt in einer Studie zum Verh�ltnis von „Engagement und Distan-
zierung“ daher richtigerweise zu den Gewaltmonopolisten aus: „Gegenw�rtig ha-
ben . . . Fremdzw�nge in einem Staat . . . den Charakter eines staatlichen Mono-
pols der physischen Gewalt. Die Repr�sentanten moderner Staaten sind in den
meisten F�llen die Erben einer institutionellen Tradition, die es zu einem strafba-
ren Vergehen erkl�rt, wenn irgendein Mitglied eines Staates gegen ein anderes
Gewalt aus�bt, ohne daf�r von staatlichen Autorit�ten eine besondere Vollmacht
empfangen zu haben. Eine solche Vollmacht wird heute gewçhnlich spezialisier-
ten bewaffneten Gruppen erteilt, wie etwa der Polizei, deren generelle Funktion
darin besteht, die Staatsmitglieder in ihrem Umgang miteinander zu sch�tzen
und jeden zur Rechenschaft zu ziehen, der den Gesetzen zuwider handelt. Die Zi-
vilisierung dieser Monopolisten der physischen Gewalt innerhalb eines Staates ist
ein ungelçstes Problem.“23 Dieser Befund zur Zivilisierung der Gewaltmonopo-
listen ist demnach nicht durchg�ngig pessimistisch, sondern Elias bezeichnet es
(lediglich) als ein „ungelçstes Problem“. Analysen zur Polizeiarbeit in Deutsch-

17 Vgl. dazu die grundlegende Studie von Herbert J�ger, Verbrechen unter totalit�rer Herrschaft,
Frankfurt am Main 1982 (zuerst: 1967).

18 Vgl. Raoul Hilberg, Die Vernichtung der europ�ischen Juden, Frankfurt am Main 1990.
19 Vgl. Hans-Joachim Heuer, Geheime Staatspolizei – �ber das Tçten und die Tendenzen der Ent-

zivilisierung, Berlin/New York 1995, S. 203 ff.
20 Vgl. ebd., S. 170/171.
21 Vgl. Norbert Elias, Studien �ber die Deutschen, Frankfurt am Main. 1989, S. 227.
22 Vgl. Brian Chapman, Der Polizeistaat, M�nchen 1972.
23 Norbert Elias, Engagement und Distanzierung, Frankfurt am Main 1990, S. 136.
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land unter dieser Fragestellung liegen noch nicht vor, sind aber auch unter dem
Aspekt einer empirischen Polizeiethik dringend geboten; lediglich erste Struktu-
rierungen zur Untersuchung von Zivilisierungsprozessen der Gewaltmonopolis-
ten in Deutschland liegen vor.24

Die Funktion des staatlichen Gewaltmonopols in einer Diktatur liegt – wie oben
beschrieben – in der Interessensdurchsetzung f�r die Clique der Regierenden. Die
nationalsozialistische Ideologie geht von einem Vorrang des Eigenen (z. B. der
Rasse) aus. Entsprechend waren Andere (z. B. politisch Andersdenkende, Juden,
„Asoziale“, Homosexuelle) als nicht dazugehçrig zu definieren. Die Polizei im
„Dritten Reich“ war also f�r die Abgrenzung, Ausgrenzung und folgend f�r Ver-
nichtung dieser so definierten Menschen verantwortlich. Hinzu kommt, dass die-
ses nicht nur im Namen einer kleineren Clique von regierenden Nationalsozialis-
ten geschah, sondern offensichtlich im Namen einer Vielzahl der Deutschen.
Nach Aly war n�mlich das „Dritte Reich“ eine Zustimmungsdiktatur, d. h. dass
die menschenverachtende und -vernichtende Polizeiarbeit in der Zeit von
1933–1945 viel umfassender legitimiert war.

Zum Verst�ndnis des staatlichen Gewaltmonopols im „Dritten Reich“ sei an die-
ser Stelle Fraenkels Theorie zum „Doppelstaat“25 erw�hnt: Fraenkel definiert den
„Maßnahmenstaat“ als ein Herrschaftssystem der „unbeschr�nkten Willk�r und
Gewalt, das durch keinerlei rechtliche Garantien eingeschr�nkt ist“, w�hrend
sich andererseits der „Normenstaat“ als das eigentliche „Regierungssystem“ dar-
stellt, „das mit weitgehenden Herrschaftsbefugnissen zwecks Aufrechterhaltung
der Rechtsordnung ausgestattet ist, wie sie in Gesetzen, Gerichtsentscheidungen
und Verwaltungsakten der Exekutive zum Ausdruck gelangen.“26 Zum Verh�ltnis
von „Maßnahmenstaat“ zum „Normenstaat“ merkt der Autor an: ,Bei der Beur-
teilung des nur allzu h�ufigen Versagens und der nur allzu seltenen rechtsstaat-
lichen Bew�hrung des Normenstaates sollte nicht �bersehen werden, dass er in
einer vergifteten Atmosph�re t�tig ist. Mehr und mehr verst�rkt sich auch in
der B�rokratie die Tendenz, die innere Anpassung des Normenstaates an den
Maßnahmenstaat als Beweis f�r die Durchdringung des Dritten Reichs mit natio-
nalsozialistischem Geist zu begr�ßen. Weit davon entfernt, eine Abart des Rechts-
staats darzustellen, ist der Normenstaat eine unerl�ssliche Erg�nzung des Maß-
nahmenstaates und kann nur in diesem Licht verstanden werden. Da Maßnahmen-
staat und Normenstaat ein interdependentes Ganzes darstellen (d. h. den „Doppel-
staat“), ist eine isolierte Betrachtung des Normenstaates ebenso wenig zul�ssig

24 Vgl. Hans-Joachim Heuer, Zur Zivilisierung innerstaatlicher Gewaltmonopolisten, in: E. Barlç-
sius, E. K�rsat-Ahlers und H. P. Waldhoff (Hg.), Distanzierte Verstrickungen: Die schwierige
Bindung soziologisch Forschender an ihr Objekt – Festschrift f�r Peter Reinhard Gleichmann,
Berlin 1997, S. 375–395.

25 Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, Ffm. 1984; zuerst verçffentlicht unter dem Titel: „The Dual
State“, Chicago, 1940.

26 Ebd., S. 21.
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wie eine isolierte Betrachtung des Maßnahmenstaates.�27 Dieses von Fraenkel be-
reits 1940 vorgeschlagene Paradigma eines „Nebeneinander“ und zugleich „Mit-
einander“ zweier Systeme im nationalsozialistischen Staat hat bis heute Relevanz
f�r die Analyse des Nationalsozialismus. Dieses Paradigma bildet auch den be-
deutsamen Hintergrund, wenn in der aktuellen Forschung das Verh�ltnis von Jus-
tiz und Polizei als ein „antagonistisches Verh�ltnis“ zweier Apparate beschrieben
wird, „in dem einmal Anpassung und Kooperation, das andere Mal die Konflikte
�berwogen.“28 Das Verh�ltnis zwischen Justiz und Polizei blieb n�mlich – bei aus-
schließlicher Betrachtung der materiellen Rechtsgrundlagen – wie zum Beispiel
Straf- und Polizeirecht – �ber die Jahre relativ stabil, d. h. viele dieser Rechts-
grunds�tze sind nicht aufgehoben worden, einige neue Rechtsgrunds�tze sind
hinzugekommen und bestehende sind neu „ausgelegt“ worden. Der nationalso-
zialistische Polizeirechtler Theodor Maunz erkennt den Umbau des Verh�ltnisses
zwischen Justiz und Polizei folglich auch eher auf der organisatorischen Ebene:
„Vom Organisatorischen, nicht vom Materiellen her, erfolgte der Umbau. Das im
Augenblick Notwendige und Zweckm�ßige �berwog das Streben nach einem
System einheitlicher S�tze. In einem Stadium rasch wechselnder Situationen
musste das entschlossene Zugreifen nach situationsgebundenen, çrtlichen Be-
d�rfnissen wichtiger erscheinen als das peinliche Klammern an ausgefeilte
Rechtss�tze. So ist das materielle Polizeirecht zun�chst von sekund�rer Bedeu-
tung gewesen.“29 Dieser Umbau erfolgte auf einer stabilen Grundlage, denn Po-
lizei und Justiz zeichneten sich durch eine prinzipielle Loyalit�t und Akzeptanz
des nationalsozialistischen Staates und seiner Ziele aus. Beide arbeiteten in der
Zeit des Dritten Reichs wie gewohnt zusammen, so gab es z. B. die „Amtshilfe“
und die Zusammenarbeit bei der Ermittlung von Straftaten.

II. Grundlinien des Prozesses der Entzivilisierung der Polizeiarbeit
im „Dritten Reich“

Bei einer groben Skizze zu einigen Grundlinien des Entzivilisierungsprozesses
der Polizeiarbeit im „Dritten Reich“ mag es hier ausreichend sein, als Ausgangs-
punkt die Ereignisse im Zusammenhang mit dem „Von-Papen-Putsch“ im Jahr
193230 zu w�hlen. Mit der Verhaftung der sozialdemokratischen Berliner Poli-
zeif�hrung war das Ende einer nur bedingt demokratisch gepr�gten Polizei be-
reits sechs Monate vor Beginn der nationalsozialistischen Machtergreifung be-

27 Ebd., S. 100.
28 Diemut Majer, Justiz und Polizei im „Dritten Reich“, in: R. Dreier und W. Sellert (Hg.), Recht und

Justiz im „Dritten Reich“, Ffm. 1989, S. 136–150, hier: S. 143.
29 Maunz 1943, S. 53, zit. nach Majer, in: Dreier und Sellert 1989, S. 142.
30 Benannt nach dem Reichskanzler Franz von Papen (1879–1969), vom 01.06.32 bis 17.11.32

Reichskanzler und seit Juli 1932 Reichskommissar f�r Preußen; von Papen erkl�rte am 20. Juli
1932, dass die Sicherheit und Ordnung im Land Preußen nicht mehr gew�hrleistet sei und entließ
den sozialdemokratischen Ministerpr�sidenten Braun und den Innenminister Severing aus ihren
�mtern; n�heres bei Friedrich Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat, Paderborn 1997, S. 32 ff.
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siegelt. Das Recht der Polizei – als potenziell handlungsbegrenzenden Rahmen
und als Garant f�r die Grundrechte – wurde aufgelçst oder genauer: neu inter-
pretiert und außer Kraft gesetzt. Nationalsozialistische Juristen wie Theodor
Maunz31 und Werner Best32 leisteten den nunmehr regierenden Nationalsozialis-
ten verwaltungsorganisatorisches und ideologisch-aufgeladene „rechtspoliti-
sches“ Zuarbeiten, um ihren Etablierungsprozess zu unterst�tzen. Der von vielen
Verwaltungsjuristen geduldete und entsprechend unterst�tzte Einflussverlust der
Verwaltungsgerichtsbarkeit bei der �berpr�fung von polizeilichen Verf�gungen
sowie die damit verbundene Ausgliederung von Teilen der Polizei aus der all-
gemeinen Verwaltung (z. B. wurde die Geheime Staatspolizei rechtlich als
sog. „Sonderbehçrde“ angesehen) taten ein �briges, um Polizeiarbeit in den
Dienst der nationalsozialistischen Ideen zu stellen. Die Kriminalpolizei sah
sich nach 1933 von den (rechtlichen) Fesseln ihrer Arbeit befreit und konnte
ihre berufliche Option („Volksgemeinschaft ohne Verbrecher“) realisieren. Mit
dem kriminalpolizeilichen Konstrukt des „Berufsverbrechers“ konnte die Krimi-
nalpolizei ca. 70.000 Menschen in Konzentrationslager einweisen.33 1935 wur-
den die „Richtlinien zum Strafverfahren“ ver�ndert, und diese sahen nunmehr
einen Unterrichtungszwang der Gestapo durch die Staatsanwaltschaften und Po-
lizei vor. Die Polizeiarbeit ist jetzt zur „Reinigung am Volkskçrper“ geworden,
und die Sturmabteilung der Nationalsozialisten (SA) wurde mit staatlichen Auf-
gaben einer „Hilfspolizei“ ausgestattet. Die Polizei wurde entstaatlicht, entrecht-
licht und ideologisch-juristische Konzepte mit eigent�mlichen Begr�ndungen
(„gesundes Volksempfinden“) bestimmten jetzt das Handeln des Maßnahmen-
staats.

In dieser ersten Phase der Polizeientwicklung im „Dritten Reich“ muss also eher
von einer Selbstgleichschaltung als von einer zwangsweisen „Gleichschaltung“
gesprochen werden. Im Jahr 1936 war dann diese erste Phase der polizeilichen
Entwicklung im NS-Regime zum Abschluss gekommen. Heinrich Himmler, nun-
mehr Reichsf�hrer der SS und Kommandeur fast aller politischen Polizeien in
den L�ndern, wurde zum „Chef der deutschen Polizei“ ernannt. Gleichzeitig
wurde die Polizei neu organisiert: Kurt Daluege, ehemals stellvertretender NS-
Gauleiter von Berlin, leitete nun die Ordnungspolizei und Reinhard Heydrich,
ehemaliger Oberleutnant der Marine und Leiter des nationalsozialistischen Si-
cherheitsdienstes (SD), wurde verantwortlich f�r die Sicherheitspolizei, die
sich aus der Kriminalpolizei und der Geheimen Staatspolizei zusammensetzte.
Neben der Gr�ndung der Gestapo als „Sonderbehçrde“ wurden – zur „Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums“ (so der nationalsozialistische Sprachgebrauch)

31 Vgl. Theodor Maunz, Gestalt und Recht der Polizei, Hamburg 1943.
32 Vgl. u. a. Werner Best, Neubegr�ndung des Polizeirechts, in: Jahrbuch der Akademie f�r Deut-

sches Recht, M�nchen 1937, S. 132–138.
33 Vgl. hierzu die Studie von Patrick Wagner, Volksgemeinschaft ohne Verbrecher – Konzeptionen

und Praxis der Kriminalpolizei in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus,
Hamburg 1996, S. 194 ff.
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– viele demokratisch orientierte Beamte entlassen, die jetzt als Gegner der Natio-
nalsozialisten verfolgt wurden. Jetzt beginnen auch die zum Teil steilen Karrieren
der „Zuarbeiter“ – auch bei der Polizei –, die schon zu Zeiten der Weimarer Re-
publik Informationen an die Nationalsozialisten illegal weitergaben.34 Hier sei
nur als ein Beispiel die Karriere des Heinrich M�ller skizziert: M�ller war ein ge-
lernter und praktizierender Polizeibeamter im Polizeipr�sidium M�nchen. Er
stieg vom Hilfsarbeiter bei der Polizeidirektion in M�nchen (1919) bis zum
Reichskriminaldirektor (1939) und Generalleutnant der Polizei (1941) im
(Reichssicherheitshauptamt) RSHA auf; das RSHA war die deutsche Zentrale
des europ�ischen Terrors gegen Juden, Sinti und Roma, Homosexuelle, politische
Gegner des Nationalsozialismus und andere Verfolgte des NS-Systems.35 Seit
1936 war M�ller f�r die Abteilung II (Innerpolitische Angelegenheiten) im
RSHAverantwortlich und mehr als die H�lfte seiner Ressorts leitete er persçnlich.
Von 1939 bis 1945 war M�ller dann Chef des Amtes IV im RSHA. Er wurde zum
Reichskriminaldirektor befçrdert und erst jetzt Mitglied der NSDAP. M�ller nahm
an der sog. „Wannsee-Konferenz“ teil, hier wurden die bereits in ganz Europa lau-
fenden Vernichtungsmaßnahmen besprochen und weiter koordiniert. Adolf Eich-
mann arbeitete unter der Leitung des Polizeibeamten Heinrich M�ller im RSHA.

Die jetzt beginnende Zwischenphase (bis 1939) wurde auch zur Vorbereitung
einer sp�teren polizeilichen Mitwirkung an der Vernichtung der europ�ischen Ju-
den und Anderer genutzt. Die bereits nationalsozialistisch ausgerichtete „Straf-
rechtspflege“ der Justiz wurde durch das Terrorinstrument der „Schutzhaft“ der
Gestapo erg�nzt, so konnte die Geheime Staatspolizei sogar gerichtliche Urteile
in ihrem Sinne korrigieren. Am Beispiel der D�sseldorfer Geheimen Staatspoli-
zei ist nachgewiesen, dass die h�ufigste Ursache f�r ein geheimpolizeiliches T�-
tigwerden die Anzeigen aus der Bevçlkerung waren.36 Ein Drittel dieser Anzei-
gen f�hrte dann zur Erstellung eines geheimpolizeilichen Vorgangs (z. B. Akten-
anlage, Karteikartenerfassung). 127 (15%) Vorg�nge gingen auf Beobachtung
der Gestapo selbst bzw. durch eingesetzte Spitzel zur�ck. Informationen durch
andere Spitzelorgane (z. B. sog. Blockwarte) f�hrten zu 139 (17%) Vorg�ngen.
Nur 57 (7%) Vorg�nge beruhten auf Informationen durch andere staatliche Be-
hçrden bzw. Einrichtungen und lediglich 52 (6%) Vorg�nge wurden durch Infor-
mationen durch NS-Organisationen veranlasst. Man kçnnte annehmen, dass zum
Denunzieren auch immer die Anonymit�t des Anzeigenerstatters oder der Anzei-
generstatterin gehçrt, da mçglicherweise Angst beim Denunzianten vor Repres-
sionen seitens der Denunzierten bestehen kçnnte. Aber tats�chlich sind nur drei
Prozent der Anzeigen bei der D�sseldorfer Geheimen Staatspolizei anonym er-

34 Vgl. Hans-Joachim Heuer, Geheime Staatspolizei – �ber das Tçten und die Tendenzen der Ent-
zivilisierung, Berlin New York 1995, S. 26 ff.

35 Vgl. u. a. Reinhard R�rup (Hg.), Topographie des Terrors – Gestapo, SS und Reichssicherheits-
hauptamt auf dem „Prinz-Albrecht-Gel�nde“ – Eine Dokumentation, Berlin 1987.

36 Vgl. dazu Reinhard Mann, Protest und Kontrolle im Dritten Reich, Frankfurt / New York 1987,
S. 291.
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stattet worden. 85% der Anzeigen wurden in schriftlicher oder m�ndlicher Form
erstattet, so dass bei der Geheimen Staatspolizei der Name der Denunziantin
oder des Denunzianten nicht nur informell bekannt war, sondern auch aktenkun-
dig gemacht wurde. Diese Aktenanalyse hat weiter ergeben, dass 37% der Anzei-
gen bei der Geheimen Staatspolizei zur „Bereinigung privater Konflikte“ erstat-
tet worden sind. Diesem Prozentsatz stehen 24%, einer Anzeigenerstattung auf-
grund systemloyaler Einstellungen bzw. 39% einer Anzeigenerstattung ohne
Angabe von Gr�nden gegen�ber. Die Fallgruppe „Bereinigung privater Konflik-
te“ kann untergliedert werden in F�lle von „Ehestreitigkeiten, Liebesaff�ren, Fa-
milienkr�chen, Erbschaftsstreitigkeiten, gesch�ftlichen/beruflicher Konkurrenz
und Nachbarschaftsstreit.“ Konfliktbeteiligte haben hier die gegnerische Kon-
fliktpartei als so l�stig empfunden, dass die Gestapo diese Menschen „aus der
Welt schaffen“ sollte. Die Dynamik der Anzeigenerstattung in den Jahren von
1933 bis 1944 zeigt ein systematisches Ansteigen des Anzeigeverhaltens.37

Die Denunzianten und Denunziantinnen haben in der Regel mit Denunzierten
zusammengelebt oder auch gearbeitet. Die Intention der Informierenden lag in
diesen F�llen in der Regel nicht in der Konfliktlçsung, sondern in der Konflikt-
beendigung auch durch Inkaufnahme des Folterns und Tçtens des Konflikt-
gegners.

1938 wurden die „Einsatzgruppen“ gebildet, die zun�chst ganz wesentlich an der
Besetzung der Sudetengebiete mitwirkten.38 Der polizeiberufliche Anteil dieser
„mobilen Tçtungskommandos“ (R. Hilberg) betrug ca. 27 %. Diese Einheiten
(vier Einsatzgruppen A–D und untergliedert in sog. Einsatzkommandos) wurden
mitunter auch von Kriminalbeamten (z. B. Reichskriminaldirektor Arthur Nebe
f�hrte die Einsatzgruppe B39) geleitet.40 �mter mit der Bezeichnung „Hçhere Po-
lizei- und SS-F�hrer“41 wurden geschaffen, eigentlich um die Milit�rverwaltung
in den sp�ter besetzten Gebieten zu leiten, tats�chlich hatten die Hçheren Polizei-
und SS-F�hrer auch Einfluss und Anordnungskompetenz �ber den Einsatz der
mobilen polizeilichen Tçtungskommandos. Hermann Pister, ein nationalsozialis-
tischer Polizeibeamter machte sogar Karriere als Leiter des Konzentrations- und
Vernichtungslagers Buchenwald.

1939 begann der Zweite Weltkrieg mit dem vçlkerrechtswidrigen �berfall auf Po-
len. Im Zuge der Bewegungen der Wehrmacht in Osteuropa, die eigentlich als
Vernichtungsfeldz�ge charakterisiert werden m�ssen42, wirkte die Polizei an pro-

37 Vgl. ebd., S. 294, Histogramm 4.
38 Vgl. Helmut Krausnick, Hitlers Einsatzgruppen – Die Truppen des Weltanschauungskrieges

1938–1942, Frankfurt am Main 1989 und Friedrich Wilhelm 1997, S. 133 ff.
39 Vgl. Paul Kohl, Der Krieg der deutschen Wehrmacht und Polizei 1941–1944, Frankfurt am Main

1995, S. 323 ff.
40 Vgl. am Beispiel der „Einsatzgruppe A“: Raoul Hilberg, Die Vernichtung der europ�ischen Juden,

Bd. 2, Frankfurt am Main 1990, S. 303.
41 Vgl. Ruth Bettina Birn, Die Hçheren SS- und Polizeif�hrer, D�sseldorf 1986.
42 Vgl. Arno J. Mayer, Der Krieg als Kreuzzug – Das Deutsche Reich, Hilters Wehrmacht und die

„Endlçsung“, Reinbek bei Hamburg 1989, S. 250 ff.
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minenter Stelle durch „Einsatzgruppen“, Polizeibataillone43 bei der sog. „Ban-
denbek�mpfung“ mit, aber auch die Geheime Staatspolizei44 tçtete und folterte
Menschen europaweit in ihren Dienststellen der besetzten Gebiete in Ost- und
Westeuropa.45 Von 1939 bis 1940 wurden durch die Einsatzgruppen allein in Po-
len ca. 60.000 bis 80.000 Menschen ermordet.46 Zurzeit geht die historische Wis-
senschaft davon aus, dass insgesamt ca. 1.1 Millionen Menschen außerhalb der
Konzentrationslager getçtet wurden.

III. Foltern und Tçten als polizeiliche Berufshandlung

„Im nationalsozialistischen Deutschland war ein in der Geschichte beispielloser
Vernichtungsprozess in Gang gekommen. Der b�rokratische Apparat einer gan-
zen Nation war in diesen Prozess verwickelt, und seine Leistungskraft wurde
noch durch ein Klima verst�rkt, das die Eigeninitiative von Behçrden und
Dienststellen auf allen Ebenen fçrderte. . . . Einer der auffallendsten Aspekte
des deutschen Verwaltungsapparats war sein geringer Personalbestand, nament-
lich in jenen Gebieten außerhalb des Reichs, in denen der Großteil der Opfer zu
vernichten war. Dieses sparsam eingesetzte Personal hatte zudem eine verwir-
rende Vielfalt von Verwaltungsvorg�ngen zu erledigen. Bei n�herem Hinsehen
entpuppte sich die Vernichtungsmaschinerie gar als eine lockere Organisation
von Teilzeitkr�ften. Es gab bestenfalls eine Handvoll B�rokraten, die ihre ge-
samte Arbeitszeit antij�dischen Aktivit�ten widmen konnten. . . . selbst ein Ex-
perte wie Eichmann hatte zwei Aufgabengebiete: die Deportation von Juden
und die R�cksiedlung von Volksdeutschen; die Einsatzgruppen hatten nicht
nur Juden, sondern auch Zigeuner, russische Politkommissare und Partisanen
zu erschießen; und ein Lagerkommandant wie Hçß betreute nebenher einen
in unmittelbarer Nachbarschaft seiner Gaskammern gelegenen Industriekom-
plex.“47

Es erstaunt also die „Effektivit�t“ der Vernichtungsb�rokratie im Verh�ltnis zum
tats�chlich eingesetzten Personal. Dieses scheint zwar auch eine Konsequenz von
Organisationsstrukturen zu sein, aber wohl auch eine Folge der Unterst�tzung von

43 Vgl. u. a. Christopher Browning, Ganz normale M�nner – Das Reserve-Polizeibataillon 101 und
die „Endlçsung“ in Polen, Reinbek bei Hamburg 1993 und Daniel Goldhagen, Hitlers willige
Vollstrecker, Siedler-Verlag 1996, S. 201 ff.

44 Vgl. Hans-Joachim Heuer, Geheime Staatspolizei – �ber das Tçten und die Tendenzen der Ent-
zivilisierung, Berlin New York 1995, S. 125 ff. (Kap. 4.8: Praxis der Geheimen Staatspolizei –
Physische Gewalttaten und Tçtungen).

45 Vgl. ebd., S. 128 ff.; grundlegend zum Genozid: Alfred Grosser, Ermordung der Menschheit –
Der Genozid im Ged�chtnis der Vçlker, M�nchen Wien 1990, S. 45 ff.; f�r die Verbrechen des
Gestapo-Chefs in Lyon, Frankreich, vgl. Tom Bower, Klaus Barbie – Lyon, Augsburg, La Paz –
Karriere eines Gestapo-Chefs, Berlin 1984.

46 Vgl. Reinold Schattenfroh und Johannes Tuchel, Zentrale des Terrors – Prinz-Albrecht-Straße 8 –
Hauptquartier der Gestapo, Berlin 1987, S. 154 ff.

47 Raoul Hilberg 1990, 3. Bd., S. 1071/1072.
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„außen“.48 Hilberg definiert diese Unterst�tzer in einem aktuelleren Werk mit den
Begriffen: „Helfer, Gewinner und Schaulustige“ und versteht sie als Zuschauer
des Vernichtungsprozesses.49 Allerdings wissen wir relativ wenig �ber diese
Menschen und ihre Motive. Gellately kritisiert daher zu Recht, dass eine Sozial-
geschichte des Terrors im Zusammenhang mit dem deutschen Nationalsozialis-
mus nicht vorliegt, denn der gesamte „soziale Kontext blieb unbeachtet“.50

Im RSHA wurden auch die Massenmorde in den verschiedenen Konzentrations-
lagern organisiert: Auf Weisung des RSHA ließ die Gestapo in Frankfurt am Main
1941 einen transportablen Galgen bauen. Mit diesem Galgen zogen die Beamten
der Geheimen Staatspolizei „durch ganz Hessen“. Im Jahr 1942 wurden die pol-
nischen Staatsb�rger Josef Ochmanek, Wladislaw Kaczmarek und Eduard Se-
veryn in Waldst�cken bei Frankfurt, Wiesbaden bzw. Wetzlar ohne richterliches
Urteil hingerichtet. Ein vierter polnischer Staatsb�rger wurde 1945 in einem Ar-
beitslager bei Heddernheim geh�ngt.51 Bei der Ermordung von Wladislaw
Kaczmarek mussten andere Polen den Galgen bedienen und die Bretter bei der
Galgenkonstruktion so entfernen, dass die Strangulation erfolgen konnte, an-
schließend mussten sie dann auch die Leiche vom Galgen nehmen. Bei der Ein-
lieferung der Leiche in das anatomische Institut in Gießen wurde der Sarg geçff-
net und bei Wladislaw Kaczmarek wurden Lebenszeichen festgestellt. Der Leiter
der Gestapo Frankfurt erteilte daraufhin den Befehl, den Sarg mit der Person
Kaczmarek in ein Waldgel�nde zu fahren. Hier ordnete er die Tçtung durch Kopf-
schuss an. Die Schilderung des Mçrders: „Da der Pole auf dem R�cken lag, ging
ich mit der Pistole ganz dicht an das Opfer heran, um so im Sarg einen Genick-
schuss mit folgendem Gnadenschuss anbringen zu kçnnen. Nach dem ersten
Schuss zuckte das Opfer zusammen. Danach habe ich, auf Befehl, den zweiten
Schuss als Gewissheit abgefeuert.“52

Die folgenden Beispiele polizeilichen Tçtens beruhen auf verschiedenen Ge-
richtsverfahren und stehen f�r die Allt�glichkeit, aber auch H�ufigkeit des Tçtens
sowie Folterns. Sie sollen auch Einblicke in die Motivationen und „Bereitschaf-
ten“ der polizeilichen T�ter geben: Der Kriminalsekret�r der Gestapo Frankfurt
am Main, Heinrich Baab, wurde wegen Mordes, Freiheitsberaubung im Amt
und Kçrperverletzung im Amt durch ein Frankfurter Gericht zu lebenslangem
Zuchthaus verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass Baab in den Jahren
1940–1944 sich in 55 F�llen des Mordes, in 21 F�llen des versuchten Mordes, in

48 Vgl. Klaus Michael Mallmann und Gerhard Paul, Herrschaft und Alltag – Ein Industrierevier im
Dritten Reich, Bonn 1991, S. 164.

49 Vgl. Raoul Hilberg, T�ter, Opfer, Zuschauer – Die Vernichtung der Juden 1933–1845, Frankfurt
am Main 1992, S. 233.

50 Robert Gellately, Gestapo und Terror – Perspektiven auf die Sozialgeschichte des nationalsozia-
listischen Herrschaftssystems, in: A. L�dtke (Hg.), Sicherheit und Wohlfahrt – Polizei, Gesell-
schaft und Herrschaft im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt am Main 1992, S. 371–392 [373].

51 Vgl. Adolf Diamant, Gestapo Frankfurt am Main, 1988, S. 203.
52 Vgl. ebd., S. 204/205.
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29 F�llen der Kçrperverletzung im Amt, in 5 F�llen der Aussageerpressung und in
22 F�llen der Freiheitsberaubung im Amt schuldig gemacht habe. Die Große
Strafkammer in Meiningen verurteilte den Kriminalsekret�r der Staatspolizei-
stelle Frankfurt am Main, Rudolf Thorn, geb. 14.12.1902 in Arborn/Dillkreis,
am 11. M�rz 1950 wegen Verbrechen nach „Kontrollrat Gesetz Nr. 10 und Kontr.
Dir. 38“ zu elf Jahren Zuchthaus.53

Heinz Barth lernte nach seiner Grundschulausbildung Kaufmann und wurde 1939
zur Polizei eingezogen. Er erhielt eine Polizeiausbildung und war ab Januar 1943
als Leutnant der Schutzpolizei besch�ftigt. In dieser Funktion nahm er als Ange-
hçriger der SS-Division „Das Reich“ an Tçtungen in Oradour-sur-Glane/Frank-
reich teil. Er ermordete in diesem Ort eine nicht mehr feststellbare Zahl von M�n-
nern, Frauen und Kindern. Gerichtlich nachgewiesen sind die Morde an dem bett-
l�gerigen Rentner Pierre Giroux, an Henriette Joyeux (22 Jahre alt) und an ihrem
Sohn Ren� (sechs Monate und 17 Tage alt).54 Das Gerichtsprotokoll vermerkt fol-
gende Einlassung von Barth: „Und wir, die Polizeieinheiten, mussten dann diese
Menschen erschießen. So war das organisiert. Das hielt ich damals f�r gerecht.“55

Wilhelm Wagner, geb. 1906, war bis zu seiner Pensionierung in den sechziger Jah-
ren Polizeibeamter des Landes Bayern. Der Polizeimeister a. D. wurde im Dezem-
ber 1988 durch das Schwurgericht beim Landgericht N�rnberg zu einer lebens-
langen Freiheitsstrafe verurteilt. Ihm wurde nachgewiesen, dass er im August
1942 in der polnischen Stadt Wieliczka bei Krakau, aus eigener Vollmacht und
ohne Anweisung seiner Vorgesetzten, eine kranke J�din in ihrem Bett sowie einen
blinden Uhrmacher erschossen hatte. Eine weitere Person hatte Wagner auf der
Straße niedergestreckt. Im Rahmen der Gerichtsverhandlung wurde Wagner ge-
fragt, warum der Sicherheitsdienst und einige Gendarmen schon vor dem Eintref-
fen des offiziellen Erschießungskommandos mit der Exekution begonnen h�tten.
Der Angeklagte Wilhelm Wagner antwortete: „Denen ist halt langweilig gewor-
den.“56

IV. Akzeptanz und Unterst�tzung der Folter- und Tçtungspraxis

Wie oben erw�hnt, kann das „Dritte Reich“ als Zustimmungsdiktatur interpretiert
werden. Hannah Arendt hat in ihrer Untersuchung zu den Elementen und Ur-
spr�ngen totalit�rer Herrschaft darauf hingewiesen, dass in der ersten Phase
des Entwicklungsprozesses totalit�rer Systeme Denunziationen sehr viel h�ufi-
ger sind, als es entsprechende Berichte von Geheimagenten gab.57 Sie begr�ndet
diesen Befund mit der Feststellung, dass sich totalit�re Systeme auch immer als

53 Vgl. ebd., S. 301/302.
54 Vgl. Lea Rosh u. G�nther Schwarberg, Der letzte Tag von Oradour, Gçttingen 1988, S. 79 und 86.
55 Ebd., S 27.
56 In: Die Zeit Nr. 42 vom 14.10.1988, S. 24.
57 Vgl. Hannah Arendt, Elemente und Urspr�nge totaler Herrschaft, M�nchen Z�rich 1986, zuerst:

The Origins of Totalitarianism, New York 1951, S. 651.
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Systeme der Massenbewegung darstellen und Denunziationsbereitschaften schon
aus diesem Grund „normal“ seien. So gehçren Denunziationen mit zu den konsti-
tuierenden Merkmalen totalit�rer Herrschaftssysteme. Damit weist Arendt auf
eine spezifische Verhaltensweise hin, die den Bereich der Beziehungsorganisa-
tion der Menschen untereinander dramatisch ver�ndert. Wer denunziert, tut etwas
zur Unterst�tzung des Systems. Wer in den Focus einer Denunziation ger�t, ist
grunds�tzlich auff�llig oder wird als Gegner des Systems wahrgenommen und
als solcher „behandelt“. Denunziation wirkt somit zum Denunzierten und Denun-
zianten zwischenmenschlich trennend und beziehungsbrechend. Solidari�tsver-
halten und -gef�hle oder auch einfachere Standards der Verbundenheit und Mit-
menschlichkeit schrumpfen beim Denunzianten gegen Null. Die Denunziations-
bereitschaften werden hier als ein bedingender Aspekt von allgemeineren Entzi-
vilisierungstendenzen im „Dritten Reich“ verstanden. In der beruflichen Praxis
der Polizei realisierte sich dann diese Entzivilisierung in verschiedenen Formen
physischer Gewalt, in der eine Empathie mit den Verfolgten vçllig fehlte. Mit
Ochsenziemern wurde w�hrend der Vernehmung geschlagen, Mundknebel wur-
den bis kurz vor den Erstickungstod gesetzt, durch ein Aufh�ngen in Verneh-
mungszimmern wurden die Gliedmaßen ausgerenkt, Schl�ge mit dem Hand-
r�cken ins Gesicht f�hrten zu H�matomen. Fußtritte in den Unterleib, das Ausrei-
ßen von Zehenn�geln und Hodenquetschungen sowie das An- und Verbrennen der
Haut mit Lçtlampen, das Anz�nden von Streichhçlzern, die vorher in Fuß- und
Zehenn�gel gesetzt wurden, sind die Formen des polizeilichen Folterns und Tç-
tens im „Dritten Reich“.

Mit dieser Skizze zur allgemeineren entzivilisierenden Entwicklung im „Dritten
Reich“ soll nun eine Erkl�rung zur Akzeptanz des Tçtens bei Polizeibeamten ver-
sucht werden: Am eindringlichsten wird das polizeiliche Tçten und die Bewer-
tung als „Schçne Zeiten“ in einer Dokumentation von Klee u. a. auf der Grundlage
von privaten Fotoalben, Tageb�chern und anderem zeitgeschichtlichem Material
dargestellt.58 Diese Dokumentation zeigt, dass Foltern und Tçten in andere Be-
rufshandlungen – wie Berichte, Karten, Briefe schreiben und Materialien archi-
vieren – eingebettet war. Neben Sport, dem Feiern von Festen und der Essensauf-
nahme wurde getçtet und gefoltert; es wurden Pogrome initiiert und anschließend
die Leichen gez�hlt. „Was waren das f�r M�nner, die Mord als Alltagarbeit billig-
ten? Es waren ganz normale Menschen. Nur: Sie konnten sich als Herrenmen-
schen auff�hren, entschieden �ber Leben und Tod, hatten Macht. Ungeahnte Be-
fçrderungschancen taten sich auf. Es gab zus�tzlichen Sold, Urlaub und Verg�ns-
tigungen (z. B. Alkohol und Zigaretten). Und, bei allem Machtgef�hl: Der Staat
nahm ihnen jede persçnliche Verantwortung bereitwillig ab.“59 Ein anderes Bei-
spiel f�r die Allt�glichkeit und Selbstverst�ndlichkeit einer Entzivilisierung am
Beispiel der Stadt Lubin: „In einer Dienstbesprechung am letzten Samstag haben

58 Ernst Klee et al (Hg.), „Schçne Zeiten“: Judenmord aus der Sicht der T�ter und Gaffer, Frankfurt
am Main 1988.

59 Ebd., S. 7.
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wir beschlossen, uns von nun an genau umgekehrt wie zu Hause als Beamte zu
benehmen: d. h. saum�ßig.“ So selbstverst�ndlich und profan hielt der Stadtpr�-
sident von Lubin, Dr. Cuhorst, im Jahr 1939, die Bereitschaft zum Verlassen zi-
vilisierter Standards seitens der Verwaltung in einem Protokoll fest.60 Ein Wiener
Gestapobeamter, der Kriminalsekret�r Felix Landau, meldete sich freiwillig zu
einem sog. „Einsatzkommando“ nach Polen. In seinem Tagebuch schreibt er
am 12. Juli 1941 folgende Notiz: „Wir fahren der Landstraße einen Kilometer ent-
lang und gehen dann rechtsseitig in einen Wald. Wir sind nur 6 Mann augenblick-
lich und suchen nach einem geeigneten Ort zum Erschießen und Vergraben. Nach
wenigen Minuten haben wir etwas gefunden. Die Todeskandidaten treten mit
Schaufeln an, um ihr eigenes Grab zu schaufeln. Zwei weinen von allen. Die an-
deren haben bestimmt erstaunlichen Mut. Was wohl jetzt in diesem Augenblicke
in den Gehirnen vorgehen mag. Ich glaube, jeder hat eine kleine Hoffnung, ir-
gendwie doch nicht erschossen zu werden. Die Todeskandidaten werden in
3 Schichten angestellt, da nicht so viel Schaufeln hier sind. Eigent�mlich, in
mir r�hrt sich gar nichts. Kein Mitleid, nichts. Es ist eben so, und damit ist alles
erledigt. Nur ganz leise klopft mein Herz, wenn ungerufen die Gef�hle und Ge-
danken erwachen, als ich mich in �hnlicher Situation befand. . . . Langsam wird
das Loch immer grçßer, zwei weinen ununterbrochen. Ich lasse sie immer l�nger
graben, da denken sie nicht soviel. W�hrend der Arbeit sind sie auch tats�chlich
ruhiger. Die Wertgegenst�nde, Uhr und Geld, werden auf einen Haufen zusam-
mengelegt. Nachdem alle auf einem freien Platz nebeneinander gebracht werden,
werden die zwei Frauen als Erste zum Erschießen auf das eine Ende des Grabes
aufgestellt. Zwei M�nner wurden bereits von unserem K. K. [Kriminalkommis-
sar] . . . im Geb�sch erschossen. Ich habe dies nicht gesehen, da ich auf die ande-
ren zu achten hatte. Die Frauen traten riesig gefasst an die Grube, drehten sich um,
6 Mann hatten von uns diese zu erschießen. Die Einteilung wurde getroffen,
3 Mann auf das Herz, 3 Mann auf den Sch�del. Ich nehme das Herz. Die Sch�sse
fallen, und die Gehirnmassen schwirren durch die Luft. Zwei auf einen Sch�del ist
zuviel. Sie reißen fast den Kopf weg. Fast alle sinken lautlos zusammen, nur bei
2[en] klappt es nicht, sie heulen und winseln noch lange. Die Revolversch�sse
taugen nichts. Bei uns beiden, die wir zusammen schießen, ist kein Versagen.
Die vorletzte Gruppe muss nun die bereits Erschossenen in das Massengrab wer-
fen, dann m�ssen sie sich aufstellen und fallen auch, und zwar von selbst, hinein.
Die letzten zwei m�ssen sich auf den vorderen Rand des Grabes setzen, damit sie
gleich richtig hineinfallen. Nun werden noch einige Leichen mit der Spitzhacke
umgeschichtet, und dann beginnen wir mit der Totengr�berarbeit.“61

Wie kçnnen nun solche Bereitschaften zum Tçten wissenschaftlich erkl�rt wer-
den? Gibt es genetische, situationsbezogene, charakterliche oder auch sozialpsy-

60 Harald Welzer, T�ter – Wie aus ganz normalen Menschen Massenmçrder werden, Frankfurt am
Main 2005, S. 267.

61 Ernst Klee, „Schçne Zeiten“: Judenmord aus der Sicht der T�ter und Gaffer, Frankfurt am Main
1988, S. 95/96.
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chologische Erkl�rungen? Alexander und Margarete Mitscherlich setzen sich
wissenschaftlich mit diesem Ph�nomen in der Studie „Die Unf�higkeit zu trau-
ern“62 auseinander. Dort wird u. a. ein Polizeibeamter (Q.) beschrieben, der an
den Tçtungsverbrechen in den besetzten Gebieten teilgenommen hatte. Die Au-
toren fassen die Analyse wie folgt zusammen: „Wie er gehorcht und im Qu�len
Schw�cherer seine Lust findet, damit demonstriert er ein Obrigkeits-Untertanen-
Verh�ltnis, dass nicht nur in dieser niederen Polizei-Ebene, sondern bis in sehr
viel feinere Verzahnungen sadistisch-masochistischer Triebbed�rfnisse und – be-
friedigungen hinein wirksam bleibt. Aus dieser Tçnung der Objektbeziehungen
heraus erscheint es nur konsequent, wenn sich Q. nach sieben Dienstjahren bei
der SS – zuletzt bei der ,Bandenbek�mpfung� – seinerseits dem Arzt als ,Opfer�
pr�sentiert. . . . So ist Q. nahezu zu einer Marionette geworden, die sich nach
einem eingespielten Reiz- Reaktionsschema bewegt; was die Enge seines Ent-
scheidungsradius betrifft, ist er ein charakteristischer Vertreter der deutschen
Form der Angestelltenkultur.“63 Die Erkl�rung findet sich also im Wesentlichen
im nationalen (sadistischen) Charakter der T�ter, der literarisch im „Untertan“
von Heinrich Mann beschrieben wurde.

Nicht unber�cksichtigt bleibt hierbei das Element eines „Herrenmenschen“ ge-
paart mit einer gehçrigen Portion Lustempfinden, Aggression und Gewaltbereit-
schaft. Browning h�lt in seiner Untersuchung zu dem Hamburger Polizei-Batail-
lon 101 fest, dass nicht alle Angehçrigen zu Mçrdern wurden: Nach seiner Studie
haben ca. zwanzig Prozent den Mordaktionen widerstehen kçnnen. Die, die getç-
tet haben, erkl�ren ihr Tçtungsverhalten h�ufig damit, „lediglich Befehle aus-
gef�hrt“ zu haben.64 Browning ignoriert in seinen Untersuchungen allerdings
nicht ein spezifisches Ph�nomen, welches wohl besonders bei milit�rischen
oder polizeilichen Organisationen als ein bedeutsamer sozialpsychologischer
Faktor auftritt und umgangssprachlich mit „Kameradschaft“ beschrieben werden
kann. Browning untersucht das spezifische „gruppenkonforme Verhalten“65 in
solchen Tçtungsverb�nden. „Den Befehl, Juden zu tçten, erhielt das Bataillon,
nicht aber jeder einzelne Polizist. Dennoch machten sich 80 bis 90 Prozent der
Bataillonsangehçrigen ans Tçten, obwohl es fast alle von ihnen – zumindest an-
fangs – entsetzte und anwiderte. Die meisten schafften es einfach nicht, aus dem
Glied zu treten und offen nonkonformes Verhalten zu zeigen. Zu schießen fiel ih-
nen leichter.“66 Nicht zu tçten galt demnach als ein Akt, der sich gegen die Kame-
raden oder besser, gegen die verpflichtende Kameradschaft richtete. Am Beispiel

62 Alexander Mitscherlich und Margarete Mitscherlich, Die Unf�higkeit zu trauern, M�nchen 1977.
63 Ebd., S. 52/53.
64 Vgl. Christopher Browning, Ganz normale M�nner – Das Reserve Polizei-Bataillon 101 und die

„Endlçsung“ in Polen, Reinbek bei Hamburg 1993, S. 222 (zuerst: Ordinary Men – Reserve Police
Battalion 101 and the Final Solution, New York 1992).

65 Ebd., S. 241.
66 Ebd.
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der Deutschen Geheimen Staatspolizei67 wurde versucht, diesen Befund sowie die
Wirkungen zur polizeilichen Kameradschaft aufzunehmen und diese mit der Or-
ganisationswirklichkeit der Gestapo als eine Untergrundorganisation zu verbin-
den: „Kameradschaft stellt sich als eine spezifische Form einer Beziehung zwi-
schen Menschen dar, die sich im besonderen Maße in Organisationen entwickelt,
die k�mpfen. Die Kampforientierung erhçht das Gef�hl des Aufeinanderange-
wiesenseins, sie formt – auch gegen individuelles Widerstreben – Organisations-
mitglieder zu Menschen mit �hnlichen Verhaltens- und Empfindungsstandards.
Der soziale Druck auf Einzelne in einer sich als kameradschaftlich verstehenden
Gruppe ist enorm. Es werden Leistungen erwartet, die in gewçhnlichen Beziehun-
gen nicht erbracht werden m�ssen.“68

Juden waren in den Augen der Gestapo-Angehçrigen zun�chst ein �rgernis, es
gab Aversionen gegen sie. Browning zitiert den Hamburger Polizeileutnant Dru-
cker des Polizeibataillons 101, der seine Wahrnehmung und Gef�hle gegen�ber
Juden �ber verschiedene Zeitr�ume mit folgendem Satz kennzeichnet: „Under
the influence of the times, my attitude to the Jews was marked by a certain aver-
sion.“69 Solche Wahrnehmungen und Bewertungen dr�cken sich auch durch einen
spezifischen Sprachgebrauch aus. Das Leben und Arbeiten der Juden umschrieb
man mit „Krankheit am Volkskçrper“, sie galten als „Parasiten“, sie stellten sich
somit als „Verfallserscheinungen“ oder als „Seuchen“ dar, die folglich „aus-
zumerzen“ w�ren oder einer planvollen „Therapie“ bed�rften. Der „Krankheits-
zustand“ w�rde nach diesen Vorstellungen solange andauern, bis die Ursachen
nicht nur erkannt, sondern auch beseitigt w�ren. In Hitlers „Mein Kampf“ waren
dazu sowohl die Ideologie als auch Reaktionen bereits beschrieben worden.

Neu in der Polizeigeschichtsschreibung70 ist der Umstand, dass nicht nur die Or-
ganisation und das Personal der Polizei sich in den historischen Studien wieder-
finden, sondern dass auch die Adressaten der polizeilichen Aktionen, in diesem
Fall die Verfolgten, eine zunehmend bedeutsamere Rolle bei den Analysen spie-
len. Insbesondere wenn die Entzivilsierungstendenzen der Polizei im „Dritten
Reich“ beschrieben werden, darf dieser Aspekt nicht fehlen. In einer Studie zu
den Folgen der Verfolgung halten die Autoren fest: „The scars of a Gestapo
will remain fresh in people’s minds long after the traces of its existence have be-
come practically invisible.“71 Bereits 1946 wurden erste Berichte �ber das Erle-

67 Hans-Joachim Heuer, Geheime Staatspolizei – �ber das Tçten und die Tendenzen der Entzivili-
sierung, Berlin New York 1995, S. 169 ff.

68 Ebd., S. 165.
69 Christopher Browning, Ordinary Men – Reserve Police Battalion 101 and the Final Solution, New

York 1992, p. 182.
70 Am Beispiel der Festschrift zur Polizeidirektion Hannover; vgl. dazu: H. J. Heuer, Die national-

sozialistische polizeiliche Verfolgung und die Leiden der Verfolgten, in: Heuer, H. J. et al (Hg.),
Von der Polizei der Obrigkeit zum Dienstleister f�r çffentliche Sicherheit – Festschrift zum 100.
Geb�udejubil�um des Polizeipr�sidiums Hannover, 1903–2003, Hilden 2003, S. 121–143.

71 Thomas Plate and Andrea Darvi, Secret Police – The Inside Story of a Network of Terror, London
1981, p. 82.

81



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
82

ben des nationalsozialistischen Terrorsystems und zur Geheimen Staatspolizei
aus der Sicht der Verfolgten verçffentlicht. Dieses erscheint selbstverst�ndlich,
da sich die tats�chlichen �ußeren Bedingungen (z. B. Publikationserlaubnis und
-mçglichkeiten) ver�ndert hatten. Warum das Schreiben, das çffentliche und pri-
vate Sprechen �ber die erlittenen Verfolgungen alles andere als selbstverst�ndlich
ist, soll hier angedeutet werden. Die „be�ngstigenden Wirkungen“, die von tçten-
den Organisationen ausgehen, werden von Soziologen und Gesellschaftshistori-
kern selten untersucht.72 So liegen zu diesen „Realerfahrungen“ kaum historische
Arbeiten vor und „çffentliche Diskurse oder Reflexionen �ber diese traumati-
schen Erlebnisformen finden . . . auf diese Weise kaum statt.“73 Elias verdeutlicht
die Abl�ufe, die das massenhafte Tçten begleitet und ermçglicht haben. Zugleich
versucht er, Erkl�rungen f�r den R�ckgang des menschlichen Mitgef�hls anzu-
bieten.74 Er diskutiert die grunds�tzlichen Ver�nderungen im Umgang mit dem
Tod und macht einen generellen Trend aus, den er mit der Verlegung des „Todes
als Vorgang“ hinter die Kulissen des Gesellschaftslebens benennt. „F�r die Ster-
benden selbst bedeutet dies, dass auch sie in hçherem Maße hinter die Kulissen
verlagert, also isoliert werden.“75 Allerdings verl�uft der Prozess des „Verdr�n-
gens des Todes hinter die gesellschaftlichen Kulissen“ nicht kontinuierlich in
eine Richtung. Es gibt Durchbrechungen bzw. Umkehrungen dieses Prozesses.
Als Beispiel nennt Elias, „dass die Erfahrungen der zwei großen europ�ischen
Kriege, und vielleicht noch mehr die der Konzentrationslager, die Gebrechlich-
keit der Gewissensbildung zeigen, die das Tçten verbietet und dann dar�ber hi-
naus auch zur Aussonderung Sterbender und Toter aus dem normalen gesell-
schaftlichen Leben dr�ngt.“76 Zu den traumatischen Grunderfahrungen der Ver-
folgten im Zusammenhang mit der polizeilichen Praxis und dem Tçten gehçrt
das Erleben von Einsamkeitsgef�hlen. Alle Polizeien des „Dritten Reiches“ wirk-
ten dabei nicht nur an dem Entwurf der Definitionskriterien mit, sondern die Po-
lizeien trennten unter Gewaltanwendung die Verfolgten auch von ihren bisherigen
Lebensbez�gen. Unter „Lebensbez�gen“ werden hier die Beziehungsverflech-
tungen zur Familie, zum Freundes- und Bekanntenkreis verstanden. Auch die Be-
ziehungen zur Nachbarschaft, zu den Mitbewohnern eines Ortes oder Stadt und zu
den Arbeitskollegen und -kolleginnen, aber auch die Bez�ge zur Nation repr�sen-
tieren die Summe der Lebensbez�ge.

Von der Gestaltung und an der Teilhabe an diesen Lebensbez�gen sind diejenigen,
die den polizeilichen Definitionsprofilen entsprachen, sukzessive ausgeschlossen
worden. Die Wiederaufnahme dieser Bez�ge verhinderte die Polizei durch das
Tçten vieler Familienangehçrigen, von Freunden und Bekannten der Verfolgten.

72 Peter R. Gleichmann a. a. O., in: Seifert 1992, S. 110.
73 Ebd., S. 111.
74 Vgl. Norbert Elias, �ber die Einsamkeit der Sterbenden in unseren Tagen, Frankfurt am Main

1990.
75 Ebd., S. 22.
76 Ebd., S. 79.
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Schon die erste Trennung von den Lebensbez�gen war definitiv endg�ltig. F�r die
Kinder und Jugendlichen bedeutete diese Trennung den plçtzlichen Verlust von
Spielgef�hrten und das Getrenntwerden von existentiell wichtigen (Sozialisa-
tions-) Beziehungen. Die Chance auf eine kontinuierliche Lern- und Bildungs-
erfahrung ist ihnen genommen worden. Um eine bevorstehende Trennung zu ver-
hindern, waren die Verfolgten zum Leben in Verstecken und in Dunkelheit ge-
zwungen. In den Verstecken erlebten die Kinder und Jugendlichen nicht nur
ihre eigene Ohnmacht, sondern auch die ihrer Eltern. Alterstypische Verhaltens-
weisen (L�rmen, Sich-Bewegen etc.) mussten sich die Kinder abtrainieren und
dauerhaft unterdr�cken oder sie wurden durch ihre Eltern unter Inkaufnahme
von Verletzungen oder auch Tçtungen dazu gezwungen. „Viele Menschen sterben
allm�hlich, sie werden gebrechlich, sie altern. Die letzten Stunden sind wichtig,
gewiss. Aber oft beginntder AbschiedvonMenschenviel fr�her.SchonGebrechen
sondern oft die Alternden von den Lebenden. Ihr Verfall isoliert sie. Ihre Kontakt-
freudigkeit mag geringer, ihre Gef�hlsvalenzen mçgen schw�cher werden, ohne
dass das Bed�rfnis nach Menschen erlischt. Das ist das Schwierigste – die still-
schweigende Aussonderung der Alternden und Sterbenden aus der Gemeinschaft
der Lebenden, das allm�hliche Erkalten der Beziehung zu Menschen, denen ihre
Zuneigung gehçrte, der Abschied von Menschen �berhaupt, die ihnen Sinn und
Geborgenheit bedeuteten. Schwer wird der Verfall nicht nur f�r die, die Schmerzen
haben, sondern auch f�r die Alleingelassenen.“77 Elias hat hier Vorg�nge zur still-
schweigenden Aussonderung aus der Gesellschaft beschrieben. In der Tat gab es
kaum Proteste von Nachbarn, als Mitbewohner zur Tageszeit von der Polizei aus
den Wohnungen geholt wurden. Es gab kaum Widerspr�che von Lehrern und Leh-
rerinnen als ihre j�dischen Sch�ler und Sch�lerinnen nicht mehr zur Schule er-
schienen. Niemand nahm Anteil an diesen Menschen, als sie in grçßeren Marsch-
formationen çffentlich durch St�dte und Gemeinden zum Bahnhof gef�hrt wur-
den, um dort in Viehwagen gezwungen zu werden und um sp�ter in einem Konzen-
trations- oder Vernichtungslager anzukommen.78 Dieses zeugt nach Elias von
einer noch allzu begrenzten Identifizierung der Menschen miteinander und scheint
eine Schw�che gerade von entwickelteren Gesellschaften zu sein.

V. Tendenzen zur Zivilisierung der Polizeiarbeit

In diesem Abschnitt wird versucht, einige ausgew�hlte Aspekte zu einer Analyse
der polizeilichen Zivilisierung nach dem Jahr 1945 zusammen zu tragen. Dieses
geschieht auch vor dem Hintergrund einer These von Elias, wonach die Zivilisie-
rung von Monopolisten der physischen Gewalt innerhalb eines Staates ein „unge-
lçstes Problem“ sei.79 Mittels einer Reduktion auf die Binnenperspektive der

77 Ebd., S. 8/9.
78 Schilderung des Augenzeugen, Kriminalhauptkommissar a. D. D. Bernhard. In Emden im Jahr

1942/43. �ußerung im Rahmen eines vom Autor gef�hrten Interviews am 01.8.91 in Leer.
79 Norbert Elias, Engagement und Distanzierung, Frankfurt am Main 1990, S. 126.
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Polizei soll ein Schlaglicht auf die Struktur der polizeilichen Ausbildung und So-
zialisationsprozesse geworfen werden. Wenn es bei der Entzivilisierung von Be-
deutung war, das Kollektiv in der Selbstvergesellschaftung zu untersuchen, w�re
hier nun die Frage zu stellen, ob Entwicklungen oder Effekte betont werden kçnn-
ten, die gerade nicht als „Folge und Ausdruck �bersteigerter Bindungen an die
eigene �berlebensgemeinschaft“80 verstanden werden kçnnten. Mit einer solchen
Skizze kçnnten wohl auch noch zu lçsende Probleme bei der weiteren Zivilisie-
rung innerstaatlicher Gewaltmonopolisten aufgezeigt werden.

Bis in die sechziger Jahre hinein rekrutierten sich die deutschen L�nderpolizeien
aus Hauptsch�lern, die in der Regel eine handwerkliche Ausbildung absolviert
hatten; sie entsprachen dem damaligen Anforderungsprofil des mittleren Diens-
tes. Um den Polizeidienst f�r Bewerber und Bewerberinnen mit einer hçheren All-
gemeinbildung interessant zu machen, wurde das Laufbahnrecht ver�ndert: Ein
sogenannter „Seiteneinstieg“ ermçglichte nun den direkten Eintritt in hçhere po-
lizeiliche Laufbahnen.81 Dadurch weitete sich das klassische Rekrutierungs-
milieu der Polizei eindeutig aus, und es war nicht zu verkennen, dass sich das
Niveau zu Gunsten kognitiver Eigenschaften ver�ndert hatte. Die polizeiliche
Ausbildung wurde zu Beginn der siebziger Jahre reformiert (z. B. wurde der so-
zialwissenschaftliche Unterricht intensiviert, zunehmend weniger wurde die mi-
lit�rische „Formalausbildung“ trainiert, und die Ausbildung an Maschinenge-
wehren und Handgranaten wurde beendet). Kritisch ist allerdings anzumerken,
dass bei diesen ersten Reformen eher die Flexibilit�t des Apparates und die „Ef-
fizienzerhçhung“ im Vordergrund stand, als dass es um die Flexibilit�t des einzel-
nen Beamten ging.82

In den 70er Jahren wurde der polizeiliche Nachwuchs in Kasernen, Polizeischu-
len und bei der Bereitschaftspolizei sozialisiert. Ein Gutachten aus dem Jahr 1975
kommentiert diese kasernierten Ausbildungssituationen wie folgt: „Das gewich-
tigste Problem der Ausbildung bei der Bereitschaftspolizei ist jedoch die dort
herrschende strikte Hierarchie sowie die Situation der Kasernierung. Polizeiange-
hçrige neigen dazu, Kritik an diesem Zustand zu bagatellisieren oder gar zu dif-
famieren. Als Beleg daf�r, dass es in den Hundertschaften der Bereitschaftspoli-
zei nicht milit�risch zugeht, wird auf die gek�rzte Ausbildungszeit im Fach For-
malausbildung hingewiesen. Damit wird jedoch der Kern der Kritik �bersehen:
Denn ein vçlliger Verzicht auf Waffenausbildung, Gel�ndeausbildung und For-
malausbildung w�re zwar ein Schritt zur ,Zivilisierung� der Ausbildung. Bliebe
jedoch die Befehlshierarchie, die Situation der Kasernierung und die Meinung,
es gelte ,zu �berzeugen und den Menschen in dem Beamten anzusprechen, um

80 Peter R. Gleichmann, Gewaltt�tige Menschen – Die d�nne Schale der Zivilisierung und ihre vielen
ambivalenten Auswege. In: Mittelweg 36, Nr. 6/93. S. 1–8 [7].

81 Vgl. Heiner Busch u. a., Die Polizei in der Bundesrepublik, Frankfurt am Main New York 1985,
S. 150.

82 Vgl. dies. S. 168 und von E. M. Harrach, Grenzen und Mçglichkeiten der Professionalisierung
von Polizeiarbeit, Diss. M�nster 1993, S. 123.
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zu erreichen, dass sein altes Leitbild durch ein neues positives ersetzt wird�, so
bliebe eine Ausbildungssituation bestehen, die mehr an eine Kadettenschule erin-
nert als an Maximen neuzeitlicher P�dagogik.“83 Die Gutachter konstatieren
auch: Anw�rter bei der Polizei, „die aus ihrem Abstand zur ,Front� eigentlich
in der Lage sein sollten, die wirkliche Stimmung in der Bevçlkerung wahrzuneh-
men, [neigen] zu einem pessimistischen Urteil. Bei Beamten der Polizeischule
mag eine bestimmte ,Polizeischulattit�de� zum Ausdruck zu kommen, die aus p�-
dagogischen oder ideologischen Gr�nden die Polizeifeindlichkeit der Gesell-
schaft �bertreibt und schließlich ihrem eigenen Mythos zum Opfer f�llt.“84 Um
die Effekte der geschlossenen (totalen) polizeilichen Sozialisation nicht zu inten-
sivieren, den damit verbundenen Legitimit�tsverlust aufzufangen und auch der
Tatsache Rechnung zu tragen, dass sich – aus der Sicht der Polizeif�hrung –
die „polizeiliche Umwelt“ zunehmend komplizierter und un�berschaubar dar-
stellte, wurde auch diese Ausbildungsstruktur ver�ndert. Zun�chst aber wurde
grundlegend nur die polizeiliche Karriereausbildung neu gestaltet.

Zu Beginn der 80er Jahre richteten alle Bundesl�nder Fachhochschulen f�r die
Polizei ein. Dabei wurde Wert darauf gelegt, dass das bisherige selbstreferenzielle
System der Polizeiausbildung ein wenig aufgebrochen werden sollte. Die Fach-
hochschulen der Polizei wurden organisatorisch mit Fachbereichen aus der all-
gemeinen Verwaltung, der Rechtspflege und mitunter auch dem Finanzwesen ver-
bunden. Nach dem allgemeinen Hochschulrecht gesetzlich beschrieben wurde
nunmehr sogar eine besondere Selbstverwaltung mçglich, mit der das polizei-
typisch starre und hierarchiezentrierte Muster einer innerbehçrdlichen Kom-
munikation durchgebrochen werden konnte. An diesen Fachhochschulen m�ssen
Bewerber und Bewerberinnen f�r den gehobenen Polizeivollzugsdienst ein Stu-
dium �ber sechs Semester absolvieren und als Zugangsberechtigung das Abitur
bestanden haben. Das Studium schließt mit der Verleihung des akademischen
Grades einer Fachhochschule (Dipl.-Verwaltungswirt FH) ab. Durch die Einf�h-
rung der Fachhochschulen �nderte sich zum einen das Anforderungsprofil f�r die
Lehrkr�fte und zum anderen auch der Anteil von polizeilichen und polizeifrem-
den Dozenten sowie Professoren in der polizeilichen Ausbildung. Besonders die
Sozialwissenschaften versuchen im Rahmen des fachhochschulischen Unter-
richts, auch die Funktion und Wirkung der Polizei in einer relativ gewaltbefriede-
ten Gesellschaft zu beschreiben und erg�nzen so das juristische Legitimierungs-
wissen der Polizei.

Parallel zu der Spur einer eher auf Individualisierung setzenden polizeilichen So-
zialisation ist eine andere Entwicklung zu benennen, die auf Aspekte einer gesell-
schaftlichen Zivilisierung verweist. Aus den j�hrlichen Statistiken des Bundeskri-

83 Chr. Helfer und W. Siebel, Das Berufsbild des Polizeibeamten – Gutachten im Auftrag der St�n-
digen Konferenz der Innenminister der L�nder, Bd. IV und V, Saarbr�cken (Ms.) 1975, Bd. V,
S. 1138.

84 Ebd., Bd. IV. S. 839/840.
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minalamtes Wiesbaden l�sst sich entnehmen, dass sich der innergesellschaftliche
Schusswaffengebrauch �ber l�ngere Zeitr�ume reduziert hat.85 Dieses kann ein
guter empirischer Indikator f�r den Grad der Gewaltbefriedung innerhalb einer
Gesellschaft sein. Naheliegend erscheint aber auch eine Analyse der Entwicklung
bzw. Verbreitung von Gewalttaten (z. B. Mord, Totschlag, Raubtaten). In diesem
Zusammenhang interessiert besonders der Gebrauch von Schusswaffen. Auch der
Schusswaffengebrauch durch Polizeiangehçrige ist hier bedeutsam, weil unter
Umst�nden ein Nachhinkeffekt feststellbar sein kçnnte. Denn „f�r die innerstaat-
liche Gewaltf�higkeit und -bereitschaft [gibt es] keinen besseren, keinen h�rteren
und keinen so gut erfassbaren Indikator . . . wie den polizeilichen Schusswaffen-
einsatz mit Todesfolge.“86 Als ein weiterer Indikator f�r Tendenzen der Zivilisie-
rung kçnnen Statistiken �ber die Todesrisiken in der Bundesrepublik gelten,
hier�ber geben die Zahlen des Statistischen Bundesamtes seit den 50er Jahren
Auskunft. Seit dieser Zeit sind stets Erkrankungen die h�ufigste Todesursache.
Es mag hier gen�gen, sich die aktuellsten Daten zu vergegenw�rtigen: Aus-
gehend von einer Bevçlkerung von ca. 80 Millionen stellen in dem Zeitraum
von 1991 bis 2006 besonders Herz- und Kreislauf- sowie Krebserkrankungen
das haupts�chliche Todesrisiko in der Bundesrepublik dar. Das Risiko, durch Un-
f�lle zu Tode zu kommen, folgt im grçßeren Abstand dem Todesrisiko „Erkran-
kungen“. F�r Prozesse einer zunehmenden innerstaatlichen Pazifizierung ist auch
die (staatliche) Verf�gung und Kontrolle �ber Tçtungsmittel bedeutsam, dazu h�lt
eine Studie f�r die Bundesrepublik fest: „Verl�ssliche Angaben �ber die genaue
Verbreitung von Schusswaffen in Deutschland gibt es nicht.“87 Aufgrund von
Sch�tzungen durch Verb�nde geht die Bundesregierung seit 1972 davon aus,
dass von einem privaten Schusswaffenbestand von etwa 17 bis 20 Millionen aus-
gegangen werden muss.

Welchen Einfluss haben diese zivilisierenden Entwicklungen auf die Polizei? Der
polizeiliche Schusswaffengebrauch ist – wie oben ausgef�hrt – dazu ein geeig-
neter Indikator. Allerdings fehlt f�r die Bundesrepublik – im Gegensatz zu den
Niederlanden – eine Untersuchung, die Auskunft �ber langfristige Ver�nderun-
gen der innergesellschaftlichen Gewaltanwendung geben kçnnte.88 Erst 1976
wies die Innenministerkonferenz die Polizei-F�hrungsakademie in Hiltrup-
M�nster an, j�hrlich Statistiken zum polizeilichen Schusswaffengebrauch vor-

85 Vgl. www.bka.de und dort die polizeiliche Kriminalstatistik (vgl. Ziff. 2.14 Schusswaffenverwen-
dung; die wesentlichen Zahlen: 1971 = 18.969 F�lle auf 14.086 im Jahr 1992 und 1993 = 20.070
F�lle auf 13.397 im Jahr 2006).

86 Vgl. Falko Werkentin, Tçdlicher Schusswaffeneinsatz der Polizei 1974–1992 – Vorsichtige Kor-
rektur einer These, in: B�rgerrechte & Polizei, 44 1/93. S. 79–83, hier: S. 79.

87 Vgl. Ernst U. Dobler, Schusswaffen und Schusswaffenkriminalit�t in der Bundesrepublik (ohne
Ber�cksichtigung der neuen L�nder), Frankfurt am Main Wien 1994, S. 26.

88 Vgl. Ton Zwaan, �ffentliche Gewaltanwendung, gesellschaftliche Struktur und b�rgerliche Zi-
vilisation – Ein Exkurs �ber die innerstaatliche Gewaltanwendung in der Entwicklung der nieder-
l�ndischen Gesellschaft, in: Gleichmann u. a., Macht und Zivilisation, Frankfurt am Main 1984,
S. 193–216.
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zulegen und zu verçffentlichen. Betrachtet man den polizeilichen Schusswaffen-
gebrauch im Zeitraum von 1974 bis 1997, dann liegen die j�hrlichen Schussabga-
ben bei bis zu 2.600 F�llen, davon werden ca. 90% auf Tiere abgegeben. Schon
1993 hielt die einschl�gige Literatur fest: „Demgegen�ber ist es der Polizei im
Laufe der 15 Jahre . . . gelungen, den gezielten Schusswaffeneinsatz gegen Men-
schen deutlich zu verringern.“89 1976 erschoss die Polizei acht Menschen, davon
eine unbeteiligte Person, 1983 wurden in diesem Berichtszeitraum 24 Menschen
von der Polizei erschossen, davon zwei Unbeteiligte und im Jahr 1991 neun Men-
schen (davon kein Unbeteiligter). Bei der Frage, welche Polizeieinheiten im be-
sonderen Maße am Schusswaffengebrauch beteiligt sind, kann festgehalten wer-
den, dass es nicht die zur Terroristenbek�mpfung im Laufe der 70er Jahre gegr�n-
deten Spezialeinheiten sind, sondern ganz „normale Streifenbeamte“, die ohne
Vorbereitungszeit ad hoc reagieren m�ssen und ihre Schusswaffe mit tçdlichem
Ausgang benutzten. Und 1999 merkt P�tter zur gleichen Analyse an: „Vergleicht
man die beiden vergangenen Jahrzehnte, dann zeigen sich kaum �nderungen. Die
Gesamtzahl ist nahezu gleich geblieben; in Bayern und Nordrhein-Westfalen f�llt
fast die H�lfte aller Todessch�sse; Hessen und Baden-W�rttemberg folgen mit
einigem Abstand. Auff�llig ist allenfalls, dass – wie auch beim polizeilichen
Schusswaffengebrauch allgemein – das Wachstum der Bundesrepublik um die
neuen L�nder quantitativ nicht ins Gewicht f�llt.“90

Doch auch trotz der fachhochschulischen Qualifikation vieler Polizeiangehçriger
und durchg�ngig pazifizierenden Entwicklungen gibt es immer noch einige De-
fizite im Gesellschaftsbezug der Polizei. Einige Polizeibeamten wurden bei der
Wahrnehmung ihres Demonstrationsrechts mit der Praxis ihrer Kollegen im Zu-
sammenhang von Demonstrationen konfrontiert. Die in diesem Zusammenhang
erfahrenen und beobachteten, auch rechtlich nicht zu rechtfertigenden Gewalt-
anwendungen der Polizei f�hrten zur Gr�ndung einer Arbeitsgemeinschaft mit
der Bezeichnung „Kritische Polizisten und Polizistinnen“91. Diese Arbeits-
gemeinschaft bekam den „Gustav-Heinemann-B�rgerpreis“ als Anerkennung
f�r ihren Einsatz zum „Schutz der Minderheiten und den Abbau von Feindbil-
dern“ und f�r die „Wahrung der Privatsph�re von B�rgern“ und f�r die Absicht,
„das Verh�ltnis von B�rgern zu ihrem Staat zu verbessern“.92 Dieser Arbeits-
gemeinschaft kommt aus wissenschaftlicher Sicht eine besondere Bedeutung
f�r das „organisationsimmanente ,frame break� und das gegendiskursive Agie-
ren“93 zu. Viele Mitglieder dieser Arbeitsgemeinschaft wurden aufgrund ihrer çf-

89 Vgl. Falko Werkentin, Tçdlicher Schusswaffeneinsatz der Polizei 1974–1992 – Vorsichtige Kor-
rektur einer These, in: B�rgerrechte & Polizei, 44 1/93. S. 79–83, hier: S. 80.

90 Norbert P�tter, Polizeilicher Schusswaffengebrauch – Eine statistische �bersicht, in: B�rger-
rechte & Polizei/CILIP 62 (1/99), S. 1–6, hier: 3.

91 Vgl. taz vom 03.07.1986.
92 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 21.04.1988.
93 Matthias Proske, Polizei und Diskriminierung – Zur Kritik der P�dagogisierung struktureller

Ph�nomene: Eine diskurs- und organisationstheoretische Erkl�rung von institutionellen Diskri-
minierungspraktiken, Universit�t Frankfurt am Main (Ms.) 1995, S. 131–135.

87



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
88

fentlichen �ußerungen zur Polizeipraxis disziplinarrechtlich sanktioniert und se-
hen sich sogar strafrechtlichen Ermittlungen ausgesetzt.94 In diesem Zeitraum
einer beginnenden polizeiinternen Kritik und Diskussion erschienen dann auch
einige Verçffentlichungen von Polizeiangehçrigen, die – nunmehr çffentlich –
einen mitunter realit�tsunt�chtigen Gesellschaftsbezug beklagen und dar�ber
auch die Funktion von polizeilichen Feindbildern reflektieren.95

Das selbstreferenzielle System der polizeilichen Sozialisation hat sich in den letz-
ten vierzig Jahren langsam zu einer gesellschaftsbezogeneren Ausrichtung und
einem entsprechenden Aufgabenverst�ndnis96 ver�ndert. Die Qualifizierung
der Polizeiausbildung durch einen fachhochschulischen Studienbetrieb scheint
Mçglichkeiten erçffnet zu haben, die auch Polizeiangehçrige in die Lage verset-
zen kçnnen, sich als zugehçriger Teil der Gesellschaft zu verstehen. Damit er-
scheint es demn�chst mçglich, auch das vorherrschende polizeiliche Berufsbild
und Selbstverst�ndnis von der Formel „Polizei und Gesellschaft“ in die realit�ts-
t�chtigere Wahrnehmung von „Polizei in der Gesellschaft“97 zu verschieben. Al-
lerdings berichten (wenige) Studien von Sozialisationsdefiziten, die sich auch auf
den Umgang mit dem Berufsmonopol der physischen Gewaltanwendung bezie-
hen.98

VI. Schlussbemerkungen

In Gesellschaften mit einem relativ erfolgreich durchgesetzten staatlichen Ge-
waltmonopol ist den Polizeiangehçrigen zur Durchsetzung von Rechtsnormen
all das erlaubt, was den anderen Gesellschaftsmitgliedern �blicherweise verboten
ist. So darf die Polizei gesetzlich legitimiert zum Beispiel Gegenst�nde besch�di-
gen und wegnehmen, Personen nçtigen, verletzen und im Ausnahmefall sogar
einen Straft�ter tçten.99 Diese Situationen, in denen die Polizeiangehçrigen ge-
waltt�tig werden d�rfen und m�ssen, sind in den Bestimmungen der l�nderspezi-
fischen Gefahrenabwehrgesetze formuliert und normiert. Einen entsprechend
großen Anteil nehmen die juristischen Wissenschaften in der polizeilichen Aus-
bildung ein. Die Berufsanf�nger und -anf�ngerinnen m�ssen zun�chst lernen, wie
die konkrete situative Gef�hrdung der Rechtsordnung tats�chlich (rechtlich-nor-
mativ) beschrieben werden kann und wie sich dann die polizeiliche Gewalt-

94 U. a. Frankfurter Rundschau v. 06.03.1989 und Der Spiegel Nr. 10/89. S. 80–82.
95 Vgl. u. a. Annegret Held, Meine Nachtgestalten, Frankfurt am Main 1988; Such. M., B�rger statt

Bullen, Essen 1988.
96 Vgl. Hans-Joachim Heuer u. a. (Hg.), Von der Polizei der Obrigkeit zum Dienstleister f�r çffent-

liche Sicherheit, Hilden 2003.
97 Vgl. dazu das Curriculum des Modul 1 des akkreditierten Bachelor-Studiengangs bei der Polizei-

akademie Niedersachsen (unverçffentlichtes Ms.) 2007.
98 Vgl. u. a. Schriftenreihe der Polizei-F�hrungsakademie, Heft 1/2/96: Fremdenfeindlichkeit in der

Polizei? Ergebnisse einer wissenschaftlichen Studie.
99 Vgl. die Voraussetzungen des sogenannten „Rettungsschusses“, der in Polizeigesetzen der Bun-

desl�nder in den Details beschrieben ist.
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anwendung im Verh�ltnis zu dieser gestalten l�sst, um stets im Rahmen des Le-
galen bleiben zu kçnnen. Neben dem kognitiv-rationalen Lernen von juristischen
Formeln, Definitionsverfahren und Interpretationsmethoden nimmt das physi-
sche und psychische Training einen grçßeren Raum innerhalb der polizeilichen
Berufsausbildung ein. Berufsanf�nger m�ssen sich einem intensiven physischen
Trainingsprogramm unterziehen, welches u. a. Techniken zur Abwehr von kçr-
perlichen Angriffen beinhaltet, aber auch die Ausbildung in Waffentechnik und
im Schießen umfasst. Andererseits umfasst die polizeiliche Ausbildung auch
ein Training, mit der besonders rhetorische Kompetenzen zur verbalen Konflikt-
lçsung vermittelt werden soll. Auch wird versucht, Wissen zu sozialpsychologi-
schen Prozessen wie Wahrnehmung, Aggression und Stereotypenbildung den
Studierenden bei der Polizei n�her zu bringen, mit der Absicht, eine professio-
nelle Stressresistenz und auch Rollendistanz zu erzeugen. Die Ausbildung hat so-
mit eine Spannbreite, die von „archaischen“ Verhaltensweisen kçrperlicher Ge-
waltanwendung bis hin zu zivilisierten Anforderungen im Sinne von professionel-
len Affekt- und Leidenschaftskontrollen reichen.

Einerseits ist es ihnen unter dem Aspekt des polizeilichen Schusswaffenge-
brauchs tats�chlich gelungen, zunehmend weniger die eigenen Schusswaffen
mit tçdlichem Ausgang zu gebrauchen. Im Zusammenhang mit dem Schusswaf-
fengebrauch kann begr�ndet angenommen werden, dass es hier zu einer Zivilisie-
rung der Gewaltmonopolisten gekommen ist. So kann die folgende These formu-
liert werden: Nach 1945 haben sich auch bei der Polizei gewisse Hemmschwellen
zum Tçten entwickelt, die sogar eine gewisse Stabilit�t aufweisen. Bei der Frage,
wie sich diese Hemmschwellen auszubilden vermochten, f�llt zun�chst auf, dass
nach jedem Schusswaffengebrauch zwingend eine juristische �berpr�fung ein-
geleitet wird.100 Danach stellen diese staatsanwaltschaftlichen �berpr�fungen
einen direkten und verhaltensleitenden Fremdzwang dar, der offensichtlich die
Beliebigkeit des polizeilichen Schusswaffengebrauchs erfolgreich einged�mmt
hat. Dar�ber hinaus gibt es Hinweise, dass diese fremden Zw�nge sich mitunter
in Selbstzw�nge verwandelt haben. Es gibt F�lle, bei denen von internalisierten
Tçtungshemmungen bei der Polizei ausgegangen werden kann. Diese Annahme
findet ihre Begr�ndung in den bisherigen Erkenntnissen �ber die komplexen psy-
chischen Verarbeitungsmechanismen von Polizeiangehçrigen, die beruflich einen
Menschen tçteten.101

Die Entzivilisierung der Polizeiarbeit im „Dritten Reich“ fand in einem Klima
statt, welches mit einem Regierungs- und Diktaturprogramm einherging, das
auf Ab- und Ausgrenzung setzte. Prozesse der Stigmatisierung, Diskriminierung,
des systematischen Entzugs von B�rger- und Menschenrechten, der Deportation

100 Vgl. Robert Weihmann, Schusswaffengebrauch durch Polizeibeamte: Ein zweischneidiges
Schwert – Oder was kommt danach?, in: Kriminalistik 10/95, S. 667–671.

101 Martin Krolzig (Hg.), Wenn Polizisten tçten – Ein Werkstattbericht aus dem Umkreis einer
Selbsthilfegruppe, Meerbusch/D�sseldorf 1995.
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und der Freigabe zum Foltern und Tçten gingen ineinander �ber. Der zivilisierte
Kanon einer Empathief�higkeit, als ein menschlicher Verhaltens- und Empfin-
dungsstandard, war nicht mehr durchg�ngig gesellschaftlich tragend. Die Ent-
wicklung zu einer Denunziationsgesellschaft ist ein empirischer Beleg f�r die
breite Akzeptanz eines Regimes, welches sich auch �ber staatlich organisierte
Aus- und Abgrenzungsprozesse etablierte. Die Polizei legitimierte diese Prozesse
ganz wesentlich, weil sie das staatliche Recht zur Gewaltanwendung in den Dienst
der NS-Praktiken stellte. Der auch durch die Polizei repr�sentierte Normenstaat,
ein soziales Gebilde, welches klassischerweise Berechenbarkeit, Verl�sslichkeit
und Transparenz auch bei der staatlichen Gewaltanwendung implizierte, wurde
zunehmend durch den Maßnahmenstaat �berlagert. Im Maßnahmenstaat, der ei-
nerseits das Gegenteil des Normenstaates repr�sentiert, aber zugleich komple-
ment�r mit diesem ist, konnte die Polizei jetzt ohne Fremdkontrolle und versun-
ken in der „isolierenden Symbiose ihrer eigenen Mitglieder“102 ihre Sichtweisen
auf die Kriminalit�t, die Ursachen und Maßnahmen zur Bek�mpfung umsetzen.
Diese Umsetzung war radikal unmenschlich, weil kein Polizeibeamter mehr
zwingend menschliche Verhaltens- und Empfindungsstandards zeigen musste.

102 Peter R. Gleichmann,Vorwort, in: Heuer, H. J., Geheime Staatspolizei – �ber das Tçten und die
Tendenzen der Entzivilisierung, Berlin New York 1995, S. V – VI [V].
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Ein ziemlich langer Abschied. Das Bundeskriminalamt und
die konzeptionellen Traditionen der NS-Kripo

Patrick Wagner

Das Ausmaß personeller Kontinuit�t zwischen dem (Un-)Sicherheitsapparat des
Nationalsozialismus und den Sicherheitsbehçrden der fr�hen Bundesrepublik ist
durch eine F�lle von Verçffentlichungen immer wieder belegt worden.1 Und dass
das 1951 gegr�ndete Bundeskriminalamt (BKA) hier keine Ausnahme bildete,
kann kaum verwundern. Eine im BKA „mehr privat als dienstlich“ f�r das Innen-
ministerium erstellte �bersicht vom Dezember 1958 verzeichnete unter 47 F�h-
rungsbeamten des Amtes 33 ehemalige SS-F�hrer, darunter 2 Sturmbann- und 20
Hauptsturmf�hrer.2 Was aber bedeutete diese personelle Kontinuit�t f�r die Pra-
xis der bundesdeutschen Sicherheitsbehçrden und f�r die dieser Praxis zugrunde
liegenden Konzeptionen? Welchen Einfluss hatten zum Beispiel die Erfahrungen,
die BKA-Beamte der 50er Jahre w�hrend des Nationalsozialismus gemacht hat-
ten, auf das Agieren ihrer Behçrde?

Solche Fragen nach inhaltlichen und praktischen Kontinuit�ten sind viel schwie-
riger zu beantworten als jene nach personeller Kontinuit�t. F�r ein ad�quates Ver-
st�ndnis der fr�hen Geschichte des Bundeskriminalamtes sind aber gerade diese
Fragen von entscheidender Bedeutung. Wenn man von der einigermaßen plausi-
blen Hypothese ausgeht, dass sich das Bundeskriminalamt im Laufe seiner Ge-
schichte zu einer Polizeibehçrde entwickelt hat, die in Sachen Rechtsstaatlichkeit
und Respekt vor der Menschenw�rde den Vergleich mit entsprechenden Institu-
tionen anderer demokratischer Gesellschaften nicht scheuen muss, so l�sst sich
der Katalog dringlicher Fragen noch erweitern: Wie konnte aus einer Behçrde,
deren Gr�ndungspersonal teilweise einst rechtsstaatlichen und humanen Werten
so fern gestanden hatte, eine im internationalen Vergleich „normale“ Polizeiinsti-
tution werden?

Der folgende Artikel kann keine erschçpfenden Antworten auf diese Fragen lie-
fern. Um zu solchen Antworten zu gelangen, m�ssen die Akten des Bundeskrimi-
nalamtes der historischen Forschung erst noch geçffnet und systematisch unter-
sucht werden. Die vom jetzigen BKA-Pr�sidenten ergriffene Initiative zur Aus-
einandersetzung des Amtes mit seiner Geschichte weist in diese Richtung. Im Fol-
genden sollen nur erste Hinweise gegeben werden, die auf der Basis des bislang
schon zug�nglichen Materials mçglich sind – Hinweise, welche die k�nftige Er-
forschung der BKA-Geschichte vielleicht anregen und hoffentlich von dieser For-
schung dann bald �berholt werden.

1 F�r die Geschichte des Bundeskriminalamtes vgl. vor allem Dieter Schenk, Auf dem rechten Auge
blind. Die braunen Wurzeln des BKA, Kçln 2001.

2 Vgl. die �bersicht des BKA vom 2.12.1958, in: Bundesarchiv Koblenz (im Folgenden: BAK), B
106/11395.
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I. Pr�gungen der Gr�ndungsgeneration

Jenes mentale Marschgep�ck, das fr�here NS-Kriminal- oder Gestapobeamte bei
ihrem Eintritt in den Dienst der neuen bundesdeutschen Polizei mitbrachten, be-
stand – stark vergrçbert gesagt – vor allem aus drei wichtigen Komponenten: Ers-
tens hatten nicht wenige von ihnen w�hrend des Krieges Erfahrungen mit ent-
grenzter Gewaltanwendung gemacht, hatten etwa – vor allem im besetzten Ost-
europa – im Auftrag des nationalsozialistischen Staates massenhaft Zivilisten er-
mordet. Der Fall von Georg Heuser, zwischen 1941 und 1944 Chef der Gestapo im
weißrussischen Minsk und sp�ter Leiter des Landeskriminalamtes Rheinland-
Pfalz, der 1963 wegen der Ermordung von mindestens 30.000 Menschen zu 15
Jahren Zuchthaus verurteilt wurde, mag hier nur als Schlaglicht dienen. Das
zweite Element war ein militanter Antikommunismus, der unter den Vorzeichen
des Kalten Krieges besonders problemlos anschlussf�hig war. Und ein drittes Ele-
ment schließlich waren jene Konzeptionen des Verbrechens und seiner Bek�mp-
fung, an welchen sich die Kriminalisten seit Mitte der 20er Jahre orientiert hatten
und die ihr allt�gliches polizeiliches Handeln w�hrend des Nationalsozialismus
angeleitet hatten. Um diese Konzeptionen und ihre Wirkung auf die bundesdeut-
sche Kriminalpolizei im Allgemeinen und das fr�he Bundeskriminalamt im Be-
sonderen geht es im Folgenden.

Ausgangspunkt ist ein schlichter empirischer Befund: Die deutsche Kriminal-
polizei hat zwischen Herbst 1933 und Fr�hjahr 1945 �ber 110.000 Menschen
in die Konzentrationslager deportiert. Neben knapp 30.000 deutschen Sinti und
Roma handelte es sich um etwa 80.000 als „Berufsverbrecher“ oder „Asoziale“
klassifizierte Menschen. Unter Berufsverbrechern verstanden die Kriminalbeam-
ten dabei 1944 Geldschrankeinbrecher und Taschendiebe ebenso wie z. B. Men-
schen, die im Laufe von zwei Jahrzehnten dreimal wegen des Diebstahls und Ver-
zehrs von H�hnern aktenkundig geworden waren. Als asozial wurden Frauen de-
portiert, die unter dem Verdacht der Prostitution standen, aus Heimen entflohene
F�rsorgezçglinge oder Obdachlose, die sich in den Ruinenlandschaften der zer-
bombten Großst�dte Unterk�nfte gesucht, sich nicht ordentlich angemeldet und
von Gelegenheitsarbeiten gelebt hatten. Die Mehrheit der durch die Kripo Depor-
tierten d�rfte in den Lagern umgekommen sein – da die lokalen Kripostellen wie
das Reichskriminalpolizeiamt (RKPA) von den Lagern �ber den Tod eines von
ihnen deportierten Menschen jeweils per Fernschreiben informiert wurden,
muss den deportierenden Beamten klar gewesen sein, was ihre Entscheidungen
und Handlungen f�r die Betroffenen bedeuteten.3

Wenn wir �ber die Geschichte kriminalpolizeilicher Kriminalit�tskonzepte nach-
denken, markiert dies den meines Erachtens sinnvollen Ausgangspunkt. Und hie-
raus ergeben sich im Kern zwei Fragen, um die es nun gehen wird. Erstens: Auf

3 Vgl. Patrick Wagner, Hitlers Kriminalisten. Die deutsche Kriminalpolizei und der Nationalsozia-
lismus, M�nchen 2002, passim.
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welchen Konzepten beruhten die skizzierten mçrderischen Praktiken der Krimi-
nalpolizei des Nationalsozialismus? Wie l�sst sich dieses Agieren erkl�ren? Und
zweitens: Welche Folgen hatten die vor 1945 entwickelten Konzepte und die bis
1945 von den Kriminalisten gemachten Erfahrungen f�r die Konzepte und das
Agieren des Bundeskriminalamtes in den 50er und 60er Jahren?

Um die bis 1933 entwickelten kriminalpolizeilichen Vorstellungen �ber Krimina-
lit�t, ihre Schwerpunkte und Ursachen sowie die ad�quaten Strategien zu ihrer
Bek�mpfung verstehen zu kçnnen, muss man sich zun�chst verdeutlichen, dass
die deutsche Kriminalpolizei ab der zweiten H�lfte des 19. Jahrhunderts als Insti-
tution entstand, deren Aufgabenfeld sich fast ausschließlich auf die schnell wach-
senden Großst�dte erstreckte. Die deutsche Gesellschaft durchlief damals einen
in ihrer Geschichte beispiellosen Urbanisierungsprozess. Hatten 1870 erst knapp
f�nf Prozent der Deutschen in Großst�dten gelebt, war es 1910 schon ein F�nftel,
1930 schließlich mehr als ein Viertel der Bevçlkerung.4 F�r die meisten Groß-
st�dter war diese Lebensform neu, ungewohnt, zugleich faszinierend und bedroh-
lich. In der Großstadt war der Einzelne jeden Tag hautnah mit unglaublich vielen
Menschen konfrontiert, er erlebte sich als Teil einer Masse – und zugleich war er
tendenziell einsamer als in jenem Dorf, in dem er vielleicht geboren worden war,
denn die Menschen, denen er im Lauf eines Tages begegnete, waren zumeist
Fremde, seine Beziehung zu ihnen anonym. Das Leben im „Asphaltdschungel“
der Großstadt war nach 1890 innerhalb einer Generation zur dominanten Lebens-
form geworden, doch es fehlte ihm noch alles, was Sicherheit bieten konnte: Rou-
tine, Gewohnheit, verl�ssliche Ordnung. Die Großstadt, so artikulierte der Sozio-
loge Alfred Vierkandt 1936 ein verbreitetes Unbehagen, sei vor allem „Raum f�r
unsoziale Gesinnung, Eigenbrçtelei, Abweichung von den Normen, Mangel an
Solidarit�t, an Unterordnungswillen, f�r alle mçglichen Arten sozialer Stçrung,
Krankheit und Entartung.“5

Die deutsche Kriminalpolizei entstand am Ende des 19. Jahrhunderts in genau
diesem Kontext – als zun�chst rein großst�dtische Institution und mit dem Auf-
trag, Ordnung in das Gewimmel der Großstadt zu bringen. Folglich konzentrierte
sich die deutsche Kriminalpolizei im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts darauf,
jene Subkulturen unter Kontrolle zu bringen, die besonders sichtbar f�r die ver-
meintliche Pathologie des Großstadtlebens standen: die Rotlichtbezirke und
ihre Milieus, die Ganovenkaschemmen der Elendsviertel und schließlich die
sich im Kontext der Großstadt offen pr�sentierenden Selbstorganisationen krimi-
neller Gewerbetreibender, in Berlin etwa die ber�hmten Zuh�lter- und Ganoven-
vereine der 20er Jahre, auch Ringvereine genannt. Vor diesem Erfahrungshinter-

4 Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Dritter Band: Von der „Deutschen
Doppelrevolution“ bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 1849–1914, M�nchen 1995, S. 512 f
und Vierter Band: Vom Beginn des Ersten Weltkrieges bis zur Gr�ndung der beiden deutschen
Staaten, 2. Auflage M�nchen 2003, S. 234 f.

5 Zit. nach Paul Nolte, Die Ordnung der deutschen Gesellschaft. Selbstentwurf und Selbstbeschrei-
bung im 20. Jahrhundert, M�nchen 2000, S. 112.
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grund wurde innerhalb der deutschen Kriminalpolizei ein kriminalistisch-krimi-
nologisches Modell dominant, das man das „Modell Berufsverbrecher“ nennen
kçnnte.

Beim Versuch, Ordnung in das Gewimmel der Großstadt zu bringen, hatten die
Kriminalisten umfangreiche Datensammlungen angelegt und glaubten diesen
nun entnehmen zu kçnnen, es gebe in Deutschland eine Gruppe von 8.000 bis ma-
ximal 10.000 immer wieder r�ckf�llig werdenden professionellen Straft�tern, die
f�r die Masse der Kriminalit�t verantwortlich sei. Wenn man diese Gruppe le-
bensl�nglich interniere, so formulierte der im Reichsinnenministerium t�tige Kri-
minalist Robert Heindl 1926 die herrschende Meinung seiner Kollegen, kçnne
man das Ph�nomen Kriminalit�t insgesamt auf eine marginale Restgrçße reduzie-
ren – und somit endlich die ersehnte Ordnung in der Großstadt schaffen.6 Die f�r
ihre Zeit hochmodernen Karteien und anderen Informationssammlungen, welche
die deutschen Kriminalpolizeien in den 20er Jahren aufbauten, verleiteten die
Kriminalisten zu dem Schluss, sie bes�ßen alle nçtigen Daten, um die „Kerntrup-
pe“ der Kriminalit�t identifizieren und „vernichten“ zu kçnnen. Dass die Strafjus-
tiz wie die Justizpolitiker des Weimarer Rechtsstaates auch gegen�ber R�ckfall-
t�tern auf dem Nachweis konkreter Schuld beharrten und sich den strategischen
Visionen der Kriminalisten verweigerten, motivierte viele Kriminalbeamte, nach
einer politischen Alternative zu diesem Staat zu suchen. Um 1930 fanden sie eine
solche Alternative dann in der NSDAP: Bereits im Jahr vor der Macht�bernahme
der Nationalsozialisten am 30. Januar 1933 votierte zum Beispiel die große Mehr-
heit der Berliner Kriminalisten bei den Wahlen zum Beamtenausschuss ihres Po-
lizeipr�sidiums f�r nationalsozialistische Kandidaten.7

Als der Nationalsozialismus an die Macht kam, besaß seine Parteif�hrung kein
eigenes kriminalpolitisches Programm. Vielmehr beschr�nkte sich die neue poli-
tische F�hrung darauf, den Kriminalisten jene rechtlichen Freir�ume zu verschaf-
fen, die sie zur Realisierung ihrer in den 20er Jahren entwickelten Strategie zur
„Vernichtung des Berufsverbrechertums“ bençtigten. Ab November 1933 durften
die Kriminalbehçrden von ihnen als Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher klassi-
fizierte Menschen ohne jede Beteiligung der Justiz, aus eigener Machtvollkom-
menheit in die Konzentrationslager deportieren. Bis Fr�hjahr 1937 widerfuhr
dies etwa 3.000 Menschen. Da die Strafjustiz parallel hierzu etwa 6.000 R�ckfall-
t�ter mittels der ebenfalls 1933 eingef�hrten Sicherungsverwahrung dauerhaft in-
ternierte, waren die Kriminalisten zun�chst �berzeugt, das Ph�nomen Kriminali-

6 Vgl. Robert Heindl, Polizei und Verbrechen, Berlin 1926 (=Die Polizei in Einzeldarstellungen 4)
und derselbe, Der Berufsverbrecher. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform, 5. Auflage Berlin 1927.

7 Vgl. Christoph Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die Entwicklung der
preußischen Politischen Polizei vom Staatsschutzorgan der Weimarer Republik zum Geheimen
Staatspolizeiamt des Dritten Reiches, Berlin 1983 (= Einzelverçffentlichungen der Historischen
Kommission zu Berlin 36), S. 96 ff. und Hsi-Huey Liang, Die Berliner Polizei in der Weimarer
Republik, Berlin/New York 1977 (= Verçffentlichungen der Historischen Kommission zu Berlin
47), S. 163.

98



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
99

t�t in K�rze marginalisieren zu kçnnen. Um 1937 mussten sie jedoch feststellen,
dass die statistisch registrierte Kriminalit�t lediglich nach �berwindung der Wirt-
schaftskrise auf jenes „Normalmaß“ gesunken war, dass in der kurzen Stabilit�ts-
phase der Weimarer Republik um 1927 registriert worden war – von einer Margi-
nalisierung des Ph�nomens Kriminalit�t an sich blieb man weit entfernt.8

In dieser Situation boten Wissenschaftler aus den Reihen der Kriminalbiologie
den Kriminalisten sowohl eine Erkl�rung f�r das Ausbleiben des erwarteten Er-
folges, als auch einen vermeintlichen Ausweg aus dieser Sackgasse. Die Internie-
rung der Berufsverbrecher, so argumentierte vor allem der beim Reichsgesund-
heitsamt mit „Asozialenforschung“ befasste Kriminalbiologe Robert Ritter, treffe
nur jene Menschen, in denen sich kriminelle Erbanlagen schon so stark verdichtet
h�tten, dass sie bereits �ußerlich im Ph�notyp erkennbar seien. Diese T�ter
stammten aber aus einem viel grçßeren biologischen „Bodensatz der Bevçlke-
rung“, aus Zigeunern, Kleinkriminellen und Asozialen. „Innerhalb des Erbstroms
einer Bevçlkerung finden sich dann vielerorts solche Nester von Asozialen und
Erbminderwertigen, die nun nicht nur die Brutst�tten des Verbrechens, sondern
auch die biologischen Brutst�tten sind, aus denen die Asozialen und geborenen
Verbrecher hervorgehen“.9 Asoziale tr�gen auch in ihrem Genotyp kriminelle
Anlagen und vererbten sie weiter, obwohl sie in ihrem Ph�notyp nur schwach
zu Tage tr�ten, eben etwa nur als Arbeitsunlust und noch nicht als Neigung
zum Einbruch. Eine konsequente Kriminalpr�vention, so Ritter, m�sse auf die
vermeintlich harmlosen Asozialen als Tr�ger krimineller Gene ausgeweitet wer-
den. KZ-Haft und Zwangssterilisation sollten nach mehreren Generationen dazu
f�hren, dass das Ph�nomen Kriminalit�t fast verschwunden sein werde.

Das im Juli 1937 neu gegr�ndete Reichskriminalpolizeiamt machte sich dieses
Modell zu eigen und leitete aus ihm eine umfassende gesellschaftsbiologische
Mission der Kriminalpolizei ab. „Die neue Kriminalpolizei“, so 1939 der Leiter
des Amtes Arthur Nebe, werde „maßgeblich auch in die Formung des deutschen
Menschen eingeschaltet werden.“10 Die Deportationen seitens der Kripo sollten
nun auf „kriminalbiologischen Erkenntnissen“ beruhen11 und die Internierten da-
ran hindern, „schlechtes Erbgut in das Volk hineinzutragen und ungehindert Ver-

8 Vgl. Wagner, Kriminalisten, S. 56–74.
9 Robert Ritter, Die Aufgaben der Kriminalbiologie und der kriminalbiologischen Bevçlkerungs-

forschung, in: Kriminalistik 15 (1941), S. 38–41, hier S. 39, vgl. auch derselbe, Die Artung ju-
gendlicher Rechtsbrecher, in: Heinz K�mmerlein (Hg.), Zum neuen Jugendstrafrecht. Vortr�ge
auf der Reichsarbeitstagung der Jugendrichter, Jugendstaatsanw�lte und Gebietsrechtsreferenten
der Hitler-Jugend anl�sslich der Verk�ndung des neuen Reichjugendgerichtsgesetzes, Berlin
1944 (= Deutsches Jugendrecht 4), S. 33–60; derselbe, Ein Menschenschlag. Erb�rztliche und
erbgeschichtliche Untersuchungen �ber die – durch 10 Geschlechterfolgen erforschten – Nach-
kommen von „Vagabunden, Jaunern und R�ubern“, Leipzig 1937; derselbe, Primitivit�t und Kri-
minalit�t, in: Monatsschrift f�r Kriminalbiologie und Strafrechtsreform 31 (1940), S. 197–210.

10 Arthur Nebe, Der Aufbau der neuen deutschen Kriminalpolizei, in: Einweihung (1939), S. 1–6,
hier S. 1.

11 So die Begr�ndung des Grunderlasses zur „vorbeugenden Verbrechensbek�mpfung“ vom
14.12.1937, in: Bundesarchiv Berlin, R 58/473, fol. 73.
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brecher zu zeugen“.12 Es gelte, so der Regierungsrat im RKPA Josef Menke 1943,
„das erbm�ßig bedingte Verbrechertum auszurotten“.13 Seit Ende 1937 deportier-
ten die Kripostellen nun auch all jene Menschen, die sie noch nicht f�r kriminell,
aber schon f�r irgendwie asozial hielten.

Woran man aber erkennen sollte, dass ein Mensch Tr�ger asozialer oder kriminel-
ler Gene sei, konnte kein Kriminalbiologe letztlich so konkret erkl�ren, dass die
lokalen Kripobeamten handhabbare Kriterien f�r ihre Deportationsentscheidun-
gen besessen h�tten. In der Praxis bedeutete die Ausweitung der Deportationen
auf „Asoziale“ daher vor allem, dass die lokalen Kriminalisten nun die Vollmacht
besaßen, jeden Menschen in die Konzentrationslager zu verschleppen, der ihnen
in ihrem Polizeialltag als potentiell gef�hrlich, stçrend, renitent oder auch nur l�s-
tig auffiel. Vor allem ab 1942, als die alliierten Bombenangriffe immer mehr
St�dte in Ruinenlandschaften verwandelten, in deren Nischen sich Jugendcli-
quen, obdachlos gewordene Deutsche oder entflohene Zwangsarbeiter einrichte-
ten, als Schwarzm�rkte entstanden und Melderegister in Flammen aufgingen,
nutzten die Kriminalisten das Instrument der Vorbeugehaft dazu, die polizeiliche
Kontrolle �ber das großst�dtische Territorium terroristisch aufrecht zu erhalten –
oder ab 1944 doch zumindest die Fiktion einer solchen Kontrolle zu erhalten.

Wie intensiv dabei welche Zielgruppen ins Visier genommen wurden, war
Schwankungen unterworfen, da die Kriminalisten immer wieder neu anhand
der jeweiligen konkreten Bedingungen der Polizeiarbeit definierten, wer beson-
ders gef�hrlich, f�r die Kriegsanstrengungen der Heimatfront besonders hem-
mend und f�r die polizeiliche Alltagsarbeit besonders l�stig sei. An der Spitze
der Kripo, im Reichskriminalpolizeiamt, hielt man zwar bis Kriegsende an der
Leitidee Kriminalbiologie fest, in der Praxis jedoch wurde sie ab etwa 1943
gegen�ber „Berufsverbrechern“ und „Asozialen“ praktisch weitgehend bedeu-
tungslos – was die Brutalit�t dieser Praxis um keinen Deut minderte.14 Nur auf
einem Feld hielt die Kripo mit mçrderischer Konsequenz an ihrer gesellschafts-
biologischen Vision fest: bei der Verfolgung der deutschen Sinti und Roma.
Denn diese galten der F�hrung des RKPA als der rassenbiologisch gef�hrlichste
Teil ihrer „Klientel“. Nachdem die Kripo seit 1938 bereits mehrere Tausend
Roma und Sinti in die Konzentrationslager verschleppt hatte, deportierte sie ab
M�rz 1943 knapp 23.000 deutsche Sinti und Roma nach Auschwitz. Dort kamen
diese Menschen entweder durch Hunger und Krankheiten zu Tode oder wurden
schließlich in den Gaskammern ermordet. Nach 1945 leugneten viele Kriminalis-
ten mit von heute aus gesehen unglaublicher Unverfrorenheit dieses Verbrechen.
Noch Mitte der f�nfziger Jahre bezweifelten Autoren der kriminalistischen Fach-
publizistik �berhaupt, dass Roma und Sinti in den KZ ermordet worden seien,

12 Nebe, Aufbau, S. 5.
13 Josef Menke, Die Sicherheitspolizei und die Sonderpolizeien, in: Mitteilungsblatt des RKPA

1943, Reihe C Sp. 501–506, hier Sp. 501.
14 Vgl. Wagner, Kriminalisten, S. 129–143.
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vielleicht, so pçbelte ein Kriminalbeamter den Ermordeten 1954 hinterher, sei ja
ihre „angeborene Unsauberkeit“ die Todesursache gewesen.15

II. Alte Konzepte im neuen Amt?

Von der Kriminalbiologie hatte sich ein Großteil der Kriminalisten also schon ab
1943 wieder schrittweise verabschiedet, weniger aufgrund inhaltlicher Einw�nde,
sondern eher deshalb, weil solche Visionen f�r ihre konkrete Praxis in der Zusam-
menbruchsgesellschaft zunehmend bedeutungslos wurden. Die universit�ren Kri-
minologen, f�r die sich der Wert einer Theorie nicht danach bemaß, ob sie prak-
tikable Handlungsrezepte f�r den polizeilichen und justiziellen Alltag bot, hielten
teilweise bis in die 60er Jahre an kriminalbiologischen T�terkonzepten fest.16 Die
Polizeipraktiker dagegen kehrten um 1950 zu den Konzepten aus den Anfangs-
jahren des Nationalsozialismus zur�ck, revidierten also die Wende zur Gesell-
schaftsbiologie von 1937, hielten aber an der Vorstellung fest, die 1933 einge-
f�hrte Vorbeugehaft gegen Berufsverbrecher sei ein ebenso effektives wie legiti-
mes Mittel der Verbrechensbek�mpfung gewesen.

Erhalten geblieben war auch die Grundidee, eine kleine und identifizierbare
Gruppe professioneller Straft�ter sei der Motor der Kriminalit�t schlechthin. In
den Diskussionen im Vorfeld der Gr�ndung des BKA herrschte Konsens �ber
diese Gegnerdefinition. „Zur Bek�mpfung des Berufsverbrechertums wird ein
Bundeskriminalamt errichtet“ – so formulierte der Gr�ndungspr�sident des
BKA Max Hagemann im April 1950 den ersten Paragraphen des k�nftigen
BKA-Gesetzes.17 Vizepr�sident Rolf Holle behauptete 1956 in einer offiziellen
Publikation des Amtes allen Ernstes, dass die 1945 erfolgte ,Befreiung� einer gro-
ßen Zahl (6.000!) von sicherungsverwahrten Berufs- und Gewohnheitsverbre-
chern aus den Konzentrationslagern der Motor der Nachkriegskriminalit�t gewe-
sen sei.18 Angesichts des Massenelends der Nachkriegsjahre, der sozialpsycholo-
gischen Folgen des Krieges und der aus ihnen resultierenden Massenkriminalit�t
war dies eine einigermaßen groteske Interpretation, die aber viel �ber den krimi-
nologischen Dogmatismus aussagt, der in weiten Teilen der bundesdeutschen
Kripo noch lange herrschte.

Die Wiedereinf�hrung der polizeilichen Vorbeugungshaft nach NS-Muster lag
nach 1945 dauerhaft außerhalb des Durchsetzbaren. Die Kriminalisten akzeptier-

15 So Kriminalamtmann Hanns Eller, zit. nach Michael Schenk, Rassismus gegen Sinti und Roma.
Zur Kontinuit�t der Zigeunerverfolgung innerhalb der deutschen Gesellschaft von der Weimarer
Republik bis in die Gegenwart, Frankfurt am Main 1994 (= Studien zur Tsiganologie und Folk-
loristik 11), S. 387.

16 Vgl. etwa Imanuel Baumann, Interpretation und Sanktionierung von Jugendkriminalit�t, in: Ul-
rich Herbert (Hg.), Wandlungsprozesse in Westdeutschland. Belastung, Integration, Liberalisie-
rung 1945–1980, Gçttingen 2002 (= Moderne Zeit 1), S. 348–378.

17 Vermerk Hagemanns vom 20.4.1950, in: BAK, B 106/15645.
18 Rolf Holle, Kriminaldienstkunde. I. Teil: Organisation der kriminalpolizeilichen Verbrechens-

bek�mpfung, Wiesbaden 1956 (= Schriftenreihe des Bundeskriminalamtes 1956/2), S. 30.
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ten dies – aus �berzeugung oder Anpassung – von Anfang an, legten in ihren
durchweg vorsichtigen �ußerungen zu dieser Frage w�hrend der 50er Jahre
aber stets Wert darauf, dass sie damit im Interesse des Rechtsstaates einen
schmerzhaften Verzicht auf ein Instrument leisteten, das gemessen an seiner Ef-
fektivit�t zur Kriminalit�tsverminderung eigentlich doch legitim sei. Im Jahr
1955 kamen die Kriminalr�te im BKA Eberhard Eschenbach und Rudolf Leicht-
weiß mit einer in der Schriftenreihe des Amtes publizierten Untersuchung zu dem
Ergebnis, in einigen F�llen sei das sp�tere legale Leben von Straft�tern auf die
„im Konzentrationslager verbrachte Zeit zur�ckzuf�hren“ bzw. ein Deportierter
w�re sicher erneut straff�llig geworden, „wenn er nicht sofort in Vorbeugungshaft
�berf�hrt worden w�re.“ „Nachsicht und G�te“ w�rden „in Verbrecherkreisen
stets als Schw�che und Dummheit ausgelegt“.19 Eigentlich sei das Instrument
der Vorbeugehaft also angemessen gewesen.

Bernhard Niggemeyer, Leiter des Kriminalistischen Instituts des BKA, vertrat
denn auch gegen�ber dem Bundesinnenministerium im September 1954 die Mei-
nung, der „Grundgedanke“ der vor 1945 praktizierten Maßnahmen sei „vom
Standpunkt der Kriminalpolizei aus zu begr�ßen“ gewesen und habe damals zu
einem „bemerkenswerten R�ckgang der schweren Kriminalit�t“ gef�hrt. Aber
in einem Rechtsstaat sei die lebenslange Internierung von Menschen durch die
Polizei eben nicht mçglich, oder genauer in Niggemeyers Formulierung von
1954: sie kçnne „nicht mehr bef�rwortet werden“.20

In dieser Situation suchten f�hrende Kriminalisten – gef�hrt von Niggemeyer –
nach Wegen, die Vorbeugehaft in eine �ußerlich rechtsstaatskompatible und da-
mit durchsetzbare Form zu bringen. Im August 1954 beschloss eine gemeinsame
Tagung des BKA-Pr�sidiums mit den Leitern der Landeskriminal�mter, in die-
sem Sinne in die Debatten um eine Große Strafrechtsreform einzugreifen. Diesem
Vorstoß schloss sich der entsprechende Arbeitskreis der Bundes- und Landes-
innenminister im Juni 1955 an.21 Im Kern ging es darum, die von der Strafjustiz
zu verh�ngende Sicherungsverwahrung so umzugestalten, dass sie de facto einer
polizeilichen Vorbeugehaft sehr nahe kommen w�rde. Niggemeyer ließ vom Kri-
minalistischen Institut des BKA entsprechende Argumentationshilfen entwickeln
und verçffentlichen, richtete Tagungen zum Thema im BKA aus und betrieb in-
tensive Lobbyarbeit.22 Den Hçhepunkt dieser Bem�hungen bildete eine Arbeits-
tagung im BKA vom November 1958, in deren Rahmen Kriminalisten des BKA,
einiger Landeskriminal�mter und lokaler Polizeibehçrden eine Art Forderungs-
katalog der bundesdeutschen Kripo an die mit der Großen Strafrechtsreform be-

19 Eberhard Eschenbach/Rudolf Leichtweiß, Die Durchf�hrung der planm�ßigen polizeilichen
�berwachung nach dem Runderlass des Reichs- und Preußischen Minister des Inneren vom 14.
Dezember 1937, in: Bundeskriminalamt (Hg.), Probleme der F�hrungsaufsicht (Sicherungsauf-
sicht), Wiesbaden 1955 (=Schriftenreihe des Bundeskriminalamtes 1955/3), S. 55, 77 und 40 f.

20 Bericht Niggemeyers an das Bundesinnenministerium vom 4.9.1945, in: BAK, 106/15738.
21 Vgl. das Protokoll der Sitzung des Arbeitskreises II der Innenminister am 1./2.6.1955, in: ebenda.
22 Vgl. vor allem: Bundeskriminalamt Wiesbaden (Hg.), Probleme.
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fassten Gremien formulierten.23 Die wichtigsten Argumentationslinien dieser Ar-
beitstagung will ich kurz skizzieren:

Ausgangspunkt des kriminalistischen Missvergn�gens war die Beobachtung,
dass die bundesdeutschen Gerichte in den 50er Jahren nur etwa 200 Sicherungs-
verwahrungen pro Jahr anordneten. Gemessen an der noch immer f�r grob g�ltig
gehaltenen Heindlschen Richtzahl von 8.000 Berufsverbrechern als Kern der Kri-
minalit�t wie auch gemessen an den 1.000 bis 2.000 Sicherungsverwahrungen,
welche die NS-Gerichte allj�hrlich angeordnet hatten, galt den Kriminalisten
diese Zahl als vçllig ungen�gend. Strafrichter, so monierte der Kçlner Kriminal-
rat Karl Kiehne, seien dazu „erzogen, unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit
und nicht der Zweckm�ßigkeit zu entscheiden“ und neigten „zur Anwendung des
mildesten Mittels“.24 Daher, so der Grundgedanke der BKA-Arbeitstagung,
m�sse man den Richtern die materielle Entscheidung weitgehend aus der Hand
nehmen. Grundlage der Sicherungsverwahrung sollte k�nftig die Feststellung
des Gerichtes sein, der Betreffende sei ein gef�hrlicher Berufs- oder Gewohn-
heitsverbrecher. Diese Klassifizierung d�rfe aber nicht mehr im freien Ermessen
der Richter stehen. Vielmehr solle ein Kriminalbeamter im Strafverfahren als
Sachverst�ndiger zu dieser Frage auftreten und dessen Gutachten m�sse f�r das
Gericht bindend sein. Sei der Betreffende somit als gef�hrlicher Berufs- oder
Gewohnheitsverbrecher identifiziert, so m�sse die Verh�ngung der Sicherungs-
verwahrung oder einer Sicherungsaufsicht gegen ihn „obligatorisch“ sein – unab-
h�ngig von der Schwere der aktuell zu verhandelnden Straftat. Die Sicherungs-
aufsicht wiederum m�sse darin bestehen, dass das Gericht dem Betreffenden Ver-
haltensgebote und -verbote auferlege (also z. B. das Verbot, mit bestimmten
Personen in Kontakt zu treten oder das Gebot, sich nach 22 Uhr zuhause aufzuhal-
ten). Die Richter sollten die Auflagen zwar formell im Einzelnen bestimmen, die
„Polizei als Tr�gerin der Gefahrenabwehr“ aber „einen maßgeblichen Einfluss
auf die Auswahl der Maßnahmen“ erhalten.25

Vor allem sollte sie deren Einhaltung �berwachen. Wenn nun aber die Polizei fest-
stelle, dass der Betreffende gegen die Auflagen der Sicherungsaufsicht verstoßen
habe, dann sollte die Sicherungsverwahrung die „automatische Folge“ sein, d. h.
allein aufgrund der Feststellung der Polizei und ohne Ermessensspielraum f�r die
Gerichte verh�ngt werden.26 Den Richtern, so hoffte Niggemeyer, kçnne man so
„die Anordnung der Sicherungsverwahrung erleichtern“, da sie die Verantwor-
tung f�r die Realisierung der von ihnen ungeliebten Internierung von sich abw�l-
zen und dem Verurteilten bzw. der Polizei zuweisen kçnnten. Somit werde die Si-

23 Vgl. zum Folgenden: Bundeskriminalamt Wiesbaden (Hg.), Kriminalpolitische Gegenwartsfra-
gen. Arbeitstagung im Bundeskriminalamt Wiesbaden vom 3. November bis 8. November 1958
�ber kriminalpolitische Gegenwartsfragen, Wiesbaden 1959 (= BKA-Vortragsreihe 10).

24 Karl Kiehne, Polizeiaufsicht (Sicherungsaufsicht) in kriminalpolizeilicher Betrachtung, in: ebd.,
S. 173–184, hier S. 184.

25 Ebd., S. 174.
26 Ebd., S. 173.
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cherungsaufsicht „in der Praxis vornehmlich eine Art ,ambulanter� Sicherungs-
verwahrung sein“.27

Die Justiz der Zukunft wurde in dieser Vision als weitgehend willenlose Sub-
sumptionsmaschine imaginiert, in welche die Kripo oben ihre Informationen hi-
neingeben und die dann unten das von der Kripo gew�nschte Ergebnis in Gestalt
einer Dauerinternierung von R�ckfallt�tern auswerfen werde. Zu diesem Zweck
wollten die Kriminalisten im BKA eine f�r das Bundesgebiet zentrale Datensam-
melzentrale �ber alle unter Sicherungsaufsicht stehenden Personen einrichten,
die sich explizit am Vorbild der bis 1945 im Reichskriminalpolizeiamt arbeiten-
den „zentralen Vorbeugungsstelle“ orientieren sollte.

III. Die NS-Vergangenheit als Faktor in den kriminalpolitischen
Debatten der fr�hen Bundesrepublik

Das Bundeskriminalamt warb bis Anfang der 60er Jahre mit Verçffentlichungen
und Tagungen f�r seine kriminalpolitischen W�nsche. Eberhard Eschenbach
meldete noch 1961 auf einer Arbeitstagung des BKA zur Strafrechtsreform den
Anspruch der Kripo an, die k�nftige Sicherungsaufsicht der Berufs- und Gewohn-
heitsverbrecher zu �bernehmen, da man die hierf�r bençtigten Experten besitze.28

Dennoch: Gegen den entschiedenen Widerspruch der Justizministerien wie der
Großen Strafrechtskommission besaß das BKA nie eine reale Chance auf Durch-
setzung seiner Vorstellungen. Hierf�r gibt es im Wesentlichen zwei Gr�nde, und
beide hatten etwas damit zu tun, wie man in der Bundesrepublik in der zweiten
H�lfte der 50er und am Beginn der 60er Jahre die NS-Vergangenheit sah.

Erstens hatte die Justiz ihre eigene durchaus schuldbeladene NS-Vergangenheit
damals in der Form „bew�ltigt“, dass man die im Wortsinn mçrderische Urteils-
praxis vieler Gerichte damit entschuldigte, die Justiz sei st�ndig von Himmlers
Polizeiapparat bedr�ngt worden. Die Polizei habe bedenkenlos in die Unabh�n-
gigkeit der Justiz eingegriffen und ihr zu milde erscheinende Urteile durch KZ-
Haft oder Mord „korrigiert“. Die H�rte der justiziellen Urteilspraxis sei somit
eine Art Notwehr gewesen, der einzige Weg, um zu verhindern, dass die Polizei
die Gerichte vçllig an die Seite gedr�ngt h�tte – Todesurteile gewissermaßen
als „kleineres �bel“ und die sie verh�ngenden Richter als die eigentlichen Opfer
der NS-Polizei. Vor dem Hintergrund dieser Strategie der Justizjuristen zur Ent-
sorgung der eigenen Vergangenheit trafen alle Vorstçße der Polizei zur Erweite-
rung ihrer Kompetenzen zu Lasten der Justiz auf erbitterten Widerstand, der re-
gelm�ßig mit Verweisen auf die NS-Zeit begr�ndet wurde. Und die Kriminalisten
wichen vor jeder Andeutung von Justizvertretern, ihre Forderungen erinnerten an

27 Bernhard Niggemeyer, Gedanken und W�nsche zur Strafrechtsreform, S. 11–16 [12].
28 Vgl. Eberhard Eschenbach, Berufsverbrecher�berwachung, in: Bundeskriminalamt Wiesbaden

(Hg.), Strafrechtspflege und Strafrechtsreform. Arbeitstagung im Bundeskriminalamt Wiesbaden
vom 20. M�rz bis 25. M�rz 1961 �ber Strafrechtspflege und Strafrechtsreform, Wiesbaden 1961
(= BKA-Vortragsreihe 13), S. 283–296.
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die Konzentrationslager der NS-Zeit, sofort zur�ck und verstummten. Das leitet
�ber zum zweiten Grund f�r die Durchsetzungsschw�che der Kriminalisten: ih-
rem Umgang mit der eigenen NS-Vergangenheit.

Bei Gr�ndung der Bundesrepublik war noch eine grçßere Gruppe ehemaliger NS-
Kriminalbeamter, die 1945 von den Alliierten aus ihren �mtern entlassen worden
waren, arbeitslos. Wenn sich diese M�nner nun dem neuen Staat als unverzicht-
bare Experten andienen und zur�ck in Staatsdienst und Pensionsberechtigung ge-
langen wollten, gen�gte es nicht, die eigene Vergangenheit zu beschweigen – man
musste sie vielmehr aktiv und çffentlich umdeuten. Daher gab es seit 1949 so et-
was wie eine offensive Vergangenheitsbew�ltigung der Kripo – eine von fr�heren
NS-Kriminalisten verfasste reißerische Serie im Wochenmagazin „Der Spiegel“
inbegriffen.29 Wer fortan zur Gemeinde bundesdeutscher Kriminalisten gehçren
wollte, musste çffentlich zwei (faktisch falsche) Behauptungen vertreten: 1.
Die Kripo habe mit SS und Gestapo gar nichts zu tun gehabt und sich 2. auch w�h-
rend des Nationalsozialismus immer an tradierte rechtsstaatliche Normen gehal-
ten. So verk�ndete 1955 Walter Zirpins, im nieders�chsischen Innenministerium
f�r die Kripo zust�ndig, die Kriminalpolizei habe sich zwischen 1933 und 1945
„stets“ an „Rechtsbewusstsein, Selbstverantwortung und Achtung vor der Men-
schenw�rde“ orientiert.30 Das war gerade aus Zirpins Feder abgrundtief zynisch,
hatte er doch 1941 in seiner Eigenschaft als Kripochef im besetzten Lodz erkl�rt,
bei den 160.000 im dortigen Getto eingesperrten Juden handele es sich um
„durchweg plattf�ßige Kaftantr�ger“ und „Kriminelle“, die „im Getto naturge-
m�ß keinen besonders �ppigen Lebensbedingungen“ unterl�gen. Wenn die hun-
gernden Juden versuchten, Lebensmittel ins Getto zu schmuggeln, so sei es f�r die
deutsche Kripo „ebenso vielseitig wie interessant und vor allem beruflich dank-
bar, d. h. befriedigend“, dies zu verhindern.31 Dass Zirpins also nicht das beste
Beispiel eines die Menschenw�rde achtenden Polizisten darstellte, wussten die
schon vor 1945 aktiven Kriminalisten ganz allgemein, hatte er doch seinen H�me-
artikel �ber die Lodzer Juden 1941 in der Fachzeitschrift Kriminalistik publiziert.

Wie viele Kriminalisten also Mitte der 50er Jahre an die von Zirpins propagierte
Geschichtsl�ge von der immer rechtsstaatlich gesonnenen Kripo geglaubt haben
mçgen, sei dahin gestellt. Klar aber war, dass man sich, um wieder ins Amt zu ge-
langen, auf diese Version verst�ndigt hatte und um jeden Preis çffentlich an ihr
festhalten musste. Dies nun aber machte es schwierig, offensiv f�r eine wie
auch immer verkleidete Neuauflage der bis 1945 praktizierten Vorbeugehaft zu
werben. Intern war man sich einig, dass das schlagende Argument f�r eine Neu-
auflage der Vorbeugehaft darin bestand, dass man ihre Praxis bis 1945 im R�ck-

29 Vgl. Bernd Wehner, Das Spiel ist aus – Arthur Nebe. Glanz und Elend der deutschen Kriminal-
polizei, in: Der Spiegel Nr. 40, 29.9.1949 – Nr. 16, 20.4.1950.

30 Walter Zirpins, Die Entwicklung der polizeilichen Verbrechensbek�mpfung in Deutschland,
Hamburg o. J. (1955), S. 45.

31 Derselbe, Das Getto in Litzmannstadt, kriminalpolizeilich gesehen, in: Kriminalistik 15 (1941),
S. 97 ff. und 109–112, hier S. 97 f. und 110 ff.
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blick f�r effektiv hielt. Das wird an einigen wenigen Stellen der entsprechenden
Texte explizit deutlich, meist aber zwischen den Zeilen. Es war 1955 oder 1958
jedoch schlicht nicht çffentlich sagbar, man habe vor 1945 Zehntausende von
Menschen in Konzentrationslager verschleppt, das sei eine gute Sache gewesen
und hieran wolle man nun ankn�pfen. Entsprechend verdruckst argumentierten
alle çffentlichen Stellungnahmen der Kriminalisten zu diesem Thema: Man be-
tonte zwar, dass die Vorbeugungshaft abschreckend auf potentielle Straft�ter ge-
wirkt habe, vermied es jedoch zugleich nach Mçglichkeit, die Worte „Konzentra-
tionslager“ und „Kriminalpolizei“ im selben Satz zu erw�hnen. Mitunter versuch-
ten Kripoautoren den Eindruck zu erwecken, eigentlich habe es sich bei den ins
KZ deportierten „Berufs- und Gewohnheitsverbrechern“ doch irgendwie um Jus-
tizgefangene gehandelt.32 Bezeichnend war in diesem Zusammenhang auch, dass
sich das BKA zwar hinter den Kulissen von Eduard Richrath beraten ließ, der bis
1945 die f�r die KZ-Deportationen zust�ndige Abteilung im RKPA geleitet hatte,
es aber nicht wagte, diesen Experten çffentlich zu pr�sentieren.33

In der Summe: Um in der fr�hen Bundesrepublik akzeptiert, d. h. konkret: wie-
dereingestellt und von Nachfragen zur eigenen Vergangenheit verschont zu wer-
den, hatten die F�hrungskr�fte der Kriminalpolizei çffentlich so vehement kund-
getan, sie h�tten den neuen Normen westlicher Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit schon immer gehuldigt, dass sie sich selbst den Weg zur�ck zu alten Konzep-
ten verstellt hatten. Jeder Versuch, die aus der NS-Zeit tradierten und nur mit den
vermeintlich „positiven“ Erfahrungen dieser Jahre zu begr�ndenden Konzepte
gegen�ber den Gegenspielern in Justiz und Politik energisch und konsequent
zu vertreten, wurde hierdurch entscheidend gehemmt. In eine fiktive Szene �ber-
setzt: Sobald ein Justizvertreter in einer Diskussion mit Kriminalisten �ber deren
kriminalpolitische Vorstellungen das Wort „Konzentrationslager“ murmelte, ver-
stummten seine Gespr�chspartner augenblicklich. Eine gewisse Rolle spielte hier
�brigens die 1958 langsam beginnende Strafverfolgung von Polizisten, die vor
1945 an NS-Gewaltverbrechen beteiligt gewesen waren. Auch wenn diese Straf-
verfolgung aus heutiger Sicht einigermaßen inkonsequent und unbefriedigend ge-
wesen sein mag, innerhalb des Polizeiapparates erhçhte sie merklich den Druck in
Richtung rechtsstaatskonformen Verhaltens. Bloß nicht aufzufallen wurde zur
ersten Selbstschutzpflicht f�r die alten Kameraden. Zudem mag es sein, dass zu-
mindest ein Teil dieser ehemaligen NS-Kriminalisten im Lauf der Jahre durch das
stete Deklamieren lauter Bekenntnisse zum Rechtsstaat dessen Werte auch tat-
s�chlich ein�bte und verinnerlichte.

Im April 1964 gab das BKA jedenfalls seine Versuche zur Revitalisierung der fr�-
heren Vorbeugehaft endg�ltig und çffentlich auf. Auf einer Tagung des Krimina-
listischen Instituts erkl�rte BKA-Regierungskriminaldirektor Herbert Sch�fer,

32 So etwa Holle, Kriminaldienstkunde, S. 30.
33 Stephan Linck, Der Ordnung verpflichtet: Deutsche Polizei 1933–1949. Der Fall Flensburg,

Paderborn 2000, S. 323.
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der selbst nicht mehr zur alten Garde gehçrte, die 1945 von den Alliierten abge-
schaffte Vorbeugungshaft kollidiere mit der „Grenze einer zul�ssigen Pr�ven-
tion“ und daher m�sse man auf sie verzichten. Alle vision�ren Lçsungsmodelle
f�r das Problem Kriminalit�t h�tten sich ohnehin als wertlos erwiesen, �ber Kri-
minalit�tsursachen wisse man letztlich immer noch wenig, und damit blieben statt
großartiger kriminalpolizeilicher Strategien nur noch alltagsorientierte Forderun-
gen geringer Reichweite �brig. „Die beste Pr�vention liegt daher in einer gut aus-
ger�steten und ausgebildeten, mannschaftsstarken, erfahrenen und intelligenten
Kriminalpolizei.“34

Damit war das BKA endg�ltig im unspektakul�ren Rahmen der stabilisierten
Bundesrepublik angekommen. Die automobilisierte Wohlstandsgesellschaft
brachte andere Formen von Kriminalit�t hervor als die 20er oder 40er Jahre,
und die Bundesdeutschen hatten sich in ihren Großst�dten inzwischen einigerma-
ßen behaglich eingerichtet – der Berufsganove alten Stils taugte um 1960 noch als
Filmsujet, als B�rgerschreck aber kaum noch. Vor diesem Hintergrund verlor das
„Modell Berufsverbrecher“ schrittweise seine Relevanz als Handlungsanleitung
f�r den polizeilichen Alltag und somit auch seine Plausibilit�t f�r die Kriminalis-
ten. Die westdeutsche Polizei insgesamt genoss die 60er Jahre, bevor sie ab 1967
durch die Studentenunruhen in neue Turbulenzen geriet, als Stabilit�t und Wohl-
stand verheißende „era of good feeling“, wie Erika Fairchild konstatiert hat.35 Ein
ernsthafter Test, ob die neuen Wertorientierungen der Polizei auch in einer Krise
Bestand haben w�rden, scheint mir dann erst ab 1970 mit dem Terrorismus der
RAF erfolgt zu sein. Aber das ist dann eine andere, noch zu schreibende Ge-
schichte.

34 Herbert Sch�fer,Wesen und Entwicklung des Vorbeugungsgedankens. Ein Beitrag zur Geschichte
der der Kriminalprophylaxe, in: Bundeskriminalamt Wiesbaden (Hg.), Vorbeugende Verbre-
chensbek�mpfung . Arbeitstagung im Bundeskriminalamt Wiesbaden vom 20. April bis 24
April1964, Wiesbaden 1964, S. 35–44, hier S. 39 und 44.

35 Erika S. Fairchild, German Police. Ideals and Reality in the Post-War Years, Springfield 1988,
S. 43.
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Personelle und organisatorische Verkn�pfungen des BKA
zu Vorg�ngerinstitutionen

Dieter Schenk

Warum ich den Mut habe, an einem Zentraltabu zu r�tteln, mçchte ich mit drei
Schl�sselerlebnissen erl�utern.

Als sogenannter Sicherheitsinspekteur hatte ich f�r das Ausw�rtige Amt Kon-
zepte zu fertigen, um deutsche Botschaften sicherer zu machen. Ich bereiste in
acht Jahren 65 L�nder auf allen Kontinenten, die meisten waren Milit�rdiktatu-
ren, B�rgerkriegsstaaten und Folterregime. Meine erste Reise f�hrte 1981 nach
S�dafrika, das damals auf dem Hçhepunkt der Apartheid war. Von dort zur�ck-
gekehrt, berichtete ich dem BKA-Vizepr�sidenten ausf�hrlich, auf welche Weise
13 Prozent Weiße 87 Prozent der einheimischen Bevçlkerung als Sklaven ausbeu-
ten, entw�rdigen, unterdr�cken und kriminalisieren. Der Vizepr�sident nickte be-
denklich mit dem Kopf, zog an seiner Pfeife und fand das alles schrecklich. Etwa
drei Monate sp�ter kamen zwei Obristen der s�dafrikanischen Polizei als Dienst-
reisende nach Wiesbaden, was wegen eines internationalen Embargos eigentlich
gar nicht statthaft war. Ich wurde gebeten, bei der Amtsleitung am Empfang der
beiden teilzunehmen. Ich glaubte, meinen Vizepr�sidenten bestens vorbereitet zu
haben und erwartete entsprechende kritische Reaktionen. Doch traute ich meinen
Ohren nicht, als er zu den beiden sagte: „Man muss sich �ber die negative Bericht-
erstattung �ber Ihr Land in den deutschen Medien sch�men.“ Dies war f�r mich
der Anfang vom Ende meiner Laufbahn im BKA.

Ein zweites Beispiel: Im Laufe der Jahre gingen die Erfahrungsberichte �ber Aus-
landsdienstreisen aller BKA-Beamten �ber meinen Schreibtisch. Manchmal war
ich zeitnah in demselben Land gewesen, gewann aber den Eindruck, dass meine
Kollegen ein ganz anderes Land bereist hatten. Sie lobten die gute Zusammen-
arbeit und die Gastfreundschaft, waren zum Barbecue eingeladen worden und
vollauf zufrieden mit dem Ermittlungsergebnis. Man musste mit Blindheit ge-
schlagen sein, um nicht zu merken, was im Keller des Polizeihauptquartiers ge-
schah, w�hrend man selbst in der Chefetage verhandelte. Ich bin davon �berzeugt,
dass die Kollegen niemals an Folterhandlungen teilnahmen, aber sie freuten sich
�ber ein gutes Ermittlungsergebnis, wie immer es zustande kam. Es dr�ngte sich
mir die Frage auf: Welches Menschenrechtsbewusstsein hatte man eigentlich im
BKA? Oder anders gesagt: Warum redete oder schrieb eigentlich niemand �ber
Menschenrechte, wieso war das Wort Folter im polizeilichen Sprachgebrauch ta-
buisiert? In den Zusammenhang passt, dass mich der Vizepr�sident schriftlich an-
wies, bei der Evaluierung der Sicherheitslage Amnesty International nicht mehr
zu zitieren. Auch den Zusammenhang zwischen Polizei und Milit�r bei Todes-
schwadronen in El Salvador zu erw�hnen, verbot er mir schriftlich, so etwas
m�sse nicht in einem BKA-Bericht stehen. Ich fragte mich, was hat das alles
mit den geheimnisumwitterten „Charlottenburgern“ um Paul Dickopf zu tun,
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�ber die ich nichts herausfinden konnte außer, dass sie schon in der Polizei der
Nazizeit eine wichtige Rolle gespielt haben sollen? Und ich fragte mich weiter:
Auf welchen Gesinnungen, Traditionen und Pr�gungen baut sich auf, dass im
Bundeskriminalamt der achtziger Jahre keine Empçrung und Ablehnung zu sp�-
ren war gegen�ber Polizisten in Diktaturen, die die Menschenrechte mit den F�-
ßen traten? Ich greife das Zitat „Kollektive Gleichg�ltigkeit“ in dem Zusammen-
hang auf, das Herr Pr�sident Zierke benutzte.

Ein zun�chst letztes Beispiel: Nachdem im Jahr 2001 mein Buch erschienen war,
erfuhr ich, dass im BKA der Satz kolportiert wurde: „Einer ist dem Schenk durch
die Lappen gegangen, n�mlich Heinrich Bergmann.“ In der Tat war er infolge
eines Archivversehens durch das Raster gefallen. Bergmann war Angehçriger
der Einsatzgruppe A, die nach dem �berfall auf die Sowjetunion am 22. Juni
1941 im Baltikum 250.000 Morde beging. Bergmann wurde als Kriminalkom-
missar und SS-Obersturmf�hrer Vertreter des Gestapochefs in Reval. Aus dem
Jahre 1942 sind Dokumente mit seiner Unterschrift �berliefert, die in zahlreichen
Einzelf�llen „Sonderbehandlungen“ (sprich Exekutionen) anordnen. Ferner war
er in seiner Dienststelle f�r die Organisation von Massenexekutionen zust�ndig
und f�r die Ermordung einer Sinti-Gruppe von 243 Mitgliedern verantwortlich.
1962 wurde er im BKA pensioniert und kam 1968 vor�bergehend in Unter-
suchungshaft, in der er ein Teilgest�ndnis ablegte. Er berief sich auf Befehlsnot-
stand, das Verfahren wurde eingestellt. Nur am Rande: Einen Befehlsnotstand hat
es nach den sorgf�ltigen Untersuchungen der Zentralen Stelle der Landesjustiz-
verwaltungen in Ludwigsburg in keinem Fall wirklich gegeben.

Warum erw�hne ich diese Einzelheiten? Weil ich es f�r bemerkenswert halte, dass
einer wie Bergmann auch noch im Jahr 2001 im kollektiven Ged�chtnis des Bun-
deskriminalamtes vorhanden ist.

Die Entwicklung des Bundeskriminalamtes ist untrennbar mit Paul Dickopf ver-
bunden, der sich selbst gerne als „Architekt des BKA“ bezeichnen ließ.1 Wie nie-
mand sonst hat er das Amt gepr�gt, unter tatkr�ftiger Mithilfe seines Freundes und
Vertreters Rolf Holle, der vor allem die F�den im Hintergrund zog. In Konkurrenz
zu beiden befand sich Dr. Bernhard Niggemeyer, der das Kriminalistische Institut
des BKA aufbaute und leitete. Das Triumvirat stand den knapp 50 Beamten des
Leitenden Dienstes vor, die so gut wie alle ihre beruflichen Wurzeln in der Sicher-
heitspolizei Himmlers und Heydrichs hatten, in diesem Sinne gepr�gt waren und
ihre Berufserfahrungen auf das Bundeskriminalamt �bertrugen. Diese M�nner
h�tten niemals in den Beruf zur�ckkehren d�rfen.

1 Soweit nachfolgend nichts anderes vermerkt ist, sind alle Quellen der Taschenbuch-Ausgabe mei-
nes Buches „Die braunen Wurzeln des BKA“, Frankfurt a. M. 2003, entnommen. Zu Karrieredaten
zitierter Personen siehe außerdem Ernst Klee, Das Personenlexikon zum Dritten Reich, Frankfurt
a. M. 2005.
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Der harte Kern der „Charlottenburger“ bestand mit Dickopf aus 7 Beamten des
13. Kriminalkommissar-Anw�rterlehrganges vom Herbst 1938 bis Fr�hjahr
1939 an der SS-F�hrerschule der Sicherheitspolizei in Berlin-Charlottenburg.
Mit Folgelehrg�ngen z�hlten zu den „Charlottenburgern“ im engeren Sinne 24
Beamte. 48 BKA-Beamte, Angestellte oder Wissenschaftler waren fr�her im
Reichskriminalpolizeiamt t�tig, das die Abteilung V im Reichssicherheitshaupt-
amt, der Berliner Terrorzentrale in der Prinz-Albrecht-Straße, bildete.

Dickopf, der sein Jurastudium abbrach, wurde nach Absolvieren des Kriminal-
kommissarlehrgangs von der Milit�rischen Abwehr unter Canaris als Doppel-
agent in der Schweiz eingesetzt mit dem Auftrag, den Schweizer Geheimdienst
zu unterwandern. Seine Berichte leitete er �ber die deutsche Vatikanbotschaft
Rom nach Berlin. Die Schweizer Behçrden bewiesen ein anderes Demokratiever-
st�ndnis als das BKA, denn sie erteilten mir eine Sondererlaubnis, als geheim ein-
gestufte Dickopf-Akten auswerten zu d�rfen. Dickopf spielte dort die Rolle eines
�berl�ufers, erregte aber unter anderem durch seine Geldmittel Verdacht und
durch den Gestapo-Spitzel Francois Genoud, der Dickopf in Lausanne ein Jahr
Unterschlupf gew�hrte und ein gl�hender Verehrer des Nationalsozialismus
war, im Braunhemd auftrat und eine helvetische Faschistenbewegung gegr�ndet
hatte. Zeitweise war Dickopf, bei dem echte und gef�lschte Ausweise gefunden
wurden, in der Schweiz in Haft. Am 10. Oktober 1945 wurde er aus der Schweiz
ausgewiesen. Das passte so ganz und gar nicht zu seiner Legende, ein Wider-
standsk�mpfer gewesen zu sein mit besten Beziehungen zum Schweizer Geheim-
dienst und „stets willkommener Freund der Eidgenossen“. Aber Dickopf war eine
Spielernatur, beherrschte Tarnen und T�uschen und besaß schauspielerisches Ta-
lent. So fiel nicht nur der amerikanische Geheimdienst auf ihn herein, sondern
auch die meisten BKA-Mitarbeiter und eine Reihe von Bundesinnenministern.
Besonders letztere wollten es allerdings so genau nicht wissen. Nur dass Minister
Genscher Dickopf bei dessen Verabschiedung in den Ruhestand als „Vorbild f�r
die gesamte deutsche Polizei“ bezeichnete, war etwas des Guten zuviel. Und
die Stadt Meckenheim ehrt ihn bis heute mit der Paul-Dickopf-Straße, was eigent-
lich ein Politikum ist.

Am 24. Januar 1945, zu einem Zeitpunkt also, als am Untergang des Dritten
Reichs kein Zweifel mehr bestand, setzte sich Dickopf mit Allen Dulles, dem
Chief of Mission des US-Geheimdienstes OSS in der US-Gesandtschaft in
Bern in Verbindung. Das OSS war die Vorl�uferorganisation der CIA, deren
Chef von 1953 bis 1961 Dulles wurde. Damit begann Dickopfs Laufbahn als Ge-
heimdienstmitarbeiter, dem die Amerikaner als Fachmann besonders f�r den Auf-
bau der Kriminalpolizei im Nachkriegsdeutschland vertrauten. Dickopf wird bis
1950 anonym unter der Agenten-Nummer 9610 zahllose Aktennotizen und 21
Berichte an seinen F�hrungsoffizier Tom Polgar, einen hochrangigen CIA-Mit-
arbeiter, liefern. Die Nr. 9610 zeugt nicht gerade von Professionalit�t, weil sie
sich aus Dickopfs Geburtstag 9.6.1910 zusammensetzt. Jedenfalls spricht es nicht
f�r die Souver�nit�t der jungen Bundesrepublik, dass die verbrecherische CIA ih-
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ren Mann an einflussreicher Stelle im BKA und in der Interpol-Organisation
platzieren konnte. Der aus Bayern stammende erste Staatssekret�r im BMI,
Hans von Lex, kritisierte folgerichtig den „Einbau alliierter Vertrauensleute in
deutsche Behçrden“.

In der Planungs- und Aufbauphase des BKA begann Dickopfs Charlottenburger
Lehrgangskollege Rolf Holle eine besondere Bedeutung zu gewinnen, der inzwi-
schen als Graue Eminenz und heimlicher Chef im neu geschaffenen Kriminalamt
der Britischen Zone in Hamburg das Grundsatzreferat leitete. Holle war Angehç-
riger des Reichssicherheitshauptamtes, Aktivit�ten sind dort aber nicht nachweis-
bar, er bearbeitete in Berlin Kriegswirtschaftsverbrechen. 1930, also noch vor der
Macht�bernahme, trat er dem NS-Sch�lerbund und der „Hitlerjugend“ bei, 1933
der SA-Standarte Leipzig, 1937 der NSDAP und 1939 der SS. 1940 bewarb er
sich f�r den Einsatz im polizeilichen Kolonialdienst, wurde in Rom ausgebildet
und gab an, in Deutsch-S�dwestafrika oder in der S�dsee eingesetzt werden zu
wollen. Er hatte offensichtlich die Weltmachtanspr�che des NS-Regimes ver-
innerlicht. Eine Teilnahme des regelm�ßig befçrderten und mit Orden dekorierten
SS-Hauptsturmf�hrers an Verbrechen ist nicht bekannt geworden.

Dickopf erstellte ab 1948/49 mit Holles Unterst�tzung Organigramme, Stellen-
pl�ne, Haushaltspl�ne und steuerte die Entscheidungen der Milit�rregierung.
Zust�ndig war der US-Hochkommissar f�r Deutschland mit Sitz im IG-Farben-
Haus in Frankfurt a. M., wo der Aufbau eines neuen politischen Systems in
Deutschland geplant und umgesetzt wurde. Der US-Geheimdienst nahm dabei
weitgehend eine Lenkungsfunktion wahr, um deutsche Innenpolitik zu gestal-
ten. Der ge�bte „Doppelspieler“ Dickopf war alsbald nicht nur Mitarbeiter
des amerikanischen Geheimdienstes, sondern wurde auch Berater der Bundes-
regierung, saß also an einer Schaltstelle der Macht. Er beeinflusste mit seinem
Adjutanten Holle nicht nur entscheidend den Aufbau der Sicherheitsbehçrden
in der Bundesrepublik, sondern auch die Personalpolitik. BKA-Direktor Helmut
Prante, der den Dickopf-Nachlass sichtete, vermerkte in einer Einleitung, dass
die Geschichte des Bundeskriminalamtes neu geschrieben werden m�sse, wobei
sich die Frage erhebe, ob Dickopf ein Werkzeug des US-Geheimdienstes war
oder ob es umgekehrt zu sehen sei. Dickopf w�re gerne sofort BKA-Pr�sident
geworden, doch war sein SS-Dienstgrad zun�chst ein Hindernis. Als er Ende
1949 als Kriminalkommissar und Sachbearbeiter im Bundesinnenministerium
eingestellt werden sollte, wurde seine Rolle als Widerstandsk�mpfer angezwei-
felt. Um seine NS-Karriere zu kaschieren, war er gezwungen, die Bewerbungs-
unterlagen mehrfach zu �ndern und einen zweiten Lebenslauf zu schreiben, den
er auf die erste Version zur�ckdatierte. Außerdem ergab sich f�r Dickopf die
Peinlichkeit, dass er gar keine Qualifikation als Kriminalist besaß. Im BKAver-
breitete er trotzdem ungehindert den Nimbus des „altgedienten Kripomannes“.
Im Grunde konnte er nur eine Ausbildungszeit bei der Kriminalpolizei nachwei-
sen und zwei Monate Erkennungsdienst. Da war es einigermaßen absurd, wenn
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er sich im Bundeskriminalamt als Vorbild darstellte und bei ihm nur Anerken-
nung fand, wer den „Stallgeruch des Kriminalisten“ aufweisen konnte.

Bis Mai 1951 bewarben sich 8.000 Personen aus dem Kreis der ehemaligen Nazi-
Sicherheitspolizei auf die Planstellen des neu geschaffenen BKA, ein großer Teil
des Berufsstandes. Auf die Mehrheit der NS-Kriminalisten �bte der alte Beruf
eine magische Anziehungskraft aus, ohne dass sie ein Gesp�r daf�r gehabt h�tten,
dass man sich f�r immer selbst disqualifiziert hatte, ihn je wieder auszu�ben.
Dickopf w�hlte auf einer Liste 128 Bewerber aus, darunter 20 ehemalige Krimi-
nalkommissare, 38 Kriminalr�te, 9 Kriminaldirektoren. Das BMI verzichtete aus-
dr�cklich auf eine Ausschreibung – Experten wurden gebraucht. Das Personal des
Kriminalamts der Britischen Zone wurde geschlossen in das BKA integriert, da-
runter die bereits erw�hnten 48 Angehçrigen des Reichskriminalpolizeiamtes.
Nunmehr bestand das BKA �berwiegend aus einem geschlossenen Kreis alter Ka-
meraden. War das Nazivorleben eines Kandidaten zu belastend, wurde der Ex-Ge-
stapo- oder SD-Mann auch schon einmal von Dickopf an den Verfassungsschutz
oder die Organisation Gehlen vermittelt.

Mit dem Einverst�ndnis des BMI und der Alliierten – letztere unter den Vorzei-
chen des beginnenden Kalten Krieges – konnten alsbald SS- und Gestapo-Leute
nicht nur eingestellt werden, sondern es fand das statt, was ich in meinem Buch als
Chef-Wechsel beschrieb. Man kann es nur als Unverfrorenheit bezeichnen, vom
Chef-Sessel im Reichskriminalpolizeiamt direkt in einen solchen im Bundeskri-
minalamt zu wechseln:

Der Chef-Biologe des Reichskriminalpolizeiamtes, Dr. Otto Martin; der Chef der
Urkunden-Abteilung, Rudolf Mally; der Chef-Techniker der Reichskriminalpoli-
zei, Heinrich Becker; der Chef der Personenfeststellungszentrale und der Finger-
abdrucksammlung, Heinz Drescher – sie alle wurden Referats- oder Abteilungs-
leiter des BKA in ihrem alten Sachgebiet. Der Chef-Fahnder des Reichskriminal-
polizeiamtes, Kurt Amend, wurde Chef-Fahnder des Bundeskriminalamtes. In der
Beurteilung des SS-Sturmbannf�hrers aus dem Jahr 1943 heißt es: „Ihm obliegt
das gesamte Fahndungswesen. Seine hervorragende geistige Veranlagung und
sein ausgezeichnetes Fachwissen stempeln ihn zu einem der besten Beamten
des RKPA.“ Amend war ein m�chtiger Mann, der s�mtliche Fahndungen im
„Großdeutschen Reich“ einschließlich der besetzten Gebiete steuerte. Er d�rfte
Hunderttausende auf dem Gewissen haben, die dank seiner intelligenten Fahn-
dungsmethoden in ein KZ kamen oder vor ein Sondergericht. „Elemente“, wie
es im NS-Jargon hieß, die es zu vernichten galt: Sinti und Roma, Lesben, Homo-
sexuelle oder sonstige „Asoziale“ nach damaliger Lesart, Deserteure, entwichene
Kriegsgefangene, untergetauchte ausl�ndische Arbeitsklaven und vor allem j�di-
sche B�rger. Auch wird Amend nach Verschwçrern des 20. Juli gefahndet haben.
Amend war nicht ein R�dchen im Getriebe des NS-Systems, sondern einer seiner
Motoren. Als Leiter der Fahndungsabteilung im Bundeskriminalamt ging Kurt
Amend Ende 1964 unbehelligt und hoch befçrdert in den Ruhestand.
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Um es nicht bei jedem Namen zu wiederholen, erw�hne ich pauschal, dass zwei
im Ausland, aber keiner der BKA-F�hrer in der Bundesrepublik bestraft wurde,
dass staatsanwaltschaftliche Ermittlungen oder Disziplinarverfahren entweder
gar nicht eingeleitet oder alsbald eingestellt wurden, dass manche vor der Ver-
beamtung auf Angestelltenstellen geparkt wurden, dass hier und da einer vor�ber-
gehend aus der Schusslinie genommen wurde durch Abordnung zum Statisti-
schen Bundesamt oder zum Bundesamt f�r Geod�sie und dass sie alle befçrdert
wurden, ihre satten Pensionen genossen – im Gegensatz zu ihren �berlebenden
Opfern, die in Polen, auf dem Baltikum, in der Sowjetunion und anderswo unter-
halb des Existenzminimums vegetierten.

Es gab im BKA nicht nur Paul Dickopfs „Charlottenburger“, sondern noch andere
Seilschaften, wie die „Gleiwitzer“ unter Eduard Michael oder die Angehçrigen
der ehemaligen Geheimen Feldpolizei unter Dr. Bernhard Niggemeyer. Nigge-
meyer wurde gegen Dickopfs Willen auf Anordnung des Staatssekret�rs von
Lex �bernommen. Dickopf, der Mann ohne Staatsexamen, hatte Probleme mit
Akademikern, sodass Feindseligkeiten, die allerdings nach außen kaschiert wur-
den, vorprogrammiert waren. Trotzdem stieg der ehemalige SS-Sturmbannf�hrer
hinter Dickopf und Holle in die F�hrungsspitze des Amtes auf und genoss als Ver-
anstalter und Moderator der j�hrlichen internationalen BKA-Herbsttagungen ho-
hes Ansehen. Seine T�tigkeit als Leitender Feldpolizeidirektor in der Heeres-
gruppe Mitte in Russland bagatellisierte er, indem er vorgab, einer Art Brief-
kastenbehçrde vorgestanden zu haben. Verd�chtigungen begegnete er mit großer
Arroganz, obwohl die Geheime Feldpolizei als Gestapo der Wehrmacht galt.
Niggemeyer unterstanden 12 Feldpolizeigruppen, so auch die Gruppe 723. Sie
protokollierte z. B. f�r die Zeit von Juli 1941 bis September 1943 insgesamt 3.137
Exekutionen. �ber eine andere seiner Gruppen berichtete ein Staatsanwalt: „Bei
der GFP 729 war es vielfach zu Exzessmorden gekommen, indem sich einzelne
Außenpostenf�hrer (Feldpolizeisekret�re) unumschr�nkte Tçtungsbefugnisse
anmaßten. Es kam h�ufig nicht einmal mehr zu einer Einvernahme des Verd�ch-
tigen, geschweige denn zu irgendeinem standesrechtlichen Verfahren oder Ge-
richtsverfahren, bevor die Zivilisten (u. a. auch Frauen und Kinder) meist im
Wald ermordet wurden.“ Niggemeyer behauptete, keine Befehls- und Diszipli-
nargewalt gehabt und auch keine Fachaufsicht ausge�bt zu haben.

Die nach Niggemeyers Tod von mir in einem ehemaligen MfS-Archiv gefunde-
nen Arbeitsberichte der Monate April bis September 1944 bezeugen das Gegen-
teil. Selbst auf dem R�ckzug wurden unter seinem Befehl noch 675 Personen exe-
kutiert und 1.047 Personen den Einsatzgruppen des SD ausgeliefert, was ann�-
hernd den sicheren Tod bedeutete. Mit seiner Unterschrift ist sein Pflichteifer be-
legt, dass er n�mlich regelm�ßig seine Gruppen aufsuchte, kontrollierte und
belehrte, zum Beispiel �ber die einheitliche Durchf�hrung von Exekutionen.

Zu Niggemeyers Gruppierung im Kriminalistischen Institut z�hlte u. a. Joachim
Kaintzik, einst im Reichskriminalpolizeiamt Spezialist f�r die Verfolgung von
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Homosexuellen, dann Leitender Feldpolizeidirektor der Heeresgruppe S�d. Er
war in der UdSSR in einer vergleichbaren Position wie Niggemeyer und muss
auf �hnliche Weise in Verbrechen involviert gewesen sein, was nie untersucht
wurde. Oder SS-Hauptsturmf�hrer Georg Fischer, einst Chef einer Niggemeyer
unterstehenden Feldpolizeigruppe, der als Regierungskriminalrat pensioniert
wurde und sich 1979 das Leben nahm.

Einsatzgruppen waren Mçrderbanden mit dem Auftrag, r�ckw�rts der fechtenden
Truppe – wie es hieß – im eroberten Gebiet die einheimische Intelligenz, ver-
mutete politische Gegner – sogenannte „Deutschenhasser“ – und potentielle Wi-
derst�ndler r�cksichtslos und brutal zu tçten. In welcher Funktion auch immer je-
mand einer solchen Einheit angehçrte, er war Mitt�ter. Der hessische General-
staatsanwalt Bauer, der den Auschwitz-Prozess auf den Weg gebracht hatte und
im BKA verhasst war, sagte: „Wer an dieser Mordmaschine hantierte, wurde
der Mitwirkung am Morde schuldig, was immer er tat.“2 Und: „Eine Tçtung,
die nicht vom Kriegsrecht gedeckt ist, ist Mord und muss demgem�ß geahndet
werden.“3

Mitglieder solcher Einsatzgruppen waren:

SS-Hauptsturmf�hrer Kurt Griese, Einsatzkommando 3 der Einsatzgruppe A in
Litauen 1941, die u. a. 140.000 Juden in Litauen ermordete, Intimfreund von
Dickopf, pensioniert als Regierungsdirektor 1970;

SS-Hauptsturmf�hrer Gerhard Freitag, genannt „Kommissar B�bchen“, Einsatz-
kommando 2 in Riga 1941 sowie im Kaukasus 1943 Sonderkommandos 10a,
1973 als Regierungskriminaloberrat in Pension;

Adalbert Buttler, Kompanief�hrer im Polizei-Bataillon 315 in der Ukraine
1942/43. Das Bataillon f�hrte Massenerschießungen durch. Dann Ausbildung
zum „Jagdzugf�hrer“ und Einsatz in der ber�chtigten „Eingreifgruppe Piper“.
Im BKA als Referatsleiter f�r Personenfeststellung t�tig;

„Charlottenburger“ und SS-Obersturmf�hrer Ewald Peters war Angehçriger des
Einsatzkommandos 6 und erh�ngte sich 1964 in der Untersuchungshaft;

Heinrich Erlen, Gestapochef in Wilna, befehligte nach eigenem Gest�ndnis Exe-
kutionen und wurde in der Sowjetunion zu 25 Jahren Arbeitslager verurteilt. Ent-
lassen 1955 nach 10 Jahren.

Die Namen solcher NS-T�ter tauchen in vielen Akten und in der BKA-Fachlite-
ratur auf. Ich rede nie in abstrakter Form �ber Naziverbrechen, denn sie gewinnen
erst in Verbindung mit Personen Konturen. Auch bei Vorlesungen an der Lodzer
Universit�t nenne ich Ross und Reiter oder vor der Polizeif�hrung im Innenminis-
terium Warschau oder vor dem polnischen Verfassungsgericht. F�r mich als Deut-

2 Fritz Bauer, Abrechnung mit Kriegsverbrechern, in: Sozialistische Trib�ne 1945, S. 11 f.
3 Fritz Bauer, In unserem Namen. Justiz und Strafvollzug, M�nchen 1965, S. 306.
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scher ist das schmerzlich, und ich sch�me mich, was meine V�ter und Großv�ter
in Polen angerichtet haben. Auch f�r das Bundeskriminalamt ist es schmerzlich,
dass ehemalige Kollegen Mordkommandos angehçrten: Eduard Michael, ge-
nannt „Pistolen-Ede“ (Einsatzkommando 5/II und Leiter der Außenstelle der Si-
cherheitspolizei Tschenstochau): Martin Vogel (Einsatzkommando II/6 und An-
gehçriger der Sicherheitspolizei Radom), Rudolf Thomsen (Gestapo Krakau und
laut Beurteilung bew�hrt bei Sonderauftr�gen), G�nter Labitzke (Einsatzkom-
mando zur Vernichtung der Intelligenz in Polen in der „Aktion Tannenberg“).

Die Gr�ndungsv�ter des BKA waren offensichtlich unf�hig, sich von ihrer eige-
nen Vergangenheit zu lçsen, vielmehr sahen sie sich in der alten Tradition, ja es
wurden sogar die alten Visitenkarten weiterbenutzt und nachgedruckt. Dickopf
schrieb in seinem CIA-Bericht II/1948, dass seine Denkschrift im Ganzen ge-
sehen nichts Neues bringe, sondern er als Ideallçsung der k�nftigen Gestaltung
der Kriminalpolizei den Zustand von 1936 bis 1945 betrachte. Auf unglaubliche
Weise redete er der Sicherheitspolizei das Wort, „die nicht deshalb schlecht und
verdammenswert ist, weil sie zur Zeit der Naziherrschaft das Licht der Welt er-
blickt hat“.

Dickopf organisierte die Sachgebiete des BKA nach dem Vorbild des Reichskri-
minalpolizeiamtes unter Ausklammerung der Positionen, die in einem Rechts-
staat unmçglich h�tten �bernommen werden kçnnen. Nicht durchsetzen konnte
er ein Weisungsrecht des BKA gegen�ber den L�nderpolizeien und eine uneinge-
schr�nkte Ermittlungskompetenz der Zentralstellen, was zu kritisieren er nie
m�de wurde. Dickopfs Erbe ist eine �berdimensionierung des Amtes bis heute
mit einem Hang zum Perfektionismus.

Als ich die Akten des Kriminalamtes der britischen Zone auswertete, wunderte
ich mich �ber das atemberaubende Tempo der Lçsung kriminalpolizeilicher
Probleme im Jahr 1946 durch Rolf Holle, n�mlich dass er innerhalb k�rzester
Frist Richtlinien hinsichtlich Daktyloskopie, Schusswaffen-ED, Fahndung, Mel-
dedienst, Rauschgift- und Falschgeldbek�mpfung oder Statistik schuf, bis ich die
Vorschriftensammlung des Reichskriminalpolizeiamtes gegenlas. Holle hatte
weitgehend abgeschrieben unter Ausklammerung der NS-ideologietypischen Be-
griffe, allem voran das Wort Konzentrationslager. Das „Zigeunerunwesen“ wurde
in „Landfahrerplage“ umbenannt, an der Geisteshaltung des Dr. Josef Ochs – von
Dickopf freundschaftlich Seppl genannt – �nderte sich fast nichts. Er war als Jurist
im RKPA f�r die Einweisung – auch von Sinti – in Konzentrationslager durch Vor-
beugehaftbefehle zust�ndig. 1954 sagte Ochs als BKA-Referatsleiter in einer
Konferenz, „dass der �bliche Meldedienst bei diesem notorischen Verbrechertyp
versagt“.

Das BKA �bernahm ehemalige Vorschriften bis hin zu identischen Formularen.
Der Bruch mit der Terrorzentrale des Dritten Reichs wurde nicht vollzogen, son-
dern auf deren Erfahrungswissen aufgebaut. Dickopfs st�ndige Redewendung
war: „Wie haben die das fr�her gemacht?“ Man orientierte sich an NS-Befçr-
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derungsrichtlinien oder kopierte die Regelungen f�r Fahndungskosten und Bewe-
gungsgeld. Als die Sicherungsgruppe aufgebaut wurde, richtete sie ihre T�tigkeit
an dem Vorbild des Reichssicherheitsdienstes aus.

Das alles musste Folgen haben: zun�chst bis Anfang der siebziger Jahre, als die
„Charlottenburger“ unmittelbaren Einfluss aus�bten, nicht zuletzt auch als Zieh-
v�ter des ihnen genehmen Nachwuchses. Und dann in den folgenden Jahrzehnten,
in denen scheinbar Bew�hrtes nicht hinterfragt wurde. Dabei spielte eine Rolle,
dass die „Alt-Kriminalisten“, wie sie sich gern verharmlosend nannten, als reha-
bilitiert galten. Ihre Entnazifizierung, die eine Farce war, trugen sie wie einen
Schutzschild vor sich her, ja sie stellten sich als Opfer von Verleumdungskam-
pagnen dar. Hinzu kam die fehlende Strafverfolgung. Das an sich zust�ndige Hes-
sische Landeskriminalamt tat alles bis zur Grenze der Beg�nstigung, die BKA-
Kollegen zu sch�tzen.

Besch�ftigen wir uns kurz mit der Sicherungsgruppe, die ein Aush�ngeschild war
aufgrund ihrer operativen Erfolge im Kampf gegen den Kommunismus und gegen
Spione. �berfl�ssig zu erw�hnen, welche Grund�berzeugungen die M�nner hat-
ten, f�r sie lag schon immer „der Feind im Osten“. Man kooperierte mit dem US-
Geheimdienst, der ein und aus ging. Die enge Zusammenarbeit mit dem Verfas-
sungsschutz, der keine Exekutive besitzt, war sprichwçrtlich; unklar ist lediglich,
wer seinerzeit wen steuerte. Dr. Herold hatte 1979 verfassungsrechtliche Beden-
ken und die vernetzten Datensysteme INPOL des BKA und NADIS des BfV kap-
pen lassen. Heute stehen solche Leitungen wieder, die Grenzen zwischen Polizei
und Geheimdienst sind auch anderweitig verwischt, dem freiheitlichen Rechts-
staat schwimmen die Felle davon. Denn nunmehr stehen alle B�rger unter Gene-
ralverdacht durch die Vorratsspeicherung von Telekommunikationsverbindun-
gen, durch Datenbanken f�r Fingerabdr�cke und Passfotos, durch gl�serne Flug-
passagiere und Aushçhlen des Bank- und Postgeheimnisses, auch Toll-Collect
steht als Fahndungshilfsmittel auf der Wunschliste des Verfassungsministers.
Ich zweifle nicht daran, dass die Online-Durchsuchung von privaten PC kommen
wird und verweise darauf, dass laut Statistik der Bundesnetzagentur die BRD mit
40.915 Telefon�berwachungen (2006) den Spitzenplatz aller demokratischer
Staaten einnimmt – und das Jahr f�r Jahr.4 Ich ziehe keinen direkten Vergleich
zu heute, aber ich bringe in Erinnerung: Gestapo, SD und Nazi-Kripo praktizier-
ten den pr�ventiven Sicherheitsstaat und kannten keine Gewaltenteilung, schon
gar nicht eine informationelle Selbstbestimmung. Und wenn dem Hessischen Da-
tenschutzbeauftragten Michael Ronellenfitsch, Professor f�r çffentliches Recht
an der Universit�t T�bingen, auf dem Hessischen Forum Datenschutz der Kragen
platzte mit den Worten: „Die Online-Durchsuchung ist eine datenschutzrecht-
liche Sauerei“,5 dann ist das ein Alarmzeichen.

4 Pressemitteilung Bundesnetzagentur v. 26.4.2006.
5 JurPC Web-Dok. 115/2007, Abs. 106 v. 11.9.2007.
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Im BKAWiesbaden der beiden ersten Jahrzehnte spielte Datenschutz keine Rolle,
man scheute sogar die �ffentlichkeit, die Devise lautete: nur nicht auffallen. Sol-
che Hemmungen hatte die Sicherungsgruppe in Bonn-Bad Godesberg keines-
wegs. Spektakul�r war ihr Einsatz in der SPIEGEL-Aff�re im Jahr 1962. Der ehe-
malige SS-Hauptsturmf�hrer und Einsatzleiter Theo Saevecke hatte Erfahrungen
im RKPA gesammelt, wo er – wie seine Kollegen Ochs und Kaintzik – f�r die Vor-
beugende Verbrechensbek�mpfung zust�ndig war, danach in der Einsatzgruppe
VI in Polen und sp�ter in einem Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und
des SD in Tunesien t�tig wurde. Saevecke, „Henker von Mailand“ genannt, �ber-
nahm im September 1943 das Kommando der Sicherheitspolizei in Mailand und
ließ im August 1944 auf dem Loretoplatz 15 Widerstandsk�mpfer erschießen.
Am 9. Juni 1999 wurde er in Turin in Abwesenheit zu lebenslanger Haft verurteilt.
Saevecke, der nicht an Italien ausgeliefert wurde, starb ein Jahr sp�ter – alters-
starrsinnig, ungebeugt, ohne Reue und ohne Mitleid mit den Opfern, wie die
meisten seiner Kaste.

Ob das BKA auf dem rechten Auge blind war oder noch ist, ist nicht nur an der
Sicherungsgruppe zu messen, sondern daran, welche personellen und sachlichen
Schwerpunkte das Amt bis heute setzt. Zumindest im Jahr 2000 stellten der „Ber-
liner Tagesspiegel“ und die „Frankfurter Rundschau“ in einer Dokumentation
richtig, dass 93 F�lle mit Todesfolge durch rechtsextreme Gewaltt�ter begangen
wurden und dass das BKA das Lagebild falsch dargestellt hatte. Der BKA-Vize
r�umte Erfassungsdefizite ein. So viel verstehe ich von der Polizeiarbeit auch
heute noch: Wenn ich etwas ernsthaft bek�mpfe, dann kenne ich mein „polizei-
liches Gegen�ber“, habe es analysiert, erfasst, Strategien entwickelt. Allerdings
sprach Pr�sident Ziercke in seinem Einf�hrungsvortrag davon, dass es heute je-
denfalls wirkungsvolle Konzepte gibt.

Die Herrschaft der „Charlottenburger“ zeichnete sich durch Duckm�usertum
und Wagenburgverhalten, Cliquenbildung und Postengeschacher, Bewahrung
des Herrschaftswissens und kleinkarierten B�rokratismus aus. In den siebziger
Jahren erfuhr das BKA unter Pr�sident Herold Aufbruch und Innovation. F�r
Horst Herold z�hlten Leistung und nicht Beziehungen. Mit Misstrauen beurteilte
er allerdings die Riege seiner Abteilungsleiter. In den achtziger Jahren fiel das
Amt in Stagnation zur�ck. Ich suchte bei Dickopfs Erben nach Ursachen. Kon-
flikte entz�ndeten sich zum Beispiel an der Definition des Terrorismus in mei-
nen Gutachten. F�r einige meiner Chefs waren seinerzeit auch Vaclav Havel und
Nelson Mandela Terroristen. Bei der hessischen Polizei war ich es auch nicht ge-
wçhnt, dass sachliche Kritik von Vorgesetzten als Majest�tsbeleidigung begrif-
fen wird. Als ich einen meiner Chefs bat, aus allgemeinem Berufsinteresse he-
raus in die Protokolle der wçchentlichen BKA-Abteilungsleiterbesprechung
Einsicht nehmen zu d�rfen, lehnte er mit der Begr�ndung ab: „Sie erhalten
die Informationen, die Sie f�r Ihre Aufgabenerf�llung brauchen, und das ent-
scheide ich.“ So nimmt es auch nicht wunder, dass 1990 eine repr�sentative ano-
nyme Mitarbeiterbefragung eine schallende Ohrfeige f�r die Amtsleitung bedeu-
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tete, denn etwa 20% der Bediensteten des BKA hatten ihre innere K�ndigung
ausgesprochen.

Inwieweit der bei der Polizei oft beschworene und selten erreichte kooperative
F�hrungsstil im BKA einen Durchbruch erzielte oder ob sich ein autokrater F�h-
rungsstil �ber Generationen fortsetzte, bedarf weiterer Forschung. Ich spreche da-
mit die Innere F�hrung an. Um nicht missverstanden zu werden: Ich bin durchaus
davon �berzeugt, dass das heutige BKA wichtige Aufgaben nach rechtsstaat-
lichen Kriterien erf�llt. Andere werden allerdings vernachl�ssigt, wie die Be-
k�mpfung der Wirtschaftskriminalit�t, was vielleicht weniger am BKA als an po-
litischen Vorgaben liegt.

Lassen Sie mich abschließend einige Bemerkungen zur internationalen Verbre-
chensbek�mpfung machen, ein Steckenpferd nicht nur von Paul Dickopf und
ein wichtiges Aufgabengebiet des BKA als Nationales Zentralb�ro der IKPO-In-
terpol. Zun�chst ein Beispiel:

Ich nahm in Paris an einer internationalen Konferenz teil. Als der israelische Be-
amte seinen Vortrag begann, verließen die Vertreter arabischer Staaten den Raum.
Als danach der afrikanische Polizeioffizier, der aus einem �blen Folterstaat kam,
an das Mikrofon trat, h�tte sich eigentlich der Saal leeren m�ssen, aber nichts der-
gleichen geschah. Woher r�hrt diese Gleichg�ltigkeit? Wieso begreift sich die Po-
lizei weltweit als große Familie, die ihre schwarzen Schafe sch�tzt? Warum
wurde ich mit der BKA-These abgespeist: „Hauptsache, die Zusammenarbeit
klappt“?

In der Nazizeit hießen sie Polizei-Attach�s. Deshalb muss man den Einsatz von
BKA-Verbindungsbeamten im Ausland, jedenfalls in Staaten, die Lichtjahre von
einer Demokratie entfernt sind, kritisch hinterfragen. Wie soll dieser Beamte
den Spagat bew�ltigen, einerseits Distanz zu wahren, andererseits enge Bezie-
hungen zu pflegen, um an Informationen zu gelangen. Im Zweifel wird er, der
laut Entsendekonzeption einer st�ndigen Effizienzkontrolle unterliegt, sich viel-
leicht f�r die Variante entscheiden, die man von ihm verlangt, n�mlich Erfolg zu
haben, seinen Einsatz rechtfertigen zu wollen. Das Wort Menschenrechte
kommt im Anorderungsprofil und Aufgabenkatalog f�r Verbindungsbeamte
nicht vor.

Die „Alt-Kriminalisten“ bezeichneten gern das BKA als „Universit�t f�r ausl�n-
dische Polizeistudenten“. Folter und Korruption sind Geschwister im Ungeist, wo
sie herrschen, ist meines Erachtens jede Form von polizeilicher Ausbildungs- und
Ausr�stungshilfe fehl am Platz, denn der gew�nschte Demokratisierungseffekt
wird nicht erreicht, allenfalls werden Schreckenssysteme effizienter gemacht.
Ich greife ein Beispiel, das ich bei meinen Auslandsdienstreisen beobachten
konnte, heraus: In Somalia wurde vom BKA ein Kriminallabor errichtet. Als
ich es mir Jahre sp�ter zeigen ließ, lag fingerdicker Staub auf den Ger�ten. Daf�r
wurden auf dem zentralen Platz in Mogadischu an jedem Wochenende zur Volks-
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belustigung angebliche Verbrecher geh�ngt. – Ich kçnnte ein Dutzend weiterer
Beispiele erg�nzen.

1952 wurde auf Betreiben Dickopfs die Bundesrepublik in die Interpol-Organisa-
tion aufgenommen, wo Dickopf von Anfang an Funktionen bekleidete und das
BKA bis heute eine Schrittmacherfunktion aus�bt, nicht zuletzt als hçchster Nut-
zer und Beitragszahler. Verzeihen Sie, wenn ich es auf drastische Weise ausdr�-
cke: Abstrahiert man die Mitglieder aus demokratisch verfassten Staaten, dann ist
Interpol alles andere als eine honorige Vereinigung. Oder wie sonst soll man
Mord, Vergewaltigung, Erpressung, Freiheitsberaubung und schwere Kçrperver-
letzung durch Folter definieren, die in solchen Mitgliedsl�ndern von Staats wegen
gebilligt und gefçrdert werden? Folter – das bedeutet, einen Menschen entweder
zu ermorden oder seelisch umzubringen, denn das Trauma zerstçrt die Persçn-
lichkeit bis zum Lebensende. Ich kann nicht verstehen, dass 104 Staaten, in denen
gefoltert oder misshandelt wird, in der Interpol-Organisation geduldet werden,
bitte lesen Sie die Einzelheiten dazu im Amnesty-Jahresbericht nach.6

Mir ist unbegreiflich, dass �ber Jahrzehnte bis heute BKA-Pr�sidenten oder -Vi-
zepr�sidenten im Interpol-Exekutivkomitee an einem Tisch sitzen und die Inter-
pol-Geschicke gemeinsam mit hohen Polizeif�hrern lenken, die Hauptverant-
wortliche f�r Folter in ihrem Land sind; und ich halte es f�r sch�ndlich, wenn
sich ein BKA-Pr�sident von einem Unrechtsregime mit Orden schm�cken ließ,
einem Staat, in dem Menschen verschwanden oder extralegal hingerichtet wurden
und in dem die Polizei mit Elektroschock folterte;7 genau so unvertretbar finde
ich, wenn Foltergener�le aus Afrika oder Innenminister aus Diktaturen Latein-
amerikas – jedenfalls zu meiner BKA-Dienstzeit – unkritisch behandelt und in al-
len Ehren in Wiesbaden oder im Rheingau zum Essen ausgef�hrt wurden, woge-
gen ich bei meinen Vorgesetzten vergeblich protestierte.

Sie werden mir vielleicht entgegnen, dass man dann auch die Vereinten Nationen
in Frage stellen m�sste, wollte man weltweit einen strengen Maßstab an alle Dik-
taturen anlegen. Nein – hier geht es um den ganz sensiblen Bereich der Inneren
Sicherheit, um die Aus�bung von Staatsmacht und um den unmittelbaren Schutz
von Menschenleben. Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen sollte eine
Rankingliste aufstellen, die den Grad der Menschenrechtsverletzungen in allen
IKPO-Mitgliedsstaaten aufschl�sselt. Gestaffelt nach der Schwere, sollte die Zu-
sammenarbeit eingestellt oder graduell suspendiert werden, so lange die Miss-
st�nde nicht ge�ndert werden.

6 Von 186 Interpol-Mitgliedstaaten verstoßen laut Ai-Jahresbericht 2006 insgesamt 104 Staaten ge-
gen Folter und Misshandlung.

7 Der Orden „Bhayangkara Pratama Medal“ wurde dem BKA-Pr�sidenten von der indonesischen
National-Polizei am Rande der Interpol-Generalversammlung in Bangkok verliehen. Einen zwei-
ten Orden �berreichte der indonesische Botschafter in Wiesbaden; zu den MR-Verletzungen siehe
Ai-Jahresberichte 1981–1989.
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Der Schaden ist, gemessen an der pr�ventiven Wirkung des Kampfes gegen Re-
gierungsverbrechen, gering. Vor allem dient es dem Selbstverst�ndnis der rechts-
bewussten Polizei, die nicht Innere Sicherheit gew�hrleisten kann, indem sie de-
ren Aushçhlung toleriert. Statt wegzusehen sollten Polizisten mit Entr�stung und
Abscheu auf „Kollegen“ blicken, die nach rechtsstaatlichen Maßst�ben Verbre-
cher sind.

Bitte werfen Sie mir nicht vor, ich h�tte mein Thema aus den Augen verloren. In-
terpol hat eine unheilvolle Tradition. Auch Reinhard Heydrich und Ernst Kalten-
brunner waren als Chefs des Reichssicherheitshauptamtes Pr�sidenten der Inter-
nationalen Kriminalpolizeilichen Kommission. Paul Dickopf, der weiter die Na-
zi-Sicherheitspolizei propagierte, war Interpol-Pr�sident. Einer von Dickopfs
Nachfolgern als Interpol-Pr�sident war ein Polizeischerge des Diktators Ferdi-
nand Marcos. Ich bringe ausdr�cklich das heutige BKA in keinen Zusammenhang
mit dieser Zeit. Aber ich mçchte davor warnen, dass durch die Interpol-Zusam-
menarbeit ein direkter Weg in Diktaturen unserer Tage f�hrt.

Die „Charlottenburger“ haben dem Amt Schaden zugef�gt. F�r eine Langzeitwir-
kung auf das BKA gibt es Indizien, doch besteht Forschungsbedarf, um Klarheit
zu gewinnen. Es gab in den letzten 35 Jahren Innenminister, die nach Gutsherren-
art in das BKA hineinregierten, so formulierte es die Gewerkschaft der Polizei.
Und es gab BKA-Pr�sidenten, die kritiklos ausf�hrten, was die Ministerialb�ro-
kratie von ihnen verlangte. Es gab einen Horst Herold, der Eigenst�ndigkeit be-
wies, der – als die Innenpolitik versagte – selbst Politik machte, das verstieß gegen
den Primat der Politik. Aber unter Pr�sident Herold sah sich der sachbearbeitende
Dienst ernst genommen, w�hrend ein Jahrzehnt sp�ter die Akzeptanz erst im so-
genannten hçheren Dienst anfing. Spricht man von dem BKA, ist es ohnehin un-
gerecht, mehr als f�nftausend Individuen �ber einen Kamm zu scheren. Ich
mçchte die kritischen Geister unter ihnen ermutigen, sich zu engagieren, die
j�ngste Entwicklung sollte Sie motivieren, denn Ihr Pr�sident w�nscht sich kriti-
sche diskussionsfreudige Mitarbeiter, wie er am ersten Veranstaltungstag glaub-
w�rdig sagte.

Bitte verstehen Sie meine Ausf�hrungen als ein waches Nachdenken.
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Die Aufarbeitung der Geschichte des Nationalsozialismus als Chance
f�r die rechtsstaatliche Behandlung von Minderheiten

Romani Rose

Ich danke Herrn Pr�sident Ziercke f�r die Einladung zu diesem Kolloquium. Ich
bin ebenso wie Ralph Giordano bewegt und beeindruckt, dass ich die Mçglichkeit
habe, hier zu sprechen. Das Bundeskriminalamt hat mit dieser Veranstaltungs-
reihe ein positives Signal gesetzt f�r den rechtsstaatlichen Umgang dieses Staates
und seiner gesamten Polizei mit den Minderheiten – auch mit den deutschen Sinti
und Roma. Dies ist eine Chance, dass es auch f�r unsere Minderheit ein Leben
ohne Stigmatisierung gibt und auch f�r uns Respekt und Gleichberechtigung ga-
rantiert sind.

Der Rechtsstaat war in den Jahren nach 1945 in Deutschland keine Selbstver-
st�ndlichkeit, sondern bedurfte erst einer Entwicklung. Damit die Bundesrepu-
blik Aufnahme in die internationale Gemeinschaft finden konnte, unternahm
der damalige Bundeskanzler Adenauer die notwendigen Schritte zur Anerken-
nung und Aufarbeitung des Vçlkermords an den Juden. Eine derartige Aufarbei-
tung gab es gegen�ber unserer Minderheit vier Jahrzehnte lang nicht. Stattdessen
bestimmten die ehemaligen T�ter �ber das Bild unserer Minderheit in der Gesell-
schaft und �ber das Geschichtsbild der Verfolgung der Sinti und Roma durch die
Nationalsozialisten. Dieses Bild war in der Nachkriegsgesellschaft gepr�gt von
einer nahezu bruchlosen �bernahme rassistischer Denkmuster �ber die soge-
nannten „Zigeuner“. Erst im Jahre 1982 erfolgte die Anerkennung des Vçlker-
mords an den Sinti und Roma durch die Bundesregierung.

Die damals vers�umte Auseinandersetzung mit der Geschichte des National-
sozialismus hat dazu gef�hrt, dass viele T�ter aus der NS-Zeit anschließend im
deutschen Polizeiapparat – auch im BKA – weiterbesch�ftigt wurden und ihre
rassistischen Konzeptionen �ber viele Jahrzehnte �berdauern konnten.

Weil es keine Aufarbeitung der Geschichte gab, blieben aber auch die Polizei-
beamten weitgehend unbekannt, die aktiven Widerstand gegen die Nationalsozia-
listen leisteten. Es gehçrte von Anfang an zur Politik des Zentralrats Deutscher
Sinti und Roma, auch diese Fakten in das çffentliche Bewusstsein zu r�cken.
Um ein Beispiel zu nennen: Der Wuppertaler Kriminalbeamte Paul Kreber ließ
die Deportationslisten �ber Sintifamilien, die ihm aus dem Reichssicherheits-
hauptamt �bersandt wurden, verschwinden. Er sorgte daf�r, dass die Betroffenen
gewarnt wurden und sich vor der Verhaftung verstecken konnten. Teilweise ver-
steckte er sie selbst in seinem Haus. Ihm wurde auf Initiative des Zentralrats im
Jahre 1988 durch den damaligen Innenminister Dr. Schnoor in D�sseldorf das
Bundesverdienstkreuz f�r seinen vorbildlichen Einsatz verliehen. In meiner Hei-
matstadt Heidelberg bewahrte der Leitende Kriminalbeamte Johann Josef Herold
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durch seinen persçnlichen Einsatz Sinti-Familien vor der Deportation in die Ver-
nichtung.

Bevor ich zur Situation in der Zeit nach 1945 komme, mçchte ich einige grund-
legende Fakten des nationalsozialistischen Vçlkermords an unserer Minderheit in
Erinnerung rufen. Ich will damit Vorurteilen und falschen Vorstellungen ent-
gegentreten, die infolge der Nazipropaganda in manchen Teilen der Gesellschaft
bis heute immer noch bestehen:

Bundespr�sident Roman Herzog sagte am 16. M�rz 1997 in seiner f�r uns histo-
rischen Rede anl�sslich der Erçffnung des Dokumentations- und Kulturzentrums
Deutscher Sinti und Roma in Heidelberg:

„Der Vçlkermord an den Sinti und Roma ist aus dem gleichen Motiv des Rassen-
wahns, mit dem gleichen Vorsatz und dem gleichen Willen zur planm�ßigen und
endg�ltigen Vernichtung durchgef�hrt worden wie der an den Juden. Sie wurden
im gesamten Einflussbereich der Nationalsozialisten systematisch und familien-
weise vom Kleinkind bis zum Greis ermordet.“

Die deutschen Sinti und Roma waren und sind in Deutschland eine alteingeses-
sene nationale Minderheit und seit jeher B�rger dieses Staates. Im Gegensatz
zu den propagandistischen Klischees der Nationalsozialisten waren Sinti und
Roma bis zur sogenannten „Machtergreifung“ als deutsche Staatsb�rger ebenso
Bestandteil dieser Gesellschaft wie die Juden. Sie �bten bzw. �ben heute genauso
die Berufe der Mehrheitsbevçlkerung als Arbeiter, Angestellte, Gesch�ftsleute,
K�nstler usw. oftmals seit Generationen in ihren Heimatorten aus und hatten
und haben ihren festen Platz im gesellschaftlichen Leben. Sie waren fr�her Sol-
daten in der kaiserlichen Armee oft mit hohen Auszeichnungen und sp�ter
auch in der Wehrmacht. Dokumente belegen, dass sich der Kommandant von Au-
schwitz, Rudolf Hçß, bei Himmler in Berlin dar�ber beschwerte, dass Sinti und
Roma teilweise in ihren Uniformen mit Rangabzeichen und mit Orden in das
KZ deportiert worden seien.1

Die mit dem Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft einsetzende Ausson-
derung und Entrechtung beendete f�r unsere Minderheit das bis dahin selbstver-
st�ndliche Leben als deutsche B�rger. Die Konzentrations- und Vernichtungs-
lager Auschwitz, Treblinka, Sobibor, Majdanek, Bergen-Belsen und andere ste-
hen symbolhaft f�r den staatlich organisierten Holocaust an unserer Minderheit.
Außer in den Vernichtungslagern wurden die Familien der Sinti und Roma in den
sogenannten „mobilen Vergasungswagen“ und durch die Erschießungskomman-
dos der SS, des SD und der Wehrmacht hinter der Ostfront und auf dem Balkan
ermordet. Aufgrund ihrer bloßen biologischen Existenz wurden 500 000 Sinti
und Roma aus elf europ�ischen L�ndern – alte Menschen ebenso wie Kleinkin-

1 Katalog zur st�ndigen Ausstellung „Der nationalsozialistische Vçlkermord an den Sinti und Ro-
ma“, Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma, Heidelberg, 1999, S. 115.
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der – zu Opfern eines Vçlkermordverbrechens, das in der Geschichte einmalig
ist.2

Die Planer und Organisatoren dieses Vçlkermordverbrechens waren unter der
Leitung von Himmler und Heydrich die SS-Leute des Reichssicherheitshaupt-
amtes (RSHA) in den Abteilungen IV und V. Sie f�hrten eine Totalerfassung un-
serer Minderheit – selbst der Neugeborenen – durch. Anschließend lieferten sie
die Sinti- und Roma-Familien den Mordkommandos aus. Zur gleichen Zeit diffa-
mierte und kriminalisierte die çffentliche Propaganda des „St�rmer“ und des
„Vçlkischen Beobachters“ Sinti und Roma ebenso wie die Juden als „Volkssch�d-
linge“ und „Fremdrassige“, wie es im Jargon der Nazis hieß.

Keiner der Hauptverantwortlichen aus dem Reichssicherheitshauptamt wurde je
f�r diesen Vçlkermord an unserer Minderheit zur Rechenschaft gezogen. Statt-
dessen wurden die SS-Leute aus der sogenannten „Zigeuner“-Zentrale des
Reichsicherheitshauptamtes (RSHA) in Berlin fast geschlossen in die Polizei
der neuen Bundesrepublik �bernommen. SS-Oberf�hrer Paul Werner, der zur
Spitze des Reichssicherheitshauptamtes gehçrte, konnte bis in die 1960er Jahre
als Ministerialrat im Stuttgarter Innenministerium arbeiten.3 Ihm unterstand vor
1945 zeitweise im RSHA die o. g. „Reichszentrale zur Bek�mpfung des Zigeuner-
unwesens“, die zentral den Vçlkermord an den Sinti und Roma organisierte. Ob-
wohl er in seiner staatsanwaltlichen Vernehmung am 19. Mai 1959 seine fr�here
T�tigkeit im Reichssicherheitshauptamt einr�umte und angab, es habe die Ab-
sicht bestanden, „die gesamte zigeunerische Bevçlkerung des ganzen Reichs-
gebiets zu erfassen“ und eine „gleichm�ßige Behandlung aller Zigeunerfragen
im Reichsgebiet“ herbeizuf�hren, blieb er unbehelligt im Dienst und das Verfah-
ren wurde „mangels ausreichenden Tatverdachts“ eingestellt.4

SS-Hauptsturmf�hrer Richrath, der als Abteilungsleiter ebenfalls in der „Zigeu-
ner“-Zentrale des RSHA an den Vçlkermordmaßnahmen gegen Sinti und Roma
mitwirkte, wurde sp�ter Kripochef in Flensburg. Angehçrige der SS, des SD und
anderer NS-Dienststellen, die an Deportationen oder Mordaktionen teilgenom-
men hatten, waren in der Polizei der neuen Bundesrepublik Deutschland ebenso
weiter t�tig.5

Ein besonders gravierendes Beispiel ist der – schon von Herrn Schenk erw�hnte –
fr�here SS-Offizier Heinrich Bergmann, der als leitender Angehçriger der Si-
cherheitspolizei in Estland 1942 bei der Ermordung von Roma-Familien maßgeb-
lich beteiligt war. Die Leitung eines Konzentrationslagers bei Reval erstattete
Bergmann persçnlich am 30. Oktober 1942 mit einer Namensliste von 243 Roma-

2 Ebd., S. 26 ff, 51 ff.
3 Ebd., S. 146 ff.
4 „Die Tageszeitung“ vom 6.4.1990; Akten d. Staatsanwaltschaft (StA) Frankfurt, Az.: 4 Js 220/59

Verfahren ./. P. Werner u. a., Bl. 196.
5 Ernst Klee, Das Personenlexikon zum Dritten Reich, S. Fischer, Stichwort „Richrath“.
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M�nnern, -Frauen und -Kindern Vollzugsmeldung �ber deren „Sonderbehand-
lung“, das heißt �ber die Ermordung dieser 243 Menschen.

Bergmann war nach 1945 Kriminalbeamter im gehobenen Dienst beim BKA und
wurde 1962 als Kriminalhauptkommissar nach Erreichen der Altersgrenze in den
regul�ren Ruhestand versetzt.

In seiner Vernehmung durch die Staatsanwaltschaft im Januar 1968 sagte Berg-
mann zu den Vorw�rfen: „Ich habe die Sonderbehandlung angeordnet, weil auf-
grund eines Erlasses Zigeuner zu liquidieren waren, und zwar wahrscheinlich aus
rassischen Gr�nden“. Das Verfahren gegen Bergmann wurde am Ende einge-
stellt.6

Nicht nur dass die T�ter des Vçlkermordes unbehelligt blieben. Sie sahen ihre
Aufgabe auch nach 1945 darin, die damalige Rassenideologie gegen Sinti und
Roma weiter zu betreiben. Sie konnten in den folgenden Jahrzehnten ihr System
der Totalerfassung und Diskriminierung der Sinti und Roma ungebrochen in der
B�rokratie der Bundesrepublik fortf�hren, bis hin zu einem „Leitfaden f�r Krimi-
nalbeamte“ des BKA aus dem Jahre 1967, in dem die Verfasser auf die NS-Pro-
paganda gegen Sinti und Roma unmittelbar und wçrtlich zur�ckgriffen.

Zu den T�tern gehçrten viele SS-Offiziere des Reichssicherheitshauptamtes, ins-
besondere Josef Eichberger. Er war bis 1945 hauptverantwortlich f�r die soge-
nannten „Zigeuner“-Transporte – also vergleichbar mit Adolf Eichmann im Falle
der Juden.7

Eichberger wurde gleich nach 1945 im neuen Bayerischen Landeskriminalamt
Chef der „Zigeuner“-Abteilung. Diese Abteilung wurde die Nachfolgebehçrde
der NS-„Zigeunerleitstelle“ beim Polizeipr�sidium M�nchen. Man �bernahm de-
ren sogenannte „Zigeunerakten“ und das Personal, das vor 1945 f�r die Deporta-
tionen aus Bayern zust�ndig war:

Dies waren unter der Leitung des fr�heren SS-Hauptsturmf�hrers Wilhelm Supp8

unter anderem die Beamten Hans Eller, Georg Geyer und August Wutz. Ihre Ab-
teilung im Bayerischen Landeskriminalamt �bernahm die bis 1938 von den Nazis
verwendete Bezeichnung „Zigeunerpolizeistelle“ und �nderte sie zur Tarnung im
Jahre 1953 in „Landfahrerzentrale“.

Die Beamten aus M�nchen und die fr�heren SS-Leute aus dem Reichssicherheits-
hauptamt waren daf�r verantwortlich, dass Ende der 1950er Jahre auf Tagungen
des Bundeskriminalamtes gefordert wurde, zur Umgehung von Artikel 3 Grund-

6 Dieter Schenk, Die braunen Wurzeln des BKA, Kçln 2001, S. 25, 26; Akten d. Staatsanwaltschaft
Kassel Az.: 3 Js 59/66 (Bundesarchiv Ludwigsburg, Sign. ARZ 246/59).

7 Romani Rose, B�rgerrechte f�r Sinti und Roma, Heidelberg 1987, S. 31, 32.
8 Gesch�ftsverteilungsplan des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) vom 5.10.42; Dok.: B 002 06

des RSHA in Akten der GeneralStA Berlin, Az.: 1 Js 13/65 (RSHA) ./. Streckenbach u. a. Doku-
Band X, Romani Rose, B�rgerrechte f�r Sinti und Roma, Heidelberg 1987, S. 31, 32.
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gesetz solle bundesweit in polizeilichen Akten als Synonym f�r „Zigeuner“ der
Begriff „Landfahrer“ verwendet werden, der ebenfalls aus der Nazi-Zeit stammt.

Die anderen Organisatoren des Vçlkermords in Himmlers „Reichszentrale zur
Zigeunerbek�mpfung“ in Berlin – zuvor hohe SS-Offiziere – wurden auf Poli-
zeibehçrden der Bundesrepublik verteilt: Johannes Otto und Heinrich Bçhlhoff
�bernahmen die sogenannte „Zigeunerbek�mpfung“ im Landeskriminalamt
Nordrhein-Westfalen und bei der Kriminalpolizei in Dortmund. Hans Maly, in-
zwischen mit Doktortitel, wurde nach 1945 Leiter der Kriminalpolizei Bonn.9

Leo Karsten aus der NS-„Zigeunerleitstelle“ in Berlin wurde nach 1945 Leiter der
„Landfahrerpolizeistelle Karlsruhe“, die ebenfalls mit umfangreichen alten Nazi-
Akten gegen die �berlebenden des Vçlkermords weiter t�tig wurde.10 Im Jahre
1959 stellte ein Staatsanwalt aus Frankfurt im Zuge seiner Ermittlungen gegen
fr�here Angehçrige des RSHA in einem Vermerk fest, dass noch mehrere tausend
Akten aus der NS-Zeit �ber Sinti und Roma in der Karlsruher Dienststelle lager-
ten. In einem sp�teren Vermerk hielt der Staatsanwalt fest, „aus den Zigeuner-
akten“ gehe hervor, dass die „sogenannten Berliner Listen, in denen Polizeibehçr-
den das Ableben von KZ-Angehçrigen mitgeteilt worden war, noch nach 1945 bei
der Dienstsstelle in Karlsruhe vorhanden gewesen sein mussten.“11 Ich werde da-
rauf unten nochmals eingehen.

Da die fr�heren SS-Leute aus dem Reichssicherheitshauptamt und ihre Helfer aus
den ehemaligen „Leitsstellen“ einen besonderen Drang zur �ffentlichkeit hatten,
verbreiteten sie in den Polizeizeitungen, die vom Bundeskriminalamt und von den
L�nderbehçrden herausgegeben wurden, eine Vielzahl rassistischer Artikel. Das
Bundeskriminalamt in Wiesbaden holte in den f�nfziger Jahren auch die Beamten
aus der fr�heren NS-„Zigeunerzentrale“ in M�nchen zur Ausbildung weiterer so-
genannter „Zigeuner“-Experten f�r andere Landeskriminal�mter und Polizeipr�-
sidien.

Im April 1956 zum Beispiel hielt Kriminalinspektor Geyer aus der NS-„Zigeuner-
Leitstelle“ in M�nchen, die fr�her an den Verfolgungsmaßnahmen gegen Sinti
und Roma beteiligt war, im Bundeskriminalamt einen Vortrag �ber das soge-
nannte „Landfahrerproblem“. Gleich eingangs bedauerte er, dass „Bayern 1945
eine wahre Invasion von Landfahrern erlebte“. (Das waren damals die wenigen
KZ-�berlebenden, die zur�ckkehrten.) Deshalb, so Geyer weiter, „lag nichts n�-
her, als eine neue Zentralstelle f�r Landfahrer einzurichten“ – aufbauend auf den
verbliebenen alten Unterlagen aus dem Reichssicherheitshauptamt.12

9 Ernst Klee, Das Personenlexikon zum Dritten Reich, unter den jeweiligen Namens-Stichworten.
10 Staatsarchiv Potsdam, Sign.: P. B. Ref., 30. Tit. 198 A, Bl. 21Bs.
11 StA Frankfurt 4 Js 220/59 Bl. 320 ff, 348.
12 Geyer „Das Landfahrerproblem . . .“, Protokoll der 5. Arbeitstagung im Bundeskriminalamt vom

23.4. – 28.4.1956, S. 71.
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Der Beamte der „Landfahrer-Zentrale“, Rudolf Uschold, vertrat 1951 in der offi-
ziellen bayerischen Polizeizeitung die Rassenideologie der Nazis und forderte ein
besonderes Vorgehen gegen sogenannte „Zigeunermischlinge“. Unter denen – so
Uschold – finde man „haupts�chlich den tats�chlichen Kriminellen“.13

Uschold berief sich auf „Forschungsarbeiten“ von Dr. Robert Ritter. Dessen
„Rassehygienische Forschungsstelle“ in Berlin erstellte f�r das Reichssicher-
heitshauptamt vor 1945 �ber 20 000 sogenannte „Rassegutachten“ �ber deutsche
Sinti und Roma. Sie waren die Grundlage f�r die Deportation der betroffenen Fa-
milien in die Konzentrationslager.14 Der Kollege Uscholds, Georg Geyer, bedau-
erte 1957 in der bayerischen Polizeizeitung: „Alle Maßnahmen und Verfolgungen
haben den Lebenswillen der Zigeuner nicht zu brechen vermocht.“15 Das h�tte
auch im „St�rmer“ stehen kçnnen.

Im Oktober 1956 sandte Hanns Eller aus dem Bayerischen Landeskriminalamt an
die Polizeibehçrde Hamburg zur „Personenfeststellung“ die Abschrift eines 1941
erstellten „Rassegutachtens“. Darin stellte die „Rassendiagnose“ fest, dass die be-
troffene Person „bestimmte rassische Merkmale mit den Juden gemeinsam hat.“
Dieses „Rassegutachten“ wurde wohlgemerkt im Jahre 1956! zur Personenfest-
stellung benutzt.16 Der Beamte Geyer teilte in einem anderen Fall f�r die „Land-
fahrerzentrale“ im M�nchner LKA am 4. April 1957 einer anderen Behçrde (Lan-
desentsch�digungsamt) mit, dass eine betreffende Person „zigeunerischer Her-
kunft seit dem Jahre 1939 aktenm�ßig gef�hrt“ werde und „die Person auf Grund
vorliegenden Gutachtens der Rassehygienischen Forschungsstelle in Berlin vom
12.12.1941, wonach er als Zigeunermischling begutachtet wurde, als festgestellt“
anzusehen sei.17

Die sog. „Gutachtliche �ußerung“ der „Rassehygienischen Forschungsstelle“ des
Dr. Ritter enth�lt am unteren Rand den Vermerk „Evak.“. Dieses K�rzel stand f�r
die Deportationsanordnung der betroffenen Sinti und Roma. Die „Zigeunerzen-
trale“ im Reichssicherheitshauptamt ordnete noch f�r sog. „1/8-Zigeuner“ deren
Deportation in ein Konzentrationslager an.18

In Baden-W�rttemberg schrieben Kriminalkommissar Dorsch aus Ravensburg
und Hauptkommissar Vaas aus Stuttgart schon 1949 in der offiziellen Polizeizei-

13 Rudolf Uschold, „Das Zigeunerproblem“, in: „Die Neue Polizei“, 1951, S. 38–40.
14 Katalog zur Ausstellung „Der nationalsozialistische Vçlkermord an den Sinti und Roma“, Doku-

mentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma, Heidelberg, 1999, S. 51 ff.
15 Georg Geyer, „Das Landfahrerwesen – polizeilich gesehen“ in „Die Neue Polizei“, 1957,

S. 6 ff.
16 Romani Rose, a. a. O. S. 35; „Gutachtliche �ußerung“ der „Rassehygienischen Forschungs-

stelle“ Nr. 3833 in Durchschrift, Archiv des Dokumentations- und Kulturzentrums Deutscher
Sinti und Roma; siehe auch Eller, Hanns: „Die Zigeuner ein Problem“ in Kriminalistik 1954,
S. 124 ff.

17 Schreiben des BayLKA vom 4.4.1957 Az.: IIa/4 Gey/Nr. 650/57.
18 Runderlass des RFSSuChdDtPol vom 7.8.1941, S V A 2 Nr. 452.
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tung des Landes wçrtlich: „Der echte Zigeuner . . . neigt zum Betteln, Diebstahl
und Betrug und will ohne ordentliche Arbeit auf Kosten anderer leben.“19

Der w�rttembergische Oberwachtmeister Gerhard Hendsch schrieb 1950 in
einem Gastkommentar in der in Frankfurt erscheinenden Zeitschrift „Polizei-
praxis“:

„Religionsbegriffe hat der Zigeuner so wenig, dass Gott und der Teufel eigentlich
dasselbe ist . . . Sein Handeln ist immer instinktiv . . . So verschieden die Zigeuner
von anderen Menschen sind, so �hnlich sind sie auf der ganzen Welt untereinan-
der. Wer ein Dutzend von ihnen kennt, der kennt sie alle.“20

Die Schulungsarbeit im Bundeskriminalamt hatte im Sinne dieser Beamten „Er-
folg“. Kriminal-Obermeister Hans Bodl�e, Leiter einer Sonderkommission in
D�sseldorf, schrieb im Dezember 1962 in der Polizeizeitung „Kriminalistik“
wçrtlich:

„Bei der zur Beobachtung zur Verf�gung stehenden Personengruppe handelte es
sich um . . . Zigeunermischlinge mit Elternteilen deutschbl�tiger, j�discher, aber
auch kombinierter Zusammensetzung, letztlich also Mischvolk aus drei Blutst�m-
men, bei denen – biologisch unterstellbar – ein Konzentrat negativer Erbmasse zu
verzeichnen sein d�rfte (Verschlagenheit, Hinterh�ltigkeit, Brutalit�t, Trunk-
sucht, Selbstmordneigung usw.).“21

Die nach 1945 neu eingerichteten Landeskriminal�mter hatten f�r den Auf- und
Ausbau ihrer „Landfahrerstellen“ die nationalsozialistischen „Rasseakten“ und
Deportationsunterlagen aus Himmlers NS-„Zigeunerleitstellen“ in M�nchen,
Stuttgart, Frankfurt, Kçln, D�sseldorf, Hannover, Bremen, Hamburg direkt �ber-
nommen und untereinander ausgetauscht. Die sogenannten „Zigeunerkarteien“ in
allen Landeskriminal�mtern wurden als Totalerfassungskarteien f�r die ganze
Volksgruppe identisch aufgebaut. Diese Karteien enthielten sogar ein Verzeichnis
der „Konzentrationslager-Nummern“. Ein solcher Rassismus ist kaum zu fassen:
Die von der SS den Sinti und Roma in den Konzentrationslagern eint�towierten
KZ-Nummern dienten in den Jahrzehnten des demokratischen Deutschland der
Polizei von neuem als „Merkmal“ zur Personenidentifizierung.22 Noch nicht ein-
mal dagegen gab es in der demokratischen Beamtenschaft der Bundesrepublik
Proteste.

19 Dorsch, Vaas: „Die polizeiliche �berwachung der Zigeuner und nach Zigeunerart umherziehen-
den Personen – eine Sammlung von Rechtsvorschriften“, Ravensburg, 1948/49, S. 4.

20 Gerhard Hendsch, „Die Zigeuner vom Standpunkt des Polizeibeamten betrachtet“ in Polizeipra-
xis, 1950, S. 144–145.

21 Hans Bodl�e, „Landfahrer – Ein Beitrag zu ihrer Kriminalit�t“ in Kriminalistik, 1962,
S. 575–578.

22 „Versçhnung und Verst�ndigung nach dem Vçlkermord“ – Dokumentenabdruck in DIE ZEIT v.
11.11.1988 S. 53.
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In einem Vortrag im November 1966 im Bundeskriminalamt zum Thema „Die po-
lizeiliche �berwachung der Landfahrer“ wies ein BKA-Beamter bei der Polizei-
schulung darauf hin, dass schon in der Weimarer Republik die „Deutsche krimi-
nalpolizeiliche Kommission“ sich 1925 „zu einem geschlossenen Vorgehen gegen
die Landfahrerplage“ entschlossen habe. „Eine erfolgsversprechende Bek�mp-
fung des Landfahrerunwesens ist nur durch eine gewissenhafte polizeiliche Kon-
trolle bei allen sich bietenden Gelegenheiten zu erreichen“, so damals der BKA-
Beamte. Das Fernschreiben m�sse „Vollst�ndige Personalien aller kontrollierten
Landfahrer einschließlich ihrer mitreisenden Angehçrigen . . .“, also auch der
Neugeborenen, enthalten.23

Eine – wie es hieß – „wissenschaftliche“ Zusammenfassung dieser polizeilichen
Rassenideologie fand sich schließlich in dem „Leitfaden f�r Kriminalbeamte“,
den das Bundeskriminalamt im Jahre 1967 in seiner „Schriftenreihe“ verçffent-
lichte. Das Schulungshandbuch wurde herausgegeben von dem Leitenden Regie-
rungskriminaldirektor Dr. Bernhard Niggemeyer. Niggemeyer war vor 1945 SS-
Sturmbannf�hrer beim Reichssicherheitshauptamt und in leitender Funktion bei
der „Geheimen Feldpolizei“, die in Russland an zahlreichen Mordaktionen betei-
ligt war. Der „Leitfaden f�r Kriminalbeamte“ des BKA war gepr�gt von rassisti-
scher Nazi-Ideologie gegen die Sinti und Roma und wurde von 1967 bis Ende der
siebziger Jahre in mehreren Auflagen gedruckt.

Als Grundlage f�r den „Leitfaden“ diente ein 1954 erschienener Aufsatz des ehe-
maligen Beamten aus Himmler’s „Zigeuner-Leitstelle“, Hanns Eller, und das
erste Buch des Rassenhygienikers und Giftgasforschers, Dr. Hermann Arnold,
aus dem Jahre 1958. Wichtigste Quelle des „Leitfadens“ war das nationalsozialis-
tische „Handwçrterbuch der Kriminologie“ aus dem Jahre 1936 mit den Stich-
wçrtern „Rasse“ und „Zigeuner“. Die leitenden BKA-Direktoren schrieben die
Nazi-Ideologie aus dem Handbuch von 1936 f�r den „Leitfaden“ wçrtlich ab:

„Die Zigeuner leben in Sippen und Horden, haben einen ,H�uptling�, dem sie be-
dingungslosen Gehorsam schulden und eine Stammesmutter, die als H�terin der
Stammessitten gilt. Die Zigeuner haben weder einen festen Wohnsitz, noch gehen
sie einer geregelten Berufst�tigkeit nach. Der Hang zu einem ungebundenen Wan-
derleben und eine ausgepr�gte Arbeitsscheu gehçren zu den besonderen Merk-
malen eines Zigeuners.“24

Dieser „Leitfaden“ der damaligen BKA-Leitung war nichts anderes als abscheu-
liche Rassenpropaganda. Der Zentralrat erfuhr davon erst Ende 1982. Gleichzei-
tig wurde bekannt, dass die Innenministerkonferenz im Juni 1982 beschlossen

23 Romani Rose a. a. O. S. 39; siehe auch Uschold, Rudolf: „Das Zigeunerproblem“ in Die Neue
Polizei, 1951, S. 38 ff; Gerhard Hess, „Zigeunerromantik – oder die Bek�mpfung des Zigeuner-
unwesens“ in „Der Kriminalist“, 1979, S. 343 ff.

24 Niggemeyer, Gallus, Hoeveler: Schriftenreihe des BKA 40–49, „Kriminologie – Leitfaden f�r
Kriminalbeamte“, 1967, S. 336.
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hatte, die Sondererfassung unserer gesamten Minderheit mit dem K�rzel „ZN“
f�r „Zigeunername“ beizubehalten.

Deshalb demonstrierten im Januar 1983 draußen vor den Toren des Bundeskrimi-
nalamtes 250 Sinti und Roma aus dem ganzen Bundesgebiet – unter ihnen viele
Holocaust-�berlebende. Die Demonstration, die sich ganz besonders auch gegen
die Weiterbesch�ftigung der fr�heren NS-T�ter richtete, ging anschließend durch
die Wiesbadener Innenstadt zum Hessischen Innenminister, der damals Vorsit-
zender der Innenministerkonferenz war.

Bei nachfolgenden Gespr�chen mit dem Innenminister und dem damaligen Vize-
pr�sidenten des Bundeskriminalamtes wurde den Vertretern des Zentralrats Deut-
scher Sinti und Roma eine umgehende Streichung der „ZN“-Sondererfassung zu-
gesagt. Eine von uns erbetene Erkl�rung im Bundeskriminalblatt mit einer deut-
lichen Distanzierung von dem rassistischen „Leitfaden f�r Kriminalbeamte“
wurde vom Bundeskriminalamt oder vom Bundesinnenminister allerdings nicht
verçffentlicht.

In Erg�nzung meines m�ndlichen Vortrags mçchte ich noch einige Anmerkungen
zu dem Weg der NS-„Rasseakten“ aus dem Reichssicherheitshauptamt und aus
den im Zusammenhang mit der Vçlkermordpolitik damit organisatorisch verbun-
denen NS-Polizeileitstellen machen. Der Transport dieser „Rasseakten“ �ber
Sinti und Roma in die neuen Polizeibehçrden der Bundesrepublik nach 1945
und ihre Weiterbenutzung durch die fr�heren T�ter stellt ein besonderes Kapitel
unaufgearbeiteter Geschichte dar.

Nachdem Ende der 1970er Jahre immer wieder Hinweise auftauchten, dass Teile
der NS-Akten des Reichssicherheitshauptamtes, die vor 1945 zur Totalerfassung
der Sinti und Roma und zur Organisation des Vçlkermordes angelegt wurden, im
Behçrdenverkehr weiter verwendet wurden, forderte der Verband Deutscher Sinti
im Jahre 1981 deren sofortige Sicherstellung und �berf�hrung in das Bundes-
archiv. Sie w�ren wichtige Beweismittel gegen die damals noch lebenden T�ter
gewesen. Die entsprechenden Nachfragen wurden regelm�ßig negativ und teil-
weise in zynischer Weise beschieden. So schrieb das Innenministerium Baden-
W�rttemberg (bei dem zuvor bis Ende der 1960er Jahre noch der fr�here SS-
Oberf�hrer Paul Werner aus dem RSHA als Ministerialrat t�tig war) dem Verband
Deutscher Sinti am 15. Oktober 1981: „Bei den Polizeidienststellen des Landes
Baden-W�rttemberg gibt es keine NS-Zigeunerakten. In der Aktenhaltung der
Polizei befinden sich lediglich Akten �ber Personen, �ber die aus kriminalpolizei-
lichen Gr�nden Vorg�nge angefallen sind.“25 Tats�chlich befand sich in den Ak-
ten der Karlsruher Behçrde neben einer unbekannten Zahl von Personenakten
(ein Staatsanwalt aus Frankfurt erw�hnte in einem Vermerk mehrere tausend Ak-
ten) immer noch Schriftverkehr des RSHA mit der damaligen Leitstelle Karlsruhe

25 Schreiben des Innenministeriums Baden-W�rttemberg Az. III 2760/179 vom 15. Oktober 1981.
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�ber die Deportation der Sinti und Roma nach Auschwitz, u. a. Fahrpl�ne f�r die
Verbindung Herbolzheim-Auschwitz.

Wie derartige „Vorg�nge aus kriminalpolizeilichen Gr�nden“ aussahen, verdeut-
licht eine der sogenannten „Personenakten“, wie sie sp�ter in N�rnberg aufgefun-
den werden konnten: Sie beginnt auf Bl. 1 mit der „Gutachtlichen �ußerung“ der
„Rassehygienischen Forschungsstelle“ vom 27. Februar 1939 �ber die Antonia S.,
geboren am 12. Juni 1932, als „Zigeunermischling (-)“. Die Akte befasst sich auf
den folgenden Bl�ttern ohne den geringsten Hinweis auf ein strafrechtliches Ver-
fahren mit der „rassekundlichen“ und erkennungsdienstlichen Behandlung und
der Festnahme. Sie endet mit Bl. 9, auf dem in einem Vermerk vom 9. Juni
1944 �ber das jetzt 12-j�hrige M�dchen festgehalten wird: „Antonia S. wurde
auf Befehl des Reichsf�hrers SS vom 16.12.1942 am 12.6.1944 in das Lager Au-
schwitz eingeliefert. Weiteres nicht veranlasst. Zur Pers.Akt.“26

Wegen der NS-„Rasseakten“, die mit bundesweiter Zust�ndigkeit von der sog.
„Landfahrerzentrale“ im Bayerischen LKA nach 1945 weiterbenutzt wurden,
lehnte das bayerische Innenministerium stets eine Herausgabe an das Bundes-
archiv ab. Am 28. M�rz 1980 schrieb der damalige Bayerische Innenminister, Ge-
rold Tandler, an den Bayerischen Landtag: „Es wird mir ausdr�cklich versichert,
dass . . . alle Akten (der Landfahrerzentrale) vernichtet worden sind.“ Sein Minis-
terialdirektor schrieb am selben Tag dem Verband Deutscher Sinti: „Ich darf Ih-
nen nochmals ausdr�cklich versichern, dass . . . alle Akten (der Landfahrerzentra-
le) vernichtet worden sind.“ Tandlers leitender Ministerialdirektor schrieb jedoch
ebenfalls am 28. M�rz 1980 an den Rassehygieniker und Giftgasforscher Dr. Ar-
nold in Landau, damals Ruhestandsbeamter des Landes Rheinland-Pfalz, mit der
Bitte „um Auskunft, ob Ihnen die ehemalige Landfahrerzentrale . . . Akten �ber-
lassen hat . . . und wo sich diese Unterlagen befinden.“

Dr. Arnolds Antwort und Best�tigung �ber den Erhalt von NS-Rasseakten ab
1960 („vornehmlich Genealogien“) ging am Dienstag nach Ostern 1980 im In-
nenministerium in M�nchen ein.

Zur selben Zeit – an Ostern 1980 – begannen aus Protest gegen die Haltung der
verantwortlichen Politik zwçlf Sinti in der Gedenkst�tte des ehemaligen Konzen-
trationslagers Dachau einen Hungerstreik. Der bayerischen Innenstaatssekret�r
Neubauer – beauftragt von Tandler – suchte mit seinem Pressesprecher und Mi-
nisterialrat die Hungerstreikenden in der KZ-Gedenkst�tte auf und bat sie ein-
dringlich, den Hungerstreik zu beenden. Denn die „Landfahrerzentrale“ habe
nie „Rassegutachten“ und andere NS-Akten des „Rassehygieneinstituts“ des
Reichssicherheitshauptamtes besessen und alles andere sei seit 1970 vernichtet.
Bei dieser Erkl�rung blieb es bis zum Schluss des Hungerstreiks und auch im De-
zember 1980, als der selbe Ministerialrat „im Auftrag“ des fr�heren Innenminis-

26 Staatsarchiv N�rnberg, Personenakten der Staatlichen Kriminalpolizei – Kriminalpolizeistelle
N�rnberg-F�rth, Sign. 207469 „Antonia S.“.
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ters, Gerold Tandler, einen von Tandler unterzeichneten Bericht f�r den Bayeri-
schen Landtag zur Frage nach den NS-Akten und den Anspruch des Bundes-
archivs schrieb. Er behauptete, alle Akten seien vernichtet, obwohl er schon an
Ostern die Nachricht vorliegen hatte, dass NS-Aktenmaterial von der „Landfah-
rerzentrale“ mit den fr�heren SS-Leuten aus dem RSHA ab 1960 an Dr. Arnold in
Landau weitergegeben worden war.

Innenminister Gerold Tandler schrieb am 25. April 1980 persçnlich an den Vor-
sitzenden der Israelitischen Kulturgemeinde in M�nchen, Dr. Hans Lamm: „Be-
kanntlich wurde die Landfahrerzentrale bereits im Jahre 1946 eingerichtet, ihre
T�tigkeit im Jahre 1965 eingestellt. Die Landfahrerordnung wurde auf einstim-
mige Aufforderung des Bayerischen Landtags im Jahre 1951 (unter maßgeblicher
Mitwirkung den ehemaligen SS-Leute aus dem RSHA, Anm. des Verf.) ausgear-
beitet und mit �berw�ltigender Mehrheit beschlossen. Eine Distanzierung von
beidem ist weder mir noch einem meiner Amtsnachfolger jemals zuzumuten, sie
w�rde n�mlich die Unterstellung beinhalten, dass s�mtliche Innenminister von
1946 bis 1965 rechtswidrig gehandelt und der Bayerische Landtag im Jahre
1951 einen mit der Bayerischen Verfassung und dem Grundgesetz unvereinbaren
Beschluss gefasst hat.“27 Was nicht sein darf, das nicht sein kann.

Zu der im Juli 1979 begonnenen Auseinandersetzung mit dem Bayerischen
Staatsminister des Innern zur „Landfahrerzentrale“ gehçrte auch die Aufforde-
rung des Verbands Deutscher Sinti und der Gesellschaft f�r bedrohte Vçlker an
das Bundesarchiv in Koblenz, bei dem o. g. Rassehygieniker Dr. Arnold in
Landau sofort die „Zigeuner“-Akten des NS-„Rassehygiene-Instituts“ sicherzu-
stellen und ins Bundesarchiv einzuziehen. Da wussten die beiden Organisationen
noch nicht, dass Dr. Arnold diese NS-Akten Anfang der sechziger Jahre vom
Bayerischen LKA bekommen hatte. Der Vorsitzende der Datenschutzkommis-
sion von Rheinland-Pfalz wurde ebenfalls dazu aufgefordert, da es seit 1978 Hin-
weise darauf gab, dass Dr. Arnold den Nachlass des Ritter’schen Instituts �ber-
nommen hatte, als ihn keiner haben wollte. Der damals zust�ndige Archivdirektor
im Bundesarchiv veranlasste den Datensch�tzer in Mainz Ende 1979 zu verspre-
chen, Dr. Arnold habe „sich bereit erkl�rt, neben den ehemaligen Akten des
Reichssicherheitshauptamtes auch eine private Aktensammlung“ ans Bundes-
archiv abzugeben.

Allerdings blieben Nachfragen an das Bundesarchiv �ber den Zeitpunkt der �ber-
gabe �ber ein Jahr lang unbeantwortet. Die Auskunft des Bundesarchivs erst im
September 1980, „dass die privaten Unterlagen von Prof. Dr. Hermann Arnold in-
zwischen vom Bundesarchiv �bernommen worden sind“, beinhaltete jedoch nicht
die gesamte Wahrheit. In Wirklichkeit war ein Teil der NS-„Zigeunerrasseakten“
des „Rassehygieneinstituts“ in einer Nacht- und Nebelaktion in das Universit�ts-
archiv T�bingen geschafft worden, und zwar von Frau Prof. Sophie Erhardt, die

27 Schreiben des Bayerischen Staatsministers des Innern Az.: I C 2–2105–35/104 vom 25.4.1980.
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fr�her vor 1945 zu dem „Rassehygiene“-Institut des Dr. Ritter im Reichssicher-
heitshauptamt gehçrte und sp�ter in Kontakt stand mit Dr. Arnold.

Frau Erhardt hatte sich im Juli 1980 f�r diese Reichsakten gegen�ber dem Rechts-
nachfolger Bundesarchiv auch noch ausdr�cklich „als ehemalige Mitarbeiterin
von Dr. Robert Ritter“ um ein Verf�gungsrecht bis zum Jahr 2000 bem�ht. Das
Bundesarchiv hatte Verst�ndnis f�r die Rassenforscherin, weil sie ihre „wissen-
schaftliche“ Arbeit �ber die „Handleistensysteme der Zigeuner“ noch beenden
wollte.28

Trotz aller Irref�hrungen zu den bis dahin in ihrem Aussehen und Inhalt dem Ver-
band Deutscher Sinti und Roma noch vçllig unbekannten Akten �ber die tausende
ermordeten deutschen Sinti und Roma kamen die Betroffenen durch weitere Re-
cherchen in der ersten Jahresh�lfte 1981 auf die genaue Spur bis vor die T�r in
T�bingen, hinter der die NS-Aktenberge (16 laufende Regalmeter) lagen.

Am 1. September 1981 besetzten 18 Sinti, unter ihnen KZ-�berlebende von Au-
schwitz und Dachau, den Keller des Universit�tsarchivs in T�bingen. Sie ver-
langten vom Universit�tspr�sidenten den sofortigen Abtransport des NS-Akten-
materials ins daf�r zust�ndige Bundesarchiv. Zur Unterst�tzung informierte der
Verband Deutscher Sinti und Roma bei Beginn der Besetzung die damalige Bun-
destagsabgeordnete, Helga Schuchardt, die zum damals verantwortlichen Innen-
minister, Gerhard Baum, in der Plenarsitzung des Bundestags ging, und Simon
Wiesenthal, den Leiter des J�dischen Dokumentationszentrums in Wien, der so-
fort mit seinem New Yorker B�ro telefonierte, das wiederum bei der Deutschen
Botschaft in Washington Protest gegen diesen Skandal erhob. W�hrend dessen sa-
ßen die 18 Sinti im Keller des Universit�tsarchivs.

Die Journalisten, die der Verband Deutscher Sinti mit der Verpflichtung zum Still-
halten zwei Stunden vor der Besetzungsaktion informiert hatte, machten mit ih-
rem Erscheinen bei der Universit�t den notwendigen restlichen Druck. Statt in
einigen Monaten oder einigen Jahren entschieden die Kultur- und Innenminister
der Landesregierung in Stuttgart und der Bundesregierung in Bonn nach Telefo-
naten innerhalb weniger Stunden �ber den Abtransport der NS-Akten, bei denen
allerdings die f�r NS-Verfahren wichtigen mehr als 20 000 „Rassegutachten“
fehlten. Die Sinti, auch die �lteren, die in den Akten Fotos ihrer ermordeten An-
gehçrigen sahen, begleiteten im Konvoi den Transport ins Bundesarchiv noch am
Abend desselben 1. September 1981.

Gerold Tandler blieb bei seiner Haltung und schrieb im April 1981 persçnlich
zur nochmaligen Frage nach dem Verbleib noch fehlender NS-Akten des „Rasse-
hygieneinstituts“ des RSHA als Vorbedingung f�r das bevorstehende Gespr�ch
mit dem Verband Deutscher Sinti:

28 Romani Rose, B�rgerrechte f�r Sinti und Roma a. a. O. S. 124.
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„Sie kennen die mehrfachen �ußerungen, die das Bayerische Staatsministerium
des Innern und auch ich persçnlich, zuletzt in dem von Ihnen zitierten und Ihnen
sicher vorliegenden Bericht, dazu abgegeben haben. Solange das Wort, das ich
gegeben habe, angezweifelt wird, sehe ich – insoweit hoffe ich auf Ihr Verst�ndnis
– die Basis f�r ein vertrauensvolles persçnliches Gespr�ch nicht f�r gegeben. Auf
ein kl�rendes Wort Ihrerseits hin werde ich Ihnen gerne einen Gespr�chstermin
benennen.“

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma ging im Januar 1984 in M�nchen mit
dem gesamten Skandal an die �ffentlichkeit. Gerold Tandler erwirkte gegen
die Anschuldigungen, er habe von diesen NS-Akten und Dr. Arnold gewusst,
eine Verf�gung des Landgerichts, das ihn, ohne die gesamten Aktenvorg�nge
des Innenministeriums in den Jahren 1980–1983 auf den Tisch kommen zu las-
sen, „subjektive Unkenntnis“ �ber den wahren Aktenbesitz in der „Landfahrer-
zentrale“ und die Aktentransaktion an Dr. Arnold bescheinigte. Das Innenminis-
terium hielt auch kategorisch einen bis dahin nur telefonisch bekannt gewordenen
„Aktenaussonderungsvermerk“ des Landeskriminalamts vom 23. Juli 1964 unter
Verschluss.

Die ca. 24 000 sog. „Rassegutachten“ der „Rassehygienischen Forschungsstelle“
beim RSHA sind – bis auf einzelne aufgetauchte Exemplare – jedenfalls bis heute
verschwunden. Der Leiter der „Rassen-Forschungsstelle“ im RSHA war Dr. Ro-
bert Ritter, dessen Stellvertreterin war Eva Justin, zu den Mitarbeitern z�hlte So-
phie Erhardt. Wir gehen davon aus, dass im Mai 1949 Eva Justin, nun plçtzlich
schon „Psychologin“ am Gesundheitsamt Frankfurt, die „Rassegutachten“, ca.
40 Aktenordner mit Stammbaumtafeln (Genealogien), Karteien, Massen an Fotos
und Filmen usw. in der „Zigeunerpolizeistelle“ und sp�teren „Landfahrerzentra-
le“ ihren alten Bekannten aus Berlin, Rudolf Uschold und Josef Eichberger �ber-
gab, die w�hrend staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren gegen NS-Ver-
brecher das Material 1960/61 und laut dem o. g. Vermerk 1964 vermutlich auch
die „Rassegutachten“ an Dr. Arnold weitergaben. Dieser wertete die Akten ab
1964 mit finanziellen Mitteln des Bundesinnenministers f�r die weitere Polizei-
arbeit aus.

Dr. Robert Ritter, der sich gleich nach dem Krieg mit dem sogenannten „anthro-
pologischen Aktenmaterial“ in Winnenden bei Stuttgart versteckt hatte, brachte
dieses (eine Sammlung mit Fotos, Hand- und Fußabdr�cken, Sch�delvermessun-
gen, Blutprobenscheinen usw.) 1947 zu Frau Professor Erhardt am Anthropologi-
schen Institut der Universit�t T�bingen, die dort nach 1945 Professorin wurde.
Ritter wurde 1947 Amtsarzt in Frankfurt, wieder mit Eva Justin als „Assistentin“.
Der erzwungene Weg 1981 in das Bundesarchiv nach Koblenz ist schon bekannt.

Zur anf�nglichen Rechtfertigung des Bayerischen Innenministeriums, das seien
„keine NS-Akten“, sondern „wissenschaftliches Material zu Forschungszwe-
cken“ gewesen, schrieb der Kçlner Professor Dr. Benno M�ller-Hill im M�rz
1984 unter anderem: „Es ist in diesem Zusammenhang abwegig, die im Bundes-
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archiv verwahrten Genealogien, anthropologischen Messdaten und Gutachten als
,wissenschaftliches Material�, das nicht zu den eigentlichen Akten gehçre, zu be-
zeichnen. Es handelt sich um die Planungsunterlagen, d. h. die Akten eines Geno-
zids und nichts anderes.“

Vor diesem Hintergrund wandte sich Simon Wiesenthal im August 1986 an Mi-
nisterpr�sident Franz Josef Strauß mit der Bitte, mit Gerold Tandler zu sprechen,
damit der Streit vor Gericht mit dem Zentralrat Deutscher Sinti und Roma „doch
einvernehmlich beigelegt werde“. Simon Wiesenthal schrieb dazu an den dama-
ligen Ministerpr�sidenten Franz Josef Strauss: „Es geht um die Akten des seiner-
zeitigen ,Rasse-Hygiene-Institutes�, die von den Nazis als Unterlagen f�r die
Feststellung, wer ,Zigeuner, 	 Zigeuner oder 
 Zigeuner� war, herangezogen
wurden. Diese Klassifizierung f�hrte in der Konsequenz zum Mordprogramm
an den deutschen und çsterreichischen ,Zigeunern�. Diese Akten bedeuteten f�r
fast 25 000 deutsche Sinti und Roma das Todesurteil und die Fahrt nach Au-
schwitz.“29

Strauß lehnte im Oktober 1986 ein Gespr�ch ab.

Mitarbeiter des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma und der Sinti-Union Berlin
suchten am 18. M�rz 1987 auch das Max-von-Pettenkofer-Institut des Bun-
desgesundheitsamtes auf, in dessen Institutsr�umen bis 1945 das „Rassehygiene-
institut“ untergebracht war. Nach 1945 wurden in den Instituten des Bundes-
gesundheitsamts Unterlagen von medizinischen Experimenten in Konzentra-
tionslagern zur�ckgehalten. Dieses durch Menschenversuche in den Konzentra-
tionslagern gewonnene Material bildete nach Einsch�tzung des Zentralrates
nach dem Kriegsende weiter die „wissenschaftliche“ Grundlage f�r die Fortset-
zung und Fortentwicklung der Forschung in der Bundesrepublik Deutschland.

Bereits 1983 wurde das Bundesgesundheitsamt, unter dessen Verantwortung die
Materialien bislang zur�ckgehalten wurden, vom Bundesarchiv Koblenz auf-
gefordert, die umfangreichen Unterlagen aus der Zeit von 1933–1945 nach Ko-
blenz zu �bersenden. Trotz mehrfacher dringlicher Nachfragen, nachdem ein lei-
tender Mitarbeiter des Bundesarchivs selbst NS-Akten u. a. �ber Malaria-Ver-
suche an Konzentrationslager-H�ftlingen im Bundesgesundheitsamt in Augen-
schein genommen h�tte, seien diese Materialien nicht �bersandt worden,
vielmehr endeten alle �berstellten Vorg�nge abrupt mit dem Jahr 1933.

Der Pr�sident des Bundesgesundheitsamtes erkl�rte sich im M�rz 1987 bereit, das
NS-Material aus den Instituten zusammenzustellen und an das Bundesarchiv in
Koblenz zu �bergeben. Die �bergabe erfolgte am 19. Juni 1987.

In den Jahrzehnten nach 1945 blieben die Verantwortlichen und ehemaligen Or-
ganisatoren des nationalsozialistischen Massenmords an den Sinti und Roma von
Strafverfolgung praktisch unbehelligt und wurden stattdessen nahtlos in die

29 Schreiben Simon Wiesenthal vom 29. August 1986 SW/A.
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Dienste der Bundesrepublik Deutschland �bernommen. Die Staatsanwaltschaf-
ten, die der Form halber Ermittlungsverfahren gegen sie wegen der Tçtung von
Sinti und Roma (Mord und Beihilfe) einleiteten, wurden eher zu ihren Verteidi-
gern.

1948 leitete die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main ein Ermittlungsverfahren
gegen Dr. Robert Ritter und Eva Justin als ehemalige Leiter des „Rassehygienein-
stituts“ ein. Das Verfahren gegen Justin wurde wegen Mangels an Beweisen ein-
gestellt. Robert Ritter erkl�rte der Staatsanwaltschaft, er habe nur bis Ende 1942
Rassenforschung betrieben und mit den Auschwitz-Deportationen nichts zu tun
gehabt. Die Staatsanwaltschaften �bernahmen damals die Position der „Landfah-
rerzentralen“ und der Wiedergutmachungs�mter, eine Verfolgung aus rassischen
Gr�nden habe es erst ab M�rz 1943 gegeben und einen Willen zur Vernichtung
�berhaupt nicht.

Ritter erstellte bis 1945 „Rassegutachten“ und schickte damit Sinti und Roma
noch in den Tod. Zum Beispiel sein Rassegutachten Nr. 23034 vom 29. M�rz
1944 ging am 6. April 1944 in Durchschrift bei der „Zigeunerleitstelle“ in M�n-
chen ein. Die Schreiben von Berlin nach Auschwitz waren auch von „Dr. Ritter“
unterzeichnet. Die Staatsanwaltschaft Frankfurt glaubte Ritter im Jahre 1948 und
stellte das Verfahren im August 1950 ein. Ritter starb 1951 in Frankfurt als Arzt
des st�dtischen Gesundheitsamtes. Eva Justin blieb dort weiter besch�ftigt.

Das 1957 begonnene Verfahren der Staatsanwaltschaft Frankenthal/Pfalz gegen
Leo Karsten wurde im Juli 1960 wieder eingestellt, weil er bei Durchf�hrung
des Auschwitz-Erlasses dessen „Zweck nicht gekannt“ habe und „aus seiner
Dienststellung heraus auch nicht erkennen konnte,“ so die Einstellungsver-
f�gung.

Auch die Verfahren ab 1961 bei der Staatsanwaltschaft Kçln gegen Josef Eichber-
ger, Karl-Wilhelm Supp, Hans Maly, Heinrich Bçhlhoff und andere wurden 1964
mit derselben Begr�ndung eingestellt, gegen Johannes Otto, weil er sich 1961 das
Leben genommen hatte.

In einem zweiten, wegen neuer Beschuldigungen gegen Eva Justin 1959 eingelei-
teten Verfahren trat der Rassenhygieniker und Giftgasforscher Dr. Hermann Ar-
nold, nun „Zigeunerfachmann“, als Entlastungszeuge auf. Ihre Doktorarbeit mit
der Forderung nach Massensterilisation der „Zigeuner“ habe 1944 nichts mehr
bewirkt, von „Rassegutachten“ wusste Dr. Arnold nichts, Sterilisationen erfolgen
„aus eugenischen Gr�nden“, und aus Ritters Arbeiten habe er entnommen, „dass
Dr. Justin mit der Verfolgung der Zigeuner nicht das Geringste zu tun hatte.“ Bei
der Beschuldigung Justins durch „Zigeuner“ (mein Vater Oskar Rose und meh-
rere andere) spiele die „Frage der Geldentsch�digungen . . .. eine herrschende
Rolle“, so der Medizinalrat Dr. Arnold im Juli 1959.

Tats�chlich beschr�nkten sich die Aktivit�ten der fr�heren SS-Leute aus dem
Reichssicherheitshauptamt und den SS-„Zigeunerleitstellen“, die an dem Vçlker-
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mordprogramm gegen die Sinti und Roma beteiligt waren, nach 1945 nicht nur
auf den Polizeibereich. In der M�nchener „Landfahrerzentrale“ und in den
„Landfahrerpolizeistellen“ griffen sie auch unmittelbar und systematisch in Wie-
dergutmachungsverfahren ein mit dem Ziel der Verhinderung von Entsch�digung
f�r die �berlebenden KZ-Opfer. Koordiniert von den Finanzministerien erschien
am 22. Februar 1950 der bundesweite „Runderlass E 19 an die Wiedergutma-
chungsbehçrden“ betreffend „Wiedergutmachungsantr�ge der Zigeuner“. Dort
hieß es wçrtlich: „Die Pr�fung der Wiedergutmachungsberechtigung der Zigeu-
ner und Zigeuner-Mischlinge nach den Vorschriften des Entsch�digungsgesetzes
hat zu dem Ergebnis gef�hrt, dass der genannte Personenkreis �berwiegend nicht
aus rassischen Gr�nden, sondern wegen seiner asozialen und kriminellen Hal-
tung verfolgt und inhaftiert wurde . . .Aus diesen Gr�nden ordnen wir an, dass
Wiedergutmachungsantr�ge von Zigeunern und Zigeuner-Mischlingen zun�chst
dem Landesamt f�r Kriminal-Erkennungsdienst, Stuttgart-O, Fuchsstraße 7 zur
�berpr�fung zugeleitet werden. Das Landesamt Stuttgart wird seine Ermittlun-
gen in Zusammenarbeit mit dem Zentralamt f�r Kriminal-Identifizierung und Po-
lizeistatistik in M�nchen und der Kriminal-Hauptsstelle, Landfahrerpolizeistelle
der Landespolizei in Karlsruhe durchf�hren.“30 In Stuttgart saß SS-Oberf�hrer
Paul Werner, das genannte „Zentralamt“ in M�nchen war die „Landfahrerzentra-
le“ unter der Leitung der SS-Hauptsturmf�hrer Wilhelm Supp und Josef Eichber-
ger, in der Karlsruher Dienststelle war der NS-Leitstellen-Beamte Leo Karsten
die maßgebliche Person. Die KZ-�berlebenden Sinti und Roma sahen sich im
Entsch�digungsverfahren wieder denselben Personen und den T�tern gegen�ber,
die sie und ihre Familien in die Konzentrationslager deportiert hatten.

Nach all dem mçchte ich festhalten:

Das heutige Bundeskriminalamt ist f�r die geschilderten Vorg�nge aus der Zeit
bis 1982 nicht verantwortlich. Das gilt auch f�r die Polizeibehçrden und Innen-
ministerien in den Bundesl�ndern.

Aus diesem Teil der Geschichte erw�chst aber die Verantwortung, rechtsstaats-
widrige Praktiken nicht mehr zuzulassen. Nach offizieller Darstellung der Innen-
minister der L�ndern wurden die „Zigeuner/Landfahrer-Karteien“ in den Landes-
kriminal�mtern in den siebziger Jahren aufgelçst, in Rheinland-Pfalz angeblich
1975, in Bayern angeblich 1970–72.31 Tats�chlich gab es aber auch in den Folge-
jahren immer wieder Hinweise, dass eine besondere Erfassung unserer Minder-
heit in verschiedenen Polizeibehçrden weiterbetrieben wurde. Dabei wurden in
den Bundesl�ndern verschiedene neue Ersatz-K�rzel benutzt wie „Ldf“ f�r
„Landfahrer“, „HWAO“ f�r „h�ufig wechselnder Aufenthaltsort“, „ILAN“ f�r

30 Runderlass Az.: 202/1330 vom 22. Februar 1950, Erlassammlung �ber Entsch�digungsverfahren
beim Landesamt Stuttgart, Archiv des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma.

31 Ergebnisse in Gespr�chen des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma mit den L�nderinnenminis-
tern in den Jahren nach 1983.
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„Information Landfahrer“, „MEM“ f�r „mobile ethnische Minderheit“ und an-
dere Synonymbezeichnungen f�r Sinti und Roma.

Eine Konsequenz aus dem Nationalsozialismus ist das grundlegende Rechts-
staatsprinzip, wonach nur jeder Einzelne f�r sich allein sein Fehlverhalten zu ver-
antworten hat, nicht seine Familie, ethnische oder religiçse Herkunft oder sonsti-
ge Gruppenzugehçrigkeit. Dieses Rechtsstaatsprinzip liegt der deutschen Verfas-
sung zugrunde.

Das Ministerkomitee des Europarates als hçchstes Gremium fasste im Februar
dieses Jahres einen Beschluss mit deutlicher Kritik an der Bundesrepublik
Deutschland. In dem Beschluss �ber Deutschland heißt es wçrtlich: „Die Situa-
tion der Roma und Sinti ist nach wie vor sehr bedenklich, sie sind h�ufig Opfer von
Diskriminierung und Stigmatisierung.“ Das werde dadurch „versch�rft“, so das
Ministerkomitee, weil „ungerechtfertigt Unterlagen zur Volkszugehçrigkeit von
Tatverd�chtigen oder Straft�tern, die der Roma/Sinti-Minderheit angehçren, ge-
f�hrt und diese Informationen in einigen F�llen an die Presse weitergegeben wer-
den.“32 Gegen diese Praxis verlangt der Zentralrat seit langem eine gesetzliche
Regelung im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz.

Es gibt auch heute noch in fast allen L�ndern Europas erschreckende rassistische
Gewalttaten und �bergriffe gegen Roma und Sinti und viele F�lle von diskrimi-
nierender Politik durch staatliche Stellen. Die Grundlage solcher Anfeindungen
bilden Vorurteile und Stereotypen gegen�ber der Minderheit. Dass Angehçrige
unserer Minderheit immer noch Benachteiligungen ausgesetzt sind, hat seine Ur-
sache nicht zuletzt in der jahrzehntelangen Verdr�ngung des Holocaust an den
Sinti und Roma aus dem gesellschaftlichen Bewusstsein.

Dieses Kolloquium im Bundeskriminalamt ist ein wichtiger Schritt f�r ein ande-
res Denken, damit auch die Geschichte unserer Minderheit ihren Platz in der Ge-
sellschaft findet und eine Sensibilisierung der Polizeibeamten f�r die Beachtung
der Minderheitenrechte gefçrdert wird. F�r diesen Schritt danke ich nochmals
Herrn Pr�sident Ziercke und allen, die diese Veranstaltung ermçglicht haben.

32 Ministerkomitee des Europarats, Entschließung in Straßburg, Az.: ResCMN 2007/4 vom 2. Fe-
bruar 2007.
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„Restauration“ oder „Ein neuer Anfang“:
Zur Polizeigeschichte und -geschichtsschreibung des „Dritten Reiches“
und der Bundesrepublik

Herbert Reinke

I. Anf�nge und Entwicklung einer „Neuen Polizeigeschichte“
in der Bundesrepublik

1985 erschien ein Buch �ber die Anf�nge der westdeutschen Polizei nach 1945,
das als Ergebnis eines als ,links� etikettierten Forschungsprojektes von der dama-
ligen Polizei wenig gelitten war. Der Autor nahm durch den Titel seines Buches
„Die Restauration der deutschen Polizei. Innere R�stung von 1945 bis zur Not-
standsgesetzgebung“ eine eindeutige Position zur Nachkriegsentwicklung der
deutschen Polizei ein. Er provozierte damit eine Publikation aus der Polizei, die
durch ihre Titelformulierung „Polizei nach 1945 – ein neuer Anfang“ eine deut-
liche Gegenposition bezog.1 Heute (M�rz 2008) haben polizeiexterne Historiker
und Polizeiangehçrige derartige konfrontative Positionierungen durch die Arbeit
in gemeinsamen polizeigeschichtlichen Projekten l�ngst �berwunden. Beide Sei-
ten sind Teil einer ,Neuen Polizeigeschichte� geworden, die nicht nur durch eine
betr�chtliche Zahl von Publikationen, sondern auch durch eine große Resonanz in
der �ffentlichkeit l�ngst zu einer Erfolgsgeschichte geworden ist.

Dabei waren die Anf�nge dieser „Neuen Polizeigeschichte“ in Deutschland mehr
als bescheiden. Die Geschichte der Polizei in Deutschland wurde von der deut-
schen Geschichtsschreibung �ber viele Jahre hinweg ignoriert – von einigen we-
nigen rechtshistorischen und dogmengeschichtlich orientierten Arbeiten einmal
abgesehen.2 In der Polizei selbst war die Geschichte der eigenen Institution
zwar in vielfacher Weise pr�sent, z. B. in der Form von Erinnerungsschriften ein-
zelner Polizisten oder als Chroniken einzelner Behçrden und Dienststellen, aber
diese Schriften von oft sehr unterschiedlicher Qualit�t waren zumeist f�r einen
engeren Interessenten- und Leserkreis innerhalb der Polizei gedacht.

Diese Situation hat sich inzwischen deutlich in positiver Weise ver�ndert. Die Ge-
schichte der Polizei ist nicht l�nger nur mehr ein Randgebiet der historischen For-
schung, auch innerhalb der Polizei ist die Geschichte der eigenen Institution nicht

1 Falco Werkentin, Die Restauration der deutschen Polizei. Innere R�stung von 1945 bis zur Not-
standsgesetzgebung, Frankfurt/Main 1985; Hans-Werner Hamacher (Hrsg.), Polizei 1945 – ein
neuer Anfang, 2. Auflage, Hilden 1989.

2 Vgl. auch die Bemerkungen zu dieser „Fr�hgeschichte“ der Geschichtsschreibung �ber die Polizei
bei Ralph Jessen, Polizei und Gesellschaft. Zum Paradigmenwechsel in der Polizeigeschichtsfor-
schung, in: Gerhard Paul, Klaus-Michael Mallmann (Hrsg.), Die Gestapo – Mythos und Realit�t,
Darmstadt 1995, S. 19–43; Herbert Reinke, Polizeigeschichte in Deutschland. Ein �berblick, in:
Peter Nitschke (Hrsg.), Die deutsche Polizei und ihre Geschichte. Beitr�ge zu einem distanzierten
Verh�ltnis, Hilden 1996, S. 13–26, dort auch jeweils weiter Verweise.
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l�nger auf Erlebnisberichte einzelner Polizisten und auf Behçrdenchroniken
beschr�nkt, sondern Gegenstand einer intensiven – zumeist offenen und auch
selbstkritischen – historischen Reflexion geworden3, die sich auch in Projekten
und Buchpublikationen niedergeschlagen hat.4

Ein �berblick des inzwischen recht großen Spektrums historischer Forschungen
zur modernen deutschen Polizei l�sst erkennen, dass die verschiedenen Perioden
der deutschen Polizeigeschichte im 19. und 20. Jahrhundert, ihr geographisch-ad-
ministrativer Bezug (Polizeien einzelner St�dte, der Bundesstaaten bzw. -l�nder),
sowie die einzelnen Polizeisparten selbst (Schutzpolizei, Kriminalpolizei, politi-
sche Polizeien) mit sehr unterschiedlicher Gewichtung in der Geschichtsschrei-
bung �ber die deutsche Polizei abgebildet werden. Dabei liegt insgesamt ein ein-
deutiger Schwerpunkt auf der Geschichte der Schutzpolizei und politischen Poli-
zeien, w�hrend die Entwicklung der Kriminalpolizei bisher vergleichsweise we-
nig die Aufmerksamkeit von Historikern gefunden hat. F�r das neunzehnte
Jahrhundert und f�r die Jahre bis zum Ende des Ersten Weltkrieges liegt inzwi-
schen eine grçßere Zahl polizeigeschichtlicher Arbeiten vor, wohingegen der
Zeit der Weimarer Republik noch wenig Aufmerksamkeit gewidmet worden
ist. �ber die Polizei des „Dritten Reiches“, sowie �ber die Polizeien der beiden
Nachfolgestaaten des Reiches ist in den letzten Jahren in sehr intensiver Form ge-
arbeitet worden.5

Die Geschichtsschreibung hat sich bis vor kurzem der Polizei in der NS-Zeit sehr
selektiv gewidmet:6 Sie bestand �ber viele Jahre �berwiegend aus Arbeiten �ber

3 Diese Reflexion wird inzwischen durch verschiedene Foren unterst�tzt, so zum Beispiel durch
Gruppen/Vereinigungen historisch interessierter Polizisten an einzelnen Behçrden und durch po-
lizeigeschichtliche Sammlungen. Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch die 1989 gegr�ndete
„Deutsche Gesellschaft f�r Polizeigeschichte“ und das von der Gesellschaft seit 1990 herausgege-
bene „Archiv f�r Polizeigeschichte“.

4 U. a. Harald Buhlan,Werner Jung (Hrsg.),Wessen Freund und wessen Helfer? Die Kçlner Polizei im
Nationalsozialismus, Kçln 2000; Norbert Schloßmacher (Hrsg.), „Kurzerhand die Farbe gewech-
selt“. Die Bonner Polizei im Nationalsozialismus, Bonn 2006; Carsten Dams, Klaus Dçnecke,
Thomas Kçhler (Hrsg.), „Dienst am Volk“? D�sseldorfer Polizisten zwischen Demokratie und
Diktatur, Frankfurt/Main 2007.

5 Einen �berblick zu den Polizeien Ost- und Westdeutschlands bieten Gerhard F�rmetz, Herbert
Reinke, Klaus Weinhauer (Hrsg.), Nachkriegspolizei. Sicherheit und Ordnung in Ost- und West-
deutschland 1945–1969, Hamburg 2000. Zur Bundesrepublik auch Klaus Weinhauer, Schutzpoli-
zei in der Bundesrepublik. Zwischen B�rgerkrieg und Innerer Sicherheit: Die turbulenten sechziger
Jahre, Paderborn 2003. Die Polizeigeschichte der DDR ist nicht Gegenstand dieses Beitrags. Zur
Staatssicherheit der DDR sei hier auf die bei der Bundesbeauftragten f�r die Unterlagen der Staats-
sicherheit der ehemaligen DDR herausgegebenen wissenschaftliche Reihe verwiesen; zur Volks-
polizei der DDR auf die Studie von Thomas Lindenberger, Volkspolizei. Herrschaftspraxis und
çffentliche Ordnung im SED-Staat 1952–1968, Kçln 2003. (Auch historische) �berblicke zu bei-
den deutschen Staaten bieten Hans-J�rgen Lange (Hrsg.), Staat, Demokratie und Innere Sicherheit
in Deutschland, Opladen 2000 und Hans-J�rgen Lange (Hrsg.), Die Polizei der Gesellschaft. Zur
Soziologie der Inneren Sicherheit, Opladen 2003.

6 Als organisationsgeschichtlicher und institutionenkundlicher �berblick weiterhin sehr n�tzlich ist
Friedrich Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat. Die Geschichte ihrer Organisation im �berblick,
Paderborn 1997.
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die Geheime Staatspolizei.7 Dieser Befund gilt so nicht mehr, denn es l�sst sich ein
wachsendes Interesse der historischen Forschung an der Schutz- bzw. der Ord-
nungspolizei und an der Kriminalpolizei konstatieren. Es gibt inzwischen eine
Vielzahl von Arbeiten, die die Beteiligung der Ordnungspolizei an der Ermordung
der j�dischen Bevçlkerung Ost- und Mitteleuropas behandeln,8 aber eine Gesamt-
darstellung zur Geschichte der Ordnungspolizei zwischen 1933 und 1945 steht
immer noch aus. �hnliches gilt im �brigen auch f�r die Kriminalpolizei; zu
diesem Zweig der Polizei liegen jetzt – wenn auch eher wenige – Arbeiten vor.9

Ein wichtiger Bestandteil des in den letzten Jahren zu beobachtenden polizei-
geschichtlichen Konjunkturaufschwungs war ein ausgepr�gter Perspektivwech-
sel der Geschichtsschreibung �ber die Polizei, der dazu f�hrte, dass die bis zu die-
sem Zeitpunkt �berwiegenden institutionenkundlichen und rechtshistorischen
Sichtweisen zunehmend durch sozialgeschichtliche Ans�tze abgelçst wurden.10

F�r die Geschichte der deutschen Polizei in der Zeit des Nationalsozialismus,
vor allem f�r die Gestapo, ist dieser Perspektivwechsel auch in der Formel von
der „Sozialgeschichte des Terrors“ verdichtet worden.11 Diese „Sozialgeschichte
des Terrors“ war mçglich geworden, weil erstmalig in den 1970er Jahren und dann
verst�rkt seit Beginn der 1980er Jahre Fragen an die Quellen zur Geschichte der
Gestapo gestellt wurden, die bis zu diesem Zeitpunkt die historische Forschung
nur wenig interessiert hatten: Fragen nach der Bedeutung von Denunziationen
aus der Bevçlkerung f�r die Arbeit der Gestapo. Die Erkenntnisse �ber die De-
nunziationsbereitschaft der Bevçlkerung, die sich aus dem einschl�gigen Quel-
lenmaterial herauslesen ließ, hatte die These von der „gesellschaftlichen Selbst-
polizierung“ in der Zeit des „Dritten Reiches“ entstehen lassen und erlaubte es,
die Gestapo als „Weltanschaungsexekutive mit gesellschaftlichem R�ckhalt“ zu
apostrophieren.12 Die These von der massenhaften Denunziationsbereitschaft

7 Genannt werden sollen hier zwei repr�sentative Sammelb�nde: Gerhard Paul/Klaus, Michael
Mallmann (Hrsg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, „Heimatfront“ und besetztes Europa,
Darmstadt 2000.

8 Als �berblick wichtig: Stefan Klemp, „Nicht ermittelt“. Polizeibataillone und die Nachkriegs-
justiz – Ein Handbuch, Essen 2005. Wichtig immer noch Christopher R. Browning, Ganz normale
M�nner. Das Reserve-Polizeibataillon 101 und die „Endlçsung“ in Polen, Reinbek 1993 .

9 Patrick Wagner,Volksgemeinschaft ohne Verbrecher. Konzeptionen und Praxis der Kriminalpoli-
zei in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus, Hamburg 1996. Jetzt auch
Thomas Roth, „Verbrechensbek�mpfung“ und soziale Ausgrenzung in Kçln 1933–1945.Krimi-
nalpolizei, Strafjustiz und Devianz in einer Großstadt des „Altreichs“ (Diss. Kçln 2007, erscheint
demn�chst).

10 Jessen, Polizei und Gesellschaft.
11 Gerhard Paul, Klaus-Michael Mallmann, Auf dem Wege zu einer Sozialgeschichte des Terrors.

Eine Zwischenbilanz, in Gerhard Paul, Klaus-Michael Mallmann, Die Gestapo, S. 3–18. Bern-
ward Dçrner spricht kritisch auch von einer „ ,Fetischisierung� des Ph�nomens“, Bernward Dçr-
ner, „Heimt�cke“: Das Gesetz als Waffe. Kontrolle, Abschreckung und Verfolgung in Deutsch-
land 1933–1945, Paderborn 1998, S. 314.

12 Zusammenfassende �berlegungen dazu bei Klaus-Michael Mallmann/Gerhard Paul, Die Gesta-
po. Weltanschauungsexekutive mit gesellschaftlichem R�ckhalt, in Klaus-Michael Mallmann,
Gerhard Paul (Hrsg), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, S. 599–650.
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der deutschen Bevçlkerung in der Zeit des nationalsozialistischen Regimes bzw.
von der gesellschaftlichen Selbstpolizierung war in den 1980er und in den fr�hen
1990er Jahren geradezu zu einem Leitmotiv der neueren Forschung �ber die Ge-
stapo geworden. In neueren Studien wird die These von der gesellschaftlichen
Selbstpolizierung in der NS-Zeit wieder durch Rekurse auf den von der Gestapo
ausge�bten Terror eher kritisch hinterfragt. Damit sind erneut Erkl�rungs-
varianten in die Diskussion einbezogen worden, die bereits in der �lteren Gestapo-
forschung eine Rolle gespielt hatten.13

Die Autoren, die bis dato �ber die Kriminalpolizei unter dem Nationalsozialismus
– eine Geschichte der Kriminalpolizei in der Bundesrepublik steht noch aus – ge-
schrieben haben, stellen vor allem auf die von der Kriminalpolizei praktizierte
„vorbeugende Verbrechensbek�mpfung“ ab. Die klassische, reaktive Straftaten-
ermittlung durch die Kriminalpolizei ist bislang wenig thematisiert worden, so
dass das Verh�ltnis von vorbeugender Verbrechensbek�mpfung zur reaktiven
Straftatenermittlung bei der Kriminalpolizei in den Jahren 1933 bis 1945 noch
weitgehend ungekl�rt ist.14

Die historische Polizeiforschung hat sich ihrem Gegenstand in der Vergangenheit
oft in einer Weise gen�hert, die nur den Blick auf einzelne Polizeizweige freigab.
�berwiegend sind in den Verçffentlichungen, die zur Geschichte der deutschen
Polizei w�hrend des Nationalsozialismus vorgelegt worden sind, die einzelnen
Polizeisparten getrennt behandelt worden. So sind dann auch – wie im Falle der
Polizei unter dem Nationalsozialismus – bestimmte Formen der Zuarbeit, wie
z. B. von Seiten der Ordnungspolizei gegen�ber der Geheimen Staatspolizei, hie-
rarchisch-organisatorische Unterordnungsverh�ltnisse, vor allem aber die even-
tuell vorhandenen �hnlichkeiten oder Gemeinsamkeiten bei den Zielsetzungen
erst allm�hlich in den Blick der Forschung geraten.15 Neuere Arbeiten haben
die zunehmende Adaption vçlkisch-rassistischer Ideologeme und polizei-prakti-
scher Radikalisierungen nicht nur bei der Gestapo, sondern auch bei der Krimi-
nal- und der Ordnungspolizei deutlich heraus gearbeitet.16

13 Z. B. jetzt Gabriele Lotfi, KZ der Gestapo. Arbeitserziehungslager im Dritten Reich, Stuttgart
2000; und u. a Eric A. Johnson, Der nationalsozialistische Terror. Gestapo, Juden und gewçhn-
liche Deutsche, Berlin 2001; Holger Berschel, B�rokratie und Terror. Das Judenreferat der Ge-
stapo D�sseldorf 1935–1945, Essen 2001; bereits fr�her Gerhard Wysocki, Die Geheime Staats-
polizei im Land Braunschweig. Polizeirecht und Polizeipraxis im Nationalsozialismus, Frankfurt
am Main 1997; Dçrner, „Heimt�cke“: Das Gesetz als Waffe. Kontrolle, Abschreckung und Ver-
folgung in Deutschland 1933–1945, Paderborn 1998

14 Jetzt (seit Herbst 2007) dazu das folgende Forschungsprojekt: Jens Dobler, Herbert Reinke, Un-
terwelten. Kriminalit�t und Kontrolle in Berlin, 1930–1950 (Technische Universit�t Berlin, Zen-
trum f�r Antisemitismusforschung).

15 So z. B. bei Stephan Linck, Der Ordnung verpflichtet: Deutsche Polizei 1933–1949. Der Fall
Flensburg, Paderborn 2000.

16 S.a dazu die Beitr�ge in Harald Buhlan, Werner Jung, „Wessen Freund und wessen Helfer“? Die
Kçlner Polizei im Nationalsozialismus, Kçln 2000 und in Carsten Dams, Klaus Dçnecke,Thomas
Kçhler, „Dienst am Volk“? D�sseldorfer Polizisten zwischen Demokratie und Diktatur, Frankfurt.
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II. Polizisten und Polizeigeschichtsschreibung

Eingangs ist bereits erw�hnt worden, dass das Schreiben �ber die Geschichte der
Polizei durch Angehçrige eben dieser Institutionen keine Entwicklung der aller-
j�ngsten Zeit ist. Behçrdeninterne Chroniken haben nicht nur innerhalb der Poli-
zei eine lange Tradition als Teil der Verwaltungskultur. Insbesondere in den
1950er und den 1960er Jahren hat es ein historisch-apologetisches Schrifttum ge-
geben, das die Rolle der Polizeien w�hrend des nationalsozialistischen Regimes
(der Kriminal- und der Ordnungspolizei) nicht nur zu beschçnigen, sondern auch
zu camouflagieren versuchte.17 Davon kann bei den neuesten Beitr�gen von
Angehçrigen der Polizei zur Polizeigeschichte der nationalsozialistischen Peri-
ode nicht mehr die Rede sein, die sich diesen Fragen offen und selbstkritisch wid-
men.

Bevor aber das aktuelle polizeihistorische Engagement von Polizisten dargestellt
werden soll, soll ein sehr viel fr�heres, „berufsspezifisches“ historisches Engage-
ment von Polizisten thematisiert werden. Gemeint ist hier die Ermittlungsarbeit
von Kriminalpolizisten gegen Polizeibeamte (Kripobeamte und Ordnungspoli-
zisten), gegen die wegen Beteiligungen am Massenmord an der j�dischen Bevçl-
kerung Europas ermittelt wurde. Die strafrechtliche Verfolgung dieser Verbre-
chen gilt allgemein als unzureichend und ist zu Recht heftig kritisiert worden.18

Diese Kritik richtete bzw. richtet sich in der Regel gegen Staatsanw�lte und gegen
Richter und deren Praktiken der Verschleppung bzw. Niederschlagung von Straf-
verfolgungsmaßnahmen. Ausgeblendet worden bzw. „unterthematisiert“ ist dabei
die Rolle derjenigen Kriminalpolizeibeamten, die seinerzeit gegen eigene Kolle-
gen ermittelten. Die Geschichte dieser kriminalpolizeilichen Ermittlungsarbeit
ist bislang noch nicht geschrieben worden. Dass die in diese Ermittlungen invol-
vierten und auch als „Christenverfolger“ etikettierten Kriminalpolizeibeamten
sich einer schwierigen, sie im Polizeiapparat selbst ausgrenzenden Aufgabe ge-
gen�ber sahen, ist verschiedentlich kursorisch thematisiert, aber bislang nie sys-
tematisch aufgearbeitet worden.19

Der Beginn des aktuellen Engagements von Polizeibeamten in polizeigeschicht-
liche Themen l�sst sich auf die sp�ten 1980 bzw. die fr�hen 1990er Jahre datie-
ren. 1990 gab es anl�sslich des an der Ruhr-Universit�t Bochum stattfindenden
Historikertags erstmalig eine Sektion zur Polizeigeschichte; 1990 erschien
auch der erste Jahrgang des Archiv(s) f�r Polizeigeschichte, um das sich seither

17 Zur Nachkriegsapologetik der Kriminalpolizei vgl. den Beitrag von Patrick Wagner in diesem
Band.

18 S. a. den Beitrag von Ralph Giordano in diesem Band. Zur Strafverfolgung von ehemaligen An-
gehçrigen der Ordnungspolizei umfassend auch Klemp, „Nicht ermittelt“. Polizeibataillone und
die Nachkriegsjustiz – Ein Handbuch, Essen 2005.

19 S. a. Bernhard Daenekas, Verbrechen deutscher Polizeieinheiten im Zweiten Weltkrieg – aus der
Sicht eines Ermittlungsbeamten, in: Archiv f�r Polizeigeschichte, 4 (1993), S. 21–24; Willi Dre-
ßen, Probleme und Erfahrungen der Ermittler bei der Aufkl�rung von NS-Gewaltverbrechen, in:
Archiv f�r Polizeigeschichte, 5 (1994), S. 75–83.
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Polizeihistoriker unterschiedlichster Provenienz scharen. Aber bereits in den Jah-
ren davor hatte es von Seiten der Polizei eine Reihe innovativer Bem�hungen ge-
geben, die Geschichte der Polizei aufzuarbeiten. Schon 1983 hatte das Polizei-
pr�sidium D�sseldorf unter seinem damaligen Pr�sidenten Hans Lisken eine Ge-
denkschrift zum 50-j�hrigen Jubil�um der Grundsteinlegung des Pr�sidiums ver-
çffentlicht, die das Thema „Polizei und Nationalsozialismus“ in einer f�r eine
Polizeibehçrde außergewçhnlich offenen und schonungslosen Weise aufgriff. Pa-
rallel dazu arbeitete in diesen Jahren ein Kriminalpolizeibeamter am Polizeipr�-
sidium Dortmund, der in bemerkenswert kritischer Weise die Geschichte des
eigenen Hauses aufarbeitete.20 Dieser Beamte war zugleich ein unentbehrlicher
polizeigeschichtlicher Helfer f�r viele an Dissertationsvorhaben arbeitende His-
torikerInnen.21

Mitte der 1990er Jahre setzten dann diejenigen historischen Projekte ein, in denen
polizeiexterne Historiker und Polizisten sich gemeinsam mit der Geschichte der
Polizei befassten. Viele dieser Projekte waren durch einen doppelten Impetus ge-
pr�gt: Einerseits durch das Bestreben, die Geschichte der deutschen Polizei um-
fassend und ohne Vorbehalte aufzuarbeiten und andererseits durch einen Ansatz,
Polizeigeschichte auch als ein gesellschaftspolitisches Projekt zu konzipieren.

III. Die Polizeien des „Dritten Reiches“

Die bis vor nicht allzu langer Zeit zu beobachtende Fokussierung der Polizei-
geschichte auf die Gestapo als der Polizei des „Dritten Reiches“ ist nicht nur
auf die nachwirkende negative Prominenz der Gestapo zur�ckzuf�hren, sondern
muss auch als ein Ergebnis einer spezifischen polizeilichen Vergangenheitspoli-
tik der anderen Polizeien begriffen werden, die diese nach 1945 durchsetzen
konnten:

� Zusammen mit anderen Institutionen des „Dritten Reiches“ galt die Gestapo in
der çffentlichen Meinung als Inbegriff des Terrors und des Bçsen, nicht zuletzt
auch deshalb wurde die Gestapo bei den N�rnberger Kriegsverbrecherprozes-
sen den verbrecherischen Organisationen des nationalsozialistischen Regimes
zugerechnet.

� Die Konzentration der Forschung auf die Gestapo ist auch maßgeblich ein Er-
gebnis einer erfolgreichen Vergangenheitspolitik der anderen Zweige der deut-
schen Polizei, deren Mitgliedern es in den Jahren nach 1945 gelang, die eigene
Rolle in der Zeit von 1933 bis 1945 als – von Ausnahmen abgesehen – ideolo-
gisch unbeeinflusst und als der (kriminal-) polizeilichen Sache verpflichtet
darzustellen. Diese eher positiv-neutrale Rollenbestimmung f�hrte offensicht-

20 Landeshauptstadt D�sseldorf und die Polizei. 50 Jahre Polizeipr�sidium, D�sseldorf 1983.
21 Alexander Primavesi (1926–1996), dem f�r seine polizeihistorische Arbeit das Bundesverdienst-

kreuz verliehen werden sollte; der Autor des vorliegenden Beitrags hat seinerzeit dazu eine Bef�r-
wortung beschrieben. Alexander Primavesi ist allerdings vor der Verleihung verstorben.
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lich dazu, die Kriminal- und die Ordnungspolizei in den toten Winkel ge-
schichtswissenschaftlichen Interesses geraten zu lassen.22

In der �lteren historischen Literatur wurde zumeist ein Bild von der Gestapo als
einem omnipotenten Apparat gezeichnet, der nicht nur politische Opposition und
Widerstand erfolgreich zu unterdr�cken und zu eliminieren vermochte, sondern
auch in der Lage war, die Bevçlkerung durch Einsch�chterung und durch Terror
zu konformem Verhalten zu zwingen.23

Sp�ter wurden – wie bereits angedeutet – von der Forschung zur Gestapo deutlich
andere Akzente gesetzt: Die Forschung entdeckte die Bedeutung von Denunzia-
tionen – als von der Bevçlkerung freiwillig an die Gestapo herangetragene Infor-
mationen bzw. Anzeigen – f�r die (erfolgreiche) Arbeit der Gestapo. In gewisser
Weise waren diese Befunde aber eher unbeabsichtigte Ergebnisse des eingangs
skizzierten sozialhistorischen Perspektivwechsels, mit dem auch die Hoffnung
verbunden war, die Objekte polizeilicher Repression selbst sprechen lassen zu
kçnnen. Zur �berraschung der Forschung sprachen aber nicht nur die Opfer po-
lizeilicher Repression, sondern es wurde auch eine weit verbreitete Denunzia-
tionsbereitschaft erkennbar, die auch als Versuch einer gesellschaftlichen Teil-
habe an der (polizeilichen) Macht – quasi von unten – interpretiert worden ist.

Als kennzeichnend f�r die Polizeien in der Zeit des Nationalsozialismus hat die
neuere Literatur auch die wachsende Entgrenzung der Feinddefinitionen heraus-
gearbeitet: Der ersten, etwa bis 1936/37 reichenden Anfangsphase, in der die Ge-
stapo in erster Linie mit der Bek�mpfung eines eher eingrenzbaren Spektrums po-
litischer Gegner vor allem im linken politischen Bereich befasst war, folgte eine
weitere Phase, die durch eine zunehmende Entgrenzung der „Feinddefinitionen“,
der Handlungsr�ume und des Handlungsrepertoires der Gestapo gekennzeichnet
war.24 Eine dieser Entgrenzungsvarianten, die rechtlich-organisatorische Ent-
grenzung, setzte schon fr�hzeitig nach der Machergreifung durch die Nationalso-
zialisten ein, so z. B. durch die Ausgliederung der Gestapo aus dem Instanzenzug
der inneren Verwaltung und durch die Abschaffung der verwaltungsgerichtlichen
�berpr�fbarkeit der Gestapo. Eine r�umliche Entgrenzung der Handlungspraxis
der Gestapo ergab sich geradezu zwangsl�ufig aus dem immer grçßer werdenden
deutschen Herrschaftsraum.25 Parallel dazu wuchs auch die sachliche Entgren-

22 Das erfolgreichste und auch folgenreichste Beispiel f�r diese verdr�ngende Vergangenheitspolitik
der Kriminalpolizei ist u. a. Bernd Wehner, Dem T�ter auf der Spur. Die Geschichte der deutschen
Kriminalpolizei, Bergisch-Gladbach 1983; s. a. den Beitrag von Patrick Wagner in diesem Band.

23 Vgl. Robert Gellately, Situating the SS-State in a Social-Historical Context: Recent Histories of
the SS. The Police and the Courts in the Third Reich, in: Journal of Modern History 64 (1992),
S. 338–365; Robert Gellately, Allwissend und allgegenw�rtig? Entstehung, Funktion und Wandel
des Gestapomythos, in: Paul / Mallmann (Hrsg.), Die Gestapo, S. 47–70.

24 Zu diesen Entgrenzungen vgl. vor allem Mallmann/ Paul, Weltanschauungsexekutive.
25 Eine zusammenfassende Darstellung �ber die Gestapo im besetzten Ausland steht noch aus; vgl.

dazu die verschiedenen Einzelbeitr�ge bei Klaus-Michael Mallmann, Gerhard Paul, Gestapo im
Krieg.
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zung, weil nicht nur immer mehr, sondern auch immer neue vermeintliche Gegner
des nationalsozialistischen Staates das Panoptikum der Gestapo zu bevçlkern be-
gannen. Letztendlich entwickelte sich die Gestapo zu einer der zentralen Instan-
zen generalpr�ventiver (= massenmçrderischer), bevçlkerungs- und rassenpoliti-
scher Strategien des „Dritten Reiches“.26 Allerdings ver�nderten sich im Verlauf
des Krieges die Feindkategorien. Mit dem Abschluss der Judendeportationen
zu Beginn der zweiten Kriegsh�lfte gerieten vorrangig die ausl�ndischen
(Zwangs-)Arbeiter in die Aufmerksamkeits- und Kontrollraster der Gestapo.
Mit der nachlassenden Loyalit�t der (reichs-)deutschen Bevçlkerung nach der
Katastrophe von Stalingrad kehrte die Gestapo zudem zu der politischen Repres-
sion zur�ck, die in der Anfangszeit des Regimes ihre Hauptaufgabe gewesen war.
In den letzten Kriegsmonaten artete diese Repression in eine Tçtungsorgie aus,
mit der die Gestapo Gef�ngnisse, Zuchth�user, Arbeitslager und andere Haftein-
richtungen �berzog.27

Auch die Kriminalpolizei nahm – �hnlich der Gestapo – ordnungs- und rassen-
politische Pr�ventivaufgaben wahr, aber anders als die Gestapo, die in diesem Zu-
sammenhang zunehmend die Position einer generalpr�ventiven Instanz innehatte,
funktionierte die Kriminalpolizei anf�nglich als eine spezialpr�ventive Instanz,
deren Kontrollaktivit�ten auf spezifische Gruppen zielte, auf die sogenannten Ge-
wohnheits- und Berufsverbrecher. Der Kampf gegen die Berufsverbrecher wurde
mehr und mehr ideologisch aufgeladen, wobei sich die Kriminalpolizei in wach-
sendem Maße der diktatorisch-totalit�ren Instrumente des nationalsozialistischen
Regimes bediente, z. B. indem sie die Einweisung von „Berufsverbrechern“ oder
„Asozialen“ oder von Sinti und Roma in Konzentrationslager veranlasste.28

In f�r die breite �ffentlichkeit bestimmten Darstellungen von Kriminalbeamten,
die nach 1945 die Rolle der Kriminalpolizei in der Zeit des NS-Staates zu recht-
fertigen versuchten, blieb dieser Aspekt der Arbeit der Kriminalpolizei zumeist
unerw�hnt. Stattdessen wurde die Kriminalpolizei als vermeintlich unpolitischer,
von ideologischen Zw�ngen unbeeinflusster Polizeizweig stilisiert, der auch zwi-
schen 1933 und 1945 – so der Tenor der Nachkriegsapologetik – prim�r auf die
Sachprobleme einer effizienten Kriminalit�tsbek�mpfung ausgerichtet gewesen
sei. Derartige (Schutz-) Behauptungen konnten nach 1945 kaum entkr�ftet wer-
den, denn Forschungen �ber die Geschichte der Kriminalpolizei lagen schlicht-
weg nicht vor. Hinzu kam ein gesellschaftlicher Konsens, der die Kriminalpolizei

26 Ulrich Herbert, Von der Gegnerbek�mpfung zur „rassischen Generalpr�vention“. Schutzhaft und
Konzentrationslager in der Konzeption der Gestapo-F�hrung 1933–1939, in: Ulrich Herbert, Ka-
rin Orth, Christoph Dieckmann (Hrsg.), Die nationalsozialistischen Konzentrationslager. Ent-
wicklung und Struktur, Bd. 1, Gçttingen 1998, S. 60–86.

27 Egbert Schwarz, Die letzten Tage des Dritten Reiches. Untersuchungen zu Justiz und NS-Ver-
brechen in der Kriegsendphase M�rz/April 1945, unverçffentlichte Magisterarbeit, Heinrich-
Heine Universit�t D�sseldorf 1995.

28 Michael Zimmermann, Rassenutopie und Genozid. Die nationalsozialistische „Lçsung der Zi-
geunerfrage“, Hamburg 1996.
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in gewisser Weise sch�tzte: Den Personen und den Bevçlkerungsgruppen, die in
der Zeit des Nationalsozialismus unter die Zust�ndigkeit der Kriminalpolizei ge-
fallen waren, wurde vielfach der Opferstatus abgesprochen. In der çffentlichen
Meinung nach 1945 unterstellte man Kriminellen oder als „asozial“ Etikettierten
vielfach, dass sie zu Recht von der Kriminalpolizei verfolgt und auf deren Anwei-
sung in Konzentrationslager verbracht worden seien.

Diejenigen historischen Arbeiten, die dieser von der Forschung auch als „Norma-
lit�tsdiskurs“29 bezeichneten Apologetik ehemaliger Kriminalpolizeibeamter
historisch-empirische Fakten entgegensetzen, liegen erst seit wenigen Jahren
vor. Dabei ist das Bild einer Institution sichtbar geworden, die, wie die Gestapo
auch, in die pr�ventiven Strategien nationalsozialistischer Ordnungs-, Rassen-
und Volkgemeinschaftspolitik eingebunden war.30 Wenn die Kriminalpolizisten
meinten, den „schlechten Erbstrom“ unter den „Volksgenossen“ bek�mpfen
und vage definierte „Gemeinschaftsfremde“ aus der „Volksgemeinschaft“ aus-
sondern zu m�ssen, dann unterschied sich das zunehmend sachlich und metho-
disch entgrenzte Handlungsrepertoire der Kriminalpolizei nur noch graduell
von dem der Gestapo.31

Auch f�r die Geschichte der Schutz- bzw. Ordnungspolizei in der Zeit des „Drit-
ten Reiches“ gilt, dass nach 1945 ein unter ehemaligen Ordnungspolizisten be-
triebener „Normalit�tsdiskurs“ eine Besch�ftigung mit der Geschichte der Ord-
nungspolizei eher behindert denn gefçrdert hat. Ermittlungsverfahren und Pro-
zesse gegen Angehçrige der Ordnungspolizei, die in den 1960er Jahren anliefen,
waren seinerzeit offensichtlich auch nicht geeignet, die Aufmerksamkeit der his-
torischen Forschung auf die Ordnungspolizei zu lenken. Das hat sich seither
deutlich ge�ndert: �ber die Beteiligung der Ordnungspolizei an der Ermordung
der j�dischen Bevçlkerung Mittel- und Osteuropas liegen aufgrund detaillierter
Studien inzwischen doch recht genaue Kenntnisse vor.32

IV. Deutungen des Mitmachens von Polizisten in der Zeit des
„Dritten Reiches“

Die çffentliche Meinung der Nachkriegszeit nahm dankbar ein von verschiedenen
interessierten Seiten geschaffenes Bild der Polizei unter den Nationalsozialisten
an, in dem vor allem brutale, schl�gerhafte Gestapobeamte zu sehen waren. Die-
ses verzerrte Bild ermçglichte es vielen, sich von jeder Mitverantwortung oder
Schuld am Nationalsozialismus zu exkulpieren: Man konnte sich von der

29 Roth, Verbrechensbek�mpfung.
30 Vgl. u. a. Wolfgang Ayaß, „Asoziale“ im Nationalsozialismus, Stuttgart 1995; Wolfgang Ayaß,

„Gemeinschaftsfremde“. Quellen zur Verfolgung von „Asozialen“ 1933–1945, Koblenz 1998;
Wagner, Volksgemeinschaft.

31 Wagner, Volksgemeinschaft, S. 375–393.
32 S. a. Klemp, „Nicht ermittelt“. Polizeibataillone und die Nachkriegsjustiz – Ein Handbuch, Essen

2005.
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Periode des Nationalsozialismus distanzieren, indem man den Anderen, den ver-
meintlich „wahren“ Nationalsozialisten in der Gestalt eines Gestapobeamten als
außerhalb der Normalit�t des Alltags portr�tierte.

Dieses çffentliche Bild hat lange Zeit die Kenntnis �ber das Personal in der Zeit
des „Dritten Reiches“ eher verunklart, erst neuere Forschungen lassen die Um-
risse der Personalstruktur erkennen.33 Durchweg wird in der einschl�gigen Lite-
ratur die Kontinuit�t des Polizeipersonals konstatiert, das in der �berwiegenden
Zahl seine Arbeit �ber die Machtergreifung der Nationalsozialisten hinaus fort-
setzen konnte. Allerdings wird ab der Mitte der 1930er Jahre ein allm�hlich ein-
setzender Personalschub sichtbar, der aber nur allm�hlich – vor allem aber auf den
hçheren Ebenen des nationalsozialistischen Sicherheitsapparates – zum Eindrin-
gen eines nationalsozialistisch indoktrinierten Polizeinachwuchses f�hrte.

Zu den zentralen Themen, die in diesem Zusammenhang zunehmend aufgegrif-
fen worden sind, gehçrt auch die Frage nach den Gr�nden und Ursachen, die
die einzelnen Polizisten dazu veranlasst haben, sich gegen�ber dem nationalso-
zialistischen Regime loyal zu verhalten, ja in Teilen sogar zu �berzeugten Anh�n-
gern des Systems zu werden und/oder sich an Gewalttaten bzw. an Massenmorden
zu beteiligen.34 In der Literatur werden dazu verschiedene Antworten angeboten:
Es werden nicht nur die antikommunistischen Einstellungen der Polizisten heran-
gezogen, um zu erkl�ren, dass sich die Polizei anscheinend relativ problemlos und
willig in das Herrschaftssystem des „Dritten Reiches“ einf�gte, auch die polizei-
lich-milit�rische Internalisierung von Befehl und Gehorsam, die Teil des beruf-
lichen Selbstverst�ndnisses der Polizei war, dient der Erkl�rung der Unterord-
nung der Polizei unter das neue Regime nach 1933. Zu den unterschiedlichen Er-
kl�rungsvarianten gehçren auch Hinweise auf die Infiltration der Polizei durch
die Nationalsozialisten bereits vor 1933.35

Bekanntermaßen waren jedoch viele Polizisten, vor allem der unteren R�nge, in
der Weimarer Republik in gewerkschaftlichen Vereinigungen organisiert, die
kaum etwas mit den Nationalsozialisten zu tun hatten. Der grçßte und traditions-
reichste dieser Verb�nde, der sog. Schrader-Verband, wurde langj�hrig von Ernst
Schrader gef�hrt, der auch der SPD angehçrte.36

33 Zur Personalentwicklung der Gestapo zusammenfassend Klaus-Michael Mallmann, Gerhard
Paul, Weltanschauungsexekutive.

34 Ein Beispiel f�r die Nicht-Anpassung eines Polizeibeamten schildert Heinz Knobloch, Der be-
herzte Reviervorsteher. Ungewçhnliche Zivilcourage am Hackeschen Markt, Berlin 1990.

35 Dazu immer noch Christoph Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die
Entwicklung der preußischen Politischen Polizei vom Staatsschutzorgan der Weimarer Republik
zum Geheimen Staatspolizeiamt des Dritten Reiches, Berlin 1983; jetzt auch Martin Faatz, Vom
Staatsschutz zum Gestapo-Terror. Politische Polizei in Bayern in der Endphase der Weimarer
Republik und der Anfangsphase der nationalsozialistischen Diktatur, W�rzburg 1995; dazu jetzt
auch Ronald Rathert, Verbrechen und Verschwçrung: Arthur Nebe. Der Kripochef des Dritten
Reiches, M�nster 2002.

36 Peter Leßmann, Die preußische Schutzpolizei in der Weimarer Republik. Streifendienst und Stra-
ßenkampf, D�sseldorf 1989.
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In gewisser Weise greifen jedoch die Feststellungen in der Literatur zu kurz, die
nur auf die politischen Einstellungen der Polizisten als Erkl�rung f�r deren Ver-
halten unter dem Nationalsozialismus abstellen. In einigen Studien werden wei-
tergehende Erkl�rungsans�tze erçrtert. Diese Ans�tze sind weniger auf die posi-
tiven Einstellungen von Polizisten zum Nationalsozialismus fixiert, als auf die
Folgen, die aus den vermeintlichen technischen Verbesserungen f�r die Polizei-
arbeit seit der Macht�bernahme der Nationalsozialisten resultierten. Kriminal-
polizisten zum Beispiel, die in der Zeit der Weimarer Republik den Rechtsstaat
und die Regeln des Strafprozessrechts eher als Behinderung effizienter kriminal-
polizeilicher Arbeit gesehen hatten, verstanden die – nur in geringem Maße durch
Recht und Gesetz eingeschr�nkte – Art und Weise, wie die Polizei unter den Na-
tionalsozialisten operieren konnte, als großen Fortschritt im Hinblick auf ihre als
Kampf verstandene Abwehr des sogenannten „Berufsverbrechertums“.37 Ver-
mutlich waren die Mitglieder der Polizei dem Nationalsozialismus gegen�ber
nicht positiver eingestellt als der Durchschnitt der Bevçlkerung; ihre Einstellung
wurde jedoch sehr wesentlich durch die eher „technischen“ Mçglichkeiten beein-
flusst und positiv verst�rkt, die u. a. die Zur�cknahme strafprozessualer Regelun-
gen bzw. Beschuldigtenrechte f�r die Polizeiarbeit unter dem Nationalsozialis-
mus bedeuteten.38

Diese Hinweise auf die „technischen“ Mçglichkeiten, die die nationalsozialisti-
sche Regierung einer autorit�r-obrigkeitlichen Polizei erlaubte, sind zwar not-
wendig, um die Konformit�t von Polizeibeamten gegen�ber dem Regime zu er-
kl�ren, sie reichen aber nicht aus, um die verschiedenen Formen der exzessiv-
mçrderischen Gewaltaus�bung seit Beginn des Zweiten Weltkrieges zu ver-
stehen. Die so genannte T�terforschung hat sich in den letzten Jahren sehr
intensiv diesen Fragen gewidmet.39 Erste Erkl�rungsversuche liegen vor: Bei Ge-
stapobeamten wird auf die zunehmende Gewalterfahrung und -gewçhnung nach
1933 verwiesen. Die zunehmende Brutalisierung der Gestapo wird nicht zuletzt
auch auf die zunehmende Entgrenzung des Feindpotentials zur�ckgef�hrt. Mit
der Zunahme der Zahl potentieller Feinde, die mit herkçmmlichen polizeilichen
Mitteln nicht l�nger kontrolliert werden konnten, wuchs auch der R�ckgriff auf
immer brutalere Verfolgungs- und Unterdr�ckungsmethoden.

Bei Versuchen zur Erkl�rung des Verhaltens von Ordnungspolizisten, die an Mas-
sentçtungen beteiligt waren, wird vor allem auf situative Faktoren der Brutalisie-

37 Wagner, Volksgemeinschaft, S. 137–213.
38 Richard Bessel, Policing, Professionalisation and Politics in Weimar Germany, in: Clive Emsley,

Barbara Weinberger (Hrsg.), Policing Western Europe. Politics, Professionalism, and Public Or-
der, 1850–1940, New York 1991, S. 187–218; Wagner, Volksgemeinschaft, S. 137–213.

39 U. a. Gerhard Paul, Die T�ter der Shoah. Fanatische Nationalsozialisten oder ganz normale Deut-
sche?, Gçttingen 2002; Klaus-Michael Mallmann/ Gerhard Paul (Hrsg.), Karrieren der Gewalt.
Nationalsozialistische T�terbiographien, Darmstadt 2004; Harald Welzer, T�ter. Wie aus ganz
normalen Menschen Massenmçrder werden, Frankfurt/Main 2005; dazu auch die Titelgeschichte
des Magazin DER SPIEGEL, Nr. 11 vom 10. M�rz 2008: Die T�ter. Warum so viele Deutsche zu
Mçrdern wurden, S. 42–57.
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rung und Radikalisierung des Verhaltens abgestellt. Auch auf den Stellenwert
nationalsozialistischer und anderer rassistischer Ideologeme f�r diesen Brutali-
sierungsschub ist in neueren Forschungen h�ufiger hingewiesen worden; dazu
wird es in Zukunft sicherlich noch weitere Arbeiten geben.40 Zum „Handeln
der Ordnungspolizisten im Ostkrieg“ und zu deren Beteiligung am Holocaust
heißt es zusammenfassend: „Eine komplexe Kombination aus kognitiven und si-
tuativen Faktoren, aus gruppendynamischen Momenten, spezifischen Denkfigu-
ren und Moralvorstellungen, aus Erlçsungsvisionen, Feindbildern und autorit�ren
Deformationen – um nur einige der mutmaßlich wichtigeren Begr�ndungszusam-
menh�nge zu nennen – wird erforderlich sein, um den ,gr�nen� Holocaust ver-
stehbarer zu machen.“41

V. „Restauration“ oder „ein neuer Anfang“ revisited:
Polizeigeschichte und -geschichtsschreibung der fr�hen
Bundesrepublik

Die konfrontative Positionierung von Forschung („Restauration“) gegen polizei-
liche Erinnerungskultur („ein neuer Anfang“), die noch bis in die 1980er Jahre die
Thematisierung der Polizeientwicklung nach 1945 bestimmte, ist inzwischen
einer n�chtern-kritischen Bestandsaufnahme der Geschichte der Polizei in der
fr�hen Bundesrepublik gewichen. Zwar haben die Kontroversen der 1980er Jahre
noch einige Jahre nachgewirkt42, aber mit den Forschungsprojekten, die in der
zweiten H�lfte der 1990er Jahre einsetzten, darunter auch Forschungsprojekte
von (ehemaligen) Angehçrigen der Polizei, setzte dann eine Bilanzierung der
Nachkriegsentwicklung der westdeutschen Polizei ein, die ein eher differenzier-
tes Bild zeichnete. Dieses Bild l�sst erkennen, dass die Positionen, die einerseits
einen Neubeginn behaupten und andererseits eine Restauration monieren, in die-
ser bipolaren Form nicht l�nger haltbar waren und stattdessen durch eher differen-
ziertere Betrachtungsweisen ersetzt werden mussten. Sicherlich kann nicht be-
stritten werden, dass in den westlichen Besatzungszonen bzw. in den L�ndern
der Bundesrepublik eine grundlegende Entnazifizierung bzw. eine „S�uberung“
des Polizeipersonals nur in sehr begrenztem Maße – wenn �berhaupt – realisiert

40 J�rgen Matth�us u. a. (Hrsg.), Ausbildungsziel Judenmord? „Weltanschauliche Erziehung“ von
SS, Polizei und Waffen-SS im Rahmen der „Endlçsung“, Frankfurt/Main 2003.

41 Klaus-Michael Mallmann,Vom Fußvolk der „Endlçsung“. Ordnungspolizei, Ostkrieg und Juden-
mord, in: Tel Aviver Jahrbuch f�r deutsche Geschichte, 26 (1997), S. 389.

42 Norbert Steinborn, Karin Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945 – ein Neuanfang, der
keiner war, Hamburg 1990. In ihrem Vorwort beklagen der/die AutorIn die mangelnde ideelle und
finanzielle Unterst�tzung des Projektes, das nur im Rahmen einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
realisiert werden konnte. Sie f�hren „das Ausbleiben finanzieller Unterst�tzung . . . auf das man-
gelnde Interesse an kritischer Polizeiforschung zur�ck . . .“ (S. 6). Zwçlf Jahre sp�ter (2002) stellt
sich dieses Monitum (mangelndes Interesse an kritischer Polizeiforschung) durch die Disserta-
tionsverçffentlichung des 1986 pensionierten Leiters der Landespolizeischule Hamburg in einem
vçllig anderen Licht dar; s. a. Erwin B. Boldt, Die verschenkte Reform. Der Neuaufbau der Ham-
burger Polizei zwischen Weimarer Tradition und den Vorgaben der britischen Besatzungsmacht,
M�nster 2002.
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wurde. Diese Entnazifizierungspraxis ignorierte weitgehend die politischen und
moralischen Erfordernisse, die nach 1945 auch f�r die Polizei h�tten zum Tragen
kommen m�ssen. Aber auch wenn es nach 1945 mçglich war, dass Polizeibeamte
in Spitzenpositionen gelangen konnten, die sp�ter rechtskr�ftig wegen w�hrend
des Krieges begangener Morde verurteilt wurden, so kann dennoch nicht von
einer durchg�ngigen Renazifizierung der westdeutschen Polizei gesprochen wer-
den.

Die Forschung hat inzwischen sehr dezidiert herausgearbeitet, wie in den 1950er
Jahren westdeutsche (Schutz-)Polizei sich von einem an der preußischen Schutz-
polizei der Weimarer Republik angelehnten Modell einer B�rgerkriegspolizei in
Richtung einer zivilen Polizei der westdeutschen Zivilgesellschaft entwickelte.43

Zwei Faktoren waren daf�r entscheidend: einerseits die gesellschaftliche Moder-
nisierung in den sp�ten 1950er und den 1960er Jahren, die das Anforderungspro-
fil der Polizei deutlich ver�nderten. Zugleich ver�nderte sich das Personalprofil
der (Schutz-)Polizei. Die Generation der noch in der Weimarer Republik aus-
gebildeten und sozialisierten Polizisten trat zugunsten j�ngerer Alterskohorten
ab.44 Ob und in welchem Maße diese Ver�nderungen in �hnlicher Weise die Kri-
minalpolizei in der fr�hen Bundesrepublik betroffen und beeinflusst haben, l�sst
sich mangels einschl�giger fundierter Forschungen nicht sagen. Verschiedene
Hinweise lassen aber den Schluss zu, dass sich in der Arbeit der Kriminalpolizei
sehr viel l�nger Residuen aus der Zeit vor 1945 erhalten hatten, als dies bei der
Schutzpolizei der Fall war.45

Auch das mit der These von der Restauration verkn�pfte generelle Monitum, dass
bei der westdeutschen Nachkriegspolizei an die institutionellen Strukturen von
vor 1945 angekn�pft worden sei, inklusive einer unzureichenden rechtsstaat-
lichen Bindung der Polizeiarbeit, l�sst sich nach den Ergebnissen neuerer For-
schungen in dieser Form nicht l�nger aufrecht erhalten. Zu den auf lange Sicht
erfolgreichsten Maßnahmen der Polizei-Politik nach 1945 gehçrt unbestritten
die auch in sp�teren Jahren nicht zur�ckgenommene Ausgliederung der Verwal-
tungspolizei aus der Vollzugspolizei. Diese, wenn auch nicht bis in die letzte Kon-
sequenz realisierte Ausgliederung lçste einen zu den Grundmustern der deut-
schen Polizeientwicklung gehçrenden Zusammenhang von Polizei und Verwal-
tung auf.

43 Diese Entwicklung wird detailliert und �berzeugend nachgezeichnet bei Klaus Weinhauer,
Schutzpolizei in der Bundesrepublik. Zwischen B�rgerkrieg und Innerer Sicherheit: Die turbu-
lenten sechziger Jahre, Paderborn 2003.

44 S. a. dazu die Ausf�hrungen in Weinhauer, Schutzpolizei.
45 S. a. auch die Beitr�ge von Romani Rose und Patrick Wagner in diesem Band.

155



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
156

Literatur

Ayaß, Wolfgang, „Asoziale“ im Nationalsozialismus, Stuttgart 1995.

Ayaß, Wolfgang, „Gemeinschaftsfremde“. Quellen zur Verfolgung von „Asozia-
len“ 1933–1945, Koblenz 1998.

Berschel, Holger, B�rokratie und Terror. Das Judenreferat der Gestapo D�ssel-
dorf 1935–1945, Essen 2001.

Bessel, Richard, Policing, Professionalisation and Politics in Weimar Germany,
in: Clive Emsley/Barbara Weinberger (Hrsg.), Policing Western Europe.
Politics, Professionalism, and Public Order, 1850–1940, New York 1991,
S. 187–218.

Boldt, Erwin, Die verschenkte Reform. Der Neuaufbau der Hamburger Polizei
zwischen Weimarer Tradition und den Vorgaben der britischen Besatzungs-
macht, M�nster 2002.

Browning, Christopher R., Ganz normale M�nner. Das Reserve-Polizeibataillon
101 und die „Endlçsung“ in Polen, Reinbek 1993.

Buhlan, Harald/Jung, Werner (Hrsg.), Wessen Freund und wessen Helfer? Die
Kçlner Polizei im Nationalsozialismus, Kçln 2000.

Daenekas, Bernhard, Verbrechen deutscher Polizeieinheiten im Zweiten Welt-
krieg – aus der Sicht eines Ermittlungsbeamten, in: Archiv f�r Polizei-
geschichte, 4 (1993), S. 21–24.

Dams, Carsten/Dçnecke, Klaus/Kçhler,Thomas (Hrsg.), „Dienst am Volk“? D�s-
seldorfer Polizisten zwischen Demokratie und Diktatur, Frankfurt/Main
2007.

Dobler, Jens/Reinke, Herbert, Unterwelten. Kriminalit�t und Kontrolle in Berlin,
1930–1950 (Technische Universit�t Berlin, Zentrum f�r Antisemitismus-
forschung).

Dreßen, Willi, Probleme und Erfahrungen der Ermittler bei der Aufkl�rung von
NS-Gewaltverbrechen, in: Archiv f�r Polizeigeschichte, 5 (1994),
S. 75–83.

Faatz, Martin,Vom Staatsschutz zum Gestapo-Terror. Politische Polizei in Bayern
in der Endphase der Weimarer Republik und der Anfangsphase der natio-
nalsozialistischen Diktatur, W�rzburg 1995.

F�rmetz, Gerhard/Reinke, Herbert/Weinhauer, Klaus (Hrsg.), Nachkriegspoli-
zei. Sicherheit und Ordnung in Ost- und Westdeutschland 1945–1969,
Hamburg 2000.

156



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
157

Gellately, Robert, Situating the „SS-State in a Social-Historical Context: Recent
Histories of the SS. The Police and the Courts in the Third Reich“, Journal
of Modern History 64 (1992).

Gellately, Robert, Allwissend und allgegenw�rtig? Entstehung, Funktion und
Wandel des Gestapomythos, in: Paul/Mallmann (Hrsg.), Die Gestapo,
S. 47–70.

Graf, Christoph, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die Ent-
wicklung der preußischen Politischen Polizei vom Staatsschutzorgan der
Weimarer Republik zum Geheimen Staatspolizeiamt des Dritten Reiches,
Berlin 1983.

Hamacher, Hans-Werner (Hrsg.), Polizei 1945 – ein neuer Anfang, 2. Auflage,
Hilden 1989.

Herbert, Ulrich, Von der Gegnerbek�mpfung zur „rassischen Generalpr�ven-
tion“. Schutzhaft und Konzentrationslager in der Konzeption der Gestapo-
F�hrung 1933–1939, in: Ulrich Herbert/Karin Orth/Christoph Dieckmann
(Hrsg.), Die nationalsozialistischen Konzentrationslager. Entwicklung und
Struktur, Bd. 1, Gçttingen 1998, S. 60–86.

Jessen, Ralph, Polizei und Gesellschaft. Zum Paradigmenwechsel in der Polizei-
geschichtsforschung, in: Gerhard Paul, Klaus-Michael Mallmann (Hrsg.),
Die Gestapo – Mythos und Realit�t, Darmstadt 1995, S. 19–43.

Johnson, Eric A., Der nationalsozialistische Terror. Gestapo, Juden und gewçhn-
liche Deutsche, Berlin 2001.

Klemp, Stefan, „Nicht ermittelt“. Polizeibataillone und die Nachkriegsjustiz – Ein
Handbuch, Essen 2005.

Knobloch, Heinz, Der beherzte Reviervorsteher. Ungewçhnliche Zivilcourage am
Hackeschen Markt, Berlin 1990.

Lange, Hans-J�rgen (Hrsg.), Staat, Demokratie und Innere Sicherheit in
Deutschland, Opladen 2000.

Lange, Hans-J�rgen (Hrsg.), Die Polizei der Gesellschaft. Zur Soziologie der In-
neren Sicherheit, Opladen 2003.

Leßmann, Peter, Die preußische Schutzpolizei in der Weimarer Republik. Strei-
fendienst und Straßenkampf, D�sseldorf, 1989.

Linck, Stephan, Der Ordnung verpflichte: Deutsche Polizei 1933–1949. Der Fall
Flensburg, Paderborn 2000.

Lindenberger, Thomas, Volkspolizei. Herrschaftspraxis und çffentliche Ordnung
im SED-Staat 1952–1968, Kçln 2003.

157



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
158

Lotfi, Gabriele, KZ der Gestapo. Arbeitserziehungslager im Dritten Reich, Stutt-
gart 2000.

Mallmann, Klaus-Michael/Paul, Gerhard (Hrsg.), Karrieren der Gewalt. Natio-
nalsozialistische T�terbiographien, Darmstadt 2004.

Mallmann, Klaus-Michael/Paul, Gerhard (Hrsg.), Die Gestapo, im Zweiten
Weltkrieg, „Heimatfront“ und besetztes Europa, Darmstadt 2000.

Mallmann, Klaus-Michael/Paul, Gerhard (Hrsg.), Die Gestapo. Weltanschau-
ungsexekutive mit gesellschaftlichem R�ckhalt, in Paul/ Mallmann (Hrsg),
Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg, S. 599–650.

Mallmann, Klaus-Michael/Paul, Gerhard (Hrsg.), Auf dem Wege zu einer Sozi-
algeschichte des Terrors. Eine Zwischenbilanz, in Paul/ Mallmann, Die Ge-
stapo, S. 3–18.

Mallmann, Klaus-Michael, Vom Fußvolk der „Endlçsung“. Ordnungspolizei,
Ostkrieg und Judenmord, in: Tel Aviver Jahrbuch f�r deutsche Geschichte,
26 (1997), S. 355–391.

Matth�us, J�rgen (Hrsg.), Ausbildungsziel Judenmord? „Weltanschauliche Er-
ziehung“ von SS, Polizei und Waffen-SS im Rahmen der „Endlçsung“,
Frankfurt am Main 2003.

Paul, Gerhard, Die T�ter der Shoah. Fanatische Nationalsozialisten oder ganz
normale Deutsche?, Gçttingen 2002.

Rathert, Ronald,Verbrechen und Verschwçrung: Arthur Nebe. Der Kripochef des
Dritten Reiches, M�nster 2002.

Reinke, Herbert, Polizeigeschichte in Deutschland. Ein �berblick, in: Peter
Nitschke (Hrsg.), Die deutsche Polizei und ihre Geschichte. Beitr�ge zu
einem distanzierten Verh�ltnis, Hilden 1996.

Roth, Thomas, „Verbrechensbek�mpfung“ und soziale Ausgrenzung in Kçln
1933–1945. Kriminalpolizei, Strafjustiz und Devianz in einer Großstadt
des „Altreichs“ (Diss. Kçln 2007).

Schloßmacher, Norbert (Hrsg.), „Kurzerhand die Farbe gewechselt“. Die Bonner
Polizei im Nationalsozialismus, Bonn 2006.

Schwarz, Egbert, Die letzten Tage des Dritten Reiches. Untersuchungen zu Justiz
und NS-Verbrechen in der Kriegsendphase M�rz/April 1945, unverçffent-
lichte Magisterarbeit, Heinrich-Heine Universit�t D�sseldorf 1995.

Steinborn, Norbert/Schanzenbach, Karin, Die Hamburger Polizei nach 1945 – ein
Neuanfang, der keiner war, Hamburg 1990.

158



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
159

Wagner, Patrick, Volksgemeinschaft ohne Verbrecher. Konzeptionen und Praxis
der Kriminalpolizei in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalso-
zialismus, Hamburg 1996.

Weinhauer, Klaus, Schutzpolizei in der Bundesrepublik. Zwischen B�rgerkrieg
und Innerer Sicherheit: Die turbulenten sechziger Jahre, Paderborn 2003.

Welzer, Harald, T�ter. Wie aus ganz normalen Menschen Massenmçrder werden,
Frankfurt am Main 2005.

Werkentin, Falco, Die Restauration der deutschen Polizei. Innere R�stung von
1945 bis zur Notstandsgesetzgebung, Frankfurt/Main 1985.

Wilhelm, Friedrich, Die Polizei im NS-Staat. Die Geschichte ihrer Organisation
im �berblick, Paderborn 1997.

Wysocki, Gerhard, Die Geheime Staatspolizei im Land Braunschweig. Polizei-
recht und Polizeipraxis im Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 1997.

Zimmermann, Michael, Rassenutopie und Genozid. Die nationalsozialistische
„Lçsung der Zigeunerfrage“, Hamburg 1996.

159



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap01.3D 1 02.10.2008 S.
160



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 161

3. Konsequenzen f�r die Gegenwart



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 162



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 163

Dreißig Jahre im Bundeskriminalamt

Johann Kubica

Vorbemerkung:

Ich bin seit Mai 1977 Angehçriger des Bundeskriminalamtes (BKA), seit mehr
als 30 Jahren.

Das BKA war also, als ich begann, noch keine 30 Jahre alt. Dennoch: Meine
eigene zeitliche Perspektive kann vor diesem kalendarischen Hintergrund nicht
die Frage der unmittelbaren personellen Kontinuit�ten aus der NS-Zeit betreffen.
Mein Horizont ist die von mir im BKA authentisch miterlebte Zeit.

Spielte und spielt eine belastete Vergangenheit dabei noch eine Rolle?

Gab und gibt es noch Auswirkungen und mittelbare Effekte?

Dies ist keine historische Analyse. Mein Beitrag kann ausdr�cklich nur subjekti-
ver Natur sein. Ich bin mir �ber die Gratwanderung im Klaren, �ber die Gratwan-
derung zwischen

� der Gefahr des Vorwurfs der �berinterpretation und

� der Gefahr des Vorwurfs, abzuwiegeln.

Einerseits:

Es gibt tats�chlich zumindest Impressionen, persçnliche Wahrnehmungen aus
den letzten 30 Jahren, die vor dem jetzt gew�hlten thematischen Hintergrund
zu Fragen f�hren kçnnen.

Andererseits:

In der von mir im Amt beruflich erlebten Zeit, seit Ende der 70er Jahre, hat das
BKA, hat die Polizei insgesamt grundlegende neue Herausforderungen verschie-
denster Art durchlebt und bew�ltigt. Es gab �berlagernde Entwicklungen, die be-
r�cksichtigt werden m�ssen.

Einerseits . . .

� wurde noch 1991 in einer Festschrift zum 40-j�hrigen Bestehen des BKA die
Verçffentlichung eines fr�heren BKA-Pr�sidenten (Hanns Jess) aus dem Jahr
1956 unkommentiert abgedruckt, in der der Autor darlegt, dass die im Reichs-
kriminalpolizeiamt zentral zusammengefasste deutsche Kriminalpolizei als
„Amt V“ des Reichssicherheitshauptamtes „nichts zu tun hatte mit der politi-
schen Polizei des nationalsozialistischen Regimes, der ber�chtigten Geheimen
Staatspolizei, die vçllig abgetrennt vom Amt V im Amt IV des Reichssicher-
heitshauptamtes unter dem Titel ,Gegnererforschung und -bek�mpfung� orga-
nisiert war“ und wo es auch heißt: „Wenn die Polizei missbraucht wurde, wie
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z. B. in der nationalsozialistischen Zeit, so war dies eine Schuld der Politiker,
an der die Polizeibeamten schwer getragen haben.“

� gab es Anfang der 80er Jahre bis in die Ebene der Innenministerkonferenz hi-
nein die Diskussion, ob im polizeilichen Informationssystem INPOL der Be-
griff und das Merkmal „Zigeuner“ weiter verwendet wird (der Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma hat in diesem Zusammenhang 1983 vor dem Eingang des
BKA demonstriert),

� fanden 1997 in polizeilichen Bund-L�nder-Gremien heftige Diskussionen statt
�ber damals in der �ffentlichkeit zum Teil als rassistisch bzw. historisch �ber-
holt kritisierte Katalogbegriffe im bis dahin verwendeten offiziellen polizei-
lichen Vordruck zur Personenbeschreibung (z. B. „negroid“ bzw. „ostpreu-
ßisch“, „westpreußisch“ oder „pommerisch“),

� wurde mit dem Aufkommen der fremdenfeindlichen Straftaten ab Beginn der
90er Jahre innerhalb der Polizei und auch im BKA zun�chst ernsthaft disku-
tiert, ob diese Form der Gewaltkriminalit�t auch als politisch bzw. rechtsextre-
mistisch motiviert zu gelten habe,

� gab es im BKA �ber lange Zeit nur ein Referat, das sich mit Straftaten Rechts-
extremer und von Neonazis befasste – im Gegensatz zu einer ganzen Abteilung
„Linksterrorismus“.

Sind solche – zugegeben willk�rlich zusammengestellte – Beobachtungen Belege
f�r die mittelbare Fortdauer oder f�r Fernwirkungen einer „braunen Vergangen-
heit“?

Beim ersten Beispiel ging es mir wohlgemerkt nicht um die Darstellung aus dem
Jahr 1956. Es geht vielmehr um die Tatsache des kommentarlosen Abdrucks im
Jahr 1991. Dazu kann ich authentisch und in Kenntnis der handelnden Personen
sagen: Hier haben wir aus meiner Sicht lediglich einen Beleg daf�r, dass es kein
Problembewusstsein gab. Vorwerfbar ist schlimmstenfalls Gedankenlosigkeit. Es
gab im BKA schlicht das Thema nicht – weder offiziell noch in den Kçpfen.

Sind politisch angreifbare bzw. belastete Begriffe im polizeilichen Sprach-
gebrauch Ausfluss einer fortbestehenden rechten Gesinnung? Auch hier liegt,
wenn man das aus heutiger Sicht bewertet, die Ursache nach meiner Wahrneh-
mung woanders. Ich habe die Diskussionen im BKA bzw. sp�ter zur Personen-
beschreibung in der AG Kripo1 und dem AK II2 dienstlich unmittelbar mitbekom-
men. Es war polizeiintern offenbar schwierig, die jeweils auch çffentlich entstan-
dene Diskussion �berhaupt nachzuvollziehen. Es handelt sich hier wahrschein-
lich um Belege f�r eine Nicht-Wahrnehmung des (zu Recht oder zu Unrecht)
damit verkn�pften historischen Themas.

1 Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminal�mter mit dem Bundeskriminalamt.
2 Arbeitskreis II („Innere Sicherheit“) der Innenministerkonferenz.
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Die Frage der Einordnung fremdenfeindlicher Gewalt als Teil der politisch rechts
motivierten Straftaten ist bei der Polizei inzwischen grunds�tzlich gekl�rt. Es gibt
dennoch weiterhin Diskussionen zur Erfassung und Lagebilderstellung. Das ist
hoch problematisch, da davon Lagebewertung und Fr�herkennung abh�ngen.
Aber – und das ist hier wichtig – ich kann nicht erkennen, dass hier ideologische
oder apologetische Erw�gungen maßgeblich sind, dass also fortbestehende rechte
Gesinnung auf diese Weise bei der Polizei durchschl�gt. Zahlen z. B. aus der Po-
lizeilichen Kriminalstatistik oder aus Lagebildern haben nachweislich auch poli-
tische Bedeutung. Rechte Straftaten gelten inzwischen f�r einige Regionen bzw.
Bundesl�nder als hochgradig negativer Standortfaktor. Hier bleibt also noch eine
Reihe von Fragen zu kl�ren – aber das Problem liegt definitiv nicht in einer „brau-
nen Vergangenheit“ der Polizei.

Der BKA-interne Organisationsvergleich „rechts-links“ beeindruckt auf den ers-
ten Blick. Kann man hier aber tats�chlich politisch motivierte Absichten unter-
stellen („Sympathie f�r rechts“), oder muss man nicht – gem�ß dem Prinzip
der lageabh�ngigen Organisation – die damaligen ganz besonderen Entwicklun-
gen und Herausforderungen angesichts der „Rote Armee Fraktion“ (RAF) be-
r�cksichtigen?

Das alles sind einzelne persçnliche Impressionen. Sie haben gemeinsam, dass sie
je nach Auslegung auch als Indiz f�r den Vorwurf dienen kçnnten, dass das BKA,
die Polizei, ihre Vergangenheit immer noch nicht �berwunden haben oder hatten.

Nach meiner Wahrnehmung stehen aber eigentlich zwei andere wichtige Aspekte
im Vordergrund:

� Es handelt sich um Belege daf�r, dass das Thema „braune Vergangenheit“ allzu
lange nicht im Geringsten in der Breite pr�sent war, vielleicht sogar verdr�ngt
wurde, man deshalb nicht immer gen�gend nachgedacht hat und bestimmte
Fragen erst gar nicht gestellt wurden.

� Eine zweite Kategorie von Erkl�rungen ist schlicht die, dass in den letzten Jahr-
zehnten zunehmend neue, �berlagernde Handlungsnotwendigkeiten die Arbeit
des BKA und der Polizei insgesamt bestimmt haben, so dass schon deshalb die
historische Vergangenheit an Bedeutung verliert. Zu diesen „andererseits“ be-
reits angedeuteten Entwicklungen kann ich nun �berleiten.

Andererseits . . .

Welche Entwicklungen pr�gten ab Ende der 70er/Anfang der 80er Jahre das
BKA?

� Die sogenannte „68er“ Generation hatte nicht nur innerhalb der Hochschulen,
sondern auch bereits auf breiter Front vielf�ltige Ver�nderungen in der gesam-
ten Gesellschaft hervorgerufen. Das wirkte sich auch auf das Denken und Han-
deln im BKA und allgemein bei der Polizei, aber auch gegen�ber der Polizei
aus.
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� Terroristisches Extrem der Entwicklung nach 1968 war die RAF mit allen noch
heute bekannten neuen Herausforderungen an die polizeiliche und justizielle
Arbeit.

� Das BKA hatte seit 1971 einen Pr�sidenten, Horst Herold, der als Sozialdemo-
krat bekannt war und auch als exzellenter Kenner des wissenschaftlichen Mar-
xismus – das genaue Gegenteil eines „belasteten“ Pr�sidenten.

� Herold setzte neue Meilensteine beim Einsatz der Elektronischen Datenverar-
beitung (EDV) – heutige Terminologie: Informationstechnik (IT) – im BKA
und allgemein bei der polizeilichen Verbrechensbek�mpfung.

� Rechtspolitische Rahmenbedingungen des polizeilichen bzw. allgemein des
staatlichen Handelns wurden grundlegend ver�ndert (Stichworte: „Daten-
schutz“ und „Recht auf informationelle Selbstbestimmung“).

Dieses Konglomerat an gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Entwick-
lungen bzw. Herausforderungen beeinflusste auch deutlich das Amt.

Am Einsatz der EDV f�r die Kriminalit�tsbek�mpfung und an der Informations-
verarbeitung im BKA entz�ndete sich bekanntlich eine massive politische Dis-
kussion, die am Ende (1981) sogar zum vorzeitigen Ruhestand des Pr�sidenten
Herold f�hrte. Insbesondere im Zusammenhang mit der Bestandsaufnahme der
bis dahin beim BKA gef�hrten Karteien und Dateien (die nach den sich neu ent-
wickelnden Kriterien vielfach angreifbar wurden) hat man in der politischen und
der medialen Diskussion gegen�ber dem BKA auch den „Gestapo“ –Vorwurf er-
hoben.

Damit sind wir scheinbar wieder beim Kernthema: Systematische und moderne
Informationsverarbeitung im BKA der 70er Jahre als Fortsetzung der Arbeits-
weise im Reichssicherheitshauptamt?

Das erscheint mir allzu vordergr�ndig:

Bis Anfang der 70er Jahre waren – teilweise in F�hrungspositionen – Massenmçr-
der und andere Verantwortliche aus der NS-Zeit im BKA t�tig gewesen. Darauf
bezieht sich der �berf�llig gewesene jetzige Diskurs „braune Vergangenheit“
des BKA. Darum ging es aber bei der Dateiendiskussion gar nicht.

Rohmaterial (kriminal-)polizeilicher Arbeit sind immer Informationen. Es
kommt darauf an, warum und wie man damit arbeitet – ohne Beschr�nkungen
und Kontrolle oder im Rahmen rechtsstaatlich gesetzter Befugnisse und Gren-
zen?

Jene Diskussionen waren hart und heftig. Es handelte sich aber um eine demokra-
tische Diskussion �ber die Rolle und Befugnisse des BKA bzw. der Polizei, wie
wir sie bis heute kennen.
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Die verbalen Bez�ge auf die Gestapo und die Hitlerzeit bei der Dateiendiskussion
waren nach meiner damaligen Wahrnehmung und auch nach meiner jetzigen Ein-
sch�tzung instrumenteller Natur, ein sehr hartes, polemisches, argumentatives
Mittel der çffentlichen Auseinandersetzung – aber nicht als inhaltlicher Vorwurf
im Sinne „weiterhin braunes BKA“ einzuordnen.

Dialektisch mit jenen Entwicklungen und Diskussionen eng verwoben war eine
gesamtgesellschaftliche Entwicklung, die bei vordergr�ndiger Betrachtung
rechtsdogmatischer Natur ist, aber letztlich das Menschenbild des Grundgesetzes
fortentwickelt hat. Mit „Datenschutz“ ist das Thema nur unzureichend beschrie-
ben:

Noch 1977 – in eigener Erfahrung im Vorbereitungsdienst f�r den hçheren Krimi-
naldienst – hat man als Hauptbeispiel f�r „schlicht hoheitliches Handeln“ (also
f�r polizeiliche Maßnahmen, die in kein Grundrecht eingreifen und damit keiner
ausdr�cklichen Befugnisnorm bed�rfen) die Erhebung und Verarbeitung von In-
formationen gelehrt. Das sollte sich rasant �ndern, gipfelnd im „Volksz�hlungs-
urteil“ des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1983, als das „Recht auf
informationelle Selbstbestimmung“ als neue Auspr�gung des Grundrechts auf
Freiheit der Person in Verbindung mit der Menschenw�rde abschließend postu-
liert wurde.

Das hatte nicht nur eine Vielzahl gesetzestechnischer Folgen, sondern betraf auch
und insbesondere das Aufgabenverst�ndnis der Polizei und speziell des BKA, wo
Informationsverarbeitung zu den Kernaufgaben gehçrt. Es hat sich eine Menge
ver�ndert, was inzwischen als selbstverst�ndlicher Teil der Aufgabenerledigung
gelten kann, es entstanden aber durchaus auch Unsicherheiten und „Scheren im
Kopf“, die bis heute erkennbar sind.

Entscheidend ist jedoch Folgendes:

All diese massiv pr�genden s�kularen Entwicklungen in den vergangenen 30 Jah-
ren waren und sind

� kein Thema allein der Polizei oder gar des BKA, sondern Teil einer gesamtge-
sellschaftlichen Entwicklung,

� keine rein deutsche, sondern eine (trotz extremer Divergenzen und Zeitver-
schiebungen insbesondere beim Datenschutz) insgesamt sogar internationale
Entwicklung.

Aufgabenverst�ndnis damals und heute:

Die polizeigeschichtlichen Forschungsergebnisse zeigen, dass das Berufs-
verst�ndnis der (Kriminal-)Polizei im Dritten Reich gepr�gt war vom Bild des
„Berufs- und Gewohnheitsverbrechers“ und dessen Eliminierung und dass maß-
gebliche (einschl�gig vorbelastete) Funktionstr�ger des BKA in seinen Anf�n-
gen sich f�r die Idee der Vorbeugehaft f�r diese Personen eingesetzt haben.
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Wirkt sich im heutigen polizeilichen Berufsverst�ndnis immer noch die NS-Zeit
aus?

Dazu zwei Bemerkungen:

� Dass die Arbeit der Kriminalpolizei grunds�tzlich st�rker vom Intensiv- und
Wiederholungst�ter gepr�gt ist als vom Einmal- bzw. Gelegenheitst�ter, ist un-
strittig und trivial. F�r sich allein genommen eignet sich das aber nicht f�r Zeit-
vergleiche und politische bzw. moralische Bewertungen. Feststellungen �ber
insoweit l�ngerfristige inhaltliche Kontinuit�ten w�ren allzu vordergr�ndig.
Es geht vielmehr darum, welches Menschen- und T�terbild damit verbunden
ist und in welchem gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmen die polizeiliche
T�tigkeit stattfindet. Und hier haben sich das BKA und die Polizei insgesamt
wie schon erw�hnt aufgrund der polizeigeschichtlich feststellbaren Entwick-
lungen der letzten etwa 30 Jahre deutlich von den Verh�ltnissen fr�herer Zeiten
entfernt.

� Die T�ter, das „polizeiliche Gegen�ber“ und das kriminelle Geschehen haben
sich aber auch selbst massiv ge�ndert, „modernisiert“. Auch deshalb wurde
und wird das polizeiliche Aufgabenverst�ndnis und auch das dazu diskutierte
Instrumentarium l�ngst von Herausforderungen gepr�gt, zu denen sich kaum
noch Br�cken aus der ferneren Vergangenheit schlagen lassen. Die Terror-
gruppe RAF habe ich schon erw�hnt. Fortschreitende Mobilit�t und Globali-
sierung sowie Professionalisierung auf Seiten der T�ter pr�gten im Laufe der
Zeit die Kriminalit�t und damit auch den Polizeiberuf. In den 80er Jahren mu-
tierte die bereits bekannte Bandenkriminalit�t vielfach zur (International) Or-
ganisierten Kriminalit�t. Neue Herausforderungen und neue Instrumente ent-
standen, und zwar sowohl in taktischer Hinsicht als auch auf der Normenebene,
z. B. im Bereich der verdeckten Ermittlungen. Weitere Stichworte sind Wirt-
schaftskriminalit�t, Umweltkriminalit�t, Finanzermittlungen, Geldw�sche,
Computer- und Internetkriminalit�t und der islamistische Terrorismus. Das
moderne polizeiliche Aufgabenverst�ndnis mit seinen Priorit�ten entwickelt
sich – analog zum legalen Leben – dynamisch fort. Sachliche Bez�ge zur Ver-
gangenheit herzustellen f�llt immer schwerer.

Erg�nzend dazu, weil zunehmend pr�gend vor allem f�r das BKA, mçchte ich
einige Anmerkungen zur internationalen Zusammenarbeit machen. Dies ist
eigentlich ein ganz anderes Themenfeld und hier deshalb nur sehr eingeschr�nkt
von Relevanz. Dennoch: Setzte und setzt sich die Unrechtsvergangenheit der Po-
lizei und speziell des BKA auch in der Weise fort, dass bei der internationalen po-
lizeilichen Zusammenarbeit ethisch-moralische Kriterien und Menschenrechts-
verletzungen durch Polizeien in anderen Staaten ungen�gend Beachtung finden?

Erstens: Man kann aus vielerlei Gr�nden eigene deutsche Maßst�be nicht absolut
setzen. Das hieße in letzter Konsequenz vielfach Einstellung von polizeilicher
Kooperation und internationale Isolierung Deutschlands bzw. des BKA auf brei-
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ter Front. Das w�re inzwischen sogar hochgradig gef�hrlich f�r die innere Sicher-
heit in Deutschland und Europa. Abgesehen von solchen direkten Auswirkungen
w�re dies schon politisch unrealistisch. Es gibt nicht nur beim Milit�r das „Primat
der Politik“. Die Polizei ist im Innern traditionell staatliches Exekutivorgan, sogar
versehen mit dem Gewaltmonopol. Nach außen gibt es zwar keine Hoheitsbefug-
nisse, die Polizei kann bei der internationalen Arbeit aber nicht gegen außenpoli-
tische Interessen verstoßen. Inzwischen ist polizeiliches Handeln im Ausland so-
gar selbst Teil der deutschen bzw. supranationalen Außenpolitik geworden, z. B.
bei der polizeilichen Aufbauhilfe in Krisengebieten wie Afghanistan oder im Ko-
sovo.

Zweitens: Es gibt hier keinen Raum f�r fundamentalistische Haltungen, wohl
aber f�r differenziertes Handeln. Die internationale Zusammenarbeit im BKA
ist gepr�gt von den Mçglichkeiten abgestuften Vorgehens. Inzwischen existiert
im BKA intern eine „Konzeption zur Zusammenarbeit mit Staaten mit Koope-
rationsbeschr�nkungen“.

Wenn ich fr�her als Referent und Referatsleiter ausgehende Interpol-Nachrichten
schlussgezeichnet habe, war immer schon ein Pr�fkriterium, ob die Antwort �ber-
haupt bzw. so an den Adressaten versandt werden sollte oder darf. Auch der „da-
tenschutzrechtliche Standard“ beim Empf�nger ist immer Pr�fkategorie gem�ß
der �bermittlungsbefugnis im BKA-Gesetz (§ 14).

Traditionell zur�ckhaltend gehen wir im Bereich der Rechtshilfe bekanntlich mit
dem Thema „Todesstrafe“ um. Die entsprechende Staatenliste ist wichtiges Ar-
beitshilfsmittel, die Verfahrensweisen (ggf. Vorlage beim Bundesministerium
der Justiz und dem Ausw�rtigen Amt zur Einzelentscheidung) sind dienstkund-
lich allgemein bekannt und eingespielt.

Bei der Entsendung von Verbindungsbeamten nutzt das BKA eigene Spielr�ume.
Wir wenden das Instrument zwar grunds�tzlich offensiv an, Lage und Verh�lt-
nisse im Gastland sind aber allen Beteiligten zu jedem Zeitpunkt bewusst. Eine
Abstufung ist z. B., dass Verbindungsbeamte nur strategische und keine personen-
bezogenen Informationen �bermitteln.

Ausbildungs- und Ausstattungshilfe wird ebenfalls flexibel eingesetzt und aus ak-
tuellem Anlass auch im Einzelfall gestoppt. Die Ausstattungshilfe umfasst keine
Waffen und keine Mittel, mit denen unmittelbarer Zwang ausge�bt werden kann.
Es gibt bei den im BKA ausgebildeten ausl�ndischen Stipendiaten auch einzelne
sp�tere „Streuverluste“, weil diese z. B. aus der Polizei ausscheiden. Karrieren im
eigenen Land �ber die bisherige Fachebene hinaus nach einer Ausbildung in
Deutschland sind aber alles andere als ein „Ausfall“. Solche Kollegen sind mit
ihrem hçheren Rang und ihrer erweiterten Verantwortung im Zweifel sogar die
besseren Kooperationspartner.

Dass nicht jede Information aus dem Ausland in einem deutschen Strafverfahren
verwertet werden kann und darf, ist selbstverst�ndlich. Andere Maßst�be m�ssen
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gerade in der aktuellen Lage allerdings f�r die Gefahrenabwehr gelten. Es w�re
eine Pflichtverletzung, Pr�ventivhinweisen aus dem Ausland nicht zumindest
nachzugehen.

F�hrungsverhalten und F�hrungsphilosophie:

Soweit zu den �ußeren Rahmenbedingungen. Was aber ist mit den „weichen“ Fak-
toren? War oder ist gar noch das F�hrungsverhalten im BKAvon �brig gebliebe-
nen Elementen der NS-Vergangenheit gepr�gt? Mussten und m�ssen daraus
Schl�sse gezogen werden?

Meine These hierzu vor dem Erfahrungshorizont der letzten ca. 30 Jahre als Vor-
gesetzter und als Mitarbeiter:

Das F�hrungsverhalten im BKA hat sich deutlich und unstrittig ver�ndert – aber
nicht im Sinne einer bewussten Abkehr von einer belasteten Vergangenheit, nicht
als Entideologisierung, sondern weil F�hrung inzwischen zunehmend professio-
nalisiert wurde.

Nat�rlich gibt es immer hçchst unterschiedliche F�hrungspersçnlichkeiten.
Lange war deren Verhalten (nicht nur im BKA) weitgehend individuell gepr�gt,
vom persçnlichen, in der Tat auch autorit�ren F�hrungsstil abh�ngig.

F�hrung und Management sind seitdem zunehmend selbst zum Gegenstand der
systematischen Analyse und Gestaltung geworden. Noch 1978/79 hat man –
dies wieder nach eigenem Erleben – an der damaligen Polizeif�hrungsakademie
z. B. „F�hrungslehre“ als (nicht pr�fungsrelevantes) „Hçrfach“ angeboten. Ge-
lehrt wurde der „kooperative F�hrungsstil“ in Abgrenzung zum „autorit�ren F�h-
rungsstil“ – unter Verwendung und Fortentwicklung von Elementen des aus der
Betriebswirtschaftslehre bekannten, in den 60er Jahren entstandenen „Harzbur-
ger Modells“ mit dem Prinzip der Delegation von Verantwortung.

Es war ein sehr weiter, aber systematisch begangener Weg bis zu den heutigen
F�hrungsprinzipien und Steuerungsmodellen in der Polizei und in der çffent-
lichen Verwaltung insgesamt (Stichworte: Mitarbeitergespr�che, Zielverein-
barungen, Controlling).

Entsprechendes gilt f�r das Mitarbeiterbild:

� Wenn z. B. der erste BKA-Pr�sident, Max Hagemann, in einer Verçffent-
lichung von 1931 (ebenfalls abgedruckt in der BKA-Festschrift von 1991)
vor einer „�berspannung“ der theoretischen Ausbildung von Kriminalbeam-
ten warnt, vor einem „�bermaß an theoretischer Schulung“, dann zeigt dies,
welch lange und positive Entwicklung (z. B. bis zur Fachhochschulausbildung
und zur Deutschen Hochschule der Polizei) wir insgesamt hinter uns haben.

� Wenn es heißt, Amtsangehçrige h�tten zu wenig Zivilcourage, im BKA mach-
ten also (nicht zuletzt als Erbe der NS-Zeit) immer noch vor allem angepasste,
ihren Vorgesetzten nicht widersprechende Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
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Karriere, dann mçchte ich dazu, auch wenn das recht optimistisch klingen mag,
aus beiden Wahrnehmungssph�ren heraus (Vorgesetzter und Mitarbeiter) sa-
gen, dass persçnliches Profil und konstruktiv-kritische Grundhaltung durchaus
signifikant zum individuellen beruflichen Fortkommen beitragen.

Aber: Kritik allein reicht nat�rlich nicht aus. Leistungen und Kompetenz m�s-
sen immer auch vorhanden sein sowie vor allem ein ausreichendes Maß an
Grundloyalit�t gegen�ber der eigenen Behçrde.

� Wenn betont wird, das BKA war und ist bis heute eine allzu zentralistisch und
hierarchisch arbeitende Behçrde geblieben, dann kann das nicht einfach mit
der NS-Zeit und dem Reichskriminalpolizeiamt in Verbindung gebracht wer-
den. Jede Organisation auf der ganzen Welt muss zu jeder Zeit solche organi-
satorischen Grundentscheidungen treffen. Man kann durchaus dar�ber disku-
tieren, ob im BKA Kompetenzen und Verantwortung st�rker dezentralisiert
werden sollten. W�hrend meiner Dienstzeit habe ich allerdings auch das Ge-
genteil festgestellt. Kollegen aus L�nderpolizeien haben mich z. B. im Laufe
der Jahre mehrfach kritisch auf Schlusszeichnungen durch Sachbearbeiter an-
gesprochen.

Kritik aus beiden Richtungen indiziert zumindest, dass man hier so falsch auch
nicht liegen kann.

Wir leben jetzt definitiv in einem anderen Zeitalter des F�hrens und der Zusam-
menarbeit als noch vor 30 Jahren. Das ist keine spezielle Entwicklung im BKA,
sondern das hat mit dem wissenschaftlichen Fortschritt insbesondere in der Ma-
nagementlehre f�r die çffentliche Verwaltung zu tun – und auch mit einem all-
gemeinen Wandel des Mitarbeiterbildes.

Dann war es nicht nur folgerichtig, sondern sogar zwingend, dass auch die F�h-
rungsphilosophie im BKA diese Wege zur�ckgelegt hat.

Res�mee:

Welche Schl�sse sollten aus alldem gezogen werden?

Festzuhalten sind aus meiner Sicht die folgenden beiden Kernbotschaften:

Erstens: Das BKA und die Polizei haben in den letzten Jahrzehnten eine hoch dy-
namische Entwicklung durchgemacht, die gepr�gt war sowohl von �bergreifen-
den gesellschaftlichen, rechtlichen und politischen Prozessen mit wichtigen Aus-
wirkungen f�r die Rolle der Polizei als auch von mehreren sich �berlagernden
vçllig neuen Kriminalit�tsentwicklungen.

Insofern zerfasert das aufgrund personeller Kontinuit�ten fr�her vorhandene
Band zur nationalsozialistischen �ra und damaligen Polizeiarbeit. In diesem
Sinne noch direkte Bez�ge herzustellen, wird immer gewagter. Versuche in dieser
Hinsicht f�hren eher zur Relativierung der NS-Verbrechen.

171



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 172

Aber (zweitens): Es gab und gibt dennoch ein Problem des BKA mit der national-
sozialistischen Vergangenheit. Das Problem lag und liegt zumindest nach meiner
Wahrnehmung jedoch auf einer anderen Ebene, n�mlich nicht in einer direkten
Fortdauer und Relevanz von NS-Gedankengut, sondern darin, dass dieser Aspekt
zu lange (im Grunde bis in die Gegenwart hinein) nicht gen�gend wahrgenommen
wurde.

Das Thema war bis jetzt nicht gezielt genug Gegenstand der Ausbildung und der
allgemeinen fachlichen Fortbildung im BKA. Der Band „Niggemeyer/Gallus/
Hoeveler“ (nicht alle Namen sind als belastet anzusehen) aus der BKA-Schriften-
reihe3 wurde z. B. �ber Jahre hinweg ohne jeglichen Vorbehalt und vor allem ohne
Hintergrundwissen in die Hand genommen und bei der Ausbildung verwendet.
Entscheidende Tatsachen aus der Fr�hzeit des BKAwaren und sind weiterhin un-
bekannt.

Das Problem definiert sich also im Grunde durch seine bisherige Nichtexistenz.
Dem kann und muss auch jetzt noch und in Zukunft abgeholfen werden. Das in
Erw�gung gezogene Forschungsprojekt sollte unbedingt aufgelegt werden. Poli-
zeigeschichte und speziell die Vergangenheit des BKA sollten st�rker Bestandteil
der Fachhochschulausbildung werden und auch Gegenstand daf�r in Betracht
kommender Fortbildungsveranstaltungen. Auch die Deutsche Hochschule der
Polizei sollte sich bei der Aus- und Fortbildung des hçheren Vollzugsdienstes ge-
zielter der Polizeigeschichte widmen.

Die personelle Kontinuit�t der NS-Zeit im BKA muss als solche nicht mehr �ber-
wunden werden, wohl aber die bisherige massive Vernachl�ssigung jener Vergan-
genheit.

Literatur

Niggemeyer, Bernhard/Gallus, Herbert/Hçveler, Hans-Joachim, Kriminologie.
Leitfaden f�r Kriminalbeamte, Wiesbaden: BKA, 1967 (BKA-Schriften-
reihe, Bd. 31).

3 Bernhard Niggemeyer, Herbert Gallus, Hans-Joachim Hçveler, Kriminologie. Leitfaden f�r Kri-
minalbeamte, Wiesbaden: BKA, 1967 (BKA-Schriftenreihe, Bd. 31).
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Werteordnung des Grundgesetzes, Zivilcourage und die Last der
Vergangenheit – (F�hrungsphilosophien und) Berufsethiken des BKA

Thorben Meier

Vorbemerkung

Am 27. Februar diesen Jahres sollte Isaak Behar eine Unterrichtseinheit in der
Berliner Polizeischule �ber die NS-Vergangenheit halten. Der 83-j�hrige hat
den Holocaust miterlebt und er hat als Einziger seiner Familie �berlebt. Behar
spricht seit fast 20 Jahren als Zeitzeuge an Schulen, bei der Bundeswehr und
auch bei der Berliner Polizeischule. Er will Aufkl�rung leisten und Wissen
�ber die Zeit des Nationalsozialismus vermitteln.

Zum ersten Mal konnte er seine Unterrichtseinheit nicht durchf�hren: Die Berli-
ner Polizeisch�ler forderten – Zitat: „nicht dauernd an den Holocaust erinnert zu
werden“. Der Unterricht wurde daraufhin abgebrochen.

Ich bin vor einigen Wochen gefragt worden, ob ich mir vorstellen kçnnte, heute
einen Vortrag zu halten. Einen Vortrag �ber die Bedeutung der NS-Zeit f�r das
Bundeskriminalamt und zwar im Hinblick auf F�hrungsgrunds�tze und Ausbil-
dungsinhalte und wie ich diese als Berufsanf�nger wahrnehme. Ich habe dem zu-
gestimmt, auch wenn ich geahnt habe, dass es schwierig sein kçnnte, die eigent-
liche Bedeutung des Themas vollends zu erfassen und die richtigen Worte zu fin-
den.

Je l�nger ich mich mit den Themen Berufsethik, Nationalsozialismus, dem Bun-
deskriminalamt und meiner Person in diesem System auseinandergesetzt habe,
desto deutlicher wurde mir bewusst: Es f�llt mir sehr schwer, mein Selbstver-
st�ndnis als Polizeibeamter zu beschreiben, meine eigenen Werte darzustellen
und diese auch noch in den Kontext der Entwicklungsgeschichte des Bundeskri-
minalamtes zu stellen.

Macht mich das vielleicht zu einem schlechten Polizisten? Bin ich nicht entspre-
chend ausgebildet worden? Oder habe ich diesen Themen bislang einfach keine
ausreichende Beachtung geschenkt?

Ich mçchte versuchen, diese Fragen heute zu beantworten, indem ich Ihnen Ein-
dr�cke aus meiner polizeilichen Ausbildung und meiner Berufserfahrung schil-
dere und Ihnen darstelle, welche Wirkung diese Kolloquienreihe auf mich hat.
Ich spreche dabei �ber meine Wahrnehmung aus einem Zeitraum von 3 Jahren
Ausbildung und einem halben Jahr Berufserfahrung im BKA. Ein vergleichs-
weise kurzer Zeitraum also.

Als ich den Vorfall aus der Berliner Polizeischule das erste Mal gehçrt habe, hatte
ich zum einen ein Gef�hl der Bedr�ckung, zum anderen aber auch ein gewisses
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Verst�ndnis. Nicht f�r die Reaktion selbst, sondern f�r den Ausdruck des �ber-
drusses, immer wieder mit der Zeit des Dritten Reiches, seinen Auswirkungen
und vor allem dem Gef�hl konfrontiert zu werden, wir – die Nachfahren – seien
nach wie vor schuldig. Vielleicht ist so auch das Verhalten der Polizeisch�ler zu
erkl�ren.

Doch ist das Thema tats�chlich �berrepr�sentiert? Ist es �berhaupt noch aktuell?
Ist die Vermittlung von Wissen �ber die NS-Zeit nur noch geschichtlicher Ballast,
dessen man sich nach �ber 60 Jahren entledigen sollte? Oder ist es f�r mich als
Polizeibeamter wichtig, sich mit der Vergangenheit der deutschen Polizei und
speziell der des BKA zu besch�ftigen?

Mich haben die Berichte �ber die Taten und Grausamkeiten der NS-Zeit immer
entsetzt, genauso wie die Leiden der unz�hlbaren Opfer und ihrer Angehçrigen.
Von 1942 bis 1944 war mein Großvater in dem damaligen Arbeitslager Bergen-
Belsen inhaftiert. Er hat den Dienst an der Waffe damals verweigert. An seine Er-
z�hlungen kann ich mich noch heute sehr lebendig erinnern. Seine Darstellungen
haben mir das unmenschliche Handeln der T�ter und die traurigen Schicksale der
Opfer aufgezeigt. Insofern scheint sich bereits die Frage, ob es notwendig ist sich
zu erinnern, eindeutig zu beantworten – n�mlich mit „ja“!

Trotzdem habe ich bei mir selbst und auch bei Kollegen immer wieder – ich nenne
es mal gewisse Widerst�nde – bemerkt, sich auf das Thema einzulassen. Wider-
st�nde in der Form, dass wir den Diskussionen zu diesem Thema nicht sonderlich
aufgeschlossen waren, es als Teil einer abgeschlossenen Vergangenheit betrach-
teten, der f�r die Gegenwart keine erkennbare Funktion mehr erf�llt.

I. Ausbildung und Polizeigeschichte

An der Berliner Polizeischule wie auch in anderen Bundesl�ndern ist die Aufkl�-
rung �ber den Holocaust fester Bestandteil des Unterrichtsprogramms. Bei der
Ausbildung zum gehobenen Kriminaldienst im BKA findet sich dieses Thema
mit Blick auf die Lehrpl�ne zun�chst nicht.

Allerdings haben wir uns in den F�chern der Rechts- und Kriminalwissenschaften
mit der Entwicklung der Bundesrepublik besch�ftigt und damit auch mittelbar das
Thema Nationalsozialismus gestreift. Wir wurden dar�ber aufgekl�rt, dass die
staatliche Ordnung der Bundesrepublik, ihre Verfassung und die Struktur ihrer
staatlichen Organe als Reaktion auf die Erfahrungen aus der NS-Zeit zu sehen
sind. �hnlich hat es sich bei den Kriminalwissenschaften verhalten. Uns wurde
erkl�rt, wie sich kriminologische Erkenntnisse und kriminalistische Vorgehens-
weisen �ber die Zeit und in Abh�ngigkeit von gesellschaftlichen und politischen
Rahmenbedingungen entwickelten.

Mit der Geschichte der Polizei haben wir uns konkret in dem Fach Berufsethik
besch�ftigt. Neben der Polizeigeschichte ging es hier vor allem um Themen
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wie Moral, Werte, Berufsethos, Polizeikultur, aber auch Mobbing, Geschlechter-
perspektive und interkulturelle Kommunikation.

Die Darstellung der Polizeigeschichte beschr�nkte sich auf einen Vortrag �ber die
Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus. Eine Diskussion �ber
ethische und moralische Aspekte des polizeilichen Handelns zu dieser Zeit fand
nicht statt. Die Polizeihistorie nach 1945 und damit auch die Geschichte des Bun-
deskriminalamtes vor dem Hintergrund der nationalsozialistischen Vergangen-
heit war kein Bestandteil des Unterrichts. Es gab beispielsweise auch keine Dis-
kussion �ber das Werk von Herrn Schenk, welches die personellen Kontinuit�ten
aus dem NS-Regime in das BKA beschreibt.

Meine polizeipraktische Ausbildung umfasste ein Jahr im so genannten L�nder-
praktikum und sechs Monate in Referaten im BKA. In diesen Abschnitten bin ich
nat�rlich auch mit Einstellungen und Meinungen zu gesellschaftlichen Themen,
der Polizei an sich und dem Beruf im BKA durch die jeweiligen Kollegen kon-
frontiert worden. W�hrend dieser Praktika und auch in meiner ersten Verwendung
wurden mir jeweils erfahrene Kollegen zur Seite gestellt. Kollegen, die f�r mich
in fachlichen aber auch persçnlichen Belangen Ansprechpartner waren und sind.
Dieses so genannte B�renf�hrerprinzip – wie wir in der Polizei sagen – hat f�r
mich, im Rahmen der polizeilichen T�tigkeit, eine sehr große Bedeutung. Nicht
nur im Hinblick auf fachliche Kenntnisse und F�higkeiten, sondern gerade auch
was die Vermittlung von Werten und Einstellungen betrifft.

Dabei hatten und haben einzelne Persçnlichkeiten und ihre Meinungen Signalwir-
kungen und auch Vorbildcharakter f�r mich. Ich habe insgesamt festgestellt, dass
ich mich in verschiedensten Situationen zum einen der bestehenden Gruppe, aber
vor allem Einzelpersonen ein St�ck weit angepasst, einzelne Arbeitsweisen und
Arbeitseinstellungen �bernommen und vielleicht auch gewisse Werte verinner-
licht habe. F�r einen Berufsanf�nger wahrscheinlich ein ganz typischer Prozess
der Integration und der Selbstfindung oder zumindest dem Wunsch danach.

II. Bedeutung der Polizeikultur

Im Zusammenhang mit der Diskussion �ber die Polizeigeschichte las ich immer
wieder den Begriff der Polizeikultur und einer darin mçglicherweise enthaltenen
Gefahr von Korpsgeist und Seilschaften.

Was der Begriff Polizeikultur alles umfasst oder umfassen soll, kann ich nicht ge-
nau sagen. Ich glaube aber, dass hierzu bestimmte Wertmaßst�be und Verhaltens-
muster gehçren, die f�r Polizisten in ihrem Beruf bedeutend sind. Schließlich ist
das Berufsbild nur schwer vergleichbar mit anderen Organisationen und Berufs-
gruppen, vor allem, wenn man bedenkt, dass Polizisten in bestimmten Situationen
berechtigt sind, Gewalt anzuwenden. Dar�ber hinaus gibt es nat�rlich çffentliche
Erwartungen, ein Rollenverst�ndnis, welches sich in Leitbildern und Grundsatz-
beschreibungen der Polizei widerspiegelt.
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Wenn ich die Referate, in die ich Einblicke hatte oder habe, betrachte, so habe ich
gewisse interne Regeln wahrgenommen. Interne Regeln, die �ber diese Leitbilder
und çffentlich kommunizierten Rollenverst�ndnisse hinausgehen. Dazu gehçren
auch M�nnlichkeitsrituale, �berlegenheitsempfindungen oder Gruppenprozesse
wie Anpassung und Verschwiegenheit. Was ich aber auch sagen kann: Ich habe
bislang zu keiner Zeit im BKA NS-Gedankengut oder darauf bezogene ideologi-
sche oder verharmlosende �ußerungen selber erlebt oder auch nur davon gehçrt.

Ich habe insgesamt nicht den Eindruck, dass es im BKA heute eine homogene
Kultur der Polizei gibt, sondern vielmehr eine Vielfalt von Gruppierungen und
Persçnlichkeiten, die sich unterschiedlich entwickelt haben. Auch bei der Frage
der Identit�t als Polizist oder mit dem BKA w�rde ich �hnlich antworten. Beides
orientiert sich eher an den vorgefundenen und gelebten Einstellungen der Betei-
ligten und nicht an offiziellen Leitbildern.

Wenn ich einen Vergleich zu meinen fr�heren Erfahrungen und T�tigkeiten, be-
vor ich beim BKA die Ausbildung begonnen habe, ziehe, dann erkenne ich einige
Parallelen. �berall gibt es den Anspruch an die Mitarbeiter nach Loyalit�t, aber
auch den Anspruch nach kritischem Geist und Weitblick.

Abweichend stellt jedoch die polizeiliche Behçrdenstruktur mit ihrem hierar-
chischen Aufbau und den Elementen von Befehl und Gehorsam eine Besonder-
heit dar. Mir ist bewusst, dass dieser Aufbau f�r das Funktionieren einer Polizei-
behçrde in gewissem Umfang notwendig ist. Dennoch liegt darin – meiner Mei-
nung nach – auch eine gewisse Gefahr der Anpassung und des Ja-Sagens.

Vor diesem Hintergrund ist auch entscheidend, wie mit kritischen Mitarbeitern
umgegangen wird, ob sie �berhaupt die Mçglichkeit zum Widerspruch haben,
ob sie gezielt nach ihrer Meinung gefragt werden.

Ob dieses offene F�hrungsverst�ndnis und auch der notwendige Mut der Mit-
arbeiter – vielleicht oder gerade auch vor dem Hintergrund der eigenen Karriere-
chancen – hier im BKA vorhanden ist, das kann ich nat�rlich nur begrenzt beur-
teilen.

III. Wirkung und Bedeutung dieser Veranstaltungsreihe

Wenn ich vor diesem Hintergrund die Wirkung dieser Kolloquien beschreiben
soll, fange ich am besten damit an, wie sie auf mich zu Beginn gewirkt haben:

Als ich von der Veranstaltungsreihe das erste Mal gehçrt habe, war ich nicht son-
derlich motiviert, daran teilzunehmen. Das Buch von Herrn Schenk kannte ich be-
reits. Ich hatte es gelesen, bevor ich mich im BKA beworben habe.

Mir war auch allgemein bekannt, dass Nationalsozialisten in der Nachkriegszeit
wieder im deutschen Verwaltungsapparat untergekommen sind, zum Teil in sehr
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bedeutenden Positionen. Dass auch das BKA betroffen sein sollte, hat mich nicht
weiter �berrascht.

Die Veranstaltungsreihe hier hielt ich f�r eine versp�tete, aber notwendige Reak-
tion auf die Ausf�hrungen von Herrn Schenk, um sich mit den Vorw�rfen der
braunen Vergangenheit und der langj�hrigen Verschwiegenheit dar�ber auseinan-
derzusetzen. Einen konkreten Mehrwert f�r mich als Mitarbeiter habe ich nicht
gesehen. Auch Kollegen haben in Gespr�chen den Stellenwert und den Zeitpunkt
dieser Reihe in Frage gestellt. Ausspr�che wie „Zeitverschwendung“, „Das ist
Vergangenheit“ oder „Wen interessiert das denn noch“ waren nicht die Ausnah-
me, sondern meiner Wahrnehmung nach die Regel.

Als ich mir nun bei der Vorbereitung dieses Vortrags Gedanken �ber meine eigene
Reaktion und die meiner Kollegen gemacht habe, kam ich zu dem Schluss, dass es
sich hierbei nicht um fehlendes Engagement, Nachl�ssigkeit oder den Versuch
handelte, etwas unausgesprochen zu lassen.

Ich w�rde es insgesamt damit beschreiben, dass kein Problembewusstsein vor-
handen war. Vielleicht, weil die Erkenntnisse �ber die Entstehungsgeschichte
des BKA keine greifbare Relevanz zu haben schienen – weder f�r die t�gliche Ar-
beit noch f�r die Zukunft.

Bei mir selbst lag der Grund in der bereits dargestellten �bers�ttigung, vor allem
aber an der falschen Herangehensweise an das Thema. Ich habe das Thema BKA
und Nationalsozialismus f�r �berholt gehalten, nicht weil es Jahrzehnte zur�ck-
liegt, sondern weil es bereits in der �ffentlichkeit diskutiert wurde.

Dann wurde mir aber klar, dass wir diese Diskussion hier im Amt mit dieser Of-
fenheit und Nachdr�cklichkeit noch nie gef�hrt haben.

Durch diese drei Kolloquien ist mir letztlich Folgendes bewusst geworden: Es ist
nach wie vor notwendig, dass wir uns mit dem Thema Nationalsozialismus aus-
einandersetzen. Und es geht dabei nicht um Schuld, sondern um Wissen und Be-
wusstein.

Mit diesem Wissen scheint es f�r mich einfacher, meine persçnliche Rolle als
Polizist in Deutschland zu verstehen und auch auszuf�llen.

Jetzt bin ich auch der Meinung, dass die Polizeiausbildung im BKA die Ge-
schichte der Polizei und speziell die des BKA ber�cksichtigen sollte.

Wie ernst die Auszubildenden dieses Thema nehmen, h�ngt allerdings wesentlich
von der Pr�sentation der Inhalte ab. Damit meine ich offene Diskussionen; damit
meine ich, dass der Bezug zur Gegenwart hergestellt wird, dass dar�ber gespro-
chen wird, welche Bedeutung die NS-Zeit f�r das polizeiliche Arbeiten heute hat.

Das scheint mir wesentlich zu sein, dass wir, um die Terminologie von Herrn
Giordano aufzunehmen, eine „Dritte Schuld“ vermeiden.
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Was w�rde es heute bedeuten, wenn sich die Fehler der Vergangenheit wiederhol-
ten?

Wurde ich als junger Polizeibeamter ausreichend daf�r sensibilisiert, dass Min-
derheiten immer in der Gefahr sind, ausgegrenzt und stigmatisiert zu werden? In-
wiefern ist mein Blick auf bestimmte Gruppen von Ausl�ndern dadurch gepr�gt,
dass ich in gewissen Deliktsbereichen besonders h�ufig auf sie stoße?

Beeinflusst dies meine Haltung gegen�ber Ausl�ndern oder Fremden allgemein?

W�rde ich eingreifen, wenn ich bei Kollegen fremdenfeindliche oder rassistische
�ußerungen oder Verhaltensweisen mitbekomme?

Ich sehe diese Veranstaltungsreihe mittlerweile auch als Chance, �ber meine
eigene Rolle als Polizist nachzudenken und mir die Bedeutung und Verantwor-
tung dieses Berufs bewusster zu machen.
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Gewerkschaft der Polizei in der Gr�nderzeit des BKA

J�rgen Vorbeck

F�r die Gewerkschaft der Polizei (GdP) im BKA freue ich mich, dass hier, abwei-
chend von der urspr�nglichen Konzeption, auch ein Vertreter der �ltesten Per-
sonalvereinigung des Hauses als Referent zu Wort kommen kann.

Ich mçchte mit einigen Kernaussagen beginnen:

1. Wir stehen eindeutig hinter der Aussage: „Nur wer seine Geschichte kennt,
versteht die Gegenwart und kann seine Zukunft gestalten“.

2. Nicht eines der Mitglieder der Gewerkschaft der Polizei im BKA rechtfertigt
oder beschçnigt in irgendeiner Weise verbrecherisches Geschehen in der deut-
schen Polizei w�hrend der NS-Zeit oder will solches verharmlosen. Erst recht
nicht solche Machenschaften von sp�teren BKA-Mitarbeitern.

3. Wir sind uns einig, dass weiter alles getan werden muss, dass sich solches
Geschehen nicht wiederholen kann. Dazu gehçrt auch ein klares Bild der Ver-
gangenheit.

4. Keine Gruppe im BKA hat sich intensiver gegen die totalit�ren Gedanken und
Strukturen eingesetzt als die Gewerkschaft der Polizei.

Meine Ausf�hrungen stellen Ergebnisse der GdP-internen Diskussion und Be-
schl�sse sowie eigene Auffassungen dar. Eine umfassende, wissenschaftlichen
Anforderungen gen�gende Erhebung und Auswertung war nicht mçglich und
nicht beabsichtigt.

Ich will in diesem Vortrag drei Aspekte ansprechen:

� Gewerkschaftsarbeit zur Zeit der Gr�ndung und des Aufbaus des BKA,

� Umgang mit in den 50er und 60er Jahren eingestellten Mitarbeitern,

� Methodik der Kolloquien und deren Medienresonanz.

I. Gewerkschaftsarbeit in der Gr�ndungszeit

Bisher ist die Rolle der Gewerkschaften in der Gr�ndungs- und Aufbauphase des
BKA in dieser Veranstaltungsreihe ignoriert worden.
Erst in einem Gespr�ch mit Herrn Pr�sident Ziercke habe ich darauf hingewiesen
und bin daraufhin hier eingeladen worden. Leider konnte ich diese Einladung erst
heute wahrnehmen.

Seit Mitte der 50er Jahre ist die GdP im BKA aktiv. Ich habe keine vollst�ndige
Dokumentation �ber unsere Gr�ndungsmitglieder und deren T�tigkeiten zur
Zeit des „Dritten Reichs“. Ich weiß jedoch, dass wir mit einem ehemaligen stell-
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vertretenden Kreisgruppen-Vorsitzenden einen bekennenden Nazi hatten, der in
der GdP aber schnell ins Abseits geriet. Von vielen Anderen ist bekannt, dass
sie vor 1945 nicht im çffentlichen Dienst und nur Wehrpflichtige waren. Hier ha-
ben auch wir noch offene L�cken.

F�r Dickopf und seine Charlottenburger waren Gewerkschaftler jedenfalls poten-
tielle Feinde und Stçrenfriede bei der Sicherstellung der Ziele „nicht auffallen,
sich bedeckt halten, alte Gef�hrten unterbringen und sch�tzen“.

Die GdP ist sehr verwundert, dass �berhaupt nicht versucht wurde, echte Zeitzeu-
gen zur Mitwirkung in den Kolloquien zu bewegen. Solche Zeitzeugen existieren
noch, ich will im Folgenden von Gespr�chen mit Ihnen berichten.

Unser Ehrenvorsitzender Siegfried Brugger (Vorsitzender 1964 bis 1987)
schrieb 2002: „Gewerkschaften z�hlten zum ,linken� Spektrum, sie waren ver-
pçnt, ihre Existenz fragw�rdig; ich habe dies persçnlich mehrfach deutlich sp�ren
m�ssen.“ So ist aus den Personalakten nachvollziehbar, dass Brugger trotz guter
Lehrgangs- und Beurteilungsnoten nicht befçrdert wurde und dies erst auf Erlass
des Bundesministerium des Inneren (BMI) korrigiert wurde (�brigens vom nied-
rigsten dazu berechtigten ZV-Mitarbeiter und nicht wie damals �blich von der
Amtsleitung). Zur nicht bestandenen Eignungspr�fung f�r den leitenden Dienst
teilte Pr�sident Dullien Brugger mit: Dickopf habe gesagt, es w�re ja noch schç-
ner, wenn wir „einen von der Gewerkschaft“ in die Leitungsebene ließen.

Fritz Edelmann, seit 1956 im Amt, seit 1957 in der GdP, seit 1966 in Vorstands-
funktionen sagt: „Keiner aus der Mannschaft um Dickkopf war so dumm, uns
Gewerkschaftlern ins Gesicht zu sagen, dies oder jenes tun wir Ihnen an, weil
Sie Gewerkschaftler sind. Die Diskriminierung fand viel subtiler statt.“

Unser Vorsitzender Tischmann sah Ende der 1950er Jahre keinen anderen Weg
daraus zu entfliehen, als sich zum Bundesgrenzschutz (BGS) versetzen zu lassen.

Der Vorsitzende Lçrius verließ 1964 das Amt Richtung Hessen, weil er sich heftig
„gemobbt“ f�hlte.

Der ehemalige Vorsitzende Hans-Georg Fuchs meinte: „Dickopf und seine
Charlottenburger waren intensiv bem�ht, ihre Vergangenheit w�hrend der NS-
Zeit nicht zum Thema werden zu lassen. Nur bei speziellen Themen wie den Aus-
wirkungen des Fçderalismus auf die Polizeiarbeit konnte man alte zentralstaat-
liche, dirigistische Ideen entdecken. Die Gewerkschaftler wurden deutlich, aber
verdeckt benachteiligt. So wurden wiederholt Erwin Giese (Gr�ndungsmitglied
und Vorsitzender) oder Rudolf Peller ohne Begr�ndung wichtige Lehrg�nge ver-
sagt oder erforderliche Dienstreisen abgelehnt.“

Manfred Klink, pensionierter Hauptabteilungsleiter des BKA, kam 1970 ins
Amt, ist seit damals auch GdP-Mitglied, erinnert sich: „Ich meine, dass Verdr�n-
gungsmechanismen bei den Charlottenburgern erkennbar waren. Die Vergangen-
heit wurde penetrant beschwiegen. Wir in Bad Godesberg waren weit von Wies-
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baden entfernt, Auswirkungen der Wiesbadener Leitung waren bei uns nicht zu
sp�ren. Auf die praktische Ermittlungsarbeit gab es keine Auswirkungen.“ In sei-
nem Beitrag zum im Druck befindlichen BKA-Handbuch schreibt Klink: „Bei
der Einstellung von Polizeibeamten in die Nachkriegspolizei fanden zun�chst re-
lativ sorgf�ltige ,Entnazifizierungen� statt, die in den 1950er Jahren jedoch auf-
grund tats�chlichen oder vorgegebenen Mangels an fachlich erfahrenem Personal
nicht mehr so sorgf�ltig wie in der Anfangszeit durchgef�hrt wurden.“

Zu Schenks These der Kontinuit�t zwischen der Reichskriminalpolizei und dem
heutigen BKA meint er: „Dies verkennt, dass in zunehmendem Umfang j�ngere,
im demokratischen Sinn konstruktiv-kritische Kriminalbeamte eingestellt wur-
den. Die anfangs in der BKA-Schriftenreihe vorzufindenden, alten Ausf�hrungen
zur Bek�mpfung der ,Berufs- und Gewohnheitsverbrecher� oder zur ,Polizeiauf-
sicht� finden sich bereits in den sechziger Jahren nicht mehr.“

G�nter Scheicher, ehemaliger Abteilungsleiter des BKA und Pr�sident des Lan-
desamtes f�r Verfassungsschutz (LfV) Hessen trat 1959 ins BKA ein. Seit damals
ist er GdP-Mitglied. Er war �berwiegend in Bad Godesberg eingesetzt und erin-
nert sich, dass die Charlottenburger sich sehr geh�tet haben, �ber ihre Zeit vor
1945 zu sprechen. „Erst als Peters sich erh�ngte, weil Kriegsverbrecherermittlun-
gen gegen ihn konkret wurden und als der italienische Haftbefehl gegen Saevecke
wegen ermordeter Italiener bekannt wurde, gab es Gespr�che unter den Mitarbei-
tern dar�ber. Dickopf hat sich nie in die Godesberger Ermittlungen eingemischt,
die wir im Staatsschutz gegen linken und rechten Extremismus gef�hrt haben.
Wir haben erfolgreich gegen rechte Strukturen gearbeitet, z. B. gegen Gruppen,
die sich ,Freikorps Adolf Hitler� oder ,Hilfskorps Arabien� nannten. Oder eine
Gruppe aus Oldenburg, die Zentralstelle in Ludwigsburg sprengen und den
Frankfurter Generalstaatsanwalt Bauer ermorden wollte. Beides konnte verhin-
dert werden.“

Auch habe ich einen hessischen Kollegen befragt, Herrn Josef Vorbeck, zuletzt
Leiter der Hessischen Polizeischule, der 1946 zu Polizei kam und immer gewerk-
schaftlich aktiv war. Er sagte: „Selbstverst�ndlich mussten nach 1945 die neuen
Strukturen aller Verwaltungen, nicht nur der Polizei, auch z. B. der Justiz, mit den
vorhandenen Spezialisten aufgebaut werden. Wir haben damals auf die Ergeb-
nisse der Entnazifizierung vertraut. Die ,Entlastungen� wurden sofort korrigiert,
wenn sich neue Erkenntnisse z. B. aus Ermittlungen zu Kriegsverbrechen erga-
ben. In Hessen war das hessische Landeskriminalamt zust�ndig. Dort wurden Er-
mittlungen auch gegen Polizisten wegen Kriegsverbrechen gef�hrt und einige mit
Verurteilungen abgeschlossen.“

Ich selber habe in einer fr�heren Aufgabe als Beauftragter des Bundesdisziplinar-
anwalts f�r das BKA in den 1990er Jahren ein Ermittlungsverfahren gegen einen
Mitarbeiter des hçheren Dienstes gef�hrt. Dieser hatte faschistische Randnotizen
an in Umlauf gegebene Spiegel-Magazine geschrieben. Dies war der einzige Neo-
nazi-Fall im BKA, der mir bekannt wurde.
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Res�mee:

Nach den uns vorliegenden Unterlagen und Zeitzeugen-Aussagen steht fest:
Trotz des Charlottenburger Netzwerks haben sich im BKA speziell mit Hilfe
der GdP unter schwierigen Umst�nden demokratische Strukturen entwickelt.
Dieses wurde in den Kolloquien bisher zu wenig betrachtet. Diese jungen demo-
kratischen Strukturen sollten als BKA-Wurzeln dieselbe Beachtung finden wie
die alten Charlottenburger.

Hier fragen wir uns: Warum wurde das bisher ignoriert?

II. Umgang mit in den 50ern und 60ern Eingestellten

Besonders bedauert die GdP, dass in der �ffentlichkeit aktiv der Eindruck erweckt
wird, dass die Riege um Dickopf jahrelang „ideologisch geeigneten Nachwuchs“
gesucht und gefunden habe.

Damit wird pauschal eine gesamte Generation von BKA-Mitarbeitern, die in den
1950er und 1960er Jahren eingestellt wurden, unter einen unertr�glichen Gene-
ralverdacht gestellt. Falls es Dickopf gelungen ist, f�r ihn passende Gewinnungen
durchzuf�hren, d�rften Einzelf�lle nicht auf alle Anderen �bertragen werden.

Einige der pensionierten Kollegen haben sich an die GdP gewandt und ihr großes
Entsetzen dar�ber zum Ausdruck gebracht. Diese Kollegen haben gemeinsam mit
den sp�ter Eingestellten das BKA zu der demokratischen, die Verfassung
Deutschlands achtenden und verteidigenden Polizei gemacht, f�r die das BKA
bisher national und international bekannt war.

Beispielsweise hat sich das BKA nach intensiver Mitarbeiterbeteiligung bereits
1989 einen „Orientierungsrahmen“ gegeben, der ausdr�cklich das BKA als de-
mokratische Polizei in einem Grundgesetz-bestimmten Deutschland definiert.
Die heutigen Mitarbeiter des BKA haben eine unersch�tterliche demokratische
Grundeinstellung. Obrigkeitshçriges Verhalten zeigen sie nicht ansatzweise.
Das haben wir durch erfolgreiche Demonstrationen gegen unsinnige Umzugsent-
scheidungen des BMI bewiesen.

Viele �ltere Kollegen sehen heute ihr Lebenswerk in den Schmutz getreten, weil
sie angeblich Nazi-ideologisch passend ausgesucht wurden. Manche bewegt das
sogar zur verbitterten Aussage, das BKA nie wieder betreten zu wollen. Sie haben
ein Anrecht darauf, vor solchen Anfeindungen und Vorw�rfen gesch�tzt zu wer-
den.

Res�mee:

Wir fordern deshalb eine ganz klare Aussage der Amtsleitung zur angeblich ge-
nerellen gezielten Rekrutierung der sog. zweiten BKA-Generation durch die so
genannten Charlottenburger.
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III. Methodik, Organisation der Kolloquien und ihre Medienresonanz

Auch dazu will ich mit einem Zitat beginnen.

Eine pensionierte hochrangige F�hrungskraft des BKA, sagt: „Zwar bin ich als
Zuhçrer zum Kolloquium eingeladen worden. Als ich sah, wie die Veranstaltun-
gen stattfinden sollten, habe ich mich entschieden, nicht zu kommen. Richtig
w�re es gewesen, zuerst die begonnenen Materialsammlungen von Albrecht,
Prante und Anderen zu aktualisieren, auf ihre Stichhaltigkeit vor heutigen Er-
kenntnissen zu �berpr�fen. Diese Ergebnisse danach im Rahmen von Kolloquien
zu diskutieren, w�re sachgerecht gewesen.“

Erst çffentlichkeitswirksam, ohne fundierte Basis zu diskutieren, danach eventu-
ell zu forschen, zu sammeln, Ergebnisse zu erzielen, z�umt das Pferd falsch he-
rum auf und gef�hrdet die Ernsthaftigkeit der Behandlung des Themas.

Auch sehen wir irritiert eine neue �ffentlichkeitsarbeit des BKA, die selbst dazu
beitr�gt, das Amt in dubiosem Licht erscheinen zu lassen. Begr�ndete Tatsachen
und unbewiesene Behauptungen werden als gleichwertig nebeneinander gestellt
und dann, aus den R�umen des BKA heraus, als alleing�ltige, unkommentierte
Wahrheit verbreitet.

Die Medien verk�rzen die in den Kolloquien schon enge Betrachtungsweise zu-
s�tzlich und nehmen Projektionen auf die Zeit bis heute vor.

Ich zitiere 3Sat: „In alter Tradition stand f�r die nationalsozialistisch gepr�gten
BKA-Beamten der Feind zuallererst auf der linken Seite. Und in der Terrorhyste-
rie der 1970er Jahre gerieten so selbst unverd�chtige gesellschaftliche Gruppen
unter Generalverdacht.“ „Das Bundeskriminalamt in Wiesbaden ist streng abge-
schottet und gesichert. Eine Abschottung, die auch gegen�ber der eigenen Ge-
schichte praktiziert wurde.“

Hier fragen wir uns: Wollen wir so in der �ffentlichkeit angesehen sein? Wo sind
die Widerworte, die Klarstellungen? Kein Wort zu den sicher zu knappen und un-
vollst�ndigen, vermutlich in Teilen in die Irre gehenden Bem�hungen der vom
BKA in Auftrag gegebenen oder unterst�tzten Zusammenstellungen und Ver-
çffentlichungen von Quellen. Ein Blick in die Ausf�hrungen meines Kriminolo-
gieprofessors Armand Mergen (Die BKA-Story, M�nchen 1987) zur Seilschaft
der Charlottenburger h�tte deutlich gemacht, dass dies nun wirklich kein neues
Thema ist. Dass Dieter Schenk im Jahr 2001 eine schnelle Verçffentlichung sei-
nes BKA-Buchs der Mçglichkeit einer versp�teten, letztlich doch angebotenen
Akteneinsicht vorgezogen hat, bleibt ebenfalls unerw�hnt.

Dies alles war bei der Vorbereitung des Kolloquiums bekannt, darauf h�tte man
sich auch bei der Auswahl der Referenten einstellen m�ssen.
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Hier fragen wir uns:

Warum basierte die çffentliche Aufarbeitung der Gr�ndungsgeschichte nicht auf
einer neuen, erweiterten, alle bisherigen Quellen umfassenden Zusammenfas-
sung?
Warum wurden vorhandene Materialien nicht auf Beweisbarkeit und Schl�ssig-
keit gepr�ft? Warum erst die große �ffentlichkeitswirksamkeit, dann die (bisher
nur als mçglich angedeutete) Fleißarbeit?

Herausgehçrt wird in der �ffentlichkeit unterm Strich leider nur, dass das Amt die
braunen Wurzeln nicht nur vom ersten Tag an, sondern �ber Jahrzehnte – quasi bis
heute – weitergelebt, gedeckt und verschwiegen habe.
Das akzeptieren wir als aktive, demokratische Gewerkschaftler und Polizisten
nicht. Zum einen ist das schlicht falsch, zum anderen stellt es zumindest �ble
Nachrede dar.

Im Ergebnis:

1. Es fehlt eine aktuelle, fundierte Aufarbeitung der BKA-Geschichte, die die
M�ngel der bisherigen Arbeiten beseitigt. Dabei sind schnell Zeitzeugen ein-
zubinden.

2. Die in den 1950er und 1960er Jahren Eingestellten m�ssen vom ge�ußerten
Generalverdacht befreit werden.

3. Die çffentliche Darstellung der Ergebnisse darf die Resultate der Demokrati-
sierung der Deutschen Polizei seit 1945 nicht ignorieren.

4. Aber auch: Unsere Bem�hungen d�rfen nicht nachlassen, diese Demokratie
zu sichern, zu pflegen und weiter zu entwickeln!

Abschließend:

Es ist im �brigen schwer vorstellbar, dass es in der Nazizeit nicht auch standhafte
Polizeibeamte gegeben hat, die ihr Widerstand gegen das Unrechtsregime in die
Konzentrationslager gef�hrt hat und die dies sogar mit dem Leben bezahlten.
Es w�re lohnenswert, in dieser Richtung zu forschen, um eine Meckenheimer
Straße mit dem Namen eines fragw�rdigen Pr�sidenten Dickopf mit noch dubio-
serer Vergangenheit auf den Namen eines Vorbildes aus der Polizei umtaufen zu
kçnnen.
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4. Materialien
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a. Ausgew�hlte Diskussionsbeitr�ge

Im Verlauf der Kolloquien am 8. August 2007, 20. September 2007 und 31. Ok-
tober 2007 gab es nach den Vortr�gen Fragen und Diskussionsbeitr�ge aus dem
Publikum und Beitr�ge der Referenten. Die Abschlussveranstaltung am 31. Ok-
tober wurde in ganzer L�nge am 2. November 2007 vom Fernsehsender Phoenix
ausgestrahlt und so einem grçßeren Publikum zug�nglich gemacht. Im folgenden
Abschnitt werden Ausschnitte aus den Diskussionen dokumentiert. Die protokol-
lierten Texte wurden inhaltlich nicht �berarbeitet, um die Authentizit�t der Ver-
anstaltung und die Lebendigkeit des gesprochenen Wortes zu erhalten. Grobe
grammatische Fehler wurden jedoch korrigiert ohne den Sinn zu ver�ndern. Aus-
lassungen innerhalb einzelner Beitr�ge sind durch Punkte in Klammern (. . .)
kenntlich gemacht.

Diskussionsbeitr�ge beim 1. Kolloquium am 8. August 2007

Teilnehmer:

Prof. Dr. Gerhard Besier, Hannah-Arendt-Institut f�r Totalitarismusforschung
Dresden

Dr. Heinrich Boge, Pr�sident des Bundeskriminalamtes 1981–1990

Prof. Dr. Thomas Feltes, Ruhr-Universit�t Bochum (Diskussionsleitung)

Ralph Giordano, Publizist, Kçln

Prof. Dr. Hans-Gerd Jaschke, Fachhochschule f�r Verwaltung und Rechtspflege
Berlin

Manfred Krauß, Leiter FB Kriminalpolizei an der Fachhochschule des Bundes

Max-Peter Ratzel, Direktor von Europol, den Haag

Prof. Dr. Herbert Reinke, Soziologe und Historiker, Universit�t Wuppertal und
TU Berlin

Prof. Dieter Schenk, Publizist, ehemaliger Kriminaldirektor im BKA

Jçrg Ziercke, Pr�sident des Bundeskriminalamtes

Feltes:

Ja meine Damen und Herren, ich denke, die drei Vortr�ge haben Anlass gegeben
und, so hoffe ich, motiviert f�r die Diskussionsrunde, die wir jetzt haben werden.
Die Veranstaltung, die Historie des BKA,Verbindungslinien zum NS-Regime, hat
heute begonnen und ich kann jetzt schon sagen, ich persçnlich bin sehr gespannt
auf die Fortsetzung, auf die zweite und dritte Veranstaltung. Herr Pr�sident Zier-
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cke hat zu Beginn gefragt: „Warum erst jetzt?“ Das w�re eine Mçglichkeit zu fra-
gen, aber auch: „Warum jetzt noch nach so langer Zeit?“ Ich denke, die Antwort
hat Ralph Giordano zu Beginn oder praktisch, wenn man so will, vor seiner ei-
gentlichen Rede in durchaus sehr emotionaler Betroffenheit, wie ich gefunden ha-
be, gegeben. Er hat deutlich gemacht, dass es hier auch um Gerechtigkeit geht,
Gerechtigkeit auch, aber nicht nur f�r die Opfer. Und das fand ich durchaus
auch sehr bemerkenswert, Herr Ziercke, dass Sie dieses in Ihrem Vortrag deutlich
gemacht haben. Es geht um Offenheit, es geht um Klarheit, und ich denke, dies ist
durchaus, ohne es �bertreiben zu wollen, eine gewisse Sternstunde des Bundes-
kriminalamtes. Dass hier ein Schweigen gebrochen wurde und Verantwortung ak-
tiv �bernommen wurde f�r eine Aufarbeitung, die, so denke ich, der gesamten Po-
lizei zugute kommen kann.

Denn eine Aufarbeitung der Geschichte ist nicht nur f�r die Institution oder f�r die
Gesellschaft wichtig, sondern eben auch f�r die unmittelbaren, ich denke, das ha-
ben wir gesehen, und auch f�r die mittelbaren Opfer. Dabei ist die Leugnung der
eigenen Schuld eine durchaus individuell und psychologisch nachvollziehbare
Tendenz, die die meisten von Ihnen durchaus aus dem Bereich der allgemeinen
Kriminalit�t sehr wohl kennen. Die Aufarbeitung der Geschichte bei gleichzeiti-
ger Verantwortlichkeit f�r die Innere Sicherheit, und darum handelt es sich ja eben
auch in der Nachkriegszeit, ebenso wie in der Zeit nach 1989/90, ist ein schwie-
riges Unterfangen, und ich denke, man kann hier auch einen Bogen schlagen zu
der Zeit nach der Wiedervereinigung, aber auch in andere L�nder hinein. Nach
Ex-Jugoslawien, nach S�dafrika bis hin unter Umst�nden zum Internationalen
Strafgerichtshof und wer die Diskussion kennt, weiß, wie durchaus umstritten
das ist. Die USA haben ihn bis heute nicht anerkannt.

Besier:

Vielleicht kçnnte man sagen, dass es ja eine ganze Reihe von Aufarbeitungen im
Bereich der Wirtschaft, der Politik, auch der Hochschulen bereits gibt und man
hier durchaus Transfererkenntnisse sammeln kann. Es ist also nicht so, dass das
BKA das Rad erfunden h�tte, sondern nach und nach ist es so, dass in allen Be-
reichen eine solche Untersuchung stattfindet. Es geht im Wesentlichen um das
Verhalten von Menschen in Grenzsituationen und es ist ja erstaunlich, wie wand-
lungsf�hig Menschen in der Tat sind. Dass sie von einer Opfer- in eine T�terrolle
flugs sich �ndern kçnnen. Darum scheint es mir wichtig, eben auch anthropolo-
gische Gesichtspunkte, das was wir in dem Bereich der Gehirnforschung zum
Verhalten von Menschen gelernt haben, mit einzubeziehen, also biologische
Sachverhalte �ber das Verhalten von Menschen an sich. Davon ist zu unterschei-
den die Schuldfrage. Die ich jetzt hier gar nicht stellen mçchte. Danke schçn.

Feltes:

Herr Giordano, kann man Gesellschaften Ratschl�ge geben?
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Giordano:

Leider nicht. Das ist schwierig. (. . .) Der Begriff „Die zweite Schuld“ beschr�nkt
sich nicht auf die Geschichte der alten Bundesrepublik. Nur, (. . .) man riskiert
eine f�rchterliche Jahrhundertbilanz. Eine ungeheuerliche Ermutigung f�r T�ter,
n�mlich, wenn ein Gewaltregime abgelçst wird durch eine Demokratie, dann
kommen die T�ter davon. Es ist wie ein Naturgesetz. Das gilt nicht nur f�r das
Deutschland nach Hitler, das gilt ebenso f�r das Italien nach Mussolini (. . .). Es
gilt vollkommen f�r das Spanien nach Franco, es gilt f�r das Portugal nach Sala-
zar, es gilt f�r einige faschistische Regimes in S�damerika, es gilt f�r die Nach-
folgestaaten der Sowjetunion und es gilt auch f�r die DDR. Wenn ein solches Sys-
tem, irgendein Gewaltregime, abgelçst wird durch eine Demokratie, kommen die
T�ter davon. Das ist eine f�rchterliche Erkenntnis. Es kann eine große Ermuti-
gung f�r die Gegenwart und die Zukunft sein, und die einzige Schlussfolgerung
daraus kann eigentlich nur sein: Wenn ein solches System seine Macht errichtet,
ist es zu sp�t. Wenn die Menschen sich immer ebenso verhalten, wie sie sich ver-
halten, werden wir danach immer irgendwie unsere hilflosen Gespr�che �ber
S�hne und Gerechtigkeit f�hren. Das, was wir den jungen Leuten von heute sagen
kçnnen ist: Lasst es gar nicht erst so weit kommen, denn dann ist es zu sp�t!

Ziercke:

Ja, ich denke, die Veranstaltung heute macht deutlich: Das, was Herr Giordano
eben zum Schluss auf den Punkt gebracht hat ist, dass wir zur Sensibilisierung
beitragen kçnnen durch die Sch�rfung unseres demokratischen Bewusstseins, in-
dem wir dar�ber reden was war, in dem wir Offenheit und Transparenz schaffen,
dass wir genau diesen Weg im Grunde hier beschreiten wollen. Dass Mitarbeiter
stark gemacht werden zu widersprechen, konstruktive Kritik zu �ben, nicht ein-
fach willk�rlich etwas hinzunehmen. Das ist genau diese Fr�hwarnfunktion,
die ich auch mit dieser Debatte um die Historie der Polizei des Bundeskriminal-
amtes im Nationalsozialismus verbinde und nur daraus, und das sind ja die Quel-
len, aus denen wir dann auch in den 80er Jahren, den 90er Jahren im Grunde ge-
schçpft haben, uns �ber moderne Polizeiphilosophien zu unterhalten, dass wir ge-
sagt haben, wir m�ssen uns st�rker çffnen. Das Thema kommunale Kriminalpr�-
vention ist f�r mich so ein praktisches Beispiel. Das gab es vorher nicht, das ging
eigentlich erst Ende der 70er Jahre, Anfang der 80er Jahre los mit dem Ziel, dass
Polizei nicht alleine zust�ndig war f�r diese Art von Pr�vention, sondern dass man
im kommunalen Bereich Partner suchen musste, dass man sich çffnen musste,
sich auf den Pr�fstand stellen musste, dass man bereit war, �ber eigene Strategien
auch zu reden. Also das war eigentlich so f�r mich ganz stark der Beginn f�r eine
b�rgernahe Polizei und das ist genau dieser Prozess, der hier eben beschrieben
worden ist und all das sind die Bausteine, die letztlich dazu beitragen, dass wir
den Anf�ngen wehren m�ssen.

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung machen zu dem, was Herr Jaschke gesagt
hat, n�mlich zum Links- und Rechtsextremismus. Nat�rlich ist es so, dass
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Schwerpunkte gesetzt werden in der Polizeiarbeit. Da gibt es gar keine Frage.
Schwerpunktsetzung erfolgt �ber Ressourcensteuerung. Je mehr Mitarbeiter ich
f�r bestimmte Aufgaben habe, die ich auch gezielt einsetzen soll, um so st�rker
kann ich dort dann auch wirken und wir wissen alle, dass es ganz bestimmte Be-
reiche gibt, die wir Kontrollbereiche, Kontrollkriminalit�t nennen, womit letzt-
lich gemeint ist, je mehr Personal ich dort investiere, um so mehr decke ich
auf. (. . .). Soweit ich zur�ckdenken kann, und das ist f�r mich so, letztlich die
Zeit als ich dann in F�hrungsverantwortung gekommen bin, und das war so
Ende der 70er Jahre, Anfang der 80er Jahre, da war es nie ein Thema, dass man
in irgendeiner Form vor dem Rechtsextremismus zur�ckweichen sollte. Ich
habe das auch in der Ministerialb�rokratie selbst als verantwortlicher Abteilungs-
leiter erlebt. Kein Minister konnte sich �berhaupt leisten, dort in der Polizei ir-
gendwelche Z�gel anzulegen, sondern hier war ganz deutlich ein Schwerpunkt
gesetzt und Polizeif�hrer, die selbst an Sachen mit der Faust in der Tasche, bei ent-
sprechenden Demonstrationen auch der NPD oder der Neonazis auf unseren Stra-
ßen dann ihre Aufgabe erf�llten, haben das ja deutlich immer wieder gemacht. Ich
will damit noch mal deutlich machen: Der Vorwurf, der in der Vergangenheit
dann auch immer wieder gegen die Polizei erhoben wurde, ihr seid ja irgendwo
auf dem rechten Auge blind, die Statistiken stimmen nicht, die Zahlen stimmen
nicht, ist unbegr�ndet. Ich glaube, dass man das im Lichte der Ausbildung der Po-
lizei sehen muss, auch der politischen F�hrung in den L�ndern und im Bund, dass
das nie ein Thema war, sich da irgendwo auch nur an irgendeiner Stelle zur�ck-
zunehmen. Im Gegenteil, und wir haben das ja auch sehr deutlich intensiviert
in den letzten Jahren, wenn ich an Skinheadkonzerte und an andere Demonstra-
tionsaufm�rsche der Neonazis denke.

Schenk:

Ich w�rde gerne ein kurzes Statement abgeben zu meiner eigenen Betroffenheit.
Ich war in den 80er Jahren hier im BKA t�tig und erfuhr von den Charlottenbur-
gern, damals konnte ich keine Einzelheiten in Erfahrung bringen. Vaterfigur der
Charlottenburger war Paul Dickopf, der 1973 verstarb. Er hinterließ umfangrei-
che Akten �ber die Gr�ndungsgeschichte des BKA, darunter seine Berichte als
CIA-Agent an seinen CIA-F�hrungsoffizier Tom B. und �ber die Rekrutierung
von SS- und Gestapoleuten bei der Stellenbesetzung des BKA. Der Dickopf-
Nachlass wurde an das Bundesarchiv Koblenz abgegeben und auf Antrag des
Bundeskriminalamtes f�r f�nfundzwanzig Jahre gesperrt. Dadurch, dass man
die Nazivergangenheit zu einem Dienstgeheimnis stilisierte, wurde eine Aufkl�-
rung f�r lange Zeit unmçglich gemacht. Als ich mich zu einer Biografie von Dr.
Horst Herold entschloss, wollte ich ein Kapitel �ber die Charlottenburger schrei-
ben und stellte 1996 den Antrag, diese Schutzfrist zu verk�rzen, was das BKA ab-
lehnte mit der Begr�ndung, dies sei nicht im Sinne des verstorbenen Paul Dick-
opf. (. . .) Nachdem im Bundeskriminalamt, im Bundesarchiv Koblenz, die Sperr-
frist abgelaufen war, entschloss ich mich zu einem Buch �ber die Nazivergangen-
heit des Bundeskriminalamtes.
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Im April 2000 genehmigte Innenminister Schily per Erlass die Akteneinsicht f�r
die Akten des Bundeskriminalamtes und des Bundesinnenministeriums. �ber ein
Jahr verhinderte das BKA die Akteneinsicht, t�uschte guten Willen vor, blockierte
mit juristischen Spitzfindigkeiten des Datenschutzes und des Beamtenrechtes
eine Akteneinsichtnahme. Dies, obwohl ich Personalvorg�nge durchaus in den
Akten des BMI, also des Dienstherrn, einsehen konnte. Mir wurde der Satz des
damaligen Abteilungsleiters A. hinterbracht: „Der Schenk kriegt die Akten nicht“
und so war es auch. Im Juni 2001, vor Erscheinen des Buches, lud mich BKA-Pr�-
sident Kersten zu einem Gespr�ch ein. Ich fragte ihn: „Sie kçnnten doch f�r das
Image des Amtes nichts Besseres tun, als sich von den Vorv�tern des Amtes, die in
schwere Naziverbrechen verstrickt waren, çffentlich zu distanzieren.“ Seine Ant-
wort lautete: „Das habe ich nicht nçtig. Schließlich bin ich Jahrgang 1944.“ Im
September 2001 erschien das Buch, ohne dass ich ein Schriftst�ck des Bundeskri-
minalamtes zu Gesicht bekommen hatte. Die Reaktionen des BKA auf das Buch
waren: Die Pressestelle verlautete, in dem Buch steht nichts Neues und lehnte
Stellungnahmen ab. Der BKA-Pr�sident stand zu einem Interview, um das er
durch Medienvertreter gebeten wurde, nicht zur Verf�gung. Mein Verlag Kiepen-
heuer & Witsch schlug eine Podiumsdiskussion vor. Der BKA-Stabsleiter schrieb
dem Verlag, dass eine solche Diskussion f�r eine sorgsame und differenzierte Be-
trachtung keine geeignete Form darstelle. Eine kleine Anfrage im Deutschen
Bundestag zu dem Buch beantwortete die Bundesregierung im November 2001
mit dem hçchst missverst�ndlichen Satz: „Das Bundeskriminalamt hat keine na-
tionalsozialistische Vergangenheit. Es wurde 1951 gegr�ndet.“

Soweit die faktischen Geschehnisse, die ich nicht bewerten mçchte, schon gar
nicht moralisierend. Lassen sie mich aber nur soviel sagen. Ich war nie der Auf-
fassung und habe das bei Vortr�gen und Lesungen immer betont, dass in den letz-
ten Jahrzehnten im BKA der Geist alter Nazis wehte. Vielmehr verhinderte ein
Korpsgeist innere Demokratie und Aufkl�rung. Sich sch�tzend vor solche Mit-
arbeiter zu stellen, geschah mit zudeckender Loyalit�t und ist eine Fortsetzung
der Mauer des Schweigens, das die T�ter selbst praktizierten. Vor geraumer
Zeit lud mich BKA-Pr�sident Ziercke zu einem Gespr�ch ein und k�ndigte seine
Initiativen an. Ich hatte erstmals das Gef�hl, nicht als vaterlandsloser Geselle be-
trachtet zu werden, der sich mit Georg B�chners Satz wehren muss: „Die Ursache
verklagt ihre Wirkung.“ Ich finde, dass dies heute eine Sternstunde f�r das BKA
ist. Ein wirklicher Paradigmenwechsel, und ich danke Ihnen, Herr Pr�sident, f�r
Ihre Offenheit und Ihren Weitblick.

Feltes:

Schçnen Dank, Herr Schenk. Ich denke, denjenigen, die noch nicht davon �ber-
zeugt waren, dass es sich lohnt, zur zweiten Veranstaltung zu kommen, haben Sie
jetzt wirklich deutlich gemacht, dass es sich lohnen wird, um mehr zu erfahren
und auch aus Ihrer persçnlichen Geschichte aber eben auch aus dem, was Sie
eben aufbereitet haben. Ganz herzlichen Dank. Herr Boge bitte schçn.
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Boge:

Zu dem Statement mçchte ich nur eines sagen. In der Zeit, in der ich hier Chef war,
hatten Sie die Mçglichkeit, zuzugreifen auf Unterlagen, die da schon vorhanden
waren. Aber jetzt zu dem, was ich in Erg�nzung zu dem sagen mçchte, was Herr
Jaschke vorgetragen hat. Herr Jaschke, Sie haben so einige Br�che in der Polizei-
geschichte aufgezeigt. Ich sehe einen ganz besonderen Bruch auch in der Entlas-
sung von vielen Polizeibeamten in der Zeit zwischen 1933 und 35. Insbesondere
der ganze Schrader-Verband,Vorl�ufer der Gewerkschaften, wurde fast geschlos-
sen entlassen. Ich erw�hne das, weil eine ganze Reihe von ehemaligen Polizei-
beamten, und jetzt spreche ich f�r Niedersachsen, in Niedersachsen wieder einge-
stellt worden ist und ganz maßgeblich die Ausbildung beeinflusst hat. Der erste
Schulleiter, den ich 1950 erlebt habe, war jemand, der 1935 entlassen worden
war. Ich habe dann auch die Ausbildung an der Polizeischule von 1952 an bis
etwa 1969 verfolgen kçnnen, mit Unterbrechungen, und ich muss sagen, gerade
gepr�gt durch diese ehemaligen Kollegen ist die Ausbildung sehr sehr, ich w�rde
sagen, demokratiefreundlich gestaltet worden. Es wurde auf die Vergehen hinge-
wiesen, aber immerhin wurde da nicht an Nazivergangenheit angekn�pft, und
dann letztendlich habe ich noch eine Frage, eine Bitte. Sie sagten, Sie h�tten
einige Fragen, die Sie nicht beantworten kçnnen. Ich w�rde es begr�ßen, wenn
zu diesen Fragen eine weitere kommt, n�mlich: Inwieweit haben sich diese Aus-
wirkungen, die aufgezeigt worden sind, auch in die Jahre hinein fortgesetzt, in de-
nen ich hier Chef war, n�mlich die 80er Jahre. Dankeschçn.

Feltes:

Schçnen Dank Herr Boge. Herr Jaschke, Sie sind angesprochen worden.

Jaschke:

Um mit der letzten Bemerkung zu beginnen. Ich w�rde das begr�ßen, wenn wir in
diesen Kolloquien so weit kommen, dass wir nicht nur 1945 als Z�sur, als Bruch
und als Kontinuit�t sehen, sondern in der Tat dann auch weiter kommen in die
60er und 70er Jahre, so dass wir einen Ausblick machen kçnnen (. . .). Die Frage
w�re n�mlich die: Gibt es Auswirkungen �ber einen Zeitraum von sagen wir drei-
ßig Jahren, von mehreren Jahrzehnten, im Hinblick auf Kriminalit�tstheorien,
Mentalit�ten, Berufsverst�ndnis, Berufsmilieu usw. (. . .) Was die Ausbildung
der 50er Jahre angeht, das ist sicherlich von Bundesland zu Bundesland unter-
schiedlich gewesen. Das hing auch zusammen mit der Politik der Alliierten,
und die Polizeiausbildung in den f�nfziger und sechziger Jahren war einerseits ge-
pr�gt von handwerklicher Ausbildung und zum zweiten von der Erziehung zur
Demokratie, also dem Leitbild, das es auch an Schulen gegeben hat. Hier gibt
es nach meiner Kenntnis und nach den Forschungen, die es dazu gibt, große Un-
terschiede zwischen Bundesl�ndern und Niedersachsen ist, soweit mir das be-
kannt ist, allerdings da auf einem relativ fortschrittlichen Wege gewesen.
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Feltes:

Weitere Fragen? Ja bitte.

Krauß:

Es wurde jetzt schon verschiedentlich der Bereich der Ausbildung angesprochen.
Ich denke, es gibt eine Menge an Wissensinhalten, die in der Ausbildung, wie
Herr Ziercke ja auch schon eingangs gesagt hat, vermittelt werden. Denn man
weiß ja sicherlich einiges �ber die Geschichte der Polizei im Nationalsozialismus
und in der Weimarer Zeit, aber auch im Nachkriegsdeutschland. Ich erhoffe mit
von dieser Workshopreihe, dass wir mehr Detailwissen bekommen �ber das,
was im BKA nach 45 tats�chlich passiert ist, aber das ist nur der eine Punkt.
Denn ich glaube, dass kognitive Wissensinhalte eben nicht allein ausreichen,
um Verhaltensweisen, Einstellungen, Werteorientierungen zu vermitteln. Sie,
Herr Feltes, haben das ja vorhin auch deutlich gemacht. Ich denke, wir wissen
auch vieles dar�ber, warum sich Personen in bestimmten Situationen sehr extrem
verhalten. Denken Sie an das Milgram-Experiment, den Gruppeneinfluss und die
autorit�ren Strukturen, die dazu f�hren kçnnen, dass Mitarbeiter dann bestimmte
Handlungen durchf�hren, die halt je nachdem, welche Ziele diese F�hrung dann
hat, so oder anders aussehen. (. . .) Was ich mir w�nschen w�rde ist auch, dass
erçrtert wird, was kann außerhalb oder �ber die Ausbildung hinaus, wo nat�rlich
versucht wird, eine Einstellung, eine Wertorientierung an den Normen des Grund-
gesetzes zu vermitteln, insgesamt vermittelt werden, denn aus psychologischer
Sicht muss ich mir sagen, es reicht eben nicht, ein Lehrbuch zu schreiben, wo drin-
steht, wir orientieren uns an irgendetwas, sondern es muss sich durchziehen wie
ein roter Faden durch das Leben in dieser Behçrde. Mir ist selber noch nicht ganz
klar wie das laufen kann, aber daf�r haben wir den Workshop.

Feltes:

Ich denke, es ist eine ganz wichtige Frage, Herr Krauß, was Sie ansprechen. Es
gibt einige wenige Forschungen zur mittel- und langfristigen Auswirkung von Po-
lizeiausbildung. Eine gefestigte ist die, dass Ausbildung nur dann wirkt, wenn sie
von den F�hrungskr�ften unterst�tzt wird, also wenn Ausbildung quasi im Tan-
dem mit F�hrungskr�ften erfolgt. Wenn Ausbildung etwas anderes vermittelt
als in der F�hrung von den F�hrungskr�ften hinterher praktiziert wird, dann ist
sie im Grunde genommen nicht nutzlos, aber, Herr Ziercke, vielleicht wollen
Sie zu dieser Frage der Umsetzung (. . .) in der Antwort auf Herrn Krauß eingehen.

Ziercke:

Ja gern. Ich denke, es beginnt bereits bei der Personalauslese. Wen rekrutieren
wir? Aus welchen wissenschaftlichen Disziplinen stellen wir in den hçheren
Dienst ein im Bundeskriminalamt? Auf welche Gruppe von Hochschulabsolven-
ten konzentrieren wir uns? Wie heterogen gestalten wir diese Gruppe? Womit ich
sagen will, das, was diese Mitarbeiter bereits mitbringen, aus dem demokrati-
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schen Prozess, den diese Mitarbeiter durchgemacht haben, aus dieser Sozialisa-
tion, die dann ja eine Bereicherung auch f�r dieses Amt ist, da kn�pfe ich in
der Ausbildung n�her an, die dann sehr spezifisch wird, aber die, was die Grund-
lagen eines humanit�ren Demokratieverst�ndnisses angeht, eigentlich nur noch
zus�tzliche Entwicklung bedeuten kann. Deshalb glaube ich, dass wir das Prob-
lem selbst mit noch so guter Polizeiausbildung nicht lçsen kçnnen, sondern dass
wir vorher ansetzen m�ssen, d. h. die Strategie, die, glaube ich, auch in den meis-
ten Bundesl�ndern inzwischen vertreten wird, diese Strategie haben wir im Bun-
deskriminalamt im letzten Jahrzehnt kontinuierlich entwickelt und da w�rde ich
ansetzen. Ansonsten stimme ich Ihnen zu. Wir m�ssen diesen Prozess, den Sie
eben beschrieben haben, auch als offene Frage mit in unseren Katalog aufnehmen.

Feltes:

Herr Reinke bitte.

Reinke:

Ich bin seit nunmehr 18 Jahren bei der Polizeigeschichte dabei. Es war schon 1990
auf dem ersten polizeigeschichtlichen Treffen des Historikertages, und ich habe
in diesen Jahren auch sehr viele Polizisten kennengelernt, die sich diesen Themen
gewidmet haben. Und vielleicht als Antwort auf einige dieser Fragen, die hier kur-
siert sind, was hat es gebracht? Ich hatte immer wieder den Eindruck, dass viele
der Polizisten, aber auch der jungen Historiker, die sich diesen Themen gestellt
haben, in einem sehr essentiellen Sinne sozusagen Kraft gebraucht haben, um
sich diesem Thema zu stellen und es ihnen auch Kraft vermittelt hat, weil diese
Themen nicht einfach sind, und es kostet einiges, sich auch diesen Quellen und
Fragen zu widmen, und das ist, glaube ich, ein ganz wichtiger Punkt, der sich
auch nicht unbedingt in Fragen des curricularen Mehrwert oder was �hnlichem
beantworten l�sst sondern auch im sehr essentiellen Sinne, was, glaube ich,
auch f�r unser Thema ganz wichtig ist. Und auch vielleicht als Korrektur ein klein
wenig der eher d�steren Bilder, die in den ersten beiden Vortr�gen gezeichnet
worden sind. Ich habe so viele Polizisten, aber auch junge Historiker, kennenge-
lernt, die nicht l�nger bereit waren, sich den Blick verstellen zu lassen. Dass ich da
doch mit einem ganz kleinen Quentchen von Hoffnung und Optimismus in diese
Felder hineingucke. Mein letzter Punkt zu dem Austausch zwischen Herrn Boge
und Herrn Jaschke. Vielleicht wieder ein bisschen pessimistischer. Viele der Din-
ge, die in den letzten achtzehn Jahren gelaufen sind, tangieren in erster Linie die
Schutzpolizei, und auch viele der Polizisten, die engagiert waren, waren in erster
Linie Schutzpolizisten, d. h. viele der Fragen, die hier gestellt und aufgeworfen
worden sind, weil in gewisser Weise die Kriminalpolizei etwas hinterher hinkt.
Das w�re eine interessante Frage, die wir auch in den n�chsten beiden Kolloquien
werden erçrtern m�ssen.

Feltes:

Danke schçn. Sie d�rfen gleich weitergeben.
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Ratzel:

Ja, mein Name ist Ratzel. Ich bin derzeit Direktor von EUROPOL, bin aber zu-
gleich ein beurlaubter BKA-Beamter und bin auch noch eine Privatperson. Inso-
weit ist mein folgendes Statement unter allen drei Gesichtspunkten zu sehen. Zum
einen w�rde ich gerne die Gelegenheit wahrnehmen, Herrn Ziercke, aber auch
dem BKA insgesamt zu danken daf�r, dass diese Veranstaltungsreihe stattfindet,
und ich denke, der heutige Nachmittag ist in der Tat einer, der sich in der Reihe
vieler Sternstunden des BKA in diesem Raum sehen lassen kann. Ich denke,
das allein ist es wert, dass ich meinen Urlaub nicht unterbrochen sondern, wie
ich jetzt sehe, auch bereichert habe heute. Der zweite Punkt ist: Meine persçn-
liche Geschichte ist mit meiner beruflichen Geschichte eng verwoben. Ich bin
in das BKA eingetreten 1976, wie Herr Jaschke sagte, mit einer vçllig unter-
schiedlichen Sozialisation. Ich hatte vorher mit der Polizei nichts am Hut, wie
man umgangssprachlich sagen w�rde, was mir von vielen Kollegen als Nachteil
ausgelegt wurde, wie ich es damals empfunden habe und heute noch empfinde,
aber durchaus auch ein Vorteil sein kann, weil man f�r manche Dinge ein etwas
anderes Bild hat. Was mir damals aufgefallen ist war, dass in der Ausbildung
durchaus einige sehr kritische Tçne waren. Die Ausbildung habe ich genossen
1977 bis 1980, nicht nur im BKA, sondern auch in anderen L�nderpolizeien
und anderen Institutionen. Anschließend fand f�r mich ein Bruch statt im �ber-
gang von der Ausbildung zur Praxis. Dies habe ich allerdings damals weniger in-
tellektuell, sondern emotional gemerkt und habe dann persçnliche Konsequenzen
gezogen, persçnliche Dinge anders zu machen, was dann den Nachteil mit sich
brachte, dass ich mich beruflich ver�ndern musste. Da kam eines der Privilegien
zum Tragen, dass das BKA so eine große Bandbreite hatte, dass ich mich ohne
Probleme innerhalb des Hauses beruflich ver�ndern konnte und damit auch
eine andere Sozialisation vorfand und mir persçnlich mehr entsprochen hatte
und mehr dem entsprach, was heute hier als selbstkritische Reflektion ge�ußert
wurde.

Im sp�teren Verlauf meines Berufslebens habe ich dann interessante Konstellatio-
nen erfahren, die heute auch ansatzweise besprochen wurden von verschiedenen
Referenten. Ich habe mitgestalten d�rfen, ich sehe das als ein Privileg im Prozess
der deutschen Wiedervereinigung innerhalb der Polizei und habe da die Schwie-
rigkeiten festgestellt, mit den Kollegen in der ehemaligen DDR in den neuen Bun-
desl�ndern umzugehen. Ich habe mich dann von Anfang an in den osteurop�i-
schen Staaten bet�tigen d�rfen, habe auch dort die großen Anstrengungen gese-
hen, die hervorragenden Erfolge, die erzielt worden sind, sehe aber bis heute
auch die Schwierigkeiten, mit dieser Geschichte zurechtzukommen, denn die ha-
ben ja noch, anders als die damalige DDR, das Problem gehabt, alles aus eigenem
Fleisch machen zu m�ssen, also keine sozusagen große Bruderhilfe zu haben, und
ich sehe derzeit in meiner Rolle als EUROPOL-Direktor die Schwierigkeiten, mit
den Nachfolgestaaten Jugoslawiens an einem Tisch zu sitzen und dasselbe aus der
anderen Perspektive zu sehen. Ich w�rde aus diesen persçnlichen beruflichen Er-

195



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 196

fahrungen heraus durchaus Herrn Giordano beistimmen und beipflichten wollen.
Es ist schwer, Gesellschaften, auch der Polizeigesellschaft, einen Rat zu geben.
Aber ich denke, es ist wichtig, dass man jungen Leuten Ratschl�ge gibt, und
den jungen Leuten kann man Ratschl�ge geben, weil sie offen sind und weil sie
aufnahmebereit sind und insoweit finde ich es auch sehr schçn und gut, dass heute
mit Herrn Krauß die Fachhochschule vertreten ist, das mit Herrn Neidhardt die
Deutsche Hochschule der Polizei vertreten ist, weil ich denke, diese Dinge m�s-
sen in die Ausbildung, in die Fortbildung implementiert werden. Aber genauso
wichtig ist es, dass die F�hrungskr�fte, das, was Herr Ziercke eben sagte, an-
schließend dies auch praktisch leben, so dass diese Dinge mit in die Schwerpunkt-
setzung und in die fachliche Bewertung von Verfahren einfließen. (. . .) Noch mal
kurz aus meiner Sicht: Herr Ziercke, vielen Dank f�r die Mçglichkeit, hier dabei
sein zu d�rfen und guten Erfolg f�r die Folgeveranstaltung.

Feltes:

Ich denke, es w�re vermessen, jetzt zu versuchen, die Diskussion zusammen-
zufassen. Ich will zum Abschluss eine sehr persçnliche Frage an Ralph Giordano
richten und will ihm auch kurz den Hintergrund f�r diese Frage schildern. Ich
hatte Ende der 90er Jahre die Gelegenheit, nach Villingen-Schwenningen, wo
ich ja Rektor war zehn Jahre lang, Julius Carlebach zu einem Gastvortrag einzula-
den. Julius Carlebach war damals Rektor der Hochschule f�r J�dische Studien in
Heidelberg, war Jude, ist Jude, war davor Professor f�r Kriminologie in England,
war Sohn eines Rabbiners in Hamburg, der unter den Nazis im Konzentrations-
lager umkam. Er hat dort gesprochen zum Thema Judentum und Polizei. (. . .)
Ich habe selten eine Veranstaltung erlebt, die dermaßen spannend war, wo man
die Nadel wirklich fallen hçren konnte. Begonnen hat er mit seinen persçnlichen
Erlebnissen mit der Polizei.

Sie beschreiben in ihrem Buch, Herr Giordano, am Ende eine Situation, wo Sie
aus einer Veranstaltung, einer Fernsehsendung, herauskommen und zwei Polizei-
beamte treffen und mit denen ein l�ngeres Gespr�ch haben. Kçnnten Sie uns viel-
leicht ein bisschen vermitteln, welche Sicht von Polizei Sie unmittelbar nach dem
Krieg gehabt haben? Ob sich diese Sicht vielleicht ver�ndert hat und wie sie heute
ist.

Giordano:

Eine lange Strecke meines Lebens, eine sehr lange Strecke, auch nach der Befrei-
ung, war gepr�gt davon, dass mich jede deutsche Uniform tief erschreckt hat. Das
galt f�r die Polizei, das galt auch f�r die Bundeswehr, obwohl die ja eine vçllig
andere Funktion hatte, selbstverst�ndlich als die Wehrmacht und die Polizei der
demokratischen Republik auch eine vçllig andere Funktion hatte und hat als in
der Nazizeit. Aber das sitzt tief. Ich weiß nicht, ob es heute, ich bin 84, ob es
ganz vorbei ist. Wie alles, was von damals kam, im Laufe eines langen Lebens
verdoppelt sich die Last. Es ist nicht so, dass die Zeit etwas heilt, im Gegenteil.
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Die Wahrheit ist, je grçßer der zeitliche Abstand wird, desto n�her kommen die
Schreckensbilder von damals. Desto plastischer werden sie, desto k�rzer werden
die Abst�nde zwischen den Alptr�umen. Also, ich erinnere mich an diese Ge-
schichte mit den beiden Polizisten. Welches spezielle Thema an dem Abend
war, das weiß ich nicht mehr ganz genau, aber es war ein Film, der sich auseinan-
dersetzte mit der Nazizeit, und ich muss irgendein Verkehrsvergehen begangen
haben und wurde gefasst dabei und einer von den beiden Polizisten sagte nur:
„Sie sind doch der Giordano, der diesen Film gemacht hat? Den haben wir
eben gesehen.“ Das war ein gutes Erlebnis, es waren junge Leute und ich habe
eigentlich mein ganzes Leben lang versucht, und eigentlich gar nichts anderes ge-
macht, als (. . .) dazu beizutragen, dass die Menschen erfuhren, was damals ge-
schah. Wieso, wie und nicht nur f�r meine Familie, sondern f�r Millionen, und
das zentrale Lebensgef�hl war die Furcht vor dem jederzeit mçglichen Gewalttod.
Nicht, weil wir uns auf die Straße stellten und br�llten: „Nieder mit Hitler“, son-
dern unser Verbrechen war unsere physische, biologische und unsere j�dische
Existenz und das Schreckensbild (. . .) in der damaligen Zeit war ein polizeiliches,
n�mlich die Gestapo. Gestapo, geheime Staatspolizei. Das war etwas, was mich
fr�h ge�ngstigt hat, nicht sp�ter als mit zwçlf, dreizehn Jahren. Die geheime
Staatspolizei war sofort bei uns.

Wir waren angezeigt worden von Nachbarn, mit denen wir uns bis dahin fabelhaft
verstanden haben, aber plçtzlich soll es bei uns kommunistische Veranstaltungen
gegeben haben und die Gestapo klopfte an die T�r, ich werde es nie vergessen,
morgens um sechs. Um sechs hatte noch niemand bei uns an die T�r geklopft
und es ging auf eine unheimliche Weise vor sich und war verbunden mit einer Po-
lizeiuniform. Dieser Mann kam rein, sagte kein Wort, meine Mutter, schreckens-
bleich, çffnete die T�r, wo mein Vater saß. Mein Vater war sechs Jahre erwerbslos.
(. . .) Jedenfalls, er ging dann weg und wir wussten, es ist ein neues Zeitalter an-
gebrochen. Hier hat sich etwas getan, was mit sich gebracht hat, dass die Welt von
heute nicht mehr so war wie die von gestern, wobei ich sagen musste, dass die ent-
scheidenden inneren Verletzungen nicht von staatlicher Seite kamen, sondern von
einer Seite, von der ich es nicht f�r mçglich gehalten hatte, n�mlich von den Spiel-
gef�hrten, mit denen ich groß geworden bin, da oben im Norden Hamburgs, und
die meine Freunde waren. Es war meine Illusion, mein Paradies, es waren die
liebsten Menschen, die ich kannte, aber ich war zwçlf Jahre alt 1935. Es muss
in den Sommerferien gewesen sein, weil es vormittags war, und ich sonst in der
Schule gewesen w�re. Einer von diesen war mein bester Freund Heinemann.
Ich kam auf die Straße runter und er mit zwei anderen, die ich kannte von fr�h
auf an, sagte: „Ralle“, ich wurde Ralle genannt, „mit dir spielen wir nicht mehr.
Du bist Jude.“ Das ist jetzt fast 80 Jahre her, dass das geschehen ist, aber es war
wie eine Hinrichtung. (. . .) Ich bin dreimal auf der Gestapo gewesen, dreimal hat
sie mich verhçrt. Ich sehe unversehrter aus, als ich innerlich bin, aber das, dieser
Satz: „Ralle, mit dir spielen wir nicht mehr, du bist Jude!“. Ich kann 150 Jahre alt
werden und werde das nie vergessen. Das war etwas, was es davor und danach nie
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wieder gegeben hat. Noch etwas, Entschuldigung, dass ich hier so persçnlich wer-
de, aber ich denke, es ist wichtig, dass Sie begreifen, alles das, was geschehen ist,
ist alles unvergessen. Wobei ich sage, ich lasse mich an Versçhnungsbereitschaft
von niemandem �bertreffen, von niemanden, ja. Es sind nur drei Dinge nçtig,
Aufrichtigkeit, Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit. Und da gebe ich jedem Nazi
die Hand. (. . .)

Lassen Sie mich noch etwas sagen zu dem Herrn. Eine meiner unheimlichen bio-
grafischen Erfahrungen ist, wie alle diese Leute, die in der Nazizeit gefehlt haben,
(. . .) die mitgemacht haben, die sich an ihren Mitmenschen vergangen haben bis
in den Mord hinein. Die haben sich sp�ter nahezu folgenlos in die b�rgerliche
Ordnung eingefunden. Und das Unheimlichste, das Spezifische dabei war, die
Angeklagten bei den Prozessen vor bundesdeutschen Schwurgerichten, die ich
�ber Jahre und Jahrzehnte verfolgt habe, als Berichterstatter der Allgemeinen J�-
dischen Wochenzeitung in Deutschland, als Fernsehmann oder als Publizist.
Diese Leute, die so gemordet haben, was dann nat�rlich an den Tag kam, diese
Leute haben eine b�rgerliche Existenz gef�hrt, die anderen in nichts nachstand,
die sich so nicht vergangen haben. Das ist eine unheimliche Erfahrung, wie Men-
schen, die zu solchen Exzesstaten f�hig sind, unter anderen, unter demokratischen
Bedingungen, normale B�rger wurden, geworden sind. (. . .)

Ich mçchte noch einmal sagen, wie froh ich bin, dass ich gekommen bin heute. Es
ist ein gutes Datum in meinem Leben. Ich werde es festhalten und ich bin sehr
neugierig, wie es weitergehen wird und ich w�rde mich gern weiter daran betei-
ligen.

Feltes:

Es f�llt mir jetzt schwer, dazu abschließend etwas zu sagen, bevor Herr Jaschke
die Br�cke schlagen wird zur n�chsten Veranstaltung, aber ich denke, Herr Gior-
dano, wir sollten Ihnen ganz herzlich danken f�r Ihren Vortrag. Vor allem aber
denke ich, dass Sie uns haben teilhaben lassen an Ihren Gef�hlen, an einem St�ck
Ihrer Lebensgeschichte, und ich denke dies ist wichtig, um zu verstehen, was pas-
siert ist, warum Menschen so sind, wie sie sind, und ich glaube, diese aus-
gestreckte Hand, die Sie gereicht haben, wird von Herrn Ziercke und vom
BKA gerne aufgenommen werden. Ganz herzlichen Dank daf�r.

Jaschke:

Meine Damen und Herren, heute ging es um die Stichworte „Zweite Schuld“, und
„Kalte Amnestie“. Beides als allgemeinen Rahmen zum eigentlichen Projekt Ge-
schichte des Bundeskriminalamtes, Vorgeschichte, Fr�hgeschichte und Auswir-
kungen. Darum ging es heute, und ich meine, wir haben diese beiden Punkte
aus verschiedener Sicht sehr lebhaft und sehr intensiv diskutieren kçnnen. Es
ging aber heute auch um etwas anderes, das ist mir heute am Anfang klar gewor-
den und auch in der Diskussion mit Ihnen, n�mlich um das, was hier schon ver-
schiedentlich bezeichnet worden ist mit Paradigmenwechsel. Offenbar ist das
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Bundeskriminalamt selbst jetzt in der Lage, �ber diese Dinge zu sprechen, zu re-
flektieren und nachzudenken �ber die Folgen. Das betrifft nat�rlich auch Sie, die
Mitarbeiter des Bundeskriminalamtes. Das w�re vor zehn oder zwanzig Jahren of-
fenbar nur schwer oder gar nicht mçglich gewesen, und das bedarf auch der Her-
vorhebung eines Außenstehenden, der nicht dem Amt angehçrt. Es ist heute deut-
lich geworden, dass dieser Paradigmenwechsel jetzt stattfindet und dass dieses
eine sehr begr�ßenswerte Entwicklung ist sowohl innerhalb des Amtes wie
auch bei den Beobachtern und Akteuren außerhalb des BKA.

Meine Damen und Herren, wir werden in den n�chsten beiden Kolloquien, aus-
gehend von diesen beiden Grundthesen „Zweite Schuld“ und „Kalte Amnestie“,
im Einzelnen etwas genauer den Gewaltaspekt betonen bei polizeilichem Han-
deln vor 1945. (. . .) Wir werden den Stand der Polizeigeschichte intensivieren
im engeren Sinne. Wir werden Beitr�ge �ber die kriminologischen Konzepte
des fr�hen Bundeskriminalamtes hçren. Wir werden Herrn Schenk dann noch
mal genauer hçren �ber die Fr�hgeschichte des Bundeskriminalamtes und wir
werden, ich denke in der n�chsten Sitzung bereits, einen Opferverband, n�mlich
den Zentralrat der Sinti und Roma, hier hçren mit einem ausf�hrlichen Statement.
Das ist das Programm f�r die n�chsten beiden Kolloquien. Ich denke, wir sind
heute doch soweit, dass wir die richtigen Fragen stellen kçnnen. (. . .) Ich habe
es �brigens noch nie erlebt bei einer Tagungsreihe, dass alle Referenten Wert da-
rauf legen, schon beim ersten Mal dabei zu sein. So etwas habe ich noch nie erlebt
und das ist ein sehr erfreuliches Zeichen f�r das Interesse an den Kolloquien. (. . .)
Ich w�rde mich freuen, wenn Sie, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bun-
deskriminalamtes, wieder kommen und wenn Sie Ihren Kolleginnen und Kolle-
gen mitteilen, was Sie hier erlebt und empfunden haben.

Feltes:

Danke, Herr Jaschke. Mir bleibt, Herr Ziercke, Ihnen ganz herzlich zu danken,
dass wir heute die Gelegenheit dazu gehabt haben, die richtigen Fragen zu suchen,
denn nur wer die richtigen Fragen stellt, kann auch antworten, kann auch richtige
Antworten finden und ich denke, dazu war die Veranstaltung heute durchaus ge-
eignet. Ich danke Ihnen also ganz herzlich. Danke Ralph Giordano ganz herzlich,
Herrn Jaschke und allen anderen, die heute da waren, einen schçnen Abend noch,
auf Wiedersehen!
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Diskussionsbeitr�ge beim 2. Kolloquium am 20. September 2007

Teilnehmer:

Horst Hehlers, Historiker, Berlin

Peer Heinelt, Freier Journalist, Frankfurt

Dr. Hans-Joachim Heuer, Leitender Regierungsdirektor beim Polizeipr�sidium
Hannover

Prof. Dr. Hans-Gerd Jaschke, Fachhochschule f�r Verwaltung und Rechtspflege
Berlin (Diskussionsleitung)

Dr. Gerhard Kçhler, Vizepr�sident des BKA a. D.

Herrmann Maxeiner, ehemaliger Kriminalbeamter im BKA

Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats der Sinti und Roma in Deutschland

Prof. Dieter Schenk, Publizist, ehemaliger Kriminaldirektor im BKA

Herbert Tolksdorf, Vizepr�sident des BKA a. D.

Prof. Dr. Patrick Wagner, Universit�t Halle-Wittenberg

Prof. Dr. Klaus Weinhauer, Universit�ten Bielefeld und L�neburg

Jçrg Ziercke, Pr�sident des Bundeskriminalamtes

Weinhauer:

Ich habe ein, zwei Anmerkungen und dann eine Frage. Zun�chst eine Anmerkung
aus der Perspektive von jemandem, der sich seit 10 Jahren auch mit der Schutz-
polizeigeschichte befasst. Das erste ist die Erfahrung, dass sich oft die Sprach-
und Denkstile zwischen den Behçrden und Polizisten, zumeist ja juristische
Denkweisen, und den Ergebnissen, die Historiker oder Sozialwissenschaftler
rausfinden, unterscheiden. Sie m�ssen oft �bersetzt oder r�ck�bersetzt werden
von der juristischen Sprache in die sozial- oder geschichtswissenschaftliche
und umgekehrt. Dabei besteht die Gefahr, dass man nebeneinanderher redet.
Das sollte man vielleicht f�r dieses Projekt auch ber�cksichtigen, dass man gleich
schon Mediatoren oder solche Situationen dann einkalkuliert. Es ist eben einfach
so, dass ein bisschen auch die Codes unterschiedlich sind.

Dann die Perspektive zwischen Personen und Institutionen. Auf einzelne Per-
sonen ist hier ja eingegangen worden, auf die Gesamtinstitution auch. Ich habe
es immer interessant gefunden, denn auch das Ganze, Herbert Reinke hat das ja
angesprochen, diese Frage Behçrden als B�rokratie und die Organisationskultur
und vor allen Dingen die Gruppenkulturen in diesen B�rokratien mit zu ber�ck-
sichtigen. Ich denke, das ist noch mal ein Bindeglied zwischen Personen und der
Gesamtinstitution.
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Dieses Forschungsprojekt w�re wahrscheinlich sinnvoller, auch tats�chlich, wie
Patrick Wagner es angedeutet hat, bis in die sp�ten siebziger, fr�hen achtziger
Jahre zu ziehen, weil dann eben viele auch derjenigen, die noch aktiv waren, in
den Ruhestand gegangen sind. Aus meiner Schutzpolizeiperspektive sind die fr�-
hen achtziger Jahre dann eine wichtige Z�sur. Und zuletzt meine Frage, ich glau-
be, Herr Ziercke hat das angesprochen: Gibt es eigentlich auch eine Position der
Polizeigewerkschaften zu diesem Projekt? Das w�rde mich einfach nur mal inte-
ressieren.

Ziercke:

Ich muss erst mal fragen, ob jemand von der Gewerkschaft der Polizei im Raum
ist. Dann mçge er dazu Stellung nehmen. Wir haben im Bundeskriminalamt nach
dem ersten Kolloquium eine durchaus kontroverse Debatte durch Verçffent-
lichung auch in der Gewerkschaftszeitschrift, wo auch Unverst�ndnis mir gegen-
�ber ge�ußert worden ist, dass ich eine solche Initiative ergriffen habe. Was dann
aber dazu gef�hrt hat, was mich sehr gefreut hat nat�rlich, dass eine Reaktion aus
der Vielzahl von Mitarbeitern erfolgt ist. Und dass auch die Gewerkschaft der Po-
lizei diese Zuschrift verçffentlicht hat. Ich glaube, damit ist, auch was die Kultur
des Diskurses angeht, durchaus auf der Seite der Gewerkschaft die Bereitschaft
erkennbar, dies auch so zur Kenntnis zu nehmen, auch allen zur Kenntnis zu brin-
gen. Ich habe dann mit dem Vorsitzenden der Gewerkschaft auch eine Diskussion
dar�ber gef�hrt. (. . .). Wie war es denn mit den Gewerkschaften Anfang der 50er
Jahre hier in diesem Haus? Wie ist man mit denen umgegangen in der Nazizeit?
(. . .) Ich weiß nicht, ob dazu einer von Ihnen etwas sagen kann. Das w�re noch
eine Komponente oder eine Perspektive, die wir bisher noch nicht weiter beleuch-
tet haben.

Kçhler:

Mein Name ist Gerhard Kçhler. Ich hatte Gelegenheit, dreieinhalb Jahre in die-
sem Haus die Verantwortung des Vizepr�sidenten wahrnehmen zu kçnnen, von
1990 bis 1993. Ich habe dieses Kolloquium außerordentlich begr�ßt, weil ich sp�-
ter in anderen Bereichen t�tig war, in denen ich mich �berwiegend auch mit der
Pflege des Geschichtsbewusstseins, also mit der NS-Vergangenheit vor allen Din-
gen, zu befassen hatte, und auch aus dem Grunde finde ich dieses, was hier jetzt
im BKA passiert, hervorragend, und ich sage mir, eigentlich h�tte ich zu meiner
Zeit auf so eine gute Idee schon kommen kçnnen. Ich habe eine Frage an Herrn
Schenk. Es war sehr bereichernd f�r mich. Ich habe wirklich vieles Neues noch
erfahren, was ich, Gott sei es geklagt, damals nicht gewusst habe. Gut, man hat
einen Riesenschreibtisch gehabt mit furchtbar viel Arbeit. Es gab damals nur
einen Vizepr�sidenten (. . .) und das Amt ist heute viel grçßer, wir haben ja
�ber 5.000 Mitarbeiter. Zu meiner Zeit waren es 4.800.

Aber, Herr Schenk, wie gesagt, Kompliment auch, dass Sie das so intensiv, was
Sie ja auch bewegt, wie man merkt, hier vorgetragen haben, und Kompliment
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an das BKA, dass Sie es vortragen konnten (. . .). Sie sprachen vom Erbe Paul
Dickopfs, und da haben Sie gesagt, den Satz habe ich mir aufgeschrieben, weil
ich altersm�ßig schon ein etwas schlechteres Ged�chtnis habe, dieses Erbe Paul
Dickopfs sei eine �berdimensionierung des Amtes mit einem Hang zur �berper-
fektionierung. Das w�rde ich gerne noch ein bisschen genauer von Ihnen darge-
legt haben. Nach meiner Auffassung kann ein so wichtiges Amt wie das Bundes-
kriminalamt gar nicht perfekt genug arbeiten, auch im rechtsstaatlichen Sinne. Da
w�rde ich �berhaupt keine Grenzen, was die Perfektion anlangt, anerkennen wol-
len, und die �berdimensionierung, Herr Schenk, die hat auch ihre berechtigten
Gr�nde, wie ich denke. Die Kriminalit�t, das ganze Spektrum der kriminellen Be-
drohung, hat sich ja nun gewaltig ge�ndert, auch in den vierzehn Jahren, seit de-
nen ich keine Verantwortung mehr in diesem Hause trage, und ich verstehe das in
dem Punkt wirklich nicht und w�re Ihnen dankbar, wenn Sie das noch etwas klar-
legen kçnnten f�r mich.

Schenk:

Ja gerne. Ich mçchte versuchen, es an zwei Beispielen zu erl�utern. Ich habe nicht
von Perfektionierung gesprochen, sondern von Perfektionismus. Ich glaube, das
ist ein entscheidender Unterschied. Eine Perfektionierung w�rde ich auch jeder-
zeit unterstreichen, aber Perfektionismus ist ja die Form einer �bertriebenen Art
und Weise. Ich mçchte es an einem Beispiel der internationalen Zusammenarbeit
bewerten in dem Sinne, dass das BKA �ber Jahre voller Stolz verk�ndet hat, dass
es im Interpol-Verkehr an �bersetzungen, an Schriftverkehr, an ausgetauschten
Nachrichten so und so viel hunderttausend, ich habe die nicht im Kopf,Vorg�nge
j�hrlich vollzieht, und das seien jetzt zehn Prozent oder zwçlf Prozent des gesam-
ten Schriftverkehrs von Interpol. H�tte das seine Berechtigung, m�sste man ja im
Umkehrschluss sagen, dass die Kriminalit�t in Deutschland eine solche Bedeu-
tung h�tte, dass sie sozusagen diese zehn Prozent rechtfertigen. Und das ist mei-
nes Erachtens ein Beispiel, wo man das Gef�hl hat, es wird einfach hier und da ein
bisschen zu viel getan, und weniger w�re mçglicherweise besser. (. . .)

In Bezug auf die �berdimensionierung des Amtes mçchte ich auch ein Beispiel
erw�hnen. Mit einem zweiten Kollegen, Herrn Heinacker, hatte ich damals diese
Aufgabe erf�llt als so genannter Sicherheitsinspekteur Berater des Ausw�rtigen
Amtes zu sein, um Konzepte zu entwickeln, wie Deutsche Botschaften und ihre
Menschen dort sicherer gemacht werden kçnnen. Und das Ausw�rtige Amt war
mit uns beiden eigentlich vollauf zufrieden, was die Kapazit�t anbelangt. Ein Ab-
teilungsleiter aus Meckenheim sprach mich dann eines Tages an und sagte: „Wa-
rum macht ihr eigentlich nicht mehr daraus? Ihr kçnntet doch ein Referat bilden
oder so eine kleine Arbeitseinheit. Ihr kçnntet Planstellen schaffen, und ihr kçnn-
tet daraus eine andere grçßere Kapazit�t gewinnen, nat�rlich an Stellen und an
Befçrderungsmçglichkeiten.“ Und solche Formen habe ich damit angesprochen,
dass hier und da eben eine �berdimensionierung entsteht, dass das BKA in dieser
Form sich mit sehr viel Fantasie vergrçßert hat.
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Jaschke:

Herr Kçhler, ich habe eine Nachfrage an Sie. Sie haben gesagt, 1990 bis 1993 tru-
gen sie Verantwortung. Warum kam ich nicht selbst auf die Idee f�r ein solches
Projekt, wie wir das hier machen? Da w�rde ich gerne mal nachfragen. W�re
das zu Ihrer Zeit und davor, in den achtziger Jahren, denkbar gewesen zu einer
Zeit, wo noch Verantwortliche aus der NS-Zeit im Amt gearbeitet haben? Da
w�sste ich gerne etwas mehr von Ihnen.

Kçhler:

Ich kann die Frage so einfach nicht beantworten. Ich habe es einfach nicht ge-
macht. Wir hatten wirklich alle H�nde voll zu tun. Und es mag ein Vers�umnis
gewesen sein. Ob es nun mçglich gewesen w�re oder nicht, man h�tte es ver-
suchen m�ssen, das meine ich schon. Aber ich habe auch gelernt: Bestimmte
Dinge reifen in der Zeit heran, und wahrscheinlich ist das jetzt eben der geeignete
Zeitpunkt.

Hehlers:

Ich besch�ftige mich viel mit dem Rechtsextremismus der Gegenwart. An alle
f�nf Herren eine Frage: Wir haben 2009 ein Jubil�um, und Sie haben alle f�nf
den Begriff schon genannt: Grundgesetz. (. . .) Sehen Sie irgendwelche Knack-
punkte, wie man mit diesem Jubil�um umgehen kann? Ich sag’s mal andersrum:
Es gibt den Widerspruch, dass die bestehende Gesetzeslage gegen�ber rechts-
extremistischen Mçglichkeiten juristisch ausreichend ist. Man muss sie nur an-
wenden. Es w�rde vielleicht f�rs Grundgesetz genauso treffen wie f�r folgende
Dinge: Sehen Sie da bestimmte Knackpunkte? Denn Menschenrechte sind schon
angesprochen worden und anderes, was man vielleicht bei diesem Jubil�um be-
sonders in den Vordergrund schieben sollte. Die Rechtsextremisten sagen immer,
das ist alliiertes Recht, das ist sowieso Unrecht, und das will ich jetzt gar nicht
auseinanderargumentieren. Mir kam nur dieses Jubil�um in den Kopf, und seit-
dem denke ich ein bisschen nach als Historiker �ber Jubil�en.

Heuer:

Als jemand, der daran interessiert ist, eine nachdenkliche, kritische, intelligente
Polizei mit auszubilden, letztendlich auch zu generieren, der �ber Ausbildung
bei der Polizei nachdenkt, ist es sicherlich ein Anlass, dar�ber nachzudenken,
dass man einfach fragt, inwieweit ist diese Polizei rechtsfçrmiger geworden?
Was ich heute in meinem Beitrag ausgelassen habe: Wir wissen so gut wie nichts
aus den f�nfziger und sechziger Jahren. Wir wissen nichts �ber den polizeilichen
Schusswaffengebrauch in dieser Zeit. Wir wissen nicht, wie dort die Vernehmun-
gen gef�hrt worden sind in den Vernehmungsr�umen der Polizeien in ganz
Deutschland. Vielleicht weiß Herbert Reinke etwas dar�ber. Mir ist es jedenfalls
nicht bekannt. (. . .) Nach dem vierten Bier kommen �ltere Kollegen, so hab ich’s
jedenfalls erlebt, immer gern ins Reden. Die krempeln dann auch mal ihren Arm
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hoch und zeigen noch die SS-Nummer, die sie tragen. Sind dann ganz stolz nat�r-
lich auf die Dinger, aber das geht dann erst nach dem vierten, f�nften Bier. Das
sind jedenfalls eigene Erlebnisse, die junge Polizisten, die in den 70er Jahren an-
gefangen haben, �berall erz�hlen kçnnen. Also da kçnnte man noch mal unter die-
sem Aspekt die Wirksamkeit des grundgesetzlichen Denkens und des Prinzips der
Verh�ltnism�ßigkeit und alle anderen Dinge pr�fen.

Ziercke:

Herr Schenk hat ja im Grunde ganz aktuelle rechtspolitische Themen angespro-
chen. Zum Beispiel das Thema Rechtsextremismus. Sie haben von 93 gez�hlten
Todesf�llen damals gesprochen. Sie wissen vielleicht nicht, dass ich da mit dem
Berliner Journalisten in Berlin gesprochen habe, dass wir die Gerichtsakten �ber-
pr�ft haben, und wir sind immerhin bei 40 bis 50 F�llen tats�chlich gelandet. Das
hat der auch anerkannt. Nur ist es dann nicht so kommentiert worden in der Presse.
Das nur als ein Beispiel. Oder wenn Sie die Auslandsarbeit des BKA ansprechen,
wie auch eben, dann m�ssen Sie eigentlich wissen, dass bei 6,5 Millionen Straf-
taten im Jahr in Deutschland das BKA als Zentralstelle davon lebt, dass die L�n-
der uns veranlassen, solche Nachfragen im Ausland zu stellen. Und es sind �ber
95 % aller dieser Ersuchen, die wir �ber Interpol laufen lassen m�ssen. Das sind
keine eigenen Verfahren des Bundeskriminalamtes. Ich habe eben den Eindruck
gewonnen, dass Sie da alles so im Sinne von �berperfektionierung sehen. Oder,
wenn Sie das Thema Verbindungsbeamte des BKA bringen, dann w�rde mich
auch die Frage interessieren an die Herren: Ja, wie sollen wir denn bei internatio-
naler Verbrechensbek�mpfung mit den Ursachen, die im Ausland zu einer Bedro-
hung in Deutschland f�hren, umgehen, wenn wir keine Kontakte haben? (. . .) Sol-
len wir mit Isolation antworten? Sch�tzen wir so die B�rger in der Bundesrepu-
blik Deutschland? Also ich sehe da keine Lçsung Ihres Ansatzes, der ja weit auch
in die Entwicklungspolitik hineingeht, in alle mçglichen Diskussionen, die ja
ganz andere Politikfelder betreffen.

Wenn Sie das Thema Online-Durchsuchung in den Raum werfen, dann vergessen
Sie einfach eine Diskussion, die ganz intensiv dar�ber gef�hrt wird, dass wir es
mit neuen Technologien zu tun haben, die wegen der Verschl�sselung dazu f�h-
ren, dass in Zukunft jeder in Deutschland sich durch Verschl�sselung vor Straf-
verfolgung sch�tzen kann. Also wenn das der Rechtsstaat ist, dass wir das ermçg-
lichen, bei herausragenden Straftaten der Organisierten Kriminalit�t oder bei Ge-
fahren des Terrorismus, wie wir es jetzt auch wieder erlebt haben, wo Telefon-
�berwachung vçllig versagt hat! Im �brigen, weil die so konspirativ gearbeitet
haben. Also mich w�rde das mal interessieren, wie Sie das sehen, ob Verschl�s-
selung in einem Rechtsstaat wirklich vor Strafverfolgung sch�tzen darf.

Oder wenn Sie das Thema der Mautdaten in den Raum werfen. Dann wissen Sie
doch genau, dass es eigentlich um eine Frage geht, ob n�mlich derjenige, der die
Geb�hren hinterzieht, ob der ermittelt werden darf durch die Mautdatenspeiche-
rung. Das darf er. Und wir haben zwei Mordf�lle in Deutschland, wo im Grunde
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keiner verstehen kann, dass wir die Morde nicht aufkl�ren d�rfen. Wir m�ssen
n�mlich auf die Mautdaten zugreifen. Das ist der Kern des Streits, um den es
hier geht. Da h�tte ich auch gerne mal eine Antwort. Meine Bitte ist noch, mit
den Themen etwas sorgf�ltiger umzugehen.

Grunds�tzlich ist aber die Frage: Kann man diese Linien, so wie das hier von
Herrn Schenk gemacht worden ist, in die Gegenwart hinein ziehen? Ist das be-
rechtigt und gerechtfertigt vor dem Hintergrund der Diskussion, die wir um die
Historie des BKA f�hren? F�hrt das nicht zu einer Relativierung, was die Opfer
angeht? Was den Nationalsozialismus angeht? Verkennen wir nicht, dass die
Kontrolle einer rechtsstaatlichen Polizei heute ja eine ganz andere ist als in der
nationalsozialistischen Zeit? Nicht nur durch die Medien, durch den Datenschutz,
durch die Staatsanwaltschaften, durch die Richter? Ich glaube, es gibt kaum eine
Institution in Deutschland, die so intensiv kontrolliert wird wie die Polizei heute.
Meine Kernfrage ist: Kann man diese Linien, die wir hier diskutieren, von der na-
tionalsozialistischen Zeit bis Anfang der 50er Jahre, bis in die Gegenwart ziehen
zu den aktuellen rechtspolitischen Themen?

Wagner:

Es gibt in der sicherheitspolitischen Diskussion in Deutschland in der Gegenwart
einen fatalen Mechanismus. Er besteht darin, dass die Kritiker von Maßnahmen,
von denen sie denken, dass sie die Grundrechte beeintr�chtigen, immer schnell
bei der Hand sind, auf den Nationalsozialismus zu verweisen. Umgekehrt ist es
bei denen, die sich gegen Kritik wehren. Da gibt es ganz schnell den Mechanis-
mus, das abzulehnen. Das sind fatale Mechanismen, die in Wirklichkeit die Fra-
gen und auch die den Grundrechten gerecht werdende Diskussionen eher blockie-
ren. Ich w�rde als Historiker daf�r pl�dieren, Diskussionen �ber Themen wie die
Online-Durchsuchung vçllig ohne Nationalsozialismus zu f�hren. Ich glaube, es
gibt gute Gr�nde daf�r, es gibt sehr gute Gr�nde, dagegen zu sein, und keiner da-
von muss notwendig irgendwas mit den Erfahrungen des Nationalsozialismus zu
tun haben. Es w�rde der Diskussion besser tun, man w�rde sie ohne diese Bez�ge
f�hren. (. . .)

Das, was wir heute gehçrt haben im Laufe des Nachmittags zeichnet ja ein im We-
sentlichen sehr d�steres Bild der Polizei im Nationalsozialismus und auch der Po-
lizei am Anfang der f�nfziger Jahre zu Beginn der Bundesrepublik. F�r den His-
toriker ist das interessanteste Thema, wenn er unsere heutige Gegenwart mit die-
ser Vergangenheit kontrastiert, die Frage zu stellen, wie er von dem einen Punkt,
also aus der Vergangenheit, in die Gegenwart kommt. Wie will er von dem Zeit-
punkt, an dem die meisten leitenden Kader dieses Amtes eine prek�re Vergangen-
heit hatten, zu dem Punkt kommen, an dem heute in solch einem Saal auf Initia-
tive des Pr�sidenten dar�ber diskutiert wird? Was ist da eigentlich passiert, in
einem Polizeiapparat, dass es dahin kommt? Das ist f�r Historiker, f�r die meisten
Historiker, w�rde ich mal behaupten, die interessantere Frage.
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Rose:

Ja, ich glaube, die demokratische Verfasstheit unseres Staates, das Grundgesetz,
basiert auf der Grundlage der Erfahrung aus dem Dritten Reich. Dazu z�hlen am
Anfang in der Pr�ambel nat�rlich auch gleich Art. 1, 2 und 3. Ich bin der festen
�berzeugung, dass die Bundesrepublik Deutschland heute ein demokratischer
Staat ist. Und ich glaube, dass die Aufarbeitung viel dazu beigetragen hat, die
wohl erst sehr sp�t eingesetzt hat, n�mlich mit den Auschwitz-Prozessen, wo
die NS-Verbrechen als solche gesellschaftlich wahrgenommen worden sind.
Dass es in den Apparaten NS-T�ter gegeben hat, und dass es eben auch Fçrderung
gegeben hat von solchen Leuten, die ganz einfach wieder in den Apparat zur�ck-
gefunden haben. Das ist eine sehr bedauerliche Angelegenheit, und das hat auch
Nachwirkungen gehabt. Das �ndert aber nichts daran, dass die Bundesrepublik
heute eine wehrhafte Demokratie ist. Sie muss eine wehrhafte Demokratie sein
gegen�ber Gefahren von rechts, �ber die wir sehr besorgt sind angesichts der Ent-
wicklungen in den neuen Bundesl�ndern. Wir sehen das eben vor dem Hinter-
grund unserer Erfahrung eben durch die Nationalsozialisten. Das sind Aufgaben,
die die Polizei wahrzunehmen hat.

Ich meine, ein Rechtstaat darf den Datenschutz des Einzelnen nicht außer Acht
lassen (. . .) Aber der Rechtstaat muss nat�rlich alle Mçglichkeiten ausschçpfen,
seine B�rger zu sch�tzen, aber nicht so weit, dass die individuelle Freiheit des
Einzelnen in Frage gestellt wird. Von daher glaube ich, lassen Sie mich das ab-
schließend noch mal sagen, dass dieser Tag ein wichtiger Tag gewesen ist. Allen
Respekt denjenigen, die das ermçglicht haben, und ich glaube, wir sollten dabei
nicht stehen bleiben. (. . .).

Das, was ich meine, ist kollektive Verantwortung, und ich stimme insofern Herrn
Schenk zu, dass man nat�rlich Diktaturen auch Verachtung zeigen muss. Und
man muss Diktaturen isolieren. Und ich sage das vielleicht auch noch abschlie-
ßend, dass die Freiheit eines Staates, also die Souver�nit�t eines Staates da ihr
Ende haben muss, wo Verbrechen gegen die Menschlichkeit passieren. Und da
brauchen wir Institutionen, die diese Regeln auch festlegen, d. h., in dem Fall
die Vereinten Nationen. Die Bundesrepublik Deutschland von Adenauer �ber Er-
hard, Brandt, Schmidt bis Kohl war immer ein Land, das gepr�gt war von Leuten,
die die Erfahrung des Zweiten Weltkrieges miterlebt haben. Diese Politiker, die
ich jetzt eben hier genannt habe, wollten das vereinigte Europa, weil es der Garant
ist f�r den Frieden, dass wir aus der Geschichte die entsprechenden Lehren gezo-
gen haben.

Wissen Sie, im Bezug auf die Minderheit mçchte ich in aller Deutlichkeit an Sie
appellieren, zu bedenken, dass diese Klischees, die �ber die Minderheit herr-
schen, Klischees sind, die nichts mit der Realit�t zu tun haben, die von den Medien
auch immer wieder so vermittelt werden. Unsere Leute sind seit sechs- bis sieben-
hundert Jahren mit diesem Land verbunden. Dies ist auch unser Land, da wollen
wir auch nichts davon weggeben. F�r dieses Land wollen wir uns engagieren. Das
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ist eine wehrhafte Demokratie. Es gibt die verschiedenen demokratischen Par-
teien in unserem System, und jeder kann sich die Partei aussuchen, wo er glaubt,
dass seine Rechte am besten vertreten werden, und Sie als Polizeibeamte, als Ver-
treter des Rechtstaats haben die Aufgabe, den Rechtstaat eben vor denjenigen zu
sch�tzen, die den Rechtstaat und unsere Verfassung in Frage stellen wollen. Das
ist meine Kommentierung zu Ihrer Frage, Herr Pr�sident.

Maxeiner:

Ich bin Kriminalbeamter und war 34 Jahre im Bundeskriminalamt besch�ftigt,
gehçre zur ersten Nachkriegsgeneration, die in diesem Hause ausgebildet wurde,
und zwar f�r den gehobenen Dienst. Ich bin 1973 hier eingestiegen und habe drei
Jahre Ausbildung hier gemacht. Der Vortrag von Herrn Rose vorhin hat mich im
Nachhinein noch betroffen gemacht, weil ich mich an meine Ausbildung erin-
nerte und auch an das, was uns als Literatur zum Teil zur Verf�gung stand. Ich er-
innere mich noch sehr gut an den Leitfaden, den Sie vorhin angesprochen haben,
und ich kenne auch noch das Kriminologiebuch von Niggemeier/Gallus/Hçveler,
was auch noch Grundlage unserer Ausbildung war. Und dieses Kolloquium bzw.
der anschließende Forschungsauftrag, der unter Umst�nden ergehen wird, soll ja
auch (. . .) potenzielle Pr�gungen dieses Amtes durch die Kriegsgeneration bzw.
diejenigen, die das Amt aufgebaut haben, feststellen.

Und ich muss sagen, ich bin Anfang der 70er Jahre in eine Behçrde eingetreten,
die sehr hierarchisch strukturiert war, und das hat sich �ber die Jahrzehnte beibe-
halten. Und wenn man den Worten der Historiker folgt, die gesagt haben, be-
stimmte Dinge konnten nur entstehen in einer hierarchisch strukturierten Behçr-
de, wie damals im Reichskriminalpolizeiamt und seinen fast zum Kadavergehor-
sam neigenden Bediensteten, dann haben sich diese Dinge, bzw. das, was damals
so in den Kçpfen an Vorstellungen herrschte, bestimmt in die Zeit nach dem Krieg
�bertragen. Und ich spreche jetzt nicht von Befehl und Gehorsam. Wer Behçrden
kennt, der weiß, dass vieles sehr subtil geschieht. Vorgesetzte denken laut, Vor-
gesetzte sagen ihre Meinung in einer Runde, wo man zusammensitzt, und Be-
dienstete setzen das zum Teil im vorauseilenden Gehorsam um. So funktioniert
das auch heute noch.

Tolksdorf:

Mein Name ist Tolksdorf. Ich war 1983 hier Vizepr�sident im Amt, als die De-
monstration stattfand, von der Herr Rose berichtet hat. Ich wurde seinerzeit unter-
richtet, dass auf dem Tr�nkweg Sinti und Roma in KZ-Uniform demonstrieren
w�rden, und zwar gegen das Bundeskriminalamt als Nachfolgeorganisation des
Reichskriminalpolizeiamtes und man dem Bundeskriminalamt eine �hnliche Ein-
stellung gegen�ber Sinti und Roma unterstellte, wie sie seinerzeit gewesen sei.
Wir haben uns damals bereit erkl�rt, mit den Herren zu sprechen, wenn sie diese
Demonstration abbrechen w�rden. So ist es auch geschehen. Ein paar Tage sp�ter
fand ein Gespr�ch hier oben im Haus statt. Herr Rose war dabei und andere auch.
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Und da gibt es nun Folgendes: Wenn ich aus dem Ged�chtnis richtig zitiere, waren
es drei Punkte, die dem Bundeskriminalamt angelastet wurden. Erstens war es
dieses Kriminologiebuch, aus dem heute ja auch zitiert wurde. Allerdings aus
einem grçßeren Artikel herausgenommen und nur dieser Abschnitt, wo der Ver-
fasser gesagt hat, fr�her hat man das und das gesagt. Es sind �brigens zwei B�cher
gewesen, auch noch ein Kriminologiebuch von Exner, das da zitiert wurde. Es
kam dann, na ja, zu turbulenten Gespr�chen, was soll nun geschehen? Wir haben
gesagt, die Formulierung ist sicher missverst�ndlich, sie ist sicher auch ungl�ck-
lich, aber was sollen wir tun? Sollen wir schw�rzen lassen, sollen wir alle an-
schreiben, sollen wir etwas drucken, oder sollen wir die B�cher verbrennen?
Es ist doch kaum aus der Welt zu schaffen. Man m�sste einen Weg suchen, zumal
es ja nur ein ganz beschr�nkter Bezieherkreis war. N�mlich die Leute, die die
Schriftenreihe des Bundeskriminalamtes abonnierten. (. . .) Das war der eine
Punkt.

Der zweite Punkt, der dem Bundeskriminalamt angelastet wurde, war der ZN-Na-
me, den Herr Rose heute nannte. Im Inpol-System gab es ja da die Komponente
Fahndung und die Fahndungsdaten. Nur die Daten, die in dem Fahndungsmodul
stehen sollten, waren bereits Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre von einer
Bund-/L�nderkommission festgelegt worden, und dort hatte man, aus kriminal-
polizeilicher Sicht jedenfalls, die Notwendigkeit gesehen, neben dem amtlichen
offiziellen Namen auch andere Namen zu speichern, auch als Suchbegriff, n�m-
lich den Zigeunernamen. Sinti und Roma war damals noch nicht so gebr�uchlich,
das kam erst sp�ter. Zweitens K�nstlername, Ordensname und auch andere Na-
men, wenn sich Leute so nannten. Es war also keine Maßnahme gegen Zigeuner
oder Sinti und Roma, sondern eine Notwendigkeit, diese Leute unter ihrem Na-
men, wenn sie gesucht wurden, auch suchen zu kçnnen. Im �brigen war das
aber keine Sache des Bundeskriminalamtes. Zwar stand der Rechner hier, und
wir belieferten die L�nderrechner oder die angeschlossenen Terminals mit den
Daten. Aber es war eine Sache der Bund-/L�nderkommission. Deshalb ist auch
das Ergebnis dieser Besprechung dann in die AG Kripo gegeben worden, und
die haben es den Innenministern vorgelegt, und nach irgendwelchen Beratungen
ist man zu dem Ergebnis gekommen, alle Namen bleiben drin. Also nicht nur Zi-
geuner, sondern auch K�nstler-, Ordensnamen und �hnliches. Ich habe mal eine
Statistik seinerzeit gesehen, wie viel Namen dieser Art drin gewesen sind. Es war
eine Handvoll. (. . .).

Die dritte Geschichte, die nun mit dem Bundeskriminalamt gar nichts zu tun hatte,
war das, was Herr Rose auch ansprach, dass die L�nder n�mlich damals noch Kar-
teien f�hrten �ber Landfahrer. So wurden sie ja damals genannt. Ein Land, das
schon einen Rechner hatte, hatte dabei keine Kartei, sondern eine Datei eingerich-
tet. Und alle Polizeibeamten (. . .) meldeten dorthin, die sind dort und dort gewe-
sen. Die hatten �berhaupt nicht mal Kenntnis von dieser Datei in dem Land, son-
dern eigentlich muss ich zugeben, haben wir erst durch die Vorw�rfe, die uns dann
dort gemacht wurden, erfahren, dass es in einem Land so gemacht wurde. (. . .) Im
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�brigen, als das Gespr�ch zu Ende war, waren wir sicher keine Freunde, aber wir
sind friedlich auseinander gegangen, und ich habe auch nie mehr gehçrt, dass ir-
gendwelche Vorw�rfe gegen das Bundeskriminalamt erhoben worden sind in der
Form, wir seien gegen Sinti und Roma eingestellt gewesen.

Heinelt:

Ich w�rde gerne an das ankn�pfen zum Schluss, was Herr Schenk gesagt hat und
auch Herr Rose, und ich bin auch ganz froh, dass Herr Ziercke hier ist, denn an den
geht eigentlich die Frage. Es sind mehrere F�lle mittlerweile dokumentiert, in de-
nen BKA-Beamte Gefangene in Foltergef�ngnissen vernommen haben. Und dazu
h�tte ich doch schon auch noch ganz gerne ein Statement, nur damit Herr Ziercke
dann nicht sagen kann, man w�rde ihn falsch wiedergeben. Ich habe ihn so ver-
standen im Zusammenhang mit der internationalen Polizeiarbeit mit Folter-
regimen weltweit, dass diese dazu beitragen, unsere B�rger, also die B�rger der
Bundesrepublik Deutschland, zu sch�tzen. Diese kçnnten nicht gesch�tzt werden
durch Isolation. Bitte, er mçge erkl�ren, wer da gesch�tzt wurde und wie.

Ziercke:

Also meine Bemerkung zun�chst zu Ihrer ersten Frage. Sie wissen, dass das Ge-
genstand des Untersuchungsausschusses in Berlin ist. Und ich bin in dieser Zeit
nicht Pr�sident dieses Amtes gewesen. Mir ist nicht bekannt, dass BKA-Beamte
an mehreren, wie Sie eben formuliert haben, solcher Vernehmungen teilgenom-
men haben sollen. Das w�re meine erste Bemerkung dazu.

Und die zweite, das war im Grunde eine allgemeine Bemerkung im Hinblick auf
das, was Herr Schenk gesagt hat zur internationalen Zusammenarbeit. Sie wissen
ja, dass wir in etwa f�nfzig L�ndern der Welt Verbindungsbeamte haben, die dort
den Kontakt zu den jeweiligen Polizeien halten, die dort auf Rechtshilfeersuchen
der Bundesanwaltschaft oder anderer Staatsanwaltschaften dann auch daf�r sor-
gen, Ermittlungen mit zu befçrdern. Unter diesen Staaten, in denen diese Rechts-
hilfeersuchen der Staatsanwaltschaft dann umgesetzt werden sollen, sind auch,
beispielsweise wenn Sie Afghanistan nehmen, Problemstaaten f�r Deutschland.
Neunzig Prozent des Heroins in Deutschland und Europa kommen aus Afghanis-
tan. Dass wir uns beispielsweise damit jetzt immer besch�ftigen m�ssen, dass wir
Kriminalit�t an der Quelle sozusagen bek�mpfen, dass wir Projekte haben in L�n-
dern um Afghanistan herum, wo wir daf�r sorgen wollen, dass z. B. aus Mohn kein
Heroin hergestellt wird in der Form, dass wir die Vorl�ufersubstanzen mit ver-
suchen zu bek�mpfen, oder dass wir in Venezuela insoweit versuchen, das Ko-
kain, das von dort Richtung Europa kommt, Richtung Deutschland kommt, an
der Quelle sozusagen mit bek�mpft wird. Das war mein Hinweis.

Zur dritten Bemerkung: Selbstverst�ndlich ist es so, dass Kriminalbeamte des
Bundeskriminalamtes einen Kodex haben, dass dann, wenn Hinweise auf Folter
erkannt werden, man sich nicht nur zur�ckzuziehen hat, nicht nur solche Rechts-
hilfeersuchen, die umgesetzt werden sollen, in der Bearbeitung abzubrechen hat,
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sondern dass man das mitzuteilen hat, dass wir das Ausw�rtige Amt informieren,
und dass wir dann in der Tat auch auf diesem Wege uns mit dem Ph�nomen aus-
einandersetzen, von dem wir erfahren haben. Selbstverst�ndlich ist dabei, dass
solche Informationen nicht in Strafverfahren in Deutschland Eingang finden d�r-
fen. Eine ganz andere Frage wiederum ist, wenn das Bundeskriminalamt Hin-
weise aus dem Ausland bekommt zur Gefahrenabwehr in Deutschland. Und
das muss man sehr deutlich unterscheiden. Also Hinweise, egal aus welchem
Land der Welt, die darauf hinweisen, dass in Deutschland ein Anschlag bevor-
steht. Dann ist unser Problem, dass wir einen Gefahrenhinweis haben, von dem
wir nicht wissen, wie er im Ausland konkret entstanden ist, und Sie dann fragen,
ja kçnnen Sie ausschließen, ob dieser Hinweis vielleicht durch Folter entstanden
ist Das kann ich nat�rlich nicht ausschließen. Ich weiß nur, ich hab einen Gefah-
renhinweis auf dem Tisch, und die Sicherheitsbehçrden in Deutschland m�ssen
reagieren, um Gefahren in Deutschland abzuwehren. Ich denke, das beschreibt
den Kreis, in dem sich diese Fragen, die Sie eben gestellt haben, bewegen. (. . .)
Wenn wir zur Demokratisierung von Polizeien beitragen kçnnen auch in Staaten
der Welt, die diesen Demokratisierungsgrad noch nicht erreicht haben, dann
denke ich, ist das ein Fortschritt. (. . .)

Da geht es im Kern doch darum, dort, wo heute mçglicherweise gefoltert wird,
den Personalbeweis zu ermçglichen, ein Gest�ndnis zu erzielen. Kriminaltech-
nik meint ja genau das Gegenteil, dass wir �ber den so genannten Sachbeweis
Beweise herbeif�hren. Also die Einrichtung von Kriminaltechniken f�hrt dazu,
dass es weniger an Folter gibt aus meiner Sicht. Dass man den Personalbeweis
nicht mehr so hoch bewerten muss, dass man in der Tat in der Lage ist, den
Sachbeweis anders zu bewerten. Wenn Sie der Meinung sind, dass das ein demo-
kratischer Staat nicht machen sollte, ja dann sind wir unterschiedlicher Auffas-
sung.

Jaschke:

Meine Damen und Herren, wir sind �ber der vorgesehenen Zeit, und ich mçchte
diese Diskussion nicht ausklingen lassen, ohne Ihnen und Ihrem Engagement
wirklich Respekt zu zollen. (. . .) Zum Abschluss aber auch noch mal Dank an
die Kollegen auf dem Podium. Wir werden ein drittes Kolloquium haben am
31. Oktober. Und das Thema dann wird sein: Konsequenzen f�r die Gegenwart
und Folgerungen, die aus den Kolloquien zu ziehen sind. (. . .) Ich freue mich,
Sie hier wiederzusehen Ende Oktober und w�nsche Ihnen noch viele themenbe-
zogene Diskussionen und auch einen guten Nachhauseweg.
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Diskussionsbeitr�ge beim 3. Kolloquium am 31. Oktober 2007

Teilnehmer:

Ralph Giordano, Publizist, Kçln

Prof. Dr. Eike Hennig, Universit�t Kassel

Dr. Hans-Joachim Heuer, Leitender Regierungsdirektor beim Polizeipr�sidium
Hannover

Prof. Dr. Hans-Gerd Jaschke, Fachhochschule f�r Verwaltung und Rechtspflege
Berlin (Diskussionsleitung)

Dr. Gerhard Kçhler, Vizepr�sident des BKA a. D.

Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats der Sinti und Roma in Deutschland

Prof. Dieter Schenk, Publizist, ehemaliger Kriminaldirektor im BKA

Georg Schulz, Ltd. Kriminaldirektor a. D.

Stefan Voßschmidt, Referatsleiter im Bundeskriminalamt

Prof. Dr. Patrick Wagner, Universit�t Halle

Jçrg Ziercke, Pr�sident des Bundeskriminalamtes

Hennig:

Mein Name ist Eike Hennig. Ich bin Jahrgang 1943, das heißt, mittelbar auch tan-
giert von der Zeit, um die es dann doch geht und habe eine Politik- und Soziologie-
professur in Kassel. Ich mçchte an den Herrn Meier erinnern. Wenn wir hier Ge-
schichtspolitik betreiben, das ist f�r mich erstmal als Stichwort, dann geht es um
die Zukunft. Und da haben Sie, Herr Meier, finde ich, ganz wichtige Sachen ge-
sagt. Also es gibt zwei Seiten. Zum einen gibt es in dem Amt wahrscheinlich et-
was nachzuholen. Es gibt ein paar interessante Aufs�tze in den Vierteljahreshef-
ten f�r Zeitgeschichte. Wissenschaftler, die eigentlich jetzt schon die Linie wis-
sen, werden dann noch schlauer. Aber der Herr Meier hat deutlich gemacht, das
ist eigentlich nicht das Defizit, wie ich sehe, in der Bundesrepublik und auch nicht
im Amt, sondern es geht darum, Sie haben das sehr schçn gesagt, Sie w�ren gut
aufgekl�rt gewesen. Erstens durften Sie �ber den Stoff dann nicht reden. Das
finde ich unmçglich. Wenn etwas Befreiendes gesagt werden soll, muss man
sich das aneignen kçnnen, das sozusagen f�r die P�dagogik. Das Zweite ist, (. . .)
Sie wissen eigentlich nicht etwas damit anzufangen f�r die Gegenwart. Und da hat
auch der Herr Kubica interessante Sachen gesagt unter dem Stichwort Gedanken-
losigkeit. Das heißt �ber Formen, die hier geschehen, im Rechtspositivismus, in
Verordnungsform, dass Sie da Gedankenlosigkeiten haben �ber die Implikatio-
nen. Und ich w�rde mir sehr w�nschen, dass die braunen Stellen aufgearbeitet
werden, das m�ssen wir wissen. Aber das Wesentliche ist eigentlich, damit etwas
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f�r den demokratischen Geist im Haus und in der Bundesrepublik zu tun. Und da,
glaube ich, gibt es eine Menge zu tun. Danke.

Schulz:

Mein Name ist Georg Schulz. Vielleicht, lieber Herr Vorbeck, darf ich mich als
Zeitzeuge bezeichnen. Ich bin Jahrgang 1927. Seit 1946 Angehçriger der Landes-
polizei Schleswig-Holstein und bin in den 50er Jahren hier beim Bundeskriminal-
amt gewesen. Ja, ich habe hier Begegnungen gehabt. Ich habe Begegnungen ge-
habt allgemeiner Art mit Vorgesetzten, aber nat�rlich Begegnungen mit den Char-
lottenburgern als Chef. Und was habe ich als junger Kommissar empfunden? Ich
habe in Wirklichkeit nichts Negatives empfunden. (. . .) Wer ist eigentlich Landes-
chef der Kripo in Bremen gewesen? Das vergessen wir ja meistens, das ist der Ad-
jutant von Herrn Nebe gewesen. Und Nebe ist 1941 drei, vier Monate im Einsatz
gewesen mit dem Stab des Reichskriminalpolizeiamtes, hat 100.000 Juden umge-
legt. Und dieser Adjutant ist Chef eines Landeskriminalamtes und wurde 1947 in
Schleswig-Holstein wissenschaftlicher und polizeilicher Berater der englischen
Milit�rregierung, und dort wurden Weichen gestellt. Der Engl�nder hat sich dis-
tanziert von unserem „Ich wurde mehrfach �berpr�ft 1944, 1946, 1947“. Dann hat
der Engl�nder gesagt, macht euren Kram alleine. Und jetzt ging das negativ los.
Die Entnazifizierung ist schief gelaufen 1948. 1951 die Wiedereinstellung nach
dem 131er Gesetz (. . .). Wir jungen Nachkriegsleute, wir haben große Probleme
gehabt. Dann auf einmal wurden wir problembewusst durch Ludwigsburg. Ich bin
f�nf Jahre lang Chef der Landeskommission zur Aufkl�rung von NS-Verbrechen
gewesen. Und was ich erlebt habe auf Landesebene, auf Bundesebene? Nat�rlich
wurden auch Charlottenburger festgenommen, hçher dotierte Leute aus der eige-
nen Polizei, der eigenen Kripo. Aber nicht nur, Herr Giordano, nicht nur Polizei.
Ich habe auch Juristen festgenommen. Ich habe Anw�lte, ich habe �rzte fest-
genommen. (. . .). Was wir in den 60er Jahren erst selbstbewusst erlebt haben,
das hat uns keiner auf der Schule gesagt, das hat uns keiner auf der Polizeischule
gesagt, das mussten wir uns langsam erarbeiten. Ich wusste gar nicht, wo Au-
schwitz ist.

Ich fing an als Chef der Landeskommission, meinen j�ngeren Beamten zu sagen,
was f�r Ermittlungen zu f�hren und wen wir zu vernehmen haben. Wenn ich Ihnen
mal sage, was wir f�r Schwierigkeiten hatten. Und dann muss ich mal sagen, dass
wir nichts aufbereitet haben bei der Polizei, so ist es ja auch nicht. In Schleswig-
Holstein alleine haben wir von 1963 bis 1965 einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss gehabt wegen der hohen Belastung der Polizeif�hrung, und
ich bin sachverst�ndiger Zeuge gewesen wegen der Ermittlungen. Also haben
wir in Deutschland schon hier, nat�rlich nicht punktuell, haben wir aber Vergan-
genheit aufbereitet. Ich habe 1968, und das BKA ist ja auch beteiligt, einen Vor-
trag gehalten in Hiltrup �ber die Kriminologie der Naziverbrechen. Das St�ck ist
in der B�cherei in Hiltrup. (. . .). Also, wir haben schon was gemacht. Vielleicht
haben wir zu wenig gemacht. Dann haben wir 2002 mit vier Mann das Polizei-
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bataillon L�beck 307 aufbereitet mit Wanderausstellung. Wir sind �berall gewe-
sen, in der Schule, der Verwaltungshochschule und auch an der F�hrungsaka-
demie in Hiltrup sind wir gewesen. BKA-Leute haben auch Vergangenheits-
bew�ltigung mit uns betrieben. Dass wir nichts gemacht haben, ist falsch. Ob
wir alles gemacht haben? Die Frage ist doch die, und das w�rde ich nat�rlich
mal l�nger diskutieren wollen in einem kleinen Gremium. Ich bin unterwegs ge-
wesen als Wanderprediger bei Polizisten, bei B�rgern, bei Lehrkr�ften und bei
Sch�lern. (. . .) Herr Ziercke, Sie kennen F�hrungskr�fte in Schleswig-Holstein.
Die sagten zu mir, jetzt, im Jahre 2002, Georg, wenn ich noch an der F�hrungs-
spitze gewesen w�re, wir h�tten eure Ausstellung nicht machen d�rfen. Da
habe ich gesagt, aber lieber Karl-Heinz, das w�re ein Skandal gewesen, du h�ttest
deinen Posten loswerden kçnnen, das h�tten wir nicht hingenommen. Also inso-
fern haben wir schon was versucht.

Jaschke:

Ihr Beitrag war f�r mich ein wirklich gutes und intensives Beispiel daf�r, dass in
der Tat ein historisches, empirisches Projekt �ber die braunen Wurzeln des BKA
auf die Zeitzeugen angewiesen ist. Wir haben sie mçglicherweise bisher zu wenig
diskutiert hier, das ist richtig. Aber nach meinen Vorstellungen muss das ein Teil
eines Forschungsprojektes sein, das Einbeziehen der Zeitzeugen.

Heuer:

Bei meinen Studien habe ich Bernhard D. interviewt. Und er hat mir ganz erstaun-
liche Dinge erz�hlt aus dem Jahr 1962, wo er mir mal erl�utert hat, wer denn
eigentlich nach Ludwigsburg gegangen ist und mit welchem Makel diese Kolle-
gen behaftet waren, die sich dort gemeldet haben. Ich erinnere aus dem Interview,
was ich Anfang der 90er Jahre gef�hrt habe, dass er gesagt hat, bis 1962 war in
Deutschland im Grunde genommen eine Stimmung, das System kçnnte kippen.
Das heißt, wer sich jetzt zu sehr engagiert in der Aufarbeitung und in der Ermitt-
lung der Straftaten am Beispiel von Ludwigsburg, das soll f�r Staatsanw�lte ge-
golten haben, das soll f�r Richter sp�ter gegolten haben und auch f�r Polizeibeam-
te, die waren nat�rlich immer unter Generalverdacht, Nestbeschmutzer zu sein.
Und das hat mich erstaunt. (. . .) Dass man noch Jahrzehnte nach der Verabschie-
dung des Grundgesetzes, wo ja schon die Menschenw�rde zuerst und alle die Ar-
tikel drinstehen, immer noch das Gef�hl hatte, das System Bundesrepublik
Deutschland kçnnte kippen. Und wer sich dort zu sehr engagiert und, Dieter
Schenk hat ja auch den Hinweis gegeben, der wird zur�ckgepfiffen. Das ist ziem-
lich erstaunlich. Und diese Geschichte gehçrt, Hans-Gerd Jaschke hat das schon
gesagt, hier dazu.

Wir haben auch nicht angesprochen (. . .) die 131er in der Polizei. Es gibt nur ver-
einzelt in der Literatur Hinweise und diejenigen, die mit den �lteren Kollegen ge-
sprochen haben, wissen, was die 131er verursacht haben in der Polizei in den 50er
und 60er Jahren. Wo teilweise junge Knospen der Demokratie, auch des Nachden-
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kens, dass man z. B. ein Gesetz braucht, wenn man in Grundrechte eingreift, die-
ses Gef�hl, was Grundrechte sind, das langsam ja auch an den Polizeischulen
wuchs, im Grunde genommen wieder zunichte gemacht hat. Das ist jetzt sehr pau-
schal und damit auch unwissenschaftlich. Aber das verdient eine Aufbereitung.
Welche Bedeutung haben die 131er f�r die Polizeientwicklung, f�r das Berufsver-
st�ndnis und nat�rlich dann auch f�r die polizeiliche Berufsethik? Mir ist nur die
Hamburger Studie noch in Erinnerung. Dort gibt es erste Hinweise, wie das wirk-
lich war. Und noch mal: Wirklich eine ganz wichtige Quelle f�r alle Bem�hungen
sind neben den Originaldokumenten nat�rlich die Zeitzeugen, die berichten m�s-
sen. Und da gibt es ja auch allerdings viele Projekte, die schon dabei sind, Inter-
views zu f�hren. Von der Polizei-F�hrungsakademie oder jetzt Deutsche Hoch-
schule der Polizei weiß ich auch, dass dort Interviews gef�hrt wurden mit fr�heren
oder jetzt pensionierten Polizeibeamten, die Zeitzeugen sind zu dem Thema.

Ziercke:

Ich denke, wir haben seit dem ersten Kolloquium �ber die Notwendigkeit und die
Erforderlichkeit der Aufarbeitung f�r unsere eigene Identit�t, f�r unser eigenes
Identit�tsgef�hl im Bundeskriminalamt gesprochen. Wir haben auch davon ge-
sprochen, wie wichtig es ist, in einer Zeit der Grundrechte sich st�ndig auf dem
Pr�fstand zu befinden durch diejenigen, die diese Grundrechte zu sch�tzen ha-
ben, die in Grundrechte einzugreifen haben, dass gerade diejenigen, also Polizei
und damit auch das Bundeskriminalamt, sich im besonderen Fokus der �ffent-
lichkeit, der Medien befinden bei diesen Diskussionen. Dass es in besonderer
Weise darum geht,Vertrauen auch in die Arbeit von Hoheitstr�gern ganz verst�rkt
zu entwickeln, indem wir deutlich machen, wie sehr wir auch sensibel sind f�r die
Sorgen derjenigen, die sich um diesen Rechtsstaat und die Grundrechte letztlich
k�mmern. Das ist f�r mich eigentlich die tiefere Motivation f�r das, was wir hier
machen. Und wenn Sie das eine nehmen, was das Identit�tsgef�hl angeht, hat das
ganz viel eben auch damit zu tun, dass man ins Innere schauen muss, wenn man
�ber Forschung redet. Welche F�hrungsstile haben sich entwickelt? Welche F�h-
rungskultur hat sich entwickelt? Wie ist die offene Diskussion, der offene Dialog
in dieser Behçrde mçglich? Wenn man das nach außen wendet, dann findet man
das spiegelbildlich wider: Wie offen ist man gegen�ber anderen Meinungen? Wie
stark ist unser eigenes demokratisches Verst�ndnis in diesem Diskurs? Insoweit
ist das f�r mich die Basis, die Motivation gewesen. Ich sage auch ganz offen,
auch die kontroversen Betr�ge, die gekommen sind, sind f�r mich ein Beweis,
ein Beleg daf�r, dass ein solch offener Diskurs einen großen Vorteil hat. Man kl�rt
Positionen, man denkt dar�ber nach, man entwickelt sich weiter und dies brau-
chen wir dringender denn je, so glaube ich jedenfalls, vor dem Hintergrund einer
auch çffentlichen Diskussion in Deutschland, die ja ganz stark davon beherrscht
ist, eine Misstrauensdiskussion zu werden gegen�ber den Sicherheitsbehçrden.
Wenn man an die Maßnahmen im Zusammenhang mit dem internationalen Ter-
rorismus zum Beispiel denkt oder wenn es um neue Eingriffsbefugnisse geht.
Es wird immer deutlicher, wie schwierig es ist, gegen�ber der �ffentlichkeit ver-
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st�ndlich zu machen, warum das eine oder das andere notwendig ist oder nicht
und ich denke, dass wir die Verpflichtung haben, auch als Sicherheitsbehçrde
einen Beitrag zu leisten, uns dieser gesellschaftlichen Diskussion offen zu stellen.

Kçhler:

Mein Name ist Gerhard Kçhler. Ich war zeitweise in diesem Hause besch�ftigt.
Nicht lange genug, um meinerseits selbst zu dieser Thematik positiv beitragen
zu kçnnen. Ich wollte nur ganz kurz Folgendes anmerken, was mir heute, am drit-
ten Kolloquiumstag, so deutlich geworden ist: Solange man feststellen muss, dass
so wichtige Persçnlichkeiten wie Herr Giordano und Herr Rose hier in dieses
Bundeskriminalamt kommen und reden, teilnehmen an dieser Veranstaltung,
und auf der anderen Seite wirklich doch hochrangige ehemalige Mitarbeiter die-
ses Hauses, weil diese Veranstaltung hier stattfindet, den Weg ins BKA nicht mehr
finden wollen, solange, meine Damen und Herren, glaube ich, gibt es wirklich
Grund genug, dass sich das Bundeskriminalamt sehr intensiv weiterhin mit dieser
Thematik nach innen und nach außen befasst. Vielen Dank.

Voßschmidt:

Es ist sehr schwierig, nach diesen beeindruckenden Wortmeldungen hier was zu
sagen. Zwei Sachen mçchte ich aber ansprechen. Einmal, Kollege Vorbeck, tut
mir leid, ich bin Mitglied der Gewerkschaft GdP, ich werde auch Mitglied bleiben,
aber Sie haben nicht f�r mich gesprochen und ich persçnlich glaube, Sie haben
auch nicht f�r die Mehrheit der Mitglieder dieser Gewerkschaft gesprochen, da
bin ich ziemlich sicher, und vielleicht w�re das auch ein Anlass, das klarzustellen.
Mich w�rde jetzt die Frage interessieren nach der Weiterentwicklung: Gibt es
schon eine Vorstellung der Menschen oben auf dem Podium, wie sich das weiter
entwickelt im BKA? Denn Sie kçnnen sich vorstellen, als Fachbereichsleiter
mçchte ich das ja auch irgendwie transportieren. Danke.

Schenk:

Ja, ich habe mir schon Gedanken gemacht, wie es weitergehen kçnnte und einen
ausf�hrlichen Katalog, den ich aus Zeitgr�nden jetzt nur zusammenfasse als Vor-
schl�ge oder Empfehlungen der weiteren Forschung. Ich selber habe ja nur unter-
sucht den Leitenden Dienst und da stellt sich die Frage, ob man nicht im Sinne,
Herr Vorbeck, eines Generalverdachtes, sondern einfach einer �berpr�fung
den sachbearbeitenden Dienst mindestens der ersten Generation einbeziehen soll-
te. Das geht sehr schnell, indem man die einschl�gigen Archive pr�ft und dann
ganz schnell auch erkennt, wer belastet sein wird oder nicht. Zum anderen erge-
ben sich noch L�cken, die den Leitenden Dienst angehen, weil ja eine gewisse
Zahl von Akten gar nicht zur Verf�gung stand, auch bis heute unklar ist, wo
sind eigentlich die Personalakten Dickopf, Holle oder Niggemeyer? Man m�sste
sich um die Pensionsregelungsbehçrden k�mmern, die auch �ber Personalakten
verf�gen. Interessant w�re auch, in der Rechtsabteilung des Amtes zu erkunden,
was dort dokumentiert ist �ber die Disziplinarverfahren, soweit sie stattfanden
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oder auch nicht stattfanden. Und ein interessanter Punkt w�re auch eine Recher-
che im National Archiv Washington zu pr�fen, welche CIA-Akten – insbesondere
auch die von Paul Dickopf ist inzwischen freigegeben – und wer kommt noch aus
diesem Personenkreis als Mitarbeiter in Frage und wie hat sich �berhaupt diese
Zusammenarbeit schon vor Gr�ndung des BKA aus der Sicht der amerikanischen
Archivalien entwickelt.

Ein anderes Gebiet ist die Forschungsverhinderung, dass man der doch etwas
mehr noch auf den Grund geht, der Jahre 1971 bis 1975, wie es zu solchen Ent-
scheidungen kam, die Akten eben f�r f�nfundzwanzig Jahre der Forschung zu
entziehen. Und interessant w�re ja auch, was Herr Boge erw�hnt hat, dass es be-
reits in den 80er Jahren ein Symposium gab, wo intern gekl�rt wurde als Orien-
tierungshilfe f�r die Mitarbeiter, wie weiter damit umgegangen werden soll. Da-
r�ber hinaus ist die verhinderte Strafverfolgung ein Punkt, insbesondere zum Bei-
spiel beim Hessischen Landeskriminalamt in den Akten der Abteilung Staats-
schutz, diesen Spuren nachzugehen wie auch in den Ermittlungsvorg�ngen der
Staatsanwaltschaft im Hauptstaatsarchiv in Wiesbaden, aber auch in Ludwigs-
burg. Und man m�sste auch bei der Generalstaatsanwaltschaft in Frankfurt kl�-
ren, wie die nicht durchgef�hrte Forschung, die eigentlich vom Hessischen
LKA gefordert war, nicht zustande kam und warum und auch solche Vorg�nge
aufsp�ren hier im Amt, wo das Amt sozusagen gegen sich selbst ermittelt hat,
weil das Hessische LKA die Vorg�nge direkt hierhin unbearbeitet abgegeben hat.

Ein letzter Punkt w�re, den Verbindungslinien nachzugehen in den einzelnen Ab-
teilungen, dass man also die Grundsatzakten des Amtes pr�ft, welche Entschei-
dungen wurden denn im Laufe der Jahre getroffen, mit welchem Hintergrund
und wie gestaltete sich dadurch das Bundeskriminalamt einerseits und man
m�sste gegenpr�fen, wie zum Beispiel h�tte es bei anderen Entscheidungen
eine innovative, moderne Polizei stattdessen geben kçnnen. Letzten Endes ist ja
auch heute wieder angesprochen worden die Fragw�rdigkeit, inwieweit das Bun-
deskriminalamt salopp gesagt auf dem linken Auge blind war, auf dem rechten
Auge blind war. Auch damit kçnnte man offensiv umgehen und man kçnnte
aus Akten der Sicherungsgruppe der Abteilung Staatsschutz und Terrorismus
diese Vorg�nge pr�fen und auch einfach dazu stehen, dass es bis zu irgendwann
einem Zeitpunkt so gewesen sein mag und heute gegebenenfalls anders ist.

Giordano:

Dieses Kolloquium ist ein bedeutendes Ereignis auf meine sp�ten Tage. So emp-
finde ich das, weil hier ein Geist der Prinzipientreue zum Vorschein kommt, dem
ich es gew�nscht h�tte, dass er fr�her in Erscheinung getreten w�re. Dann w�re
die politische Kultur der Bundesrepublik anders bestimmt worden, als sie be-
stimmt worden ist, n�mlich bis in unsere Tage von der Nichtaufarbeitung des Na-
tionalsozialismus. Nein, nein, was hier passiert ist, ist so etwas wie eine Z�sur, die
mich gl�cklich und wehm�tig zugleich macht. Es ist nicht zu sp�t, aber es ist sehr
sp�t. Ich hoffe, dass ich weiter beteiligt werde an diesem Prozess, der f�r mich ver-
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bunden ist mit dem Namen Jçrg Ziercke und ich hoffe, dass ich das noch lange
erleben werde und dass ich �brigens meinen Freunden und meinen Feinden
noch eine ganze Weile erhalten bleibe.

Wagner:

Ich habe eben schon angedeutet, dass aus meiner Sicht der entscheidende For-
schungsbedarf in die Richtung geht zu kl�ren, wie dieses Amt sich in den 50er,
in den 60er Jahren, vielleicht bis in die 70er Jahre hinaus entwickelte, wesentlich
in Bezug auf die Konzepte, die seiner Arbeit zugrunde lagen. Da w�re sicher eine
der mçglichen Ideen, das Kriminalistische Institut selber zum Gegenstand von
Untersuchungen zu machen. (. . .) Was ist jeweils das Konzept, gefolgt von den
50er bis vielleicht in die 70er Jahre? Bei der Praxis ist das nat�rlich schwieriger,
das wissen Sie ja besser als ich, es ist manchmal vielleicht schwierig zu definie-
ren, was f�r das Bundeskriminalamt die Praxis ist. Jedenfalls f�r die 50er und f�r
die 60er Jahre ist zum großen Teil wahrscheinlich die Sicherungsgruppe sozusa-
gen die, von der man am ehesten sagen kann, das ist eine Art fassbare polizeiliche
Praxis. Und insofern w�re es sicher auch vern�nftig, die zu untersuchen. Aber
jetzt mal von der Themenliste, die wir jetzt alle aufz�hlen kçnnen, weg. Es w�re,
glaube ich, das Wichtigste, der Modus dessen, wie man an dieses Thema heran-
geht. Und ich komme noch mal zu dem Wort, das ich eben gesagt habe, zu dem
Modus m�sste Transparenz gehçren. Zu diesem Modus muss gehçren, dass es
nicht handverlesene, auserlesene Menschen gibt, die jetzt einmal was erforschen
d�rfen und dann ist der Aktendeckel wieder zu. Zur Transparenz gehçrt, dass man
sich damit anfreundet, dass das Bundesarchivgesetz auch f�r diese Behçrde gilt
und dass man seine Akten offen legt. Aber das ist ja die Entscheidung der Behçr-
de, ob sie noch irgendeinen Status von Geheimhaltung oder Vertraulichkeit hat.
Aber wenn Akten diesen Status nicht mehr haben, dann gehçren sie ins Bundes-
archiv, und dann gehçren sie zur Verf�gung gestellt f�r qualifizierte Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, Publizisten aller Art, ohne dass es irgendeine
Form von Selektion des Zugangs geben kann.

Rose:

Ich bin der Meinung, dass es heute gar nicht mehr um die strafrechtlichen Verfol-
gungen geht, sie sind ja abgeschlossen und diese Situation, das was T�ter im Drit-
ten Reich anbelangt, ist eine Frage, die sich auch jetzt biologisch abschließt. Da-
rum geht es nicht mehr. Aber es geht darum, welchen Einfluss hatten sie in den
Institutionen f�r die Ausbildung von Beamten des demokratischen Rechtsstaats.
Und das habe ich in meinem Vortrag deutlich gemacht, wie groß dieser Einfluss
war durch Tagungen im BKA, in den Landeskriminal�mtern, durch Ausbildung
so genannter „Zigeunerspezialisten“ – im Dritten Reich gab es Judenspezialisten.
Und diese Auswirkungen sind ja auch Klischees, mit denen der junge Polizei-
beamte Angehçrigen unserer Minderheit begegnet. Und das sind nicht diejenigen,
die Sie in den Medien nur wahrnehmen, also mit dieser Form der Romantik, son-
dern die ganz normal als Arbeiter, Angestellte, Soldaten – auch bei der Bundes-
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wehr wieder – und ganz normal in diesem Land leben. Und dieses Bewusstsein,
dass Sinti und Roma eine nationale Minderheit sind, die dieselbe historische Er-
fahrung gemacht haben wir die andere Minderheit, die j�dische, die damals die
grçßere Minderheit gewesen ist. Und wenn wir dar�ber sprechen, was die Kon-
sequenz ist aus diesen Kolloquien, dann w�rde ich sagen, dass man nat�rlich
�berlegt. Erstens mal, ich begr�ße es sehr, was von Seiten des BKA geplant ist,
dass man �ber die Beitr�ge auch ein Buch verçffentlichen will, also vom Haus
her. Aber dar�ber hinaus, denke ich, sollte es auch anregen, dass in den LKAs
die Dinge aufgearbeitet werden. Und was f�r mich eine positive Erfahrung war,
dass zum Beispiel – sehr positiv – der Leiter der Polizeibehçrden von Hessen
mit dem Polizeipr�sidenten von Hessen zu mir in unser Haus gekommen ist
und – wir haben dort eine Ausstellung auf 560 m2 �ber die 600-/700-j�hrige Ge-
schichte unserer Minderheit – wir durch die Ausstellung gegangen sind und da-
nach ein Gespr�ch gehabt haben.

Vielleicht lassen Sie mich in diesem Zusammenhang nur einen Satz, nur einen
Satz sagen, der ist mir in diesem Zusammenhang nochmals wichtig: N�mlich,
dass Kritik, die der Zentralrat gegen�ber den Polizeibehçrden in der Vergangen-
heit erhoben hat in Bezug auf Meldungen, die auf Polizeibeamte zur�ckzuf�hren
sind, also auf die Pressesprecher der Polizei gegen�ber den Medien, wobei Vor-
w�rfe gegen�ber den Einzelnen unserer Minderheit im Zusammenhang mit einer
Straftat erhoben wurden, dann die „rassische“ – ich sage das in Anf�hrungszei-
chen – die „rassische“ Zugehçrigkeit mit in die Meldung aufgenommen wird.
Das halten wir f�r skandalçs. Weil in einem Rechtsstaat nur der Einzelne sich
f�r sein Verhalten zu verantworten hat und nicht seine Gruppe, seine Religions-
zugehçrigkeit oder seine Partei. Ich sage das ausdr�cklich. Reichsinnenminister
Frick hat angeordnet, im Falle der Juden 1936, die rassische Zugehçrigkeit im
St�rmer, im Vçlkischen Beobachter und so weiter hervorzuheben. Ich sage das
nur deswegen, es gibt 70.000 Sinti und Roma. Wenn Sie einen Vorwurf gegen�ber
einem Einzelnen erheben, den Sie rassisch kennzeichnen, grenzen Sie die ge-
samte Minderheit aus und Sie stigmatisieren uns. Und wissen Sie, und deswegen
ist es so wichtig, dass Polizeibeamte auch das Gespr�ch mit uns f�hren. Ich lade
Sie ein in unser Haus, ich freue mich, dass der Herr Pr�sident Ziercke meine Ein-
ladung angenommen hat. Und gerade eben die F�hrung der Polizei sollte das An-
gebot – es ist ein Angebot – annehmen. Es w�re f�r mich, und ich sage das wirk-
lich sehr bewusst mit diesen Worten, eine Freude, um nicht zu sagen eine Ehre,
wenn Sie unser Haus besuchen und wir auch da den Dialog beginnen kçnnen.
Herzlichen Dank.
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b. Pressestimmen

BKA gr�bt nach braunen Wurzeln

Viele Beamte der fr�hen Jahre hatten NS-Vergangenheit

In: S�ddeutsche Zeitung vom 08. August 2007

M�nchen – Ende der f�nfziger Jahre bestand die F�hrungstage des Bundeskrimi-
nalamtes (BKA) aus 47 Beamten. Nur zwei von ihnen hatten keine braune Weste.
Viele waren bei der Geheimen Staatspolizei (Gestapo) gewesen, bei Einsatzgrup-
pen oder der Geheimen Feldpolizei, die vor allem in Weißrussland schwere Ver-
brechen an der j�dischen Bevçlkerung begangen hatte. 33 der Beamten hatten als
ehemalige SS-F�hrer gedient.

Auch einige der Gr�nder des BKA waren dem Terrorregime der Nazis willf�hrig
gewiesen, bei etlichen ihrer engsten Mitarbeiter handelte es sich entweder um T�-
ter oder zumindest um fr�here Mitl�ufer. Sie fanden damals leicht Zuflucht im
neuen Polizei- und Sicherheitsapparat und auch im Bundesinnenministerium.
F�r ein Fortkommen in der von alten Kameraden durchsetzten Behçrde war die
fr�here Teilnahme an Lehrg�ngen der „F�hrerschule“ hilfreich und nicht etwa
ein Hindernis.

Erstmals wird nun das BKA �ber diese dunkle Gr�nderzeit diskutieren. In drei
Kolloquien soll die Geschichte der Behçrde aufgearbeitet werden. Auf der Erçff-
nungsveranstaltung an diesem Mittwoch in Wiesbaden sprechen BKA-Pr�sident
Jçrg Ziercke, der Schriftsteller Ralph Giordano und der Historiker Hans-Gerd
Jaschke. In den BKA-Kolloquien soll auch dar�ber diskutiert werden, „ob und
mit welchem Inhalt Kriminalbek�mpfungsans�tze und Konzepte bruchlos fort-
geschrieben“ wurden und ob sich, wie manche Kritiker meinen, noch „Verbin-
dungslinien zur heutigen Aufgabenwahrnehmung zeigen“.

Erst nach der f�r Oktober geplanten Abschlussveranstaltung soll entschieden
werden, ob bei Historikern eine gr�ndliche Studie �ber die NS-Vergangenheit
der Behçrde in Auftrag gegeben wird. Andere Ministerien, wie beispielsweise
das Ausw�rtige Amt, haben schon vor Jahren Historiker mit der Aufarbeitung ih-
rer Geschichte beauftragt.

Noch vor zwei Jahren hatte der damalige Dienstherr der Sicherheitsbehçrde, Bun-
desinnenminister Otto Schily (SPD), erkl�ren lassen, es bed�rfe keiner solchen
Studie. Zu dem Thema gebe es bereits „umfassende historische Untersuchun-
gen“, einschließlich „der Rolle und der T�tigkeit der ehemaligen Reichsregie-
rung“. Zum Thema BKA und NS-Zeit liegt aber – neben ein paar kleineren Stu-
dien – lediglich eine grçßere Arbeit des fr�heren BKA-Direktors Dieter Schenk
vor. In seinem vor sechs Jahren erschienenen Buch „Auf dem rechten Auge blind
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– Die braunen Wurzeln des BKA“ hatte er die �bernahme belasteter Funktions-
und Elitentr�ger des Dritten Reiches in den Bereich der Polizei geschildert.

Mit großer Mehrheit war 1951 vom Bundestag der Artikel 131 des Grundgesetzes
verabschiedet worden. Darin wurde die Wiedereinstellung von Beamten geregelt,
die „aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gr�nden“ entlassen worden
waren – wegen ihrer NS-Vergangenheit. „Wir sollten jetzt mit der Nazi-Riecherei
Schluss machen“ erkl�rte ein Jahr sp�ter der damalige Bundeskanzler Konrad
Adenauer. Das war der Startschuss zu einer Art Resozialisierung der NS-Krimi-
nalbeamten.

Einer von ihnen war der Alt-Nazi Theo Saevecke, der im BKA Referatsleiter f�r
Hoch- und Landesverrat wurde. Als Polizeichef von Mailand hatte er die Erschie-
ßung von Widerstandsk�mpfern geleitet. Er �berstand im Amt alle Disziplinar-
verfahren. Erst 1999 wurde er in Italien wegen seiner Verbrechen in Abwesenheit
zu lebenslanger Haft verurteilt. Ein Jahr sp�ter starb er.

Das Leitungspersonal des BKA der f�nfziger und sechziger Jahre, so Schenk, sei
„auf schlimmste Weise unmittelbar in die Verbrechen der Nationalsozialisten ver-
strickt“ gewesen. Dementsprechend h�tten „Duckm�usertum,Wagenburgverhal-
ten und autorit�rer F�hrungsstil“ geherrscht. Sp�testens 1943, SS-Chef Heinrich
Himmler war von Hitler zum Innenminister berufen worden, war die Einheit von
Schutzpolizei, SS und Gestapo fast erreicht.

Die Sicherheitsbehçrden agierten als Vollstrecker und organisierten den Staats-
terror der Nazis. Beispielsweise wurden sogenannte Asoziale von der Kripo in
Konzentrationslager verschleppt. Dazu schreibt Schenk: „Es war nicht die Auf-
gabe der Gestapo, sondern der Kriminalpolizei, Menschen durch einen Vorbeu-
gehaftbefehl in den oft sicheren Tod zu schicken.“

(Hans Leyendecker)

Sp�tes Ende des Schweigens

Das Bundeskriminalamt arbeitet seine NS-Vergangenheit auf –
und will die Zivilcourage der Mitarbeiter fçrdern

In: Frankfurter Rundschau vom 10. August 2007

RalphGiordanoist„ber�hrt“.VonderOffenheit,mitderJçrgZiercke,derPr�sident
des Bundeskriminalamtes (BKA), �ber die braunen Wurzeln seiner Behçrde ge-
sprochen hat. In einer Art, die alte Tabus bricht, nichts beschçnigt oder verleugnet.
Dies sei „ein gutes Datum in meinem Leben“, sagt der 84-j�hrige Journalist und
SchriftstelleramAbendnach5StundenderVortr�geundDiskussioninWiesbaden.
Hohes Lob von einem, der als Zwçlfj�hriger die Polizei in ihrer Erscheinungsform
alsGestapokennen lernte,deralsSohneiner j�dischenMutter„zuf�llig“�berlebte.
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Es geht um die „zweite Schuld“, die Integration der Nazi-Verbrecher

Das BKA hat begonnen, die eigene Historie aufzuarbeiten – ziemlich sp�t, 56
Jahre nach seiner Gr�ndung am 08. M�rz 1951. „Aber nicht zu sp�t“, hofft Zier-
cke. Weil Vçlkermord „keinen Schlussstrich“ kenne und weil auch heute noch
Lehren zu ziehen seien. F�r die Bek�mpfung des Rechtsextremismus etwa, des-
sen Potenzial laut Verfassungsschutz bei 39000 Personen liege. Die Neonazis
verbreiteten ein „Klima der Angst und Einsch�chterung“ besonders unter Aus-
l�ndern in Deutschland, sagte Ziercke, „das darf es nicht geben im Rechtsstaat“.

Die zweite erhoffte Wirkung zielt nach innen, ins Amt. „Durch Sensibilisierung
f�r Vergangenes“, so Ziercke, sollten „Mitarbeiter stark gemacht werden zu wi-
dersprechen“. Das Ideal: der „m�ndige Polizist“, selbstkritisch, mutig auch vor
Pr�sidententhronen, auf den eigenen Verstand vertrauend statt blind den Vor-
gesetzten folgend. Der Einzelne wie das Amt m�ssten „Gef�hrdungen immer
wieder von Neuem �berwinden“, empfiehlt der Chef.

Das findet Anklang im Saal, wo BKA-Leute aller Generationen, von Pension�ren
bis zu Polizeihochsch�lern, versammelt sind. �bertragen wird die Veranstaltung
auch in die Außenstellen, nach Berlin und Meckenheim. Die Besch�ftigung mit
der Geschichte des Amts geht alle an, lautet die Botschaft, kann und darf nicht
einfach Experten �bertragen werden. Drei Kolloquien sind geplant. F�r das erste
an diesem Mittwoch hat Giordano das Stichwort geliefert: die „Zweite Schuld“.
Gemeint ist die nahezu l�ckenlose Integration der Nazi-Verbrecher in die bundes-
deutsche Gesellschaft.

Mit solch ungebrochenen Karrieren beginnt auch die Geschichte des BKA, des-
sen leitende Beamte sich bis in die sp�ten 1950er Jahre fast ausnahmslos aus dem
alten Reichssicherheitshauptamt rekrutierten. Keine Mitl�ufer oder Verstrickte,
die Ziercke betont, sondern „St�tzen“ des NS-Systems. Die Polizei sei „systema-
tisch in den Vçlkermord einbezogen“ gewesen, habe Ghettos bewacht und ge-
r�umt,Transporte in die Konzentrationslager begleitet, sp�tere BKA-Verantwort-
liche leiteten Erschießungskommandos.

Und das BKA schwieg dazu, verlor noch bei der 50-Jahr-Feier 2001 kein Wort
�ber braune Traditionslinien. Antwort der Bundesregierung im Dezember 2001
auf eine Kleine Anfrage der PDS-Fraktion: „Das Bundeskriminalamt hat keine
nationalsozialistische Vergangenheit. Es ist im Jahre 1951 gegr�ndet worden.“

Dies sei „einigermaßen best�rzend“, sagt Hans-Gerd Jaschke in Wiesbaden: Wie
eine Organisation, die Leben und Rechtsstaat sch�tzen soll, �ber Jahrzehnte ver-
sucht habe, die Tatsache zu leugnen und zu verdr�ngen, dass in ihren Reihen
Schwerverbrecher hausten. Der Berliner Professor, der die BKA-Aufarbeitung
wissenschaftlich begleitet, sieht gerade in der sp�ten Geburt einen Grund daf�r,
dass stark Belastete das Amt dominieren konnten. In jener Zeit ermattete der
Wille der Alliierten zur konsequenten Entnazifizierung. Der Kalte Krieg setzte
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ein, und die Aufarbeitung der Vergangenheit, so Jaschke, „verschwand unter dem
Rubrum des Antikommunismus“.

Es ist dieser Kontrast, der diese Veranstaltung so bemerkenswert macht. Gestern
noch herrschte Schweigen. „Die Nazivergangenheit wurde zu einem Dienst-
geheimnis erhoben“, sagt der Ex-BKA-Mann Dieter Schenk, dem die Aktenein-
sicht verwehrt wurde; 2001 erschien dennoch sein Buch �ber die „braunen Wur-
zeln des BKA“. An diesem Mittwoch beschleicht den Autor in Wiesbaden „erst-
mals nicht das Gef�hl, als vaterlandsloser Geselle betrachtet und behandelt zu
werden“.

Lebten die Vorstellungen vom „Berufsverbrecher“ nach dem Krieg fort?

Die Debatte wird fortgesetzt im September und Oktober. Dann will man sich auch
an die einstweilen noch offenen Fragen wagen: Wie hat sich die personelle Kon-
tinuit�t auf die Praxis ausgewirkt? Welches berufliche Selbstverst�ndnis leitete
die Kriminalisten der jungen Republik? Wie sah ihr Bild des Kriminellen aus, leb-
ten Nazi-Vorstellungen von „Berufsverbrechern“ und „Minderwertigen“ fort?
Ralph Giordano ist „sehr neugierig, wie es weitergeht“. Er will wieder nach Wies-
baden kommen. Als Zuhçrer.

(Astrid Hçlscher)

Bundeskriminalamt r�umt auf

In: DER SPIEGEL, Ausgabe 40/2007

Mçglicherweise wird das Bundeskriminalamt (BKA) in Wiesbaden als erste Si-
cherheitsbehçrde in Deutschland die Verflechtungen fr�herer Spitzenbeamter
mit dem national-sozialistischen Regime durch eine unabh�ngige Kommission
aus Wissenschaftlern verschiedener Fachrichtungen �berpr�fen lassen. Bislang
ist bekannt, dass bei Gr�ndung des BKA 1951 fast alle 50 Mitarbeiter des Leiten-
den Dienstes eine braune Vergangenheit hatten – ob in marodierenden Einsatz-
gruppen der SS, der Gestapo, der Geheimen Feldpolizei oder beim Reichskrimi-
nalpolizeiamt (RKPA).

Rund 8000 NS-belastete Interessenten hatten sich auf einen BKA-Job beworben.
So gelang es etwas dem Cheffahnder des RKPA, Kurt Amend, beim BKA den
gleichen Posten einzunehmen. Amend, sagt der Historiker und fr�here BKA-Mit-
arbeiter Dieter Schenk, d�rfte „Hunderttausende auf dem Gewissen haben, die
dank seiner intelligenten Fahndungsmethoden in ein KZ kamen oder vor ein Son-
dergericht“; nie gab es deswegen ein Ermittlungsverfahren. Dem ranghohen
BKA-Beamten Bernhard Niggemeyer, zuvor SS-Sturmbannf�hrer, unterstanden
w�hrend des Krieges mehrere Gruppen der Feldpolizei, die f�r Tausende Exe-
kutionen verantwortlich waren. Schenk ist �berzeugt, dass trotz seiner Vorarbei-
ten und der laufenden BKA-Kolloquien und der laufenden BKA-internen �ber-
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legungen kçnnte eine Expertenkommission weiterarbeiten. Schenk ist �berzeugt,
dass auch das Bundesamt f�r Verfassungsschutz entsprechende Untersuchungen
nçtig h�tte.

Nabelschau 2007 – Hat das BKA nichts Besseres zu tun?

In: Die Deutsche Polizei 8/2007, BKA-Seiten

PR Ziercke plant kritische Kolloquien zur Amtsgeschichte – Geschichtsaufarbei-
tung zur Fçrderung der Berufsethik? – Flucht aus der Gegenwart, statt Blick nach
vorne?

Es gibt Informationen, die glaubt man nicht gleich, auch wenn sie aus der un-
mittelbaren Umgebung des Pr�sidenten stammen und mit Foto und Unter-
schrift von PR Jçrg Ziercke geschm�ckt sind.

W�hrend der globale Kampf gegen den islamistischen Terrorismus tobt, unsere
Freiheit am Hindukusch verteidigt wird und der blanke Terror angeblich sogar
schon an den bundesdeutschen Wohnzimmert�ren klopft.

Unverst�ndliche Ausgaben in Zeiten leerer Kassen

W�hrend Bundesinnenminister Wolfgang Sch�uble sich auf der einen Seite ein
abstruses Bek�mpfungsinstrument nach dem anderen f�r die Bçsen einfallen l�sst
und auf der anderen Seite seiner sicherheitspolitischen Speerspitze, dem Bundes-
kriminalamt, das Geld aus der Tasche zieht bzw. personell aushungert, hat „das
Bundeskriminalamt“ da wirklich nichts Besseres im Sinn, als sich mit hypotheti-
schen braunen Geburtsfehlern von vor zwei Generationen zu besch�ftigen?

Das muss man sich angesichts der gegenw�rtigen Haushaltsmisere wirklich mal
auf der Zunge zergehen lassen. Die Haush�lter im BKA m�ssen auf allen Ebenen
die Daumenschrauben anziehen, um 29 Millionen Euro aus dem eh schon zu
knappen Zielansatz Kriminalit�tsbek�mpfung herauszupressen, und just in dieser
prek�ren finanziellen Situation leistet sich das Amt gleich drei Kolloquien mit
hochdotierten politik-, wissenschafts- und sonstigen çffentlichkeitswirksamen
Podiumsgladiatoren in seinem Großen Saal in Wiesbaden, nebst Standleitungen
nach Berlin und Meckenheim. Und „Sollte die Veranstaltungsreihe zu dem Er-
gebnis f�hren, dass weiterer Forschungsbedarf besteht, . . .“ soll sogar noch ein
Forschungsprojekt des BKA an (externe) Wissenschaftler vergeben werden. Sol-
len wir denn aus unseren leeren Kassen auch noch externe Lehrst�hle sponsern
oder endlich unsere kriminalpolizeilichen Hausaufgaben machen (kçnnen)?

Es ist ja nichts dagegen einzuwenden, sich nach Jahrzehnten (endlich) auch mal
den „Spaß“ zu erlauben, ernsthaft (in der Mottenkiste) der eigenen Vergangenheit
zu graben, wenn dazu Zeit, Muße und hinreichend Geld vorhanden ist. Zeit ist da-
f�r wahrscheinlich schon viel zu viel verstrichen. Man kçnnte im Vorfeld aber
vielleicht schon mal – als symbolischen Akt – �ber bestimmte Straßennamen

223



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 224

nachdenken. Gewisse Fakten m�ssen ja schließlich gar nicht mehr aus dem Hut
gezaubert werden.

Nicht jeden Schuh anziehen

Das Bundeskriminalamt muss sich unseres Erachtens nicht jeden Schuh anziehen,
der bei „Spiegel“-Gefechten mal eben abf�llt. Das stetige, mitunter auch bçige
Rauschen im Bl�tterwald wird zumindest von der Mehrheit der derzeitigen BKA-
Bediensteten nicht als Sturm empfunden, der wegen Gefahr im Verzug unverz�g-
liche spektakul�re Maßnahmen erfordert.

Es ist doch nicht neu, dass man in der fr�hen Bundesrepublik trotz qualifizierten
Einsatzes im 1000-j�hrigen Reich durchaus sogar Ministerpr�sident oder Bun-
deskanzler werden konnte. Zeitzeugen, Opfer und gelegentlich auch hyperaktive
Gutmenschen aus der betroffenen Generation haben seinerzeit mit Nachdruck f�r
die Aufarbeitung dieser Saulus-Paulus-Geschichten gesorgt. Manche, unter ihnen
sogar Nobelpreistr�ger, werden von ihrer eigenen (wirklichen) Geschichte tat-
s�chlich zwar erst ziemlich sp�t eingeholt und relativiert, lassen dann aber den
aufkl�rerischen Schwung ihrer fr�hen Jahre vermissen.

Nicht wegducken

Das Bundeskriminalamt anno 2007 – als Institution in die Jahre gekommen, per-
sonell aber stark verj�ngt und in der Mentalit�t nicht mehr vergleichbar – braucht
sich nicht wegzuducken oder in Selbstzweifel zu verfallen, wenn sich Journalisten
und Literaten in Vermarktung ihrer Produkte oder politische Kreise in Verfolgung
ihrer speziellen Ziele mit geschichtstr�chtigen Totschlagargumenten in Szene
setzen.

Herr Pr�sident, es ist f�r uns nach dieser Ank�ndigung noch schwieriger gewor-
den, schmerzhafte Einschnitte im Alltagsgesch�ft hinzunehmen, wenn wir wis-
sen, in welchen illustren Szenarien fern von unseren Alltagsproblemen das
Geld dann wieder verbraten wird.

Redaktion

LESERBRIEFE

Reaktionen zum Artikel: Nabelschau 2007 –
Hat das BKA nichts Besseres zu tun? (Die Deutsche Polizei 8/2007
BKA-Seiten)

In: Die Deutsche Polizei 9/2007, BKA-Seiten

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

als Glosse ist der Artikel nicht geeignet, als Satire ist der Verfasser nicht ironisch-
witzig genug. Was ist es dann? Doch nicht etwa eine ernst zu nehmende Aus-
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einandersetzung mit einem wichtigen Thema. Unbestritten, man kann geteilter
Meinung sein, ob und in welcher Form wir uns mit der „braunen“ Vergangenheit
des BKA besch�ftigen sollen. Nur, die „schnoddrige“ Schreibe ist dem Thema auf
gar keinen Fall angemessen.

Ich persçnlich bin froh, dass PR und KI den Mut gefunden haben, dieses Thema
zum jetzigen Zeitpunkt auf die Tagesordnung zu setzen. Und ich w�re auch froh,
w�rde sich meine Gewerkschaft GdP in diesen Diskussionsprozess konstruktiv
einbringen. F�r jedes Gewerkschaftsmitglied muss die Frage der Berufsethik
und Identit�t und das Selbstverst�ndnis als Mitarbeiterin und Mitarbeiter einer
Polizeibehçrde zentral sein. Und dazu gehçrt die Aufarbeitung, nicht die Verdr�n-
gung der Geschichte.

Kann es denn Besseres geben, als im Diskurs mit Zeitzeugen, Opfern und kriti-
schen Begleitern des BKA Klarheit im Denken zu bekommen? Wir sollten
auch in der „Deutschen Polizei“ diese Diskussion begleiten.

Mit freundlichen Gr�ßen

Klaus Bayer, Berlin

Fragw�rdige Anonymit�t

Es ist immer einen zweiten Blick wert, wenn jemand hinter dem geschriebenen
Wort zur�cktritt, wie es der Autor, die Autorin oder aber die Autoren/-innen
des Artikels „Nabelschau 2007 – Hat das BKA nichts Besseres zu tun?“ getan ha-
ben. In dem Artikel wird das Vorhaben des Pr�sidenten des BKA Ziercke kriti-
siert, sich in drei Kolloquien einer Diskussion �ber die Geschichte des Bundeskri-
minalamtes zu stellen und gegebenenfalls einen weiterf�hrenden Forschungsauf-
trag zu vergeben – allerdings geschieht dies anonym im Namen einer gesichts-
losen „Redaktion“. Wer wagt hier nicht, zu seinen Worten zu stehen?

Sicherlich kann ein Aufruf zur Auseinandersetzung mit der Amtsgeschichte kri-
tisch betrachtet werden. Steigende Anforderungen und Ressourcenknappheit las-
sen jegliches Ausscheren aus dem Alltag der Mangelverwaltung schmerzhaft er-
scheinen.

Die Art und Weise jedoch, wie kritisch hier vorgebracht wird, ist f�r uns – gerade
als langj�hrige Mitglieder der GdP – inakzeptabel.

Rhetorische Fragen („Flucht aus der Gegenwart statt Blick nach vorne?“) sowie
Wortwahl und Diktion des Artikels („hypothetische braune Geburtsfehler von vor
zwei Generationen“, „Mottenkiste der eigenen Vergangenheit“, „Podiumsgladia-
toren“, „geschichtstr�chtige Totschlagargumente“) sind Stilmittel, die hinl�ng-
lich bekannt sind aus den reflexhaften Reaktionen der „Einmal-muss-doch-
Schluss-sein“-Mentalit�t bestimmter Kreise, die man bisher nicht in einer Ge-
werkschaft vermuten durfte. Eine unverzeihliche Entgleisung ist die Bezeichnung
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von Menschen, die – oft selbst Opfer des Dritten Reiches – vorwiegend in einem
Klima der Restauration der 50er- und 60er-Jahre die Aufkl�rung �ber die Verbre-
chen im Dritten Reich und �ber die Amnestie der T�ter in der jungen Bundesrepu-
blik vorangetrieben haben, als „hyperaktive Gutmenschen aus der betroffenen
Generation“. Dass selbst Gewerkschafter dem Zeitgeist huldigen, demzufolge
ein guter Mensch zu sein, heute verwerflich und das Wort Gutmensch ein
Schm�hbegriff ist, gibt zu denken.

Auch wenn es nicht neu ist, dass ehemalige Funktionstr�ger aus der Nazi-Zeit in
der Bundesrepublik bis in die 70er Jahre hinein in leitenden Positionen t�tig sein
konnten, bedeutet es doch f�r das BKA einen Paradigmenwechsel, offen mit die-
ser Tatsache umzugehen und nicht mehr, wie noch zu Beginn dieses Jahrzehnts,
forschenden Publizisten den Zugang zu den hier vorliegenden Dokumenten aus
dieser Zeit zu verweigern. Erst dadurch wird çffentlich dokumentiert, dass das
BKA heute „in der Mentalit�t nicht mehr vergleichbar“ ist mit dem fr�herer Zei-
ten. Dies sollten dem BKA die Honorare wert sein, die der Gewinnung von f�r
diese Aufgabe geeigneten externen, unabh�ngigen (im Artikel ohne Beleg als
„hochdotiert“ bezeichneten) Diskussionspartnern dienen.

Das erste Kolloquium am 8. August 2007 hat gezeigt, dass es im Rahmen dieser
Veranstaltungsreihe keineswegs um Schuldzuweisung, schon gar nicht um ein
„Wegducken“ oder das çffentliche Hadern mit sich selbst geht. Im Gegenteil:
Wer sich nicht der Vergangenheit stellt, um f�r die Gegenwart und die Zukunft
daraus zu lernen, der duckt sich weg, der hat Selbstzweifel, ob er die Konfronta-
tion mit unangenehmen Tatsachen aush�lt. Es geht, wie Pr�sident Ziercke es sehr
klar dargestellt hat, um „die çffentliche Bekr�ftigung des demokratischen, rechts-
staatlichen Fundaments unserer Behçrde“. Es geht damit auch um das Ansehen
des BKA in der �ffentlichkeit, auch um unsere Berufsethik und um die �ber-
nahme von Verantwortung. Diese erschçpft sich nicht in der effektiven Krimina-
lit�tsbek�mpfung, wenngleich diese unbestritten im Vordergrund steht.

Verantwortung �bernehmen heißt auch, in Kenntnis der Geschichte des Amtes, zu
dem man gehçrt, die politischen Implikationen der eigenen T�tigkeit in Betracht
zu ziehen und sich den daraus entstehenden – auch von außen an das Amt heran-
getragenen – Fragen stellen zu kçnnen. Gerade in einer Zeit, in der die Politik im
Zuge der Bek�mpfung des internationalen Terrorismus neue Eingriffsbefugnisse
fordert, in der in demokratischen Staaten Praktiken geduldet bzw. legalisiert wer-
den, die mit unserem Verst�ndnis von „Rechtsstaat“ schwerlich vereinbar sind,
gilt es wachsam zu sein und geschichtliche Prozesse zu bedenken: Zahlreiche
Vorbehalte, z. B. auch gegen�ber den im Artikel als „abstruse Bek�mpfungs-
instrumente“ des Innenministers Sch�uble bezeichneten Maßnahmen zur inneren
Sicherheit, ergeben sich gerade aus der Besch�ftigung mit der Geschichte des To-
talitarismus in Deutschland und m�ssen vor diesem Hintergrund kritisch reflek-
tiert werden.
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Insofern kommt die Aufarbeitung dieser Thematik nicht zu sp�t, sondern zum
richtigen Zeitpunkt. Wer in den Raum stellt, diese Aufarbeitung h�tte mit „Spaß“
zu tun, sei gar verzichtbarer Luxus oder Flucht aus der Gegenwart, der hat den
Zweck des Vorhabens schlichtweg nicht verstanden und bewegt sich mçglicher-
weise in einem gef�hrlich geschichtsfreien Raum.

Liebe „Redaktion“, es ist schwierig in eine Diskussion einzutreten, wenn Meinun-
gen – insbesondere auch die polarisierenden – nicht offen vertreten werden. Ge-
rade Mitgliedern von Gewerkschaften, die in totalit�ren Systemen in der Regel
mit zu den ersten gehçren, die aus ihren �mtern entfernt werden, st�nde es an,
ihre Kritik offen vorzubringen, in einer Form und an einem Ort, die eine sachliche
Erwiderung ermçglichen.

Wir hoffen also auf Eure Teilnahme an den n�chsten beiden Kolloquien am
20. September und 31. Oktober. Dort kçnnte sich auch zeigen, ob Ihr wirklich
f�r die Mehrheit sprecht, deren Meinung zu vertreten der Artikel vorgibt. Unsere
hat er nicht vertreten.

Gottfried Vordermaier

Peter Frodl

Unbelehrbare und Ewiggestrige in der Redaktion?

Skandalçs – anders kann ich den Inhalt des Beitrags „Nabelschau 2007 – Hat das
BKA nichts Besseres zu tun?“ in der August-Ausgabe des Bezirksjournals nicht
bezeichnen. Hatte der/die ungenannte Verfasser/-in wirklich nichts Besseres zu
tun?

Ich gestehe jedem Mitglied zu, Zweifel an der Notwendigkeit von Veranstaltun-
gen und Ausgaben des BKA zu �ußern oder deren Zeitpunkt zu kritisieren. Der-
oder diejenige sollte allerdings mit sachlichen und belastbaren Argumenten auf-
warten kçnnen. Vçllig unertr�glich ist es jedoch, wenn stattdessen mit wahrheits-
widrigen Phrasen Geschichtsklitterung betrieben und von „hypothetischen brau-
nen Geburtsfehlern“ geschrieben wird. An manch einem/einer m�ssen die Jahre
der Nachkriegsgeschichte spurlos vorbeigegangen sein!

Solche Aussagen d�rfen nicht unwidersprochen bleiben. Von wegen „Nabel-
schau“! Es geht nicht um „Flucht aus der Gegenwart“, sondern um eine Beendi-
gung der Flucht vor der Vergangenheit. Und die ist offenbar nicht einfach nur eine
harmlose „Mottenkiste“ gewesen, wie uns der/die anonyme Verfasser/-in glauben
machen will. Sie muss deshalb ja noch lange kein Augiasstall gewesen sein – was
auch ich hoffe. Aber gerade das soll mit der Veranstaltungsreihe gekl�rt werden.
Der Verlauf des ersten Kolloquiums und die Reaktionen darauf geben Pr�sident
Ziercke Recht.
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Vçllig unakzeptabel ist zudem, dass ein solch tendenziçser Inhalt als Beitrag der
Redaktion erscheinen darf. Niemand sollte es bei derartigen Meinungs�ußerun-
gen f�r nçtig erachten, sich hinter eine Maske „Redaktion“ zu verstecken. „Die
Kreisgruppe Wiesbaden versteht sich als Sprachrohr ihrer Mitglieder“, schreibt
Kollege Schçn in einem anderen Beitrag derselben Ausgabe. Das gilt f�r den kri-
tisierten Beitrag der Bezirksgruppe wohl kaum. Unsere Maskottchen sind doch
nicht die drei Affen, die nicht sehen, hçren und reden wollen. Dieser Beitrag ist
unserer Gewerkschaft unw�rdig. Sein Inhalt entspricht geradezu dem, was Ralph
Giordano zu Recht als die „zweite Schuld“ geißelt.

Dr. Peter Poerting

KOMMENTAR

Meinung des Vorsitzenden:

Wer am çffentlichen Leben der GdP Bezirk-Bundeskriminalamt teilnimmt weiß,
wer sich hinter der Redaktion f�r den Landesteil BKA der „Deutschen Polizei“
„verbirgt“. Der Vorwurf, der Verfasser h�tte sich hinter „Redaktion“ versteckt,
�bertreibt. F�r die seltenen F�lle, in denen der Verfasser nicht genannt werden
kann, gibt es die Klausel. „Verfasser der Redaktion bekannt“.

Grunds�tzlich begr�ße ich die (vielleicht nochmalige) fundierte Aufarbeitung der
historischen Wurzeln des BKA. Die umfassende und von externen Experten mit-
getragene Analyse wird hoffentlich deutlich weiter gehen als alles bisher Gesche-
hene und damit auch einen (notwendigen) Endpunkt in dieser Diskussion setzen.

F�r diejenigen, die die „Gr�nder mit brauner Vergangenheit“ kannten, mag dies
nicht zu erforderlich erscheinen. Die J�ngeren sollten es aber auch wissen.

Die GdP BKA jedenfalls hatte seinerzeit zahlreiche – erfolgreiche – amtsinterne
K�mpfe mit den „Braunhemden“ und dies auch bereits 2003 in ihrer Festschrift
„50 Jahre Gewerkschaft der Polizei im Bundeskriminalamt“ dokumentiert. In
einer der n�chsten Ausgaben wird dar�ber berichtet.

J�rgen Vorbeck

Vergangenheitsaufhellung im BKA.

Zeitzeugen berichten

In: Die Deutsche Polizei 10/2007, BKA-Seiten

Das Rad muss nicht neu erfunden werden: das Sichten, Sammeln und das
freim�tige Verçffentlichen von Fakten �ber Akteure und Geschichte in der
Fr�hzeit des BKA beginnt nicht erst 2007. So hat etwa die GdP-Bezirks-
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gruppe BKA bereits anl�sslich ihres 40- bzw. 50-j�hrigen Jubil�ums in Son-
derbrosch�ren Missst�nde zu Zeiten von PR Paulinus Dickopf und deren er-
folgreiche Bek�mpfung durch die gewerkschaftlich organisierten Teile der
Belegschaft dokumentiert. Auch andere Pr�sidenten, allen voran PR Dr.
Heinrich Boge, waren schon zu ihrer Zeit bestrebt, insbesondere die Quellen-
lage zu sichern.

Nicht sospektakul�rwie indiversen„BKA-Story(s)“, aber daf�rgr�ndlich f�rwis-
senschaftlich Quelleninteressierte recherchiert, ist das auch in der BKA-Biblio-
thek verf�gbare Buch „Im Dienst der Inneren Sicherheit – Die Geschichte des Bun-
deskriminalamtes“ aus dem Jahr 1988. Deutlich besser erhalten, (wohl weniger
benutzt) als die doch schon recht zerfledderten B�nde mit der Aufschrift „Die
BKA-Story“, zeugt das Buch im Vorwort vom Bestreben, . . . den Versuch zu unter-
nehmen,seineEntwicklung(BKA)umfassendzudokumentieren.DiesesAnliegen
wurde umso dringlicher, als mit zunehmender Zeitdauer der Zugriff auf die Unter-
lagen der ersten Jahre und Jahrzehnte immer schwieriger zu werden drohte.

„Das Bundeskriminalamt hat im Herbst 1984 einen Mitarbeiter seiner Abteilung
Kriminalistisches Institut (Oberregierungsrat Horst Albrecht) mit dieser Aufgabe
betraut. Der Auftrag wurde bewusst weder einem Journalisten noch einem Histori-
ker erteilt, weil es nicht darum ging, eine Public-Relations-Aufgabe wahrzuneh-
men, sondern eine wissenschaftliche aufbereitete Historie des Amtes zu erfassen.
Der Sinn und Zweck des nunmehr vorliegenden Werkes liegt vielmehr darin, die
Entwicklung festzuhalten, um dem Amt eine Orientierungshilfe bei k�nftigen
Entscheidungen zu geben und nicht zuletzt auch den Mitarbeitern die Identifizie-
rung mit dem Amt, wie es �ber Jahrzehnte gewachsen ist, zu erleichtern“. Soweit
BKA-Pr�sident Dr. Heinrich Boge in seinem Vorwort zu dem 1988 verçffentlich-
ten Buch. Deutliche Parallelen also zu den diesj�hrigen Aktivit�ten.

Da die Erstausgabe vçllig vergriffen ist, empfiehlt sich hier vielleicht eine Neu-
auflage. Der Blick hin das Kapitel �ber Paulinus Dickopf ist sehr aufschlussreich
und l�sst kaum Fragen offen.

„Die BKA-Story“ des Kriminologen Professor Dr. Dr. Armand Mergen, erschien
1987, fußte auf Aufzeichnungen des ehemaligen Abteilungsleiters im BKA, Hel-
mut Prante, die ihm auf nicht nachvollziehbare Weise in die H�nde gekommen
waren.

Das Buch greift sogar bis in die Zeit von 1880 bis 1914 zur�ck, um das BKA zu
erkl�ren. In seinem Vorwort erl�uterte Mergen, „Die ,Story� fußt auf Fakten . . .,
teilt (aber) Ereignisse der Vergangenheit nicht nur mit, sie macht sie zu Elementen
eines Abenteuers, das spannend erz�hlt werden will“. Immerhin, „bevor ich mit
dieser Story begann, habe ich noch erreichbare Pioniere des BKA aufgesucht.“
(!) Dennoch: „Beim Schreiben musste ich oft den Schwung bremsen, wenn ich
merkte, dass mir unmerklich ein Krimi aus der Feder zu fließen drohte.“ Und
sein Fazit: „Ich habe nichts entdeckt, aber so manches gefunden.“
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�brigens: Zeitzeugen aus der Fr�hgeschichte des BKA sind auch als Pension�re
noch immer verf�gbar. Die GdP l�sst in dieser Ausgabe einige Akteure zu Wort
kommen.

Ihre Befragung im Rahmen des Kolloquiums w�re der Suche nach der histori-
schen Wahrheit sicher fçrderlicher, kçnnte die Ergebnisse wesentlich fundierter
machen, als die Beschr�nkung auf deren außen stehenden nicht polizeilichen Al-
terskameraden oder „Kenner vom Hçren-Sagen“. Ob das Weiterdrehen des Rades
lohnte, wird das Abschlusskolloquium lehren.

Vorstand

INTERVIEW

Ein Zeitzeuge spricht

BKA-Geschichte hautnah erlebt – Unser Ehrenvorsitzender Siegfried Brugger
meldet sich zu Wort – GdP erfolgreich im Kampf gegen Entstehung eines „ande-
ren“ Bundeskriminalamtes

Kollege Siegfried Brugger, von 1964 bis 1986, also mehr als 20 Jahre Vorsitzen-
der des GdP-Bezirks Bundeskriminalamt und heute dessen Ehrenvorsitzender,
verfolgt auch im Ruhestand aufmerksam die politischen Ereignisse und Diskus-
sionen. Als Leser der „Deutsche Polizei“ ist er immer mit am Puls der Zeit, was
die Entwicklungen im BKA betrifft. Ungl�ubig und betroffen �ber die heftigen
Leserbrief-Reaktionen auf den Artikel „Nabelschau 2007 – Hat das BKA nichts
Besseres zu tun“ im Landesjournal 8/2007 hat er sich mit der Redaktion in Ver-
bindung gesetzt und um ein Gespr�ch gebeten. Was er sich im Vorfeld dieses Tref-
fens schon von der Seele geschrieben hatte, geben wir im Folgenden in Interview-
Form wieder:

DPol: Kollege Brugger, die Form der gegenw�rtigen erneuten Auseinander-
setzungen mit den Wurzeln des BKA hat Sie als ehemals handelnden, in
diesem Zusammenhang aber ungefragten Zeitzeugen, wieder auf die B�hne
gerufen. Wie sehen Sie die von PR Ziercke initiierte Kolloquienserie?

Brugger: Mit großem Interesse verfolge ich die Ereignisse um das BKA und im
BKA. Ich habe mir auch die Frage gestellt, was heute, 2007, die Aufarbeitung der
braunen Vergangenheit von F�hrungskr�ften des BKA in den Aufbaujahren, also
bis zum Abgang des Pr�sidenten Paulinus Dickopf mit Ablauf des Monats August
1971, bewirken soll.

Mir fiel ein Zitat von Konrad Adenauer ein, der da sagte: „Der Blick in die Ver-
gangenheit hat nur Sinn, wenn er der Zukunft dient.“ Ich habe bisher, auch nicht
von Jçrg Ziercke, ein mich �berzeugendes Argument gehçrt, dass das groß auch
in der Presse angek�ndigte Vorhaben von daher verst�ndlich macht. So sind z. B.
Zeitzeugen nach meiner Kenntnis �berhaupt nicht zu Wort gekommen. Ich meine
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damit Mitarbeiter, zu denen ich mich selbst z�hlen muss, die unter der Herrschaft
der Altnazis zu leiden hatten. Man hat mich zwar vor einigen Jahren gefragt, ob
ich f�r eine Aufarbeitung des BKA zur Verf�gung stehen w�rde, was ich bejahte,
aber dabei blieb es. Ich habe auch keine Einladung seitens des BKA zu den derzeit
stattfindenden verschiedenen diesbez�glichen Veranstaltungen erhalten. Wenn
ich mir dabei vergegenw�rtige, dass bei der Veranstaltung am 20.9.2007 „Fragen
aus dem Publikum an die Teilnehmer der Podiumsdiskussion“ erlaubt werden,
wird mir sp�testens hier klar, dass die gesammelten berufspraktischen Erfahrun-
gen nicht gefragt sind. Ich betone, dass ich mir auf diesem Weg keine nachtr�g-
liche Einladung einholen mçchte.

Welche Ergebnisse einer solchen Analyse kçnnten denn der Zukunft im Sinne
Adenauers dienen?

Eines ist doch sicher, die Ergebnisse werden nicht dazu taugen, eine Diktatur von
der Schrecklichkeit eines Adolf Hitlers, zu verhindern. Alle erarbeiteten Ergeb-
nisse werden nicht zum Tragen kommen, wenn Machtmenschen und Demagogen
skrupellos zu Werke gehen, ohne von vereinten demokratischen Kr�ften auf-
gehalten zu werden.

Ich erinnere mich zur�ck an das Jahr 1947, als ich zur Polizei gegangen bin. Na-
hezu alle Kollegen waren damals gewerkschaftlich organisiert.

Ich bin der Frage nachgegangen, warum dies so war. Ganz einfach, die einhellige
Meinung war, wir m�ssen �ber eine starke Gewerkschaft verhindern, dass noch
einmal in der deutschen Geschichte die Polizei zu Verbrechen missbraucht wird.
Das mag heute naiv klingen, ist es das aber wirklich?

In der fraglichen Aufbauzeit des BKA hat die Gewerkschaft der Polizei im BKA
einen wesentlichen, ich meine sogar einen �berragenden Teil dazu beigetragen,
dass es eben keinen wie auch immer gearteten R�ckfall in die Zeit der Naziregu-
larien gegeben hat. So hat Dickopf sowohl die Ausbildungs- und Pr�fungsord-
nung f�r die Kriminalkommissare beim Reichskriminalpolizeiamt als auch die
vom Reichskriminalamt herausgegebenen Fahndungsbl�tter, in denen Befçr-
derungen von Kriminalbeamten des „Reichs“ nebst SS-Angleichungsdienstgrad
verçffentlicht waren, in einem Safe in seinem B�ro verwahrt. Dennoch kamen wir
als GdP auf Umwegen an diese Unterlagen und bezogen sie teilweise in unsere
Verhandlungen im BMI und in kritischen Verçffentlichungen ein.

Ich erinnere mich noch gut an die Flut von Verçffentlichungen, als es darum ging,
eine Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Mitarbeitern des Ausw�rtigen Am-
tes vorzunehmen. Was ist daraus geworden? In welchen anderen Bundesbehçrden
ist eine solche Aufarbeitung erfolgt? Ich unterstelle, dass es auch in anderen,
ebenfalls sicherheitsrelevanten Bundesbehçrden, �berlegungen gegeben hat,
eine Aufarbeitung vorzunehmen. Offenbar mit dem Ergebnis, dass die zu erwar-
tenden Resultate schon wegen des Zeitablaufs zum einen niemandem mehr scha-
den, aber auch niemandem nutzen.
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Aus meiner Sicht gibt es nur eine durchgreifende und Erfolg versprechende Kon-
sequenz: St�rken wir durch Mitgliedschaft und persçnlichem Engagement in
einer demokratischen Partei und in einer Gewerkschaft, unseren demokratischen
Rechtsstaat!

Dies w�re auch gleichzeitig Vorbeugung, eine der vornehmsten Aufgaben der
Polizei.

DPol: Kollege Brugger, Sie kamen im November 1959 von der Kripo in
Mannheim zum BKA und versahen hier bis zu Ihrer Versetzung in den Ruhe-
stand im Jahr 1985 Ihren Dienst in verschiedenen Abteilungen am Standort
Wiesbaden. Welche Erfahrungen mit NS-Bezug haben Sie besonders in den
in Frage stehenden Jahren gemacht?

Brugger: Die Stadt Mannheim hat nach dem Krieg nicht einen ehemaligen
Reichskriminalpolizeibeamten mit NS-Vergangenheit eingestellt. Insoweit war
es f�r mich bedr�ckend, nach und nach zu erfahren, dass praktisch jeder Vor-
gesetzte im BKA eine NS-Vergangenheit hatte; das traf auch f�r eine beachtliche
Anzahl von Sachbearbeitern zu.

Sp�ter habe ich erfahren, dass einer der F�hrungskr�fte, ein Monokeltr�ger, w�h-
rend des Krieges zuletzt beim Polizeipr�sidium Mannheim gef�hrt wurde und in-
soweit einen Anspruch ableiten zu kçnnen glaubte, in Mannheim wieder einge-
stellt zu werden. Mannheim hat ihn allerdings abgelehnt. Es war der gleiche
Mann, der im BKA als enger Vertrauter Dickopfs, gemeinsam mit Gleichgesinn-
ten die Einf�hrung milit�rischer Dienstgrade f�r uns Kriminalbeamte in einer
Eingabe an den BMI forderte. Wir, die GdP, haben dies aber verhindert.

Es wurde einem damals das Gef�hl vermittelt, wer von den L�ndern zum BKA
kam, war suspekt; er war keiner von „Denen“. Erst mit der Zeit und durch den Ein-
satz der in den Polizeien der L�nder gesammelten praktischen Erfahrungen bes-
serte sich dies. Im BKA, zumindest am Standort Wiesbaden, verf�gte von den mit
NS-Vergangenheit vorhandenen Kr�ften kaum einer �ber in einem demokrati-
schen Rechtsstaat gesammelte polizeiliche Erfahrungen.

Hinzu kam eine Vielzahl von Presseverçffentlichungen �ber Verfahren gegen
ehemalige Polizisten wegen Kriegsverbrechen. Es ist vorgekommen, dass Beamte
des BKA einen wegen Kriegsverbrechen in Mainz inhaftierten ehemaligen Poli-
zeibeamten mit einem Blumenstrauß besucht haben, so berichtete jedenfalls da-
mals eine Tageszeitung. Ich selbst war f�r Tçtungsdelikte zust�ndig. Somit fielen
auch Aufenthaltsgesuche f�r Kriegsverbrecher in meine Zust�ndigkeit. Ich kam
auf den Gedanken, die Aufenthaltsgesuche mit der Bewerberkartei des BKA ab-
zugleichen. Mein Ansinnen wurde abgelehnt; ich mçge mich auf begr�ndete Ein-
zelf�lle beschr�nken. Es gelang dennoch, einige der Gesuchten in der Bewerber-
kartei des Amtes zu finden und so Ermittlungen in Gang zu setzen.
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Die Verçffentlichungen �ber durch Polizisten begangene Kriegsverbrechen ha-
ben dazu beigetragen, dass sich die sich belastet f�hlenden F�hrungskr�fte im
BKA nahezu t�glich im Kasino des Amtes trafen, um die letzten Presseverçffent-
lichungen und sonstigen Nachrichten �ber NS-Verfahren zu erçrtern. Dickopf
und sein enger F�hrungskreis nahm daran nicht teil. Die Situation trug dazu
bei, mit Blick auf die Außenwirkung des Amtes �ußerste Zur�ckhaltung zu �ben,
um zu verhindern, dass �ber Meldungen in Medien Personennamen publik w�r-
den und sich dadurch f�r Interessierte die Mçglichkeit erçffne, die NS-Vergan-
genheit zu recherchieren und offen zu legen.

In Einzelf�llen ist das ja geschehen.

Im Rahmen meiner Dienstaufgaben habe ich in jener Zeit einen Zusammenhang
zwischen mehreren mit Sprengstoff begangenen Morden, die in verschiedenen
Bundesl�ndern begangen waren, erkannt. In einem Fernschreiben teilte ich dies
den zust�ndigen Landeskriminal�mtern mit. Eines der LKA glaubte, eine politi-
sche Motivierung zu erkennen und schaltete den Generalbundesanwalt ein, der
das Verfahren an sich zog und zu einem Treffen in seine Behçrde einlud. Bis dahin
durfte in Wiesbaden kein Sachbearbeiter an einer solchen Besprechung teilneh-
men. Was geschah? Ich wurde nach Karlsruhe geschickt, mit der klaren Weisung,
eine Mitarbeit des BKA zu verneinen, weil die als Tatverd�chtige u. U. in Betracht
kommendenAngehçrige einer befreundeten Nation seien.Dickopf selbst riefmich
in Karlsruhe an und wies mich an, dem Vertreter des BGA mitzuteilen, dass
auch das AA diese Auffassung vertrete und ich meine Arbeit einzustellen habe.

DPol: Kollege Brugger, welche Rolle hat bei dieser Auseinandersetzung Ihr
gewerkschaftliches Engagement gespielt?

Brugger: Ab 1962 war ich gewerkschaftlich aktiv t�tig, und zwar bis zu meiner
Pensionierung. Um die genannte Zeit war das BKA aufgrund seiner personellen
Struktur am Standort Wiesbaden zu einer reinen Briefkastenbehçrde mutiert. Im-
mer wieder kursierten Ger�chte �ber Mitarbeiter, die verd�chtigt wurden, an
Kriegsverbrechen teilgenommen zu haben. Befçrderungen waren f�r die „Ehe-
maligen“ so gut wie ausgeschlossen. Nur bei eindeutiger Aktenlage wurde seitens
des BMI einer Befçrderung zugestimmt. Ausgenommen hiervon war offenbar
aber Dickopf und sein enger F�hrungskreis.

Diese Situation hat dazu gef�hrt, dass ein beachtlicher Teil der F�hrungskr�fte
des Amtes, �berwiegend aus der mittleren F�hrungsebene, Mitglied der GdP in
der Erwartung wurde, damit ihre Befçrderungschancen zu verbessern.

Mehrfach war ich in jener Zeit als Leiter einer GdP-Veranstaltung gezwungen,
einzelne der „Alten“ wegen ihres aggressiven und gegen demokratische Grund-
regeln verstoßenen Verhaltens in die Schranken zu verweisen.

Allein auf Belastungsmomente zu �berpr�fen, um am Ende entscheiden zu kçn-
nen, wer im Einzelnen befçrdert werden kann, ohne bef�rchten zu m�ssen, dass es
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anschließend zu Anklagen oder Ermittlungen wegen politisch motivierter Straf-
taten kommt. Eine schier unlçsbare Aufgabe, die aber teilweise gelçst werden
konnte und dann zu einer Reihe von Befçrderungen f�hrte.

Dickopf war zu jener Zeit st�ndiger Vertreter des Pr�sidenten und Leiter der Ab-
teilung „Ausland“ sowie Vorsitzender aller Pr�fungskommissionen. Pr�sident
war Dr. Reinhard Dullien, ein feinf�hliger, gradliniger, warmherziger und bere-
chenbarer Verhandlungspartner, der dem Machtmenschen Dickopf nicht gewach-
sen war. Dickopf war ein nachtragender, misstrauischer und konservativer Perfek-
tionist, der sich mit keinen „Charlottenburgern“ umgab. Gewerkschaften waren
ihm suspekt; er lehnte sie vom Grund seines Herzens ab.

Von dieser Ausgangsbasis betrachtet wird nachvollziehbar, dass wir als GdP-Ver-
treter, insbesondere nachdem Dickopf am 18.1.1965 Pr�sident geworden war, alle
Anstrengungen unternahmen, auf allen Ebenen Einfluss auf die Entwicklung des
Amtes zu nehmen. In der �ra Dickopf war es nicht mçglich, mit noch so fundier-
ten Vorschl�gen f�r eine grçßere Effizienz des BKA gehçrt zu werden. Deshalb
bauten wir, d. h. die Bezirksgruppe BKA der GdP, systematisch die Verbindungen
zu F�hrungskr�ften im BMI bis hin zum Minister, zu den Fraktionen . . . . . Deut-
schen Bundestag, den im Bundestag vertretenen Parteien, insbesondere zum
Haushaltsausschuss und zum Innenausschuss des Bundestages, auf und pflegten
sie.

Unsere Bem�hungen trugen Fr�chte. Wir wurden anerkannt, wir waren glaubhaft
und wir konnten �berzeugen. Viele positive Ver�nderungen im BKA gehen auf
unsere Initiative zur�ck.

Nicht zuletzt die Einf�hrung der zweigeteilten Laufbahn f�r den Kriminaldienst
ist allein unser Erfolg.

Ich erinnere mich noch gut an ein Gespr�ch mit Dickopf zu der von uns als GdP
angestrebten neuen Laufbahnverordnung. Er lehnte sie ab und verwies darauf,
dass ein Neffe Bahnhofsvorsteher bei der Bundesbahn sei und f�r seine hohe Ver-
antwortung nur nach A 7 besoldet werden.

DPol: Kollege Brugger, wie eng waren damals die Beziehungen der GdP zu
den politischen Entscheidungstr�gern?

Brugger: Um zu dokumentieren, wie enorm das Vertrauen war, das man uns ent-
gegenbrachte, mçgen einige Beispiele dienen: Um das Jahr 1962 sprach mich der
Redakteur einer bedeutenden illustrierten Zeitschrift an und teilte mir mit, dass
man beabsichtige, einen ausf�hrlichen Beitrag �ber ehemalige Reichskriminal-
polizeibeamte, die in den so genannten Ostgebieten eingesetzt waren und im
BKA Dienst versehen, mçglichst mit Lichtbild zu publizieren. Im Interesse des
Ansehens des Amtes und vor allem auch seiner unbelasteten Besch�ftigten unter-
richtete ich die Amtsleitung; sie sah sich allerdings nicht in der Lage, t�tig zu wer-
den. Am folgenden Tag fuhr ich zum BMI und unterrichtete einen mir bekannten
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Referenten, der mich unmittelbar mit dem zust�ndigen Abteilungsleiter zusam-
menbrachte.

Die Brisanz wurde erkannt. Das BKA erhielt die Weisung, alle Personalakten ent-
sprechend auszuwerten. Als Ergebnis wurden bereits am folgenden Montag etwa
17 Besch�ftigte zu verschiedenen nachgeordneten Dienststellen im Gesch�fts-
bereich des BMI versetzt. Zu der Presseverçffentlichung kam es nicht.

Als mich Minister Genscher, der unserem Konzept f�r eine zweigeteilte Laufbahn
f�r Kriminalbeamte im BKA zustimmte, davon unterrichtete, man m�sse f�r eine
Umsetzung des Vorhabens die Zustimmung der SPD gewinnen, gelang es, eine
Einladung zu einer Sitzung des Parteipr�sidiums der SPD zu erhalten. Bei dieser
Sitzung, die unter Leitung von Herbert Wehner stattfand, wurde mir Gelegenheit
gegeben, unseren Entwurf vorzustellen, zu begr�nden und Fragen der Teilnehmer
zu beantworten. Am Ende der Sitzung gab mir Wehner in seiner unnachahmlichen
Art zu verstehen, dass man zustimmen werde. Kurze Zeit sp�ter hat mich Minister
Genscher davon unterrichtet, dass das Bundeskabinett im Umlaufverfahren der
Laufbahnverordnung zugestimmt hat.

Der damalige Bundesminister des Innern, Hans-Dietrich Genscher, schrieb mir
im M�rz 1972:

„Sehr geehrter Herr Brugger, Das BKA verdankt Ihnen viel von dem was ich tun
konnte. Ihr Hans-Dietrich Genscher.“

DPol: Kollege Brugger, Sie haben angedeutet, dass Sie im BKA wegen Ihrer
gewerkschaftlichen Bet�tigung Nachteile hinnehmen mussten. W�rden Sie
Beispiele nennen.

Brugger: Man muss vorausschicken, dass in der GdP Gewerkschaftsarbeit ehren-
amtlich, d. h. ohne Verg�tung, erfolgt. Das gilt auch f�r meine Mitarbeit im ge-
sch�ftsf�hrenden Bundesvorstand der GdP in Hilden, wo ich viele Jahre u. a.
f�r Fragen der Kriminalpolizei und der Kriminalpolitik zust�ndig war.

F�r meine im Amt erlittenen Benachteiligungen nur zwei Beispiele:

Am 22.1.1964 wurde ich nach mit der Note „gut“ bestandenem Lehrgang nach A9
ernannt, also zum Kriminalkommissar. Im Laufe des Jahres 1967 hat mich Minis-
terialrat Josephi vom BMI, mit dem ich in der Pr�fungskommission f�r die Ab-
schlusslehrg�nge wirkte, in einer Pause nach meiner derzeitigen Amtsbezeich-
nung gefragt. Er war erstaunt, dass ich noch in A9 eingestuft war, obwohl nahezu
alle Teilnehmer des Lehrgangs, den ich besucht hatte, l�ngst nach A10 befçrdert
waren. Auf seiner Frage konnte ich Josephi antworten, dass keine meiner im BKA
abgegebenen dienstlichen Beurteilungen unter der Gesamtnote „gut“ abschließt.
Josephi hat veranlasst, dass vom BMI aus meine Personalakte angefordert wurde.
Ergebnis: Das BKA erhielt die Anweisung, mich nahezu zwei Jahre r�ckwirkend
nach A10 einzustufen.
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Die Ernennungsurkunde mit der Unterschrift von Dickopf erhielt ich an einem
Freitag, nach Dienstschluss, von dem j�ngsten Beamten des hçheren Dienstes
der Verwaltung ausgeh�ndigt.

Auf Anraten verschiedener Kollegen habe ich mich f�r eine Eignungspr�fung f�r
den Aufstieg in den leitenden Kriminaldienst beworben. Vorsitzender des Pr�-
fungsausschusses war Dickopf. Ergebnis war, ich habe nicht bestanden. Kurze
Zeit danach traf ich mit dem noch amtierenden Pr�sidenten Dullien zusammen.
Er teilte mir mit, ich h�tte die Pr�fung bestanden.

Dickopf habe die Pr�fung mit der Begr�ndung als nicht bestanden erkl�rt, „es
w�re ja noch schçner, wenn wir einen von der Gewerkschaft hoch kommen lassen
w�rden.“ Es wurde mir angeraten, den Klageweg zu beschreiten.

Ich habe nichts unternommen. In Veranstaltungen und Verçffentlichungen habe
ich danach allerdings darauf hingewiesen, dass ich die Freiheit, jederzeit offen
und r�ckhaltlos Missst�nde anzuprangern, notfalls çffentlich anzuprangern, nicht
gegen einen Kuschelkurs einzutauschen bereit bin.

DPol: Kollege Brugger, mçchten Sie noch etwas anmerken?

Brugger: Ja, mit dem Hinweis darauf, dass wir in der GdP von den Gr�nderjahren
her mit Blick auf den staatlichen Missbrauch der Polizei im so genannten 3. Reich
mit �ußerster Energie daf�r eintraten

1. durch eine internationale Konvention zum Schutz der Polizeibeamten im Falle
des �ußeren Notstandes – also im Kriegsfall – sicherzustellen, dass Polizeibe-
amte mit Zivilpersonen gleichgesetzt werden und deren international abgesi-
cherten Status genießen;

2. sicherzustellen, dass kein Polizeibeamter in Deutschland den Kombattanten-
status erh�lt. Das bedeutete, dass auch keine Beamten des BGS, die den Kom-
battantenstatus besaßen, in die GdP aufgenommen wurden;

3. strikte Trennung der Zust�ndigkeiten und der Aufgaben zwischen Polizei und
Nachrichtendiensten.

F�r die UISP, dem internationalen Verband westeurop�ischer Polizeigewerk-
schaften, deren Exekutivkomitee ich angehçrte, war ich �ber sechs Jahre st�ndi-
ger Berater der UNO in Wien, und zwar f�r Fragen der Verbrechensverh�tung und
der Behandlung Straff�lliger. In dieser Eigenschaft habe ich nach Vorgespr�chen
und auf Anraten des zust�ndigen Abteilungsleiters der UNO, dem deutsch-
st�mmigen Amerikaner Prof. Dr. Muller, anl�sslich des 6. Kongresses „The Pre-
vention of Crime und the Treatment of Offenders“ 1980 in Caracas/Venezuela,
eine Rede gehalten, u. a. mit der Forderung nach einer internationalen Konvention
zum Schutz der Polizeibeamten im Falle des �ußeren Notstandes.

Die Ausf�hrungen haben zu vielen Diskussionen gef�hrt, ohne einen Durchbruch
zu erzielen. Auch im eigenen Land sind wir mit unserer Forderung nicht durch-
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gedrungen. Anl�sslich einer internationalen Abr�stungskonferenz der UNO in
Genf hatte ich am Rande Gelegenheit, mit Vertretern des Weltrates der Juden
ein ausf�hrliches Gespr�ch zu f�hren und sie um ihre Unterst�tzung bei unserem
Verlangen nach der zitierten internationalen Konvention zu bitten.

Wenn meine Ausf�hrungen dazu beitragen, den Blick zu weiten d. h. auch die po-
litische Dimension zu verdeutlichen, bin ich dankbar. Sie mçgen auch klar stellen,
dass wir als GdP-Vertreter fr�hzeitig t�tig waren.

Sollten meine vorstehenden Ausf�hrungen den Eindruck erwecken, meine Person
und meine persçnlichen Erlebnisse ins Rampenlicht stellen zu wollen, dann ist
das ganz und gar nicht gemeint und gewollt! Es kam mir darauf an, meine Erleb-
nisse einmal personifiziert zu schildern, davon ausgehend, dass dadurch die Au-
thentizit�t und Glaubw�rdigkeit untermauert wird.

DPol: Kollege Siegfried Brugger, wir danken Ihnen f�r dieses Gespr�ch.

(Redaktion)

LESERBRIEF

„Nabelschau 2007 – Hat das BKA nichts Besseres zu tun?“

Friedrich Edelmann war �ber viele Jahre an der Seite von Siegfried Brugger
Schriftf�hrer des GdP-Bezirks Bundeskriminalamt und insoweit auch unter
den handelnden Personen, als es in der Fr�hzeit des BKA darum ging,
Entwicklungen im Sinne der „Charlottenburger“ abzuwehren.

Ich war seit Mai 1956 im BKA. Seit Mai 1957 bin ich in der GdP, seit September
1964 in ihr aktiv t�tig. Ich habe also die erste und zweite Phase miterlebt. Soviel zu
meiner Person.

Als ich die Leserbriefe in der DP 9/2007 las, war ich doch etwas betroffen.

Zun�chst: Ich stelle mich inhaltlich voll hinter den Artikel „Nabelschau 2007“.

Sicher kann man �ber die Wortwahl und manche Formulierungen streiten. Gar
nicht verstehen kann ich die Angriffe, dass der Artikel mit „Redaktion“ abge-
zeichnet ist. Ein Blick in den Duden oder ein Lexikon h�tte die Kritiker auf-
gekl�rt, dass „Redaktion“ eben keine Einzelperson, sondern die Gesamtheit ihrer
Mitarbeiter ist, die hier also insgesamt dazu stehen.

Nun zur Sache:

Wer Krieg und Nachkriegszeit bewusst erlebt hat, kennt die damaligen Verh�ltnis-
se. Es war doch so, dass es kaum geeignete unbelastete Fachkr�fte gab und dass
die wenigen wohl kaum Interesse am Aufbau eines Bundeskriminalamtes zeigten,
da Polizei eben L�nderaufgabe war.
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Dickopf konnte so eine L�cke f�llen. Dass er dann beim Aufbau des Amtes auf
seine „Charlottenburger“ zur�ckgriff, war f�r ihn nur folgerichtig, zumal diese
teilweise im „Kriminalamt f�r die Britische Zone“ schon wieder Fuß gefasst hat-
ten. Dickopf hatte so eine zuverl�ssige und gehorsame F�hrungsschicht, und Ge-
horsam wurde auch von den Mitarbeitern verlangt. Wer eine andere Meinung
hatte oder gar einer Anordnung widersprach, war „unten durch“. Gewerkschafts-
vorsitzende oder gar SPD-Mitglieder wurden von vornherein als Gegner betrach-
tet und hatten persçnliche Nachteile zu erleiden. Das ging so weit, dass zwei GdP-
Vorsitzende Konsequenzen zogen und zu anderen Institutionen wechselten.

1962 wurde die GdP im BKA selbstst�ndige Bezirksgruppe mit dem Status eines
Landesbezirks, mitgliederstark war sie nicht mehr zu �bersehen. Mit Fug und
Recht kann man sagen, dass gerade die GdP die Entwicklung des Bundeskrimi-
nalamtes mitgestaltete, trotz Spiegelaff�re, trotz Franz J. Strauß, trotz Hermann
Hçcherl und trotz Paulinus Dickopf.

F�r mich ist die erste Phase, die „�ra der Charlottenburger“ mit dem Ausscheiden
Dickopfs beendet. Nach dessen Tod hat Herr Prante, damals Referent des Orga-
nisationsreferates, den Nachlass gesichtet, zusammengestellt und ausgewertet.
Die Unterlagen lagern im Bundesarchiv Koblenz.

Sicher ist die Entstehungsgeschichte f�r die jungen, nachkriegsgeborenen BKA-
Angehçrigen interessant. Doch wer will heute, in der dritten Phase, noch an der
Rechtsstaatlichkeit der Behçrde zweifeln? Was also soll eine Aufarbeitung
zum jetzigen Zeitpunkt?

Vielleicht w�ren die Gelder f�r Seminare „Menschenf�hrung“ sinnvoller aus-
gegeben worden? Die Leserbriefe erwecken bei mir den Eindruck, Kritik am Pr�-
sidenten darf nicht sein. Sind „Ja-Sager“ bessere Menschen?

Noch ein Hinweis: Vielleicht sollten die Kritiker aktiv in ihrer Gewerkschaft mit-
arbeiten. Sie kçnnten dann mehr Einfluss – auch auf solche Artikel – nehmen.

(Friedrich Edelmann)

Etwas �brig geblieben?

Auch nach �ber 55 Jahren Bundeskriminalamt kann es zwar immer noch le-
gitim sein, die „braunen Wurzeln des BKA“ zu ergr�nden und dementspre-
chend „in eigener Sache“ zu ermitteln. Es gab Handlungstr�ger in der çffent-
lichen Verwaltung, die im Dritten Reich in schuldhaftes Handeln verstrickt
waren und auch in dem von den Alliierten ins Leben gerufenen neuen zent-
ralen Kriminalpolizeiamt Anstellung gefunden haben.

Aber jetzt die Frage aufzuwerfen „. . . wir wollen wissen, so sind unsere Wurzeln,
und ist aus dieser Zeit etwas �brig geblieben in den 60er, 70er-Jahren, was wir
mçglicherweise nicht erkannt haben“ (Zitat, Interview Pr�sident Ziercke am
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11.8.2007 im Deutschlandfunk), erçffnet die Gefahr, dass dabei diejenigen desa-
vouiert werden, die in den letzten Jahrzehnten im BKA in redlicher und rechts-
staatlicher Wiese der Bundesrepublik Deutschland treue Dienste geleistet und ak-
tiv an der freiheitlich-demokratischen Grundordnung mitgestaltet haben. Dies be-
trifft sowohl die Mitarbeiterschaft als auch die F�hrung bis in die hçchsten �mter.

Die Wirkung, die Zeitungs-Schlagzeilen wie „Die braune Vergangenheit des
BKA“ im In- und Ausland auslçsen und welcher Vertrauensverlust dadurch f�r
die Organisation Bundeskriminalamt – auch in der internationalen Polizeiçffent-
lichkeit – entstehen kann, wird womçglich selbst durch die akribischste Aufarbei-
tung nicht mehr relativiert. Drei Kolloquien, wenn die Allgemeinheit ihnen �ber-
haupt noch einmal Beachtung schenkt, sind keine Spruchkammer und schon gar
keine Justiz. Und eines sei dieser Tage so manchem ins Stammbuch geschrieben:
F�r die persçnliche Karriere- und Zukunftsplanung sollte sich die Diskussion um
die Aufarbeitung der „braunen Vergangenheit des BKA“ gerade nicht eignen. Der
Pr�sident braucht kritische Berater.

(Rainer Hofmeyer)

„Reinigungsarbeit am Volkskçrper“

Kriminalisten-Vergangenheit: Als die Polizei zu einem Apparat des Tçtens
und Folterns mutierte

In: Wiesbadener Kurier vom 21. April 2007

Mit einer weiteren Vortragsreihe �ber Polizeiarbeit im Dritten Reich und in den
Nachkriegsjahren hat das 1951 gegr�ndete Bundeskriminalamt (BKA) gestern
die Aufarbeitung seiner Geschichte fortgesetzt. Einer der Referenten war der Ex-
BKA-Beamte Dieter Schenk.

„Ausgerechnet dieser Schenk!“ sagen �ltere, oft schon l�ngst pensionierte BKA-
Beamte �ber einen, der von 1980 bis 1989 als Kriminaldirektor Kollege war, bis er
auf eigenen Antrag vorzeitig aus dem Polizeidienst ausschied. Nicht wenigen galt
Schenk gar als „Nestbeschmutzer“, dies vor allem, weil er nach seinem Ausschei-
den auch noch in der Historie des BKA mit der ihm eigenen Art zu w�hlen be-
gann.

Schenks Verdienst, und das wurde anerkannt, liegt darin, dass er Legenden zer-
schlagen hat und die belegbaren „braunen Wurzeln“ des BKA historisch unter-
mauert, dem Amt bei der Aufarbeitung nichts erspart: Weder die Nachwirkungen
nationalsozialistischen Gedankenguts, noch die personelle Kontinuit�t, denn das
BKAwar in den Anfangsjahren ein Sammelbecken nicht nur von politisch schwer
belasteten Kriminalisten, es war auch neues berufliches Bet�tigungsfeld f�r M�n-
ner, „die teilweise schwere Schuld auf sich geladen“ haben, wie BKA-Pr�sident
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Jçrg Ziercke klarstellt. Weil sie T�ter waren – in der Unterdr�ckungs-, Verfol-
gungs- und Mordmaschinerie des NS-Staates. Darunter Kriminalisten, die auch
Verbrecher genannt werden d�rfen. Kriegsverbrecher.

Schenk und andere Historiker haben diesen Teil der Wahrheit l�ngst der �ffent-
lichkeit pr�sentiert, derweil das Amt sich lange der kritischen Aufarbeitung ent-
zog. Ziercke hat diese Zur�ckhaltung aufgebrochen und er verhehlt nicht, dass
seine Initiative, die BKA-Geschichte kritisch aufzuarbeiten, im Haus zu kontro-
versen Diskussionen gef�hrt hatte.

Die Polizei zu Zeiten des Nationalsozialismus habe sich in einen „Apparat des Tç-
tens und Folterns“ verwandelt, sagt Hans-Joachim Heuer, der sich in seinem Vor-
trag „�ber das Tçten und die Tendenzen zur Entzivilisierung“ mit der Polizei vor
und nach 1945 auseinandersetzte. Polizeiarbeit sei umdefiniert worden als „Rei-
nigungsarbeit am Volkskçrper“. Diese galt denen, die als „Fremdrassige“ oder
„Parasiten“ der Volksgemeinschaft definiert, erfasst, ausgegrenzt, verfolgt und
ermordet wurden. Mehr als 100.000 Menschen habe die Kriminalpolizei in Kon-
zentrationslager deportiert, so der Historiker Patrick Wagner. 70.000 als „Berufs-
verbrecher“ und „Asoziale“ klassifizierte B�rger, mindestens die H�lfte von ih-
nen habe die Lager nicht �berlebt. Zudem wurden von der Kripo etwa 30.000 Sinti
und Roma in die Lager geschafft. Bedenken hatten die Kriminalisten keine, denn
viele hatten sich schon fr�h angefreundet mit kriminalbiologischen Lehren und
dem daraus resultierenden Ziel, „das erbm�ßig bedingte Verbrechertum auszurot-
ten“. Die von ihnen freudig begr�ßte vorbeugende Verbrechensbek�mpfung
wurde zur Blankformel f�r jedwede Art der Willk�r. Nach 1945 hatten nicht we-
nige Kriminalisten ein Problem damit, sich von dieser mçrderischen Vorbeugung
zu distanzieren. Aus ihrer Sicht war die Arbeit „erfolgreich“ gewesen.

Willf�hige St�tzen einer Diktatur und eines Terrorregimes hatten allesamt keine
Schwierigkeiten, nach der Gr�ndung des BKA 1951 nun unter den Vorzeichen
von Demokratie und Rechtsstaat zu wirken. �berdauert hatten auch einige Kon-
zepte der Kriminalit�tsbek�mpfung oder vom Rassenwahn der Nationalsozialis-
ten gepr�gte Sichtweisen. Etwa im Umgang mit den Sinti und Roma, die Romani
Rose, der Vorsitzende des Zentralrates Deutscher Sinti und Roma, gestern erin-
nerte. Rund 500.000 Sinti du Roma aus elf L�ndern fielen dem Rassenwahn
zum Opfer. Rose zeigte in beklemmender Weise auf, dass nach dem Ende des Na-
tionalsozialismus die so genanten „Zigeunerkarteien“ ebenso weiter Verwendung
fanden wie die so genannten „Zigeuner-Experten“ bei der Polizei. Ihr „Wissen“
durften sie bis in die 60er Jahre bei Schulungen und Vortr�gen im BKAverbreiten
oder in rassistisch zu nennenden Artikeln diverser Polizeizeitschriften. Den Jar-
gon von einst inbegriffen oder allenfalls leicht variiert Rose spricht denn auch
von einem „erb�rmlichen Kapitel“: Dieser Rassismus in den Reihen der deut-
schen Polizei sei kaum zu fassen.

(Wolfgang Degen)
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Sehnsucht nach Vorbeugehaft

In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. September 2007

Forschungssache BKA: Die deutschen Kriminalisten wollen nach 1945 zur�ck zu
NS-Befugnissen

„Diese M�nner h�tten niemals in ihren Beruf zur�ckkehren d�rfen.“ So brach der
Publizist Dieter Schenk den moralischen Stab �ber das F�hrungspersonal des Bun-
deskriminalamtes (BKA) in den f�nfziger Jahren. Im dicht besetzten Saal der
Wiesbadener Zentrale der obersten deutschen Kriminalisten referierten er und an-
dere Experten �ber die Kontinuit�tslinien zwischen NS-Zeit und fr�her Bundes-
republik. Die Zuhçrer erlebten eine Sternstunde des Amtes, das nach Jahrzehnten
des Schweigens begonnen hat, seine eigene Geschichte aufzuarbeiten (F. A. Z.
vom 13. August). Dabei wurden sowohl schlimmste inhaltliche Bef�rchtungen
war als auch k�hnste Hoffnungen des Aufkl�rungswillens des BKA �bertroffen.

Verantwortlich daf�r zeichnet ein Mann, der in der ersten Reihe direkt vor den
Rednern saß. Wie es dem BKA-Pr�sidenten Jçrg Ziercke wohl an diesem Nach-
mittag zumute war? Er wurde einerseits zu Recht mit Lob �bersch�ttet, weil er
eine f�r das Amt hçchst schmerzhafte Selbstaufkl�rung in Gang gesetzt hat.
Die Widerst�nde, die er daf�r �berwinden musste, kann man nur erahnen. Ande-
rerseits sparten manche Redner, allen voran der ehemalige BKA-Kriminaldirek-
tor Dieter Schenk und der Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma,
Romani Rose, nicht mit Kritik an polizeilichen Mentalit�ten und kriminalisti-
schen Konzepten bis an die Schwelle der Gegenwart.

Zuvor hatte bereits Hans-Joachim Heuer von der Polizeidirektion Hannover die
„Beschreibung der Ausgangslage“ �bernommen. Das war Polizeiterminologie,
passte aber, weil es tats�chlich um die Aufkl�rung von historischen Sachverhalten
ging, die vielfach die Grenze des Rechts �berschritten. Heuer benannte die „Ent-
zivilisierung“ der Polizei im NS-Maßnahmestaat, ihre Beteiligung am organisier-
ten Massenmord und leitete �ber zur Integration dieser hoch belasteten Polizei-
schulen und wenige Ermittlungsverfahren gegen Beamte wegen Beteiligung an
Verbrechen. Schlimmstenfalls wurde man vor�bergehend an eine andere Dienst-
stelle abgeordnet.

Wie sicher die NS-Kriminalisten auch ideologisch im Sattel saßen, wurde vol-
lends in den folgenden dichten Vortr�gen gezeigt, die einen Abgrund von Kon-
tinuit�t offenbarten. Patrick Wagner (Halle) lieferte bestechende Belege f�r das
Fortwirken totalit�rer kriminologischer �berzeugungen: Verbrechensbilder und
Bek�mpfungskonzepte aus der NS-Zeit dominierten, Formulare und Lehrmate-
rial wurden weiterverwendet. Nach praktischen Misserfolgen mit der Kriminal-
biologie, die schon 1943 klar wurden, kehrte die fr�he bundesdeutsche Polizei
zur Verfolgung von „Berufsverbrechern“ und „Asozialen“ zur�ck – zweifelhafte
T�terbilder, die aber eine Lçsung des Problems Kriminalit�t versprachen, wenn
man jene „unsch�dlich“ machte.
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Diese radikalen Konzepte waren noch in Weimar formuliert worden, boten aber
der NS-Ideologie willkommene Steilvorlagen zur Entgrenzung der polizeilichen
Instrumente nach 1933. Wagner zeigte in einem Feuerwerk abstoßender Zitate,
wie die Kriminalisten der f�nfziger Jahre ihrem Wegfall nachtrauerten. Kon-
sequent erstrebten sie ihre Wiedereinf�hrung in einer rechtsstaatlich kompatiblen
Form – und �bersahen dabei den unauflçsbaren Widerspruch in sich. Ihre Sehn-
sucht nach „polizeilicher Vorbeugehaft“ war sogar so stark, dass sie bis 1960 ver-
bissen deren Wiedereinf�hrung propagierten.

Dass dies nie eine reale Chance auf Durchsetzung besaß, hatte ironischerweise
mit der Vergangenheitsbew�ltigung einer anderen T�tergruppe zu tun: Die Juris-
ten wollten der Polizei solche Befugnisse nicht einr�umen, weil sie damit ihre
eigene Lebensl�ge bekr�ftigten, die Hauptverantwortlichen f�r NS-Verbrechen
s�ßen in der Exekutive. Was die Polizei unter der Herrschaft des Grundgesetzes
mit den ihr zur Verf�gung stehenden Instrumente trieb, m�sste im Einzelnen
aber noch genauer erforscht werden, meinten alle Beteiligten. So w�sste man
gerne mehr �ber die Polizeipraxis jener fr�hen Jahre; die Tatsache etwa, dass
es keine Ermittlungsverfahren wegen verbotener Vernehmungsmethoden gab,
wird hier nicht die letzte Auskunft sein.

Immerhin konnten Dieter Schenk und Romani Rose in ihren von den Zuhçrern
atemlos verfolgten Beitr�gen mehr als nur vage Hinweise auf verh�ngnisvolle
Kontinuit�ten geben. Rose benannte klar das Fortwirken rassistischer kriminolo-
gischer Konzepte gegen Sinti und Roma in der Theorie, aber auch in konkreten
Polizeiaktiken. „Rassegutachten“ wurden zur Personenfeststellung erstellt, in
der bayrischen Polizeizeitung bedauerte 1957 Kriminalinspektor Geyer offen,
alle Maßnahmen und Verfolgungen h�tten „den Lebenswillen der Zigeuner nicht
zu brechen vermocht“. Rose setzte knapp hinzu, dies h�tte auch im „St�rmer“ ste-
hen kçnnen.

Geyer arbeitete seinerzeit in der M�nchner Landfahrerzentrale, die gegr�ndet
worden war, nachdem Bayern nach 1945, so der Beamte, „eine wahre Invasion
von Landfahrern“ erlebte. Aufgebaut hatte man sie ausgerechnet auf den verblie-
benen alten Unterlagen aus dem Reichssicherheitshauptamt! Entsetzter als �ber
diese Tatsache zeigte sich Rose �ber das Ausbleiben jeglichen Widerspruchs in
einem Polizeiapparat, der solche Ungeheuerlichkeiten erlaubte. Sogar die den
�berlebenden in den Vernichtungslagern eint�towierten Nummern wurden in
„Totalerfassungskarteien“ ungeniert als Identifikationszeichen gef�hrt.

Rose stellte klar, dass das heutige BKA hierf�r nicht verantwortlich ist, sollte
Ziercke wie Schenk hçchsten persçnlichen Respekt und zog doch Kontinuit�ts-
linien bis in die achtziger Jahre, als er mit anderen Sinti und Roma gegen die kri-
minalisierende „ZN-Sondererfassung“ protestierte. Noch weiter in die Gegen-
wart wagte sich Schenk vor. Er geißelte den „praktizierten pr�ventiven Sicher-
heitsstaat“, prangerte mehrfach die internationale Polizeikooperation mit ber�ch-
tigten Folterregimen an und blieb noch in der Diskussion jener scharfe Moralist,
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als der er das BKA 1989 verlassen hatte; seine Ermittlungen in der Geschichte des
Amtes waren damals f�r beide Seiten unertr�glich gewesen. Dass die Zeiten sich
ge�ndert haben und wie sachlich Ziercke auf diese Kritik replizierte, das alles be-
legte einen hçchst eindrucksvollen Geist, der hierzu Einzug gehalten hat.

(Milos Vec)

Ein altes Geflecht

In: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 23. September 2007

Wer Gr�nde sucht, warum ausgerechnet jetzt das Bundeskriminalamt (BKA) be-
ginnt, seine d�stere Amtsgeschichte aufzudecken, findet Personen und Umst�n-
de: Die Personen sind Jçrg Ziercke, der BKA-Pr�sident, und Wolfgang Sch�uble,
der Bundesinnenminister. Ziercke hat schon fr�her, im Kieler Innenministerium,
zur Aufkl�rung der braunen Polizeivergangenheit beigetragen. Nun will er das
Bundeskriminalamt mit seiner Geschichte konfrontieren. Es ist ein Dienst vor al-
lem an den jungen BKA-Mitarbeitern, die Ziercke bef�higen will, in vollem Be-
wusstsein des Gewesenen demokratische Verantwortung zu �bernehmen.

Geholfen hat dabei, dass alle tot sind: die M�nner der Vçlkermordkommandos in
Osteuropa, die Schreibtischmçrder in den Terrorzentralen des Dritten Reiches,
die willf�hrigen Techniker rassistischer Verfolgung. Auch die darein verstrickte
BKA-Aufbaugeneration ist gestorben. Von den 37 SS-F�hrern, die ab 1951 das
Amt gepr�gt haben, lebt wohl niemand mehr. Zu ihren Amtszeiten haben sie
durch systematische Verf�lschung der eigenen Lebensl�ufe, komplizenhaften Zu-
sammenhalt und Ausbildung eines mitverschworenen Nachwuchses daf�r ge-
sorgt, dass sie bis weit �ber ihre Pensionierung hinaus nie ernstlich mit ihrem NS-
Vorleben konfrontiert wurden.

An dem Geflecht haben auch zumindest zwei andere Sicherheitsbehçrden mit-
gekn�pft: das Bundesamt f�r Verfassungsschutz und der Bundesnachrichten-
dienst. In allen drei Behçrden wurde bis in unsere Tage jegliche Aufhellung ver-
weigert. Hçchstens hat man einmal eine historische Kommission beauftragt, von
der dann jahrelang nichts mehr zu hçren war. Solche stillen Selbsterforschungen
laufen beispielsweise seit 2005 beim Bundesnachrichtendienst und auch beim
Ausw�rtigen Amt – gehçrt hat man aber noch nichts dar�ber. Jçrg Ziercke, der
Pr�sident des Bundeskriminalamtes, hat gezeigt, dass es auch anders geht.

(Peter Carstens)
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BKA in der Hand von Alt-Nazis?

Die braunen Wurzeln des BKA

In: S�ddeutsche Zeitung vom 31. Oktober 2007

Sp�t, aber wahr: Das Bundeskriminalamt entdeckt in diesen Tagen seine NS-Ver-
gangenheit. Offenbar waren noch Ende der 50er Jahre die meisten Beamten ehe-
maliges F�hrungspersonal der SS. Warum beginnen die Ermittlungen erst jetzt?

Als nach dem Krieg die Kommandohçhen der deutschen Polizei neu besetzt wur-
den, waren die alten Kameraden sofort wieder zur Stelle: Der Chef-Fahnder des
Berliner Reichskriminalpolizeiamts (RKPA) Kurt Amend, Ex-Mitglied im Si-
cherheitsdienst der SS, der im Großdeutschen Reich nach „Elementen“ hatte ja-
gen lassen, wurde Chef-Fahnder des Wiesbadener Bundeskriminalamtes (BKA).

Sein Kollege, der Chef-Biologe Otto Martin, der sich unter anderem in der SS-
Forschungsgemeinschaft „Das Ahnenerbe e. V.“ bew�hrt hatte, wurde wieder
Chef bei den Biologen. Und der Chef der Personenfeststellungszentrale und der
Fingerabdrucksammlung im RKPA Heinz Drescher wurde Chef des Erkennungs-
dienstes des BKA. Ihre Lebensl�ufe weisen Unterschiede auf, aber jede Kritik, die
sich ans scheinbar individuelle heftet, w�rde in die Irre f�hren: Die moralische
Schieflage war beim Aufbau des BKA die Norm.

Noch Ende der f�nfziger Jahre waren fast alle leitenden Positionen der im M�rz
1951 gegr�ndeten Behçrde mit ehemaligen Nazis besetzt: Von den 47 Beamten
auf der F�hrungsetage hatten nur zwei eine weiße Weste. Die anderen waren
bei der Geheimen Staatspolizei (Gestapo) gewesen, bei marodierenden Einsatz-
gruppen oder bei der Geheimen Feldpolizei. Allein 33 der F�hrungsbeamten hat-
ten zum F�hrungspersonal der SS gehçrt.

Ungebrochene �berzeugungen

Der Neuaufbau war also ein Wiederaufbau. Organisator der Seilschaften war der
fr�here SS-Mann Paul Dickopf gewesen, der sich erst eine Widerstands-Legende
zugelegt hatte, dann als graue Eminenz im Bundesministerium des Innern wirkte
und 1965 vierter BKA-Pr�sident wurde. Hochgeehrt ging er in Pension: Der
Strippenzieher der Polizei-Kameradschaft wurde von Politikern als „Vorbild f�r
die gesamte deutsche Polizei“ gew�rdigt.

Mit Hilfe von drei çffentlichen Fachtagungen versucht in diesen Tagen die Haus-
spitze des BKA die dunkle Gr�ndungsgeschichte der Behçrde aufzuhellen. Die
Polizei sei, so hatte es BKA-Pr�sident Jçrg Ziercke bei seinem Einf�hrungsvor-
trag am 8. August gesagt, „St�tze“ des menschenverachtenden Systems der Ge-
waltherrschaft gewesen. Polizeiverb�nde seien „in den Vernichtungskrieg und
Vçlkermord systematisch einbezogen“ worden: Juden, Sinti und Roma, Homo-
sexuelle, politisch Andersdenkende wurden von der Polizei verfolgt, ermordet.
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Die T�ter kamen zumeist ungestraft davon. Nach dem Krieg h�tten sich „Cliquen
und Seilschaften“ von SS- und Gestapo-Leuten „gegenseitig bei der Wiederein-
stellung in die Polizei geholfen“. Es waren Spezialisten, die zum Teil ihren Kom-
missarlehrgang an der „SS-F�hrungsschule – Schule der Sicherheitspolizei“ in
Berlin Charlottenburg gemacht hatten und im BKA meist „die Charlottenburger“
genannt wurden. Ein verschworener Haufen von Leuten, die Pflicht und Gehor-
sam auch dem Bçsen gegen�ber praktiziert hatten. „Altkriminalisten“ wurden
sie auch genannt: Staatsdiener ohne Staatsgef�hl.

Das letzte Kolloquium, auf dem BKA-Mitarbeiter auch �ber F�hrungsgrunds�tze
und Ausbildungsinhalte in den f�nfziger und sechziger Jahren sprechen werden,
findet am heutigen Mittwoch in Wiesbaden statt. Konsequenz aller Befragungen
wird vermutlich die Einsetzung einer unabh�ngigen Kommission aus Wissen-
schaftlern verschiedener Fachrichtungen sein, die die Verflechtungen fr�herer
Spitzenbeamter mit dem Naziregime untersuchen sollen.

Nun hat sich die junge westdeutsche Republik nach 1949 in fast allen Sparten auf
T�ter, Mitt�ter und rasende Mitl�ufer gest�tzt. Die Funktionstr�ger des alten Re-
gimes saßen in der Politik, in den Chefetagen der Wirtschaft, in Medien, in Behçr-
den, Kirchen und Verb�nden – und in der Polizei. Aus Judenverfolgern wurden
praktischerweise Kommunistenj�ger, wer beispielsweise Sinti und Roma verfolgt
hatte, konnte munter weiter verfolgen.

Der Hauptorganisator der „Zigeuner-Transporte“ im Dritten Reich beispielsweise
�bernahm nach dem Krieg das „Zigeuner-Referat“ beim bayerischen Landeskri-
minalamt. Einer seiner Kollegen stellte als Referent im BKA fest: „Alle Maßnah-
men und Verfolgungen haben den Lebenswillen der Zigeuner nicht zu brechen
vermocht“. Der Nazi-Jargon, die alten Feindbilder blieben bis in die siebziger
Jahre. Verheerender noch als die ungebrochenen Karrieren waren die Mentalit�-
ten und �berzeugungen, die der Verbrechensbek�mpfung auch nach dem Krieg
zugrunde lagen.

Ein strenger deutscher Beigeschmack haftet dieser Geschichtsaff�re an. So suchte
Hans Globke, der Kommentator der N�rnberger Rassengesetzte, das Spitzenper-
sonal der Polizei mit aus. „Wir sollten jetzt mit der Nazi-Riecherei Schluss ma-
chen“, hatte 1951 sein Chef Konrad Adenauer, der erste Kanzler der Republik, er-
kl�rt. Im Gr�ndungsjahr des BKAwurde der Artikel 131 des Grundgesetztes ver-
abschiedet, der die Wiedereinstellung von Beamten regelte, die wegen ihrer NS-
Vergangenheit entlassen worden waren. Der Ost-West-Konflikt eskalierte, kalte
Krieger waren gefragt.

Ignoranz und Besserwisserei

Diese Welle der heimlichen Amnestie erfasste auch den jungen Rudolf Augstein,
der eine Weile SS-Leute und NS-Propagandisten besch�ftigte. In der l�ngsten
Serie, die jemals im Spiegel erschein, „Das Spiel ist aus – Arthur Nebe“ (30 Fol-
gen), hatte sich das Blatt ab 1949 mit den Kriminalgeschichten des SS-Gruppen-
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f�hrers und ehemaligen Chefs des Reichskriminalpolizeiamtes Nebe besch�f-
tigt.

Der Autor der Serie, die anonym erschien, war ein Ex-Hauptsturmf�hrer der SS
Bernhard Wehner, der Nebe einen „anst�ndigen, ehrlichen Ausrottungsh�upt-
ling“ nannte und sich f�r die Wiedereinstellung der „alten Sherlock Holmes“ ein-
setzte. Augstein kommentierte 1950 die Serie: Den „heutigen Polizei-Verant-
wortlichen“ sei „vor Augen gef�hrt worden“, dass die Kriminalpolizei „auf
ihre alten Fachleute zur�ckgreifen muss, auch wenn diese mit einem SS-Dienst-
rang angeglichen worden waren“.

Warum hat es so lange gedauert, bis das BKA mit den Ermittlungen in eigener
Sache beginnt? Ein paar Versuche hatte es schon vor Ziercke gegeben. Der
sechste BKA-Pr�sident, Heinrich Boge, bat 1984 einen Mitarbeiter der Behçrde,
die „belastende und st�rmische Entwicklung des Amtes“ aufzuarbeiten. Große
Verdienste um Aufkl�rung hat sich der fr�here Kriminaldirektor des BKA, Dieter
Schenk, erworben, der in einer Monographie 2001 „die braunen Wurzeln des
BKA“ beschrieb.

Prompt warfen ihm Kritiker eine „�berdosis Moralin“ oder „die Anmaßung eines
normativen Absolutheitsanspruchs“ vor. Eher auf Ignoranz und Besserwisserei
deutete eine Antwort, die 2001 das damals SPD-regierte Bundesinnenministerium
auf eine einschl�gige Anfrage im Bundestag gab. O-Ton: Das BKA hat „keine
nationalsozialistische Vergangenheit. Es ist im Jahr 1951 gegr�ndet worden“.

Die neuen Ermittlungen des BKA in eigener Sache sind aus vielerlei Gr�nden ver-
dienstvoll. Hausinterne Untersuchungen, Forschungsprojekte und çffentliche
Erçrterungen m�ssten jetzt auch bei anderen Sicherheitsbehçrden wie dem Bun-
desnachrichtendienst (BND) und dem Bundesamt f�r Verfassungsschutz (BfV)
folgen, aber das kann dauern.

Der Auslandsnachrichtendienst plant schon seit etwa einem Jahrzehnt angeblich
die Aufarbeitung seiner Geschichte, und beim 1950 gegr�ndeten Inlandsnach-
richtendienst fehlt es angeblich an Akten. Ob die branchen�bliche Mimikry
durchzuhalten sein wird, ist ungewissen.

(Hans Leyendecker)

SS-Seilschaften pr�gten das BKA bis weit in die sechziger Jahre hinein

In: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 30. September 2007

BERLIN. Was Kriminalrat Heinz Drescher im Februar 1944 in Auschwitz sah,
gefiel ihm ganz und gar nicht: Diebstahl, Korruption,Tçtungsdelikte. Der Krimi-
nalist (Fachgebiet Erkennungsdienst) aus dem Reichssicherheitshauptamt war als
Sonderermittler und in der Uniform eines SS-Hauptsturmf�hrers in das grçßte
deutsche Vernichtungslager nach Polen gereist und blieb dort mehr als vier Mo-
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nate. Allerdings kritisierte Drescher bei seiner R�ckkehr nicht etwa den industria-
lisierten Massenmord, der Auschwitz pr�gte, sondern Kleinkriminalit�t und irre-
gul�re Verbrechen des SS-Personals. Judenvernichtung, bitte schçn. Aber die Un-
terschlagung von Asservaten muss strengstens verfolgt werden.

�hnlich wie Drescher dachten und handelten viele Polizisten, die zwischen 1933
und 1945 zu Handlangern des Hitler-Regimes wurden. Einerseits jagten sie Be-
tr�ger und Bankr�uber. Andererseits sah man sie in Hitlers Vernichtungskrieg
bei Massenexekutionen in Polen und Russland, bei der Verfolgung und Ermor-
dung von Juden, Sinti und Roma und bei der fanatischen „Reinigung des Volks-
kçrpers“ von sogenannten Asozialen, Homosexuellen und nat�rlich von Kom-
munisten. Die Polizei war, so sagte BKA-Pr�sident Ziercke k�rzlich, „St�tze
und willf�hriger Diener des Regimes“.

Dann endet der Krieg.

Zehn Jahre sp�ter sind Kriminalisten und Geheimpolizisten vom Schlage Dre-
schers wieder bei der Arbeit, diesmal in den Sicherheitsbehçrden der jungen Bun-
desrepublik: im Bundeskriminalamt (BKA), beim Verfassungsschutz (BfV), beim
Bundesnachrichtendienst (BND). „Es wird eine deutsche nachrichtendienstliche
Organisation unter Nutzung des vorhandenen Potentials geschaffen, die nach Os-
ten aufkl�rt, bzw. die alte Arbeit im gleichen Sinn fortsetzt“, schrieb der fr�here
Wehrmachtsgeneral Reinhard Gehlen zum Aufbau des BND, den er unter hçchst
konspirativen Umst�nden aus der ehemaligen Rudolf-Hess-Siedlung in Pullach
heraus bis 1968 f�hrte. Mit Billigung der alliierten Besatzer wurden die alten Ka-
meraden nutzbar gemacht. Die meisten sp�teren Versuche der Strafverfolgung
vereitelten Politik, Justiz und Polizei gemeinsam. So scheiterte Ende der sechziger
Jahre ein Verfahren gegen 300 Angehçrige des Reichssicherheitshauptamtes
(RSHA) – der Zentrale des organisierten Vçlkermordes. Kurz vor der Erçffnung
des Prozesses beschloss der Bundestag, die Verj�hrungsfristen f�r Mord zu verl�n-
gern, gleichzeitig aber diejenige f�r Beihilfe zum Mord zu verk�rzen. Da die An-
klagen gegen die RSHA-Angehçrigen von Gestapo, SD und Polizei aber auf Bei-
hilfe-Vorw�rfen ruhten, wurde das Verfahren eingestellt. Schon die Ermittlungen
f�r solche Verfahren waren unendlich schwierig, schließlich wurden zahlreiche
Kriminalpolizeien und Landeskriminal�mter ebenfalls von M�nnern gef�hrt,
die noch wenige Jahre zuvor einen SS-Dienstgrad innehatten. So war es etwa
bei den Landeskriminal�mtern (LKA) von Rheinland-Pfalz, Niedersachsen
oder Bremen und bei der Kripo in St�dten wie Dortmund, D�sseldorf oder Essen.

Das alles ist l�ngst Geschichte und zumindest f�r das BKA auch schon çffentlich
erçrtert (beispielsweise bei Dieter Schenk, Die braunen Wurzeln des BKA, Kçln
2003). Doch nie haben sich bisher die betroffenen Behçrden çffentlich mit ihrer
dunklen Amtsgeschichte befasst.

Nun spricht, sechsundsechzig Jahre nach seiner Gr�ndung, zumindest das BKA
erstmals von „zweiter Schuld“, wie der BKA-Pr�sident Jçrg Ziercke es mit einem
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Wort des Autos Ralph Giordano formulierte. Bei drei Fachtagungen und mçg-
licherweise einem anschließenden Forschungsprojekt will Ziercke das Amt mit
seiner Vergangenheit konfrontieren. „F�r Mitarbeiter einer Behçrde, die Hoheits-
rechte einer Behçrde, die Hoheitsrechte aus�bt und im Rampenlicht der �ffent-
lichkeit steht, ist es wichtig, Sensibilit�t f�r die Geschichte zu haben und auf
die eigene Arbeit zu �bertragen“, sagt Ziercke.

Bei anderen Sicherheitsbehçrden der Bundesrepublik reift derselbe Gedanke all-
m�hlich heran. Sehr allm�hlich allerdings. So plant der Bundesnachrichtendienst
seit etwa zehn Jahren die Aufarbeitung seiner Geschichte. Die letzten drei Pr�-
sidenten – Hansjçrg Geiger, August Hanning, Ernst Uhrlau – haben sich jeweils
dazu bekannt, bislang allerdings ergebnislos. Der Historiker Gregor Schçllgen
wurde vor drei Jahren zum ersten Mal gefragt und vor einem Jahr von BND-Pr�-
sident Uhrlau çffentlich als derjenige pr�sentiert, der im Amtsauftrag die BND-
Geschichte schreiben kçnne. Als Schçllgen allerdings vor wenigen Tagen nach
dem Fortgang des Projekts gefragt wurde, hatte er monatelang nichts mehr aus
Pullach gehçrt. Erst die BKA-Offensive in Sachen brauner Vergangenheit brachte
Schçllgen und Uhrlau wieder ans Telefon. Er sei noch immer „entschieden der
Auffassung, dass das gemacht werden sollte“, sagt Schçllgen, der unter anderem
den Nachlass Willy Brandts betreut hat. Uhrlau hatte dieser Zeitung vor einem
Jahr gesagt: „Ich bin sehr daf�r, Historikern das zu geben, was mçglich ist.
Und Gregor Schçllgen ist f�r eine solche Arbeit ganz sicher ein besonders aus-
gewiesener Historiker.“ Das soll noch immer gelten. Allerdings kçnnte eine
exklusive Beauftragung und Akten-Privilegierung des Erlangener Historikers
als unfair kritisiert werden. Außerdem geht es wohl um Geld und Personal.

Immerhin sind bei BKA und BND einige Tore geçffnet, w�hrend das Bundesamt
f�r Verfassungsschutz hinter seinen Mauern weitgehend schweigt. Keinerlei
Selbsterkundung der fr�hen Jahre wurde in dreißig Jahren vom Amt publiziert.
Behauptungen, es seien wenigstens 16 von 46 f�hrenden Beamten der Gr�n-
dungsjahre von SS und SD gekommen, bleiben vorl�ufig unkommentiert. „Wir
sind grunds�tzlich zur Zusammenarbeit bereit, auch mit Historikern“, sagt auf
Anfrage die Sprecherin Jutta Habets und f�gt etwas lustlos hinzu: „Falls sich da-
f�r jemand interessiert.“

So ziemlich zum letzten Mal hatte sich am 23. August 1963 das Innenministerium
in einer offiziellen Mitteilung zu den NS-belasteten Mitarbeitern der Gr�ndungs-
generation ge�ußert und behauptet, es seien „weniger als 2 von 100 des Gesamt-
personalstandes“ bei solchen Organisationen gewesen. Darauf verweist das BfV
noch heute.

Das war vermutlich gelogen, aber beim Bundesamt f�r Verfassungsschutz sieht
man keine Mçglichkeit, Fragen nach den damaligen Vorg�ngen bald zu beantwor-
ten. Es sei �berhaupt fraglich, ob Personalakten aus der damaligen Zeit nicht mçg-
licherweise gelçscht wurden, teilte die Pressesprecherin des Hauses mit. Stattdes-
sen erinnert der Verfassungsschutz daran, dass schon in den sechziger Jahren (er-
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gebnislos) Aufkl�rung gefordert wurde, und schreibt in einer Zwischenmitteilung
auf ein Dutzend detaillierter Fragen zur NS-Belastung des 1950 gegr�ndeten In-
landsgeheimdienstes: „Ich darf Sie diesbez�glich auf die Presseberichterstattung,
z. B. des Kçlner Stadtanzeigers vom 29.08.1963 hinweisen, des Sterns vom
01.09.1963 bzw. der Zeit vom 06.09.1963.“ Wenn man diese verstaubten Bl�tter
ausgegraben hat, kann man dort lesen, es werde staatlicherseits „bagatellisiert
das Ausmaß ehemaliger Mitarbeiter solcher NS-Organisationen, die nun einmal
in besonders �bler Erinnerung sind“. Zudem wird schon 1963 – in der vom BfV
zur Lekt�re empfohlenen Ausgabe der „Zeit“ festgehalten, dass „diese Behçrde
keinen Sinn daf�r hat, dass die Besch�ftigung ehemaliger SS-, SD- und Gestapo-
H�uptlinge als Bewacher und Sch�tzer einer demokratischen Verfassung geradezu
ein Hohn ist“. Neue Erkenntnisse vermag man dem kaum hinzuzuf�gen. In den
Festschriften der Jahre 1990 und 2000 zum 40. beziehungsweise 50. Geburtstag
des BfV habe es „keine besondere Fokussierung“ auf das Gr�ndungspersonal ge-
geben, teilt das Amt mit. Anders gesagt: Es wurde kein Wort dar�ber verloren.

Im Oktober 1963 versprach Innenminister Hermann Hçcherl (CSU) nach einer
Abhçraff�re, das BfV werden nach Mçglichkeit sechzehn ehemalige SS-Leute
aus dem Amt versetzen, darunter beispielsweise den fr�heren SS-Hauptsturmf�h-
rer und Gestapo-Mann Erich Wenger. Solche Versetzungen kamen bei BKA,
BND und BfV gelegentlich vor, um belastete Mitarbeiter aus dem Blickfeld zu
schaffen. Gelegentlich kehrten die Mitarbeiter sp�ter zur�ck in ihre urspr�ng-
lichen Behçrden.

Die kosmetischen Aktionen kaschierten, dass fr�here Mitarbeiter aus dem
Reichssicherheitshauptamt Heinrich Himmlers in zuweilen fast denselben Posi-
tionen wiederauftauchten. Beispielsweise beim Bundeskriminalamt. Dort f�hrt
der Auschwitz-Reisende Drescher bis Anfang der sechziger Jahre das Fachreferat
f�r Fingerabdr�cke (Daktyloskopie). Sein Kollege Becker, Cheftechniker im
Reichskriminalpolizeidienst, �bernahm im BKA die Abteilung Kriminaltechnik.
Der Leiter der Fahndungsabteilung, SS-Sturmbannf�hrer Kurt Amend, wurde
Leiter der BKA-Abteilung „Zentralfahndung“.

Der Fachmann f�r biologische, bodenkundliche und medizinische Untersuchun-
gen, der fr�here SS-Sturmbannf�hrer Otto Martin, war ebenfalls im BKA will-
kommen. Ab 1964 musste er allerdings aus ungekl�rter Ursache f�r eine Weile
zum Statistischen Bundesamt versetzt werden.

Außer den Fachleuten wurden auch die Angehçrigen verschiedener Kollegen-
und Komplizenzirkel aus dem Reichskriminalpolizeiamt, der Geheimen Feld-
polizei und der „Einsatzkommandos“ aufgenommen. Sie bildeten im Bundeskri-
minalamt mit seinen damals etwa 400 Mitarbeitern (Stand 1954, 2005 ca. 5200)
verschworene Seilschaften: Hinter dem fr�heren SS-Untersturmf�hrer und SD-
Mann Paul Dickopf standen die „Charlottenburger“, Absolventen eines Jahr-
gangs der Kriminalkommissare auf der „F�hrerschule der Sicherheitspolizei“
zu Berlin-Charlottenburg. Allein f�nf von ihnen leiteten beim BKA Abteilungen
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und Referate. Andere fanden sich in der Tiefe des Apparats, wie beispielsweise
die Regierungskriminalr�te und Dickopf-Kameraden Gerhard Freitag und Rudolf
Thomsen.

Sie allegalten im Amt als „Altkriminalisten“und hieltennach DickopfsAmts�ber-
nahme als BKA-Pr�sident (1965–1971) sogar einige Dienstversammlungen ab.
Dickopf, der bis 1965 als Vizepr�sident und informeller BKA-Chef wirkte, hatte
seinen Lebenslauf zur Widerstandskarriere umfrisiert. Anfang 1945 nahm er Kon-
takt zum amerikanischen Geheimdienst OSS, der sp�teren CIA, in der Schweiz
auf. Das f�hrte zu einer Verbindung von bislang unbekannter Intensit�t. Jahrelang
schrieb er jedenfalls Berichte f�r einen amerikanischen F�hrungsoffizier.

Auch andere Besch�ftigte bei deutschen Strafverfolgungsbehçrden und Geheim-
diensten der Nachkriegszeit waren mehr als einem Staat dienstlich verbunden, so
etwa BND-Chef Gehlen den Amerikanern oder der Pr�sident des BfV, Otto John,
der unter anderem f�r die Briten arbeitete, vielleicht auch f�r den Osten. Gef�gig
gestimmt hatten die fr�heren Hitler-Diener monate-, manchmal jahrelange Auf-
enthalte in alliierter Haft. So saß etwa Doktor Otto Martin von 1946 bis 1948 im
ehemaligen KZ Neuengamme ein. Amend hatte bei seiner Einstellung in Wiesba-
den f�nf Jahre Haft, zuletzt auf dem Gel�nde des Konzentrationslagers Buchen-
wald, hinter sich. Der sp�tere BKA-Unterabteilungsleiter und fr�here SS-Ober-
sturmf�hrer Joseph („Seppl“) Ochs war im Herbst 1946 ebenfalls in der britischen
Zone in Neuengamme interniert worden.

Bernhard Niggemeyer kam 1951 aus dem Innenministerium ins BKA und wurde
als Chef des Kriminalistischen Instituts zu einer der herausragenden Figuren des
Amtes. Zwar �berfl�gelte Dickopf ihn, als er im Wettstreit um den Stellvertreter-
posten unterlag. Doch nutzte er seine Verbindungen nach Bonn und wurde be-
kannt als Organisator der noch heute stattfindenden BKA-Herbsttagungen sowie
als Herausgeber der hauseigenen Schriftenreihe. 1968 ging er unbehelligt in den
Ruhestand. Seinen SS-Rang hatte er erfolgreich verheimlicht, seine Kriegst�tig-
keit wurde nie geahndet. Als „Leitender Feldpolizeidirektor“ war Niggemeyer
einer der ranghçchsten Geheimen Feldpolizisten hinter der Ostfront.

Ab 1943 arbeitete er im Amt IV des Reichssicherheitshauptamtes bei der Gesta-
po, sozusagen T�r an T�r mit Adolf Eichmann (IV B 4). Der einstige SS-Sturm-
bannf�hrer und sp�tere Kriminaltheoretiker Niggemeyer berichtete regelm�ßig
seinem Vorgesetzten, Feldpolizeichef Wilhelm Krichbaum. So schrieb er bei-
spielsweise im August 1944 aus Russland: „53 Banditen wurden im Kampf nie-
dergemacht und 19 gefangen genommen und nach Vernehmung erschossen.“ In
einem anderen Bericht heißt es, von 7000 �berpr�ften Personen wurden „453 als
Banditen erkannt und erschossen“. Niggemeyer behauptet sp�ter, er habe keine
Befehlsgewalt gehabt.

SS-Oberf�hrer Krichbaum ging �brigens nach dem Krieg zum Bundesnachrich-
tendienst und zog dort ebenfalls bew�hrte Kollegen von Feldpolizei, SD und SS
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nach. Im BKA hielt Niggemeyer jahrelang seine H�nde �ber seine fr�heren Ka-
meraden aus der Geheimen Feldpolizei, so etwa �ber seinen ehemaligen Kom-
paniechef (GFP 717) Georg Franz Fischer oder �ber Regierungskriminalrat
Karl Schulz und Georg Mody. Mody, der nach 1955 in der Sicherungsgruppe
des BKA aufstieg, hatte im Krieg die Gruppe GFP13 bei der Heeresgruppe S�d
gef�hrt. Der Referatsleiter und fr�here SS-Sturmbannf�hrer arbeitete zeitweise
auch im RSHA bei der „Reichszentrale zur Bek�mpfung der Homosexualit�t
und der Abtreibung“ (Referat V B3). Hier verbanden sich also Schreibtischtaten
mit praktischen Erfahrungen.

Wenigstens f�nf weitere Mitglieder der Geheimen Feldpolizei und etliche Ange-
hçrige der „Einsatzgruppen“ kamen beim Bundeskriminalamt unter, darunter Ab-
teilungspr�sident Eduard Michael (Einsatzgruppe 2/V), der SS-Hauptsturmf�hrer
Kurt Griese (Einsatzkommando 3), SS-Obersturmf�hrer Adalbert Butler von der
„Eingreifgruppe Pieper“, der oben genannte „Seppl“ Ochs von der Einsatzgruppe
IV, der an den Massenmorden an gebildeten Polen („Operation Tannenberg“) be-
teiligt war. Oder auch Kriminalrat Martin Vogel, der seinen SS-Rang zun�chst
ebenso verschweigen konnte wie seine Beteiligung an der „Operation Tannen-
berg“ im Einsatzkommando II/6. Der sp�ter wegen Geißelerschießungen in Italien
zu lebenslanger Haft verurteilte SS-Hauptsturmf�hrer Theo Saevecke war vor
seiner Amtszeit in Mailand auch in einem Einsatzkommando t�tig gewesen.

All diese Leute �bernahmen im Bundeskriminalamt leitende Funktionen, bilde-
ten junge Leute aus, pr�gten das Amt und seine kriminalistische Auffassung bis
weit in die sechziger Jahre hinein. Dreistigkeit und �ngstliche Sorge vor Strafver-
folgung hielten einander die Waage.

Denn gelegentlich wurden Mitarbeiter aus ihren �mtern heraus verhaftet, wie
beispielsweise im Januar 1963 Ewald Peters, ein „Charlottenburger“ Lehrgangs-
kollege Dickopf, dem vorgeworfen wurde, bei einer Einsatzgruppe in der Ukraine
mitgetan zu haben, die etwa 120.000 Menschen exekutiert hatte. Im Februar 1964
erh�ngte er sich in Untersuchungshaft.

M�nner wie er waren St�tzen einer Behçrde, die von ihren Nachfolgern, etwa von
BKA-Pr�sident Horst Herold, als polizeifachlich beschr�nkt und selbstbezogen
empfunden wurde. Als das Bundeskriminalamt mit dem Baader-Meinhof- und
RAF-Terror vor eine ernsthafte Pr�fung gestellt wurde, erwies sich anfangs seine
Unzul�nglichkeit. Unter anderem hatte man unter der Pr�sidentschaft des Auto-
und Technikfeindes Dickopf die Entwicklung bei der modernen Datenverarbei-
tung komplett verschlafen. Ineffizienz war ein weiterer Preis des komplizenhaf-
ten Zusammenhalts unter den „Altkriminalisten“.

Noch nie haben sich bisher die deutschen Sicherheitsbehçrden mit ihrer dunklen
Amtsgeschichte çffentlich befasst = BKA-Chef Jçrg Ziercke hat jetzt den Anfang
gemacht.

(Peter Carstens)
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BKA gr�bt nach braunen Wurzeln – und reißt Wunden auf

dpa vom 31. Oktober 2007

Wiesbaden (dpa) – Wer in der NS-Vergangenheit gr�bt, reißt leicht Wunden auf.
Diese Erfahrung muss das Bundeskriminalamt (BKA) machen.

Dessen Pr�sident Jçrg Ziercke hat begonnen, die nationalsozialistische Vor-
geschichte seines Amts und ihre Nachwirkungen nach 1945 systematisch aufkl�-
ren zu lassen – ein Novum f�r die großen deutschen Sicherheitsbehçrden. Doch
w�hrend einer Veranstaltung dazu musste er sich am Mittwoch harte Kritik gefal-
len lassen. Die in den 60er Jahren rekrutierten BKA-Kr�fte f�hlten sich unter den
„Generalverdacht“ rechter Neigungen gestellt, klagte J�rgen Vorbeck von der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP).

Es gab aber auch andere Reaktionen. Zierckes Aufkl�rungswille habe sein „j�di-
sches Herz tief ber�hrt“, bekannte der Schriftsteller Ralph Giordano, der den
Nazis entkommen war. Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrats der Sinti und
Roma, bekundete Respekt: Die Aufarbeitung werde das Vertrauen in die Polizei
und den Rechtsstaat st�rken.

Dass die deutsche Polizei ein williger Helfer der Nazis war, dass sie KZ-Trans-
porte bewachte und an Massenerschießungen mitwirkte, ist Stand der Forschung.
Ebenso wenig umstritten ist, dass viele ihrer Beamten ihre Karriere in der jungen
Bundesrepublik fortsetzten – auch im BKA, wo laut Ziercke 1959 von 47 leiten-
den Beamten 33 eine SS-Vergangenheit hatten und einer davon sogar Pr�sident
war.

Doch vieles ist noch nicht untersucht. Wie etwa wirkte sich diese personelle Kon-
tinuit�t auf den Aufbau einer demokratischen Polizei aus? Gab es auch ein Fort-
wirken kriminalistischer Ans�tze, die die Gr�nde f�r Verbrechen in den Genen
oder der Volkszugehçrigkeit der T�ter suchen? Ziercke ist der Meinung, dass
seine Behçrde dar�ber Rechenschaft schuldig ist – allein schon, um die eigenen
Mitarbeiter und Ph�nomene wie Rassismus und Rechtsextremismus zu sensibili-
sieren.

Bevor Ziercke am Mittwoch ein unabh�ngiges Forschungsvorhaben dazu ank�n-
digte, hatte das BKA schon in eigener Sache ermittelt. Dazu organisierte es drei
Diskussionsveranstaltungen mit Historikern, Publizisten und Vertretern von zu
NS-Zeiten verfolgten Minderheiten. Rose erinnerte am Mittwoch daran, dass
die L�nderpolizeien noch lange Zeit die schon zu NS-Zeiten gef�hrten „Zigeu-
nerkarteien“ pflegten. Die Diskriminierung wurde bis Anfang der 90er Jahre fort-
gesetzt. Andere Kritiker hatten schon fr�her moniert, dass das BKA lange Zeit
Linksextremisten wesentlich mehr Aufmerksamkeit widmete als Rechten.

F�r Johann Kubica, seit 30 Jahren beim BKA und heute Abteilungsleiter, sind sol-
che Praktiken aber nicht Ausdruck strammer nationalsozialistischer Gesinnung,
sondern gedankenloser Routine. Ohnehin seien die Verbindungen zur Vergangen-
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heit unter dem Einfluss neuer Herausforderungen rasch „zerfasert“, sagte er am
Mittwoch. Auch der Publizist Dieter Schenk („Die braunen Wurzeln des BKA“)
sieht die NS-Seilschaften der Anfangszeit nicht als ideologischer Triebt�ter, son-
dern eher als Karrieristen.

Dies laut Schenk vor allem f�r den 1971 pensionierten BKA-Pr�sidenten Paul
Dickopf, der bevorzugt alte Kameraden von der „F�hrerschule der Sicherheits-
polizei“ in Charlottenburg rekrutierte. Gewerkschafter habe er benachteiligt
und bei Befçrderungen �bergangen, sagte GdP-Mann Vorbeck am Mittwoch.
Dennoch h�tten die Gewerkschafter im BKA in den 60er Jahren unter schwieri-
gen Bedingungen demokratische Strukturen aufgebaut. Zierckes Aufarbeitung
habe das bisher „ignoriert“. Doch auch Vorbeck bef�rwortete das Forschungspro-
jekt.

(Wolfgang Harms)

BKA k�ndigt Forschungsprojekt zu NS-Vergangenheit an. Ziercke k�ndigte
�ffnung aller relevanten Akten an – Giordano sieht Quantensprung in der
Aufarbeitung der NS –

dpa, vom 31. Oktober 2007

Wiesbaden (AP) Das Bundeskriminalamt will mit einem groß angelegten For-
schungsprojekt seine noch ungekl�rte NS-Vergangenheit aufarbeiten. Die Be-
hçrde werde alle relevanten Akten çffnen, um von renommierten Wissenschaft-
lern die Entwicklung des Amtes in den 50er und 60er Jahren erforschen lassen,
sagte der Pr�sident der Behçrde, Jçrg Ziercke, am Mittwoch zum Abschluss eines
Kolloquiums in Wiesbaden. Ein solches Forschungsprojekt kçnne zu einer gestei-
gerten Akzeptanz des BKA in der �ffentlichkeit beitragen. Zahlreiche leitende
Beamte in der Gr�ndungsphase des Bundeskriminalamtes gehçrten vor 1945
der SS an. Nach dem Zweiten Weltkrieg bildeten 48 Beamte des Reichskriminal-
polizeiamtes den Kern einer neuen Kriminalpolizei in der britischen Besatzungs-
zone. Diese Behçrde ging sp�ter im BKA auf. Ende der 50er Jahre waren fast alle
BKA-Leitungspositionen mit ehemaligen Nazis und SS-F�hrern besetzt. Nach
Einsch�tzung von Fachleuten waren bei der Polizei nach dem Krieg Cliquen
und Seilschaften der Nazi-Zeit aktiv, die sich bei der Wiedereinstellung gegenzei-
tig halfen. Experten bef�rworteten auf dem Kolloquium die �ffnung der Akten.
Zwar sei die NS-Vergangenheit der BKA-Leitungsebene, w�hrend der 50er und
60er Jahre weitgehend bekannt, doch gebe es noch immer L�cken, sagte der Po-
lizeiforscher Dieter Schenk. Noch vçllig unbekannt sei auch, inwieweit die Ebene
der Sachbearbeiter im BKA sich in den ersten Jahrzehnten aus Angehçrigen des
ehemaligen NS-Sicherheitsapparats rekrutiert habe.

Der Schriftsteller Ralph Giordano bezeichnete das Kolloquium am Mittwoch als
Quantensprung in der Aufarbeitung der NS-Zeit. Die politische Kultur der Bun-
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desrepublik Deutschland h�tte sich anders entwickelt, wenn dies fr�her gesche-
hen w�re: „Es ist nicht zu sp�t, aber es ist sehr sp�t.“ Der Vorsitzende des Zentral-
rats der Sinti und Roma. Romani Rose, sagte, das BKA habe die Verbrechen der
Nazis nicht zu verantworten. Dennoch hatten Beamte des Bundeskriminalamtes
einen unheilvollen Einfluss ausge�bt.

Zwtl: Einfl�sse auf Polizeiausbildung noch ungekl�rt

So h�tten „Zigeunerspezialisten“ des fr�heren Reichssicherheitshauptamtes die
pauschale Diskriminierung von Sinti und Roma in der Bundesrepublik fort-
gesetzt. Innerhalb der Polizei sei die Minderheit der Sinti und Roma nach 1945
zu einem Feindbild aufgebaut worden. Es sei noch zu kl�ren, welchen Einfluss
ehemalige Angehçrige des NS-Sicherheitsapparates auf die Ausbildung junger
Kriminalbeamter in der Bundesrepublik gehabt h�tten.

Ziercke sagte, er w�nsche sich eine kritische und neutrale Aufarbeitung der
BKA-Geschichte durch ein interdisziplin�res Forscherteam. In dem dreiteiligen
Kolloquium, das am Mittwoch zu Ende ging, befassten sich Zeitzeugen und
Wissenschaftler, aktive sowie ehemalige BKA-Mitarbeiter mit der Gr�ndungs-
phase des Bundeskriminalamtes. Ziercke sagte, dabei seien die �berg�nge von
der NS-Zeit in die junge Bundesrepublik aufgehellt worden. Dies reiche aber
nicht aus. Daher sei nun eine systematische Aufarbeitung durch Forscher not-
wendig.

„Ich denke, die Besch�ftigung mit der Rolle des BKA im demokratischen Rechts-
staat muss f�r die Polizei eine Daueraufgabe sein“, sagte der Pr�sident des Bun-
deskriminalamtes. Die Polizeibehçrden hatten gleichermaßen die Aufgabe
Grundrechte zu sch�tzen und in Grundrechte einzugreifen. Wenn das BKA nun
zeige, dass es seine Vergangenheit transparent aufarbeite, sei dies ein Beitrag,
die Akzeptanz von Polizeiarbeit insgesamt zu st�rken.

(Guido Rijkhoek)

„Einen Schlussstrich kann es nicht geben“

BKA-Pr�sident Ziercke sieht sehr viel Zuspruch und Ermunterung f�r
die Aufarbeitung

In: Wiesbadener Kurier vom 2. November 2007

Mit der Aufarbeitung der „braunen Wurzeln“ werden keineswegs fr�here Mit-
arbeiter unter Generalverdacht gestellt, betont BKA-Pr�sident Jçrg Ziercke.
Eine klare Absage erteilt er allen, die einen Schlussstrich fordern. Mit dem Pr�-
sidenten sprach Wolfgang Degen.
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Frage:

Herr Ziercke, was waren die �berlegungen, sich jetzt an eine çffentliche und wis-
senschaftliche Aufarbeitung der BKA-Vergangenheit zu machen?

Ziercke:

Die �berlegungen waren, dass es eine derartige Aufarbeitung der BKA-Vergan-
genheit bisher nicht gab – weder eine çffentliche Debatte, an der sich das BKA
beteiligt, noch eine interne Diskussion, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mit einbezieht. Auch wenn es einzelne Anstçße aus dem BKA gab – wie beispiels-
weise das Buch von Herrn Albrecht aus den 80er Jahren oder Initiativen von au-
ßen wie durch Herrn Schenk – fand bislang weder eine Verkn�pfung von interner
und çffentlicher Diskussion noch eine unabh�ngige Untersuchung nach aner-
kannten wissenschaftlichen Standards statt.

Frage:

Wie war denn die Reaktion? Im Hause, im Bundesinnenministerium?

Ziercke:

Die Reaktion des Innenministeriums war sehr positiv. auch innerhalb des Bundes-
kriminalamtes habe ich sehr viel Zuspruch und Ermunterung f�r dieses Projekt
erfahren. Die Reaktion der Gewerkschaft der Polizei im BKA hat aber gezeigt,
dass hier auch ganz andere Meinungen existieren, dass man das Vorhaben in
ganz andere Schubladen gesteckt hat und sich schwer tut zu sehen, wie wichtig
die Sensibilisierung eines jeden von uns f�r dieses Thema nach wie vor ist.

Frage:

Welches Ziel steckte hinter den drei Kolloquien?

Ziercke:

Wir haben sie mit dem Ziel konzipiert, ein Forschungsprojekt zu initiieren. Die
Veranstaltungen sollten deutlich machen, welche offenen Fragen es noch gibt,
an welchen Stellen ganz konkret wissenschaftlicher Aufkl�rungsbedarf be-
steht.

Frage:

Gab es Erkenntnisse �ber die „braunen Wurzeln“ des BKA oder �ber die rolle der
Polizei im NS-Staat, die neu f�r Sie waren? Oder Dinge, die dem BKA besser er-
spart geblieben w�ren?

Ziercke:

Nein. Es sind Fakten und �ber Fakten muss man reden. Nur dann kann man sen-
sibel werden f�r das, was uns in der Gegenwart besch�ftigt und auch f�r die Zu-
kunft relevant ist. Ich kannte das Buch von Dieter Schenk, ich wusste auch auf-
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grund meiner Erfahrung aus Schleswig-Holstein sehr viel �ber die braune Ver-
gangenheit der L�nderpolizeien, auch der Kriminalpolizeien. Insofern haben
mich die Ergebnisse �berhaupt nicht �berrascht.

Frage:

Gab es w�hrend der Veranstaltungen Momente, die Sie emotional ber�hrt haben?

Ziercke:

Beim ersten Kolloquium gab es so einen Moment, als Ralph Giordano �ber die
zweite Schuld gesprochen hat. Und als er uns sehr emotional deutlich machte,
wie sehr er es anerkennt, dass wir uns im BKA mit diesem Thema çffentlich be-
sch�ftigen. Ber�hrt hat mich auch, dass Romani Rose (Vorsitzender des Zentral-
rats der Sinti und Roma) mir gesagt hat, dass das hier Gehçrte ihm ein St�ck Ver-
trauen in diesen Staat zur�ckgebe, auch f�r die Zukunft seiner Kinder.

Frage:

Was antworten Sie den Stimmen, die nach dem Schlussstrich rufen?

Ziercke:

Ich denke, alle Vortr�ge unserer drei Veranstaltungen und alle Diskussionen zei-
gen – einen Schlussstrich kann es nicht geben. Insbesondere darf es diesen
Schlussstrich nicht f�r Hoheitstr�ger, die Eingriffsbefugnisse haben, geben.

Frage:

Warum?

Ziercke:

Die Sensibilisierung eines jeden neuen Mitarbeiters der Polizei, des Bundeskrimi-
nalamtes, ist erforderlich, um deutlich zu machen, dass der vorsichtige Umgang
mit den Grundrechten der Menschen in unserem Staat das hçchste Gut ist. Die
Menschenw�rde zu achten, muss polizeiliches Handeln bestimmen. Und daf�r
muss unser aller Blick immer wieder gesch�rft werden.

Frage:

Der Bezirksvorsitzende Gewerkschaft der Polizei im BKA, J�rgen Vorbeck, tr�gt
vor, Mitarbeiter der 50er und 60er Jahre f�hlten sich bei der Aufarbeitung und der
Berichterstattung dar�ber unter einen „unertr�glichen Generalverdacht“ gestellt.
Kçnnen Sie das nachvollziehen?

Ziercke:

Nein, �berhaupt nicht. Ich kann nicht erkennen, woraus man diesen Vorwurf ab-
leiten will. Alle Referenten haben sich immer wieder sehr differenziert ge�ußert.
Niemand hat das Amt und seine Mitarbeiter unter Generalverdacht gestellt. Ganz
im Gegenteil: Es wurde stets deutlich gemacht, dass es bei den „braunen Wur-
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zeln“ um eine kleine Gruppe im BKA geht, im Grunde um Seilschaften, bei denen
in Teilen ja sp�ter auch eine strafrechtliche Aufkl�rung erfolgt ist bis hin zu Ver-
urteilungen. Um Schuld geht es ohnehin gar nicht. Es geht vor allem um das Ver-
trauen der �ffentlichkeit in unsere aktuelle Arbeit, das wir uns immer wieder neu
erwerben m�ssen.

Frage:

Es wird auch der Vorwurf laut, dass pensionierte Mitarbeiter, wichtige Zeitzeu-
gen, nicht ber�cksichtigt wurden.

Ziercke:

Es wurde ein Forum geschaffen f�r das gesamte Amt, an dem auch Pension�re
teilgenommen haben. Wir haben viele eingeladen, auch die fr�heren Pr�sidenten
und leitende Mitarbeiter sowie die Gewerkschaft. Das alles mit dem Ziel, dass je-
der seine Meinung sagen, Stellung beziehen kann. So wie es der fr�here Pr�sident
Heinrich Boge getan hat. Andere h�tten es auch tun kçnnen. Wir werden Zeitzeu-
gen in das Forschungsprojekt einbeziehen.

258



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 259

c. Ausgew�hlte Briefe an den BKA-Pr�sidenten

Die Bundesbeauftragte f�r die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik

Hans Altendorf (Direktor)

13. September 2007

Sehr geehrter Herr Ziercke,

in meinem Urlaub las ich von Ihrer Initiative zur Aufarbeitung der Nachkriegs-
geschichte Ihrer Behçrde und einer ersten Veranstaltung dazu.

Seit einigen Jahren beruflich mit einem anderen deutschen Diktatur-Kapitel des
20. Jahrhunderts befasst, mçchte ich Ihnen sagen, dass ich mich �ber diese Initia-
tive sehr gefreut habe. Wohltuend die Klarheit in der Sache, verbunden mit Un-
aufgeregtheit.

Ich w�nsche Ihnen und Ihren Kolleginnen und Kollegen f�r Ihr ambitioniertes
Vorhaben viel Erfolg.

Mit freundlichen Gr�ßen

Hans Altendorf
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Erich H. Zimmermann

Lohmar, 24. September 2007

Sehr geehrter Herr Ziercke,

der Artikel von Peter Carsten in der FAZ �ber die Vergangenheit des BKA war ja
hoch interessant. Meiner Ansicht nach waren 1951, als das BKA gegr�ndet wur-
de, keine anderen Fachleute verf�gbar. Also musste man auf solche zur�ckgrei-
fen, die fr�her im Reichssicherheitshauptamt gedient hatten. Die T�tigkeiten,
die sie seinerzeit dort ausge�bt hatten, waren sicher auf Anordnung der Staatsf�h-
rung erfolgt.

Die Geschichte des BKA ist ganz sicher interessant und von Autoren wie Dieter
Schenck festgehalten worden. Dass sich aber das BKA selbst nunmehr damit be-
fasst, verwundert mich doch. Hat man keine anderen Probleme?

Es steckt eben doch viel Lebensweisheit in dem gefl�gelten Wort: „Wenn �ber
eine Geschichte Gras gewachsen ist, kommt sicher ein Kamel und frisst es wieder
weg“.

Mit freundlichen Gr�ßen

E. H. Zimmermann
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Schulz, Georg

Leitender Kriminaldirektor a. D.

Walluf, 15. November 2007

Sehr geehrter Herr Ziercke,

[ . . .]

Aus meiner jahrelangen Ermittlungst�tigkeit muss ich sagen, dass es eine breite
PalettevonErmittlungs-undBeweisschwierigkeitengab.DieAufarbeitungderNS-
Verbrechen l�sst sich weder als erfolgreich noch als gescheitert hinstellen. Auf je-
den Fall wurden die Deutschen durch die Ermittlungst�tigkeiten, Gerichtsverfah-
ren, Medien ff., nochmals mit der NS-Vergangenheit und den Verbrechen konfron-
tiert.DieTeilnahmevonPolizeibeamtenanNS-VerbrechenistalsTeilderdeutschen
Polizeigeschichte so bewusster geworden. Bei der Bewertung der Polizeibeamten
mit „braunen Wurzeln“ ist meines Erachtens jede Pauschalierung gef�hrlich. So
kçnnen „NS-Belastete“ im Volksmund schon als „NS-Mçrder“ hingestellt werden.

Das BKA hat – wie auch die L�nderpolizeien und andere Institutionen – „NS-Be-
lastete“ und auch Unbelastete nach dem Kriege im Dienst gehabt, ein „General-
verdacht“ darf nicht vorgenommen werden.

Zu den kriminalistischen Konzepten und kriminologischen Deutungen muss
m. E. eine zeitgeschichtliche Trennung vorgenommen werden.

Wie war es

a) in den Jahren vor 1933??
b) von 1933–1945??
c) nach 1945??

Das BKA hatte nach 1945 keine Weisungsbefugnis an die L�nderpolizeien, um
Dienstanweisungen und Richtlinien zu erlassen.

Die AG Kripo spielte eine entscheidende Rolle, bei der Vorbereitung einer sol-
chen Tagung musste ich dem alten Amtsleiter Korda kurzfristig zuarbeiten.

Verschiedene Klassifizierungen von Straft�tern gab es in der Kriminologie. So
hat z. B. der Professor Hellmer den „gef�hrlichen Gewohnheitsverbrecher“ –
§ 20 a StGB – angesprochen. Welche Bedeutungen haben Begriffe und welche
Maßnahmen kçnnen getroffen werden??

Nach unserem Grundgesetz des Jahres 1949 sind Menschenw�rde und Men-
schenrechte die tragenden S�ulen unseres Zusammenlebens.

[ . . .]

Mit freundlichen Gr�ßen

G. Schulz
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Klaus-Herbert Becker

Wiesbaden, 03. August 2007

Sehr geehrter Herr Ziercke,

[ . . .]

Zum Zeitpunkt des Aufbaus des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden wechselte
ich als einer der ersten und j�ngsten Kriminalbeamten aus einem Bundesland
zum BKA. Als „Zeitzeuge“ erlebte ich die Aufbauphase des Amtes und wirkte
bei der Neugestaltung sowohl als Angehçriger des damaligen Allgemeinen Kri-
minaldienstes bzw. des Leitenden Kriminaldienstes mit. Die F�hrungsstruktur
setzte sich bei Ende der 50er Jahre in sehr großem Umfang an den beiden Stand-
orten Wiesbaden und Bonn/Bad Godesberg aus ehemaligen Angehçrigen der
Kriminalpolizei mit NS-Vergangenheit zusammen. Die ersten sog. „Nachkriegs-
beamten“ �bernahmen erst im Jahr 1959 nach Abschluss des ersten Lehrgangs f�r
den Leitenden Kriminaldienst verantwortliche Aufgaben. Zu diesem Kreis ge-
hçrte auch ich, u. a. oblag mir als Kriminalhauptkommissar in den 60er Jahren
eine mitwirkende T�tigkeit bei der �berpr�fung der �lteren Kollegen des BKA
mit NS-Vergangenheit.

[ . . .]

Wiesbaden, 24. September 2007

[ . . .]

Die nunmehr ausgelçste Diskussion in der �ffentlichkeit �ber die sog. Vergan-
genheit unseres BKA veranlasste mich, Ihnen noch einmal zu schreiben. Ins-
besondere Ihre Fragestellung in Ihrem Interview im Deutschlandfunk am 11. Au-
gust 2007, in welchem Umfang neu gewonnene Mitarbeiter in den 50er Jahren un-
g�nstig durch die damalige F�hrung des Amtes mit NS-Vergangenheit beeinflusst
wurden, hat mich nicht nur nachdenklich gestimmt, sondern auch entt�uscht.

Ich bin der Auffassung nicht nur f�r mich, sondern auch f�r meine Freunde und
ehemaligen Kollegen aus dieser Zeit sprechen zu kçnnen: Dies ist zu keiner Zeit
der Fall gewesen! Ich persçnlich war in dieser Beziehung besonders sensibilisiert,
weil mein Vater als Major der Schutzpolizei der Weimarer Republik von den Na-
tionalsozialisten aus politischen Gr�nden nach § 4 des Gesetzes zum Schutz des
Berufsbeamtentums im Jahr 1933 wegen politischer Unzuverl�ssigkeit mit ge-
k�rzter Pension entlassen wurde und viele Jahre arbeitslos blieb. Nach seiner Re-
habilitierung �bernahm er von seinem Vorg�nger und fr�herem Kommandeur der
Berliner Schutzpolizei Heimannsberg im Jahr 1948 das Amt des Polizeipr�siden-
ten in Wiesbaden.
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In den beiden letzten Monaten habe ich mich mit einer Reihe ehemaliger Kolle-
gen unterhalten, die wie ich in den 50er und 60er Jahren sich zum BKA aus den
Bundesl�ndern versetzen ließen. Die Diskussion verst�rkte meine Auffassung,
dass die Erçrterung der „braunen Vergangenheit“ des BKA in einer offiziellen
Veranstaltungsreihe wenig hilfreich und f�r das Ansehen unseres Amtes im In-
und Ausland eher nachteilig sei.

F�r meine Person werde ich – nicht wegen meiner gesundheitlichen Situation –
mich in Zukunft nicht mehr f�r das BKA engagieren. Ich w�re daher auch dank-
bar, wenn ich nicht mehr zu offiziellen Veranstaltungen eingeladen w�rde.

Mit freundlichen Gr�ßen

Ihr Klaus-H. Becker

PS: Die Problematik der Besch�ftigung von Polizeif�hrern mit NS-Vergangenheit
tangierte bekanntlich auch die Bundesl�nder, wenn auch nicht in der Konzentra-
tion wie beim BKA. Ein Beispiel: Der fr�here Leiter des LKA Rheinland-Pfalz,
Heuser, der im Zusammenhang mit NS-Verbrechen aus dem Polizeidienst entlas-
sen wurde.
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Jçrg Ziercke

Pr�sident des Bundeskriminalamtes

21. Oktober 2007

Sehr geehrter Herr Hofmeyer,

in der Oktober-Ausgabe der Deutschen Polizei haben Sie unter dem Titel „Etwas
�brig geblieben?“ einen Leserbrief zur aktuellen Kolloquienreihe, die sich mit der
Gr�ndungsgeschichte des BKA und mçglichen Nachwirkungen des Nationalso-
zialismus befasst, verçffentlicht.

Dieser Leserbrief hat mich in Inhalt und Form befremdet.

Inhaltlich warnen Sie davor, dass durch die Kolloquienreihe „diejenigen desa-
vouiert werden, die in den letzten Jahrzehnten im BKA in redlicher und rechts-
staatlicher Weise der Bundesrepublik Deutschland treue Dienste geleistet und ak-
tiv an der freiheitlich-demokratischen Grundordnung mit gestaltet haben“ und
dass ein Vertrauensverlust f�r das Bundeskriminalamt – auch international – ent-
stehen kçnnte, der womçglich durch die akribischste Aufarbeitung nicht mehr zu
relativieren sei.

Zu den von Ihnen formulierten Sorgen mçchte ich zweierlei anmerken:

Angesichts der von Ihnen beschriebenen Gefahren m�ssten Sie eigentlich daf�r
pl�dieren, auf jegliche Auseinandersetzung mit der Geschichte des Amtes zu ver-
zichten und sich f�r eine Tabuisierung von Geschichte stark machen. Stattdessen
schildern Sie selbst in Ihrem Eingangssatz, dass es nach Ihrem Daf�rhalten auch
nach �ber 55 Jahren legitim sein kann, die geschichtlichen Wurzeln des BKA zu
ergr�nden – ein Widerspruch, der sich mir nicht erkl�rt.

Gerade die von Ihnen behaupteten Gefahren und die Art und Weise, wie die Be-
sch�ftigung mit der Geschichte des BKA bislang zwar �ber, aber ohne das BKA
çffentlich gef�hrt wurde, waren der Grund daf�r, die Aufarbeitung der Ge-
schichte des BKA in der aktuellen Form zu konzipieren – n�mlich unter Einbin-
dung renommierter Wissenschaftler und erfahrener Publizisten, der Presse und
der interessierten �ffentlichkeit – aber nat�rlich auch zusammen mit den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern. Nur so kçnnen wir unser Ziel einer transparenten
und differenzierten Diskussion erreichen. Dass uns dies bislang weitestgehend
gelungen ist, zeigen nicht nur die Beitr�ge der Referenten, sondern auch die Be-
richterstattung in den Medien. Von daher teile ich Ihre Einsch�tzung nicht. Auch
die vielfachen R�ckmeldungen, die mich bislang erreicht haben, geben keinen
Anlass f�r eine andere Bewertung.

Nun zur Form Ihrer Kritik:

Ich h�tte es begr�ßt, wenn Sie Ihre Kritik persçnlich w�hrend der Veranstaltung
vorgebracht und damit die Diskussion auch inhaltlich befçrdert h�tten. Ich be-
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dauere es sehr, dass Sie, wie andere Vertreter Ihrer Gewerkschaft auch, dieses Po-
dium bisher nicht genutzt haben. Sie kçnnten sich bei dieser Gelegenheit auch
selbst �berzeugen, dass sowohl das Konzept als auch der Ablauf der Veranstaltung
das Thema auf �ußerst sensible und differenzierte Weise aufgreift – was sich von
manchen angeblich kritischen Leserbriefen nicht behaupten l�sst.

Mit freundlichen Gr�ßen

Jçrg Ziercke
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Rainer Hofmeyer

Abteilungspr�sident des BKA a. D.

28. Oktober 2007

Sehr geehrter Herr Ziercke,

vielen Dank f�r Ihre Reaktion vom 21. Oktober auf meinen Leserbrief in der Ok-
tober-Ausgabe der Deutschen Polizei.

Aus meinem Schreiben kann man allerdings nicht im Entferntesten herauslesen,
dass ich die Aufarbeitung der BKA-Geschichte in Frage stelle. Schon gar nicht
pl�diere ich daf�r, auf jegliche Auseinandersetzung mit der Geschichte des Amtes
zu verzichten oder sie zu tabuisieren, wie Sie es mir unterstellen.

Im Gegenteil. Ich war in jener Zeit Leiter des Stabes der Amtsleitung, als f�r Pr�-
sident Dr. Boge der Auftrag erledigt wurde, Daten und Fakten der BKA-Ge-
schichte zusammen zu stellen – einschließlich der braunen Vergangenheit einzel-
ner Amtstr�ger aus den Gr�nderjahren des BKA.

Ich habe sogar kraft Funktion am Vorwort des Buches „Im Dienste der Inneren
Sicherheit“ mitgewirkt; in diesem Vorspann d�rfte deutlich werden, dass und
wie wir damals an die Aufarbeitung herangegangen sind.

Auch die Herausgabe des vom Amt unterst�tzen Buches „Die BKA-Story“ von
Prof. Armand Mergen f�llt in die Zeit des Pr�sidenten Dr. Boge – und meine
Zeit als Leiter des Stabes. In diesem Buch ist der braunen Vergangenheit einzelner
Handlungstr�ger des Gr�ndungs-BKA breiter Raum gewidmet.

Aus den 1980er Jahren stammt die von mir initiierte Erarbeitung des in der Ge-
schichte der Polizei bislang einmaligen Orientierungsrahmens des BKA, der
ganz deutlich auf die rechtsstaatlichen Bindungen der Handlungstr�ger in einem
freiheitlich, demokratischen Europa hinweist – eine auch heute noch empfehlens-
werte Lekt�re, deren Inhalt nicht mehr neu erfunden werden muss.

Wenn Sie in Ihrem Brief gleichzeitig schreiben, Sie h�tten es begr�ßt, wenn ich
meine Kritik persçnlich w�hrend der Kolloquien vorgebracht h�tte, so muss ich
sagen, dass ich weder eine Einladung bekommen noch im Vorfeld von der Ver-
anstaltungsreihe erfahren hatte.

Ich h�tte allerdings aus prinzipiellen Gr�nden in diesem Stadium der Umsetzung –
in den Kolloquien – meine Kritik nicht vorgetragen. Diese Kritik betr�fe das Ver-
fahren der unkontrollierbaren çffentlichen Aufarbeitung und die falschen Aus-
sagen, die Befassung mit der BKA-Geschichte w�rde erst jetzt initiiert sowie die
pauschale Diffamierung von BKA-Angehçrigen in bestimmten Zeitabschnitten.

Inzwischen sind wir ja schon so weit, dass Kritikern am jetzigen Verfahren der
Aufarbeitung brauner Korpsgeist vorgeworfen wird.

Es w�re besser gewesen, zumindest Art und Weise im Vorfeld und außerhalb der
�ffentlichkeit zu diskutieren und sich dann f�r den Weg zu entscheiden.
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Stattdessen musste man unversehens und mit Entsetzen in den Medien lesen oder
hçren, dass sich das BKA urplçtzlich seiner braunen Vergangenheit stellt, dass die
Fundamente des Bundeskriminalamtes seit 60 Jahren in braunem Schlamm ste-
cken und dass zu pr�fen ist, ob auch in den 70er Jahren noch braune Auffassungen
bei den Mitarbeitern bestanden haben.

Selbst allen Pr�sidenten – vor dem jetzigen – wird vorgehalten, sich �ber Jahr-
zehnte der Kenntnisnahme oder der Aufarbeitung der braunen Vergangenheit
des BKA gesperrt zu haben.

Hçhepunkt war unter anderem die Berichterstattung im „Kulturspiegel“ des 3sat:

„In alter Tradition stand f�r die nationalsozialistisch gepr�gten BKA-Beamten
der Feind zuallererst auf der linken Seite. Und in der Terrorhysterie der 1970er
Jahre gerieten so selbst unverd�chtige gesellschaftliche Gruppen unter General-
verdacht.“

In den ausgehenden 1970er Jahren! Das war genau die Zeit, in der ich als takti-
scher Einsatzleiter bei den Anschl�gen des Jahres 1977 und der Entf�hrung
Schleyer im Einsatz war.

Ich h�tte mir eine solche Vorwurfslage niemals vorgestellt. Aber sie ist unertr�g-
lich und ich f�hle mich verunglimpft!

Wenn man jetzt vielleicht sagt, man habe nicht erahnen kçnnen, was die Medien
aus der Sache machen: Jedwede Reaktion ist durch die Wahl des Verfahrens be-
dingt und muss den Initiatoren voll zugerechnet werden. Es h�tte vorhergesehen
werden m�ssen, dass die Medien undifferenziert und selektiv bis tendenziell be-
richten (was ja leidlich geschehen ist).

Das BKA hat �berdies dem Kriminaldirektor a. D. Schenk die Mçglichkeit gege-
ben, seinen seit Jahren unter das Rubrum „Braune Geschichte“ gestellten Rache-
feldzug gegen das Amt weiterzuf�hren.

Seien Sie bitte versichert, dass ich seit Anbeginn meines Einsatzes im Bundeskri-
minalamt im Jahre 1973 keinen einzigen Beamten oder sonstigen Mitarbeiter
kennengelernt habe, der auch nur im Entferntesten braunem oder neonazisti-
schem Gedankengut geneigt war.

Umso schlimmer ist es, in der �ffentlichkeit darauf angesprochen zu werden, dass
der neue Pr�sident jetzt endlich mit dem braunen Haufen Bundeskriminalamt auf-
r�umt.

Das macht all diejenigen w�tend und traurig, die als anst�ndige Leute ihr Leben
lang beim BKA dabei waren und sich leider heute nicht mehr wehren kçnnen oder
wollen.

F�r diese habe ich gesprochen.

Mit freundlichen Gr�ßen

Rainer Hofmeyer
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Dr. jur. Heinrich Boge

Im Rahmen des 3. Kolloquiums am 31. Oktober 2007 gab der Pr�sident des Bun-
deskriminalamtes a. D. Herr Dr. Boge ein Statement aus der Perspektive der Ak-
tivit�ten w�hrend seiner Amtszeit ab. Dieses hat er dem Bundeskriminalamt im
Anschluss freundlicherweise zur Verf�gung gestellt.

Wiesbaden, 07. Mai 2008

Statement

Ich mçchte nur eine kurze Anmerkung und Klarstellung vornehmen.

Vorweg muss ich sagen, dass ich aus gesundheitlichen Gr�nden nicht am zweiten
Kolloquium teilnehmen konnte.

Das Amt sah sich auch nicht berechtigt, mir evtl. vorhandene Unterlagen von den
Vortr�gen zur Verf�gung zu stellen.

Ich muss mich daher auf die Auswertung von Zeitungsberichten beschr�nken.
Sollte das eine oder andere bereits abgehandelt worden sein, vergessen Sie mei-
nen Beitrag.

Nach dem 20. September rauschte es fçrmlich im „Bl�tterwald“. Ich zitiere als
Beispiel die FAZ:

Die Zuhçrer erlebten eine Sternstunde des Amtes, das nach Jahrzehnten des
Schweigens begonnen hat, seine eigene Geschichte aufzuarbeiten.

Ende des Zitats.

Diese Aussage ist schlechthin falsch!

Ich hatte diese „Sternstunde“ bereits bald nach meiner Amts�bernahme im Jahre
1986, als Horst Albrecht – Angehçriger des BKA – und wenig sp�ter Prof. Dr.
Mergen als Externer ihre B�cher �ber die Geschichte des Amtes vorlegten.

Prof. Mergen hat besonders eingehend den �bergang von Teilen des Reichs-
sicherheitshauptamtes �ber das Gemeinsame Kriminalamt f�r die Britische
Zone zum BKA aufgezeigt.

Ich zitiere eine Zusammenfassung von Seite 143 seines Buches:

Paul Dickopf half bei der Bearbeitung der unerquicklichen Personalfragen und
war darauf bedacht, ergebene, verl�ssliche und gehorchende M�nner in seine
Seilschaft zu bekommen.

Die alten Kameraden aus Charlottenburg boten sich an.

Als das BKA mit Beamten besetzt wurde, ließ man Nazivergangenheit und SS-
Zugehçrigkeit, Kriegseins�tze und Polizei-Greueltaten, Berufsaus�bung unter
dem Zeichen des Totenkopfes ruhen.

268



{luchterh_neu}20080266_BKA_Bundeskriminalamt/Kap02.3D 161 02.10.2008
S. 269

Ende des Zitats.

Auf vielen Seiten nennt Mergen Namen von Personen aus der Seilschaft und de-
ren verbrecherische Verwendung.

Prof. Mergen zeigt dann aber auch die weitere positive, konstruktive Entwicklung
des Amtes ohne die belastende Zeit unter Dickopf auf.

Ich betone:

In meiner Amtszeit hatten wir nichts zu verbergen.

Wir hatten zwar bei der Aufarbeitung auf etwas „kleinerer Flamme“ gekocht; –
ohne Kolloquium – ohne etwas „unter den Teppich zu kehren“.

Die erw�hnten B�cher waren jedermann zug�ngig!

Nun sollte ich eigentlich noch einige Worte zu Herrn Kriminaldirektor a. D.
Schenk und zu seinem Buch:

Auf dem rechten Auge blind, die braunen Wurzeln des BKA; sagen.

Ich kann mir jedoch l�ngere, vorbereitete Ausf�hrungen zu den abwegigen, un-
sinnigen Behauptungen schenken, denn diese hat bereits mein Vorredner, Dr. Jo-
hann Kubica, Abteilungspr�sident des BKA, sehr treffend gemacht.

Ich danke Ihnen.
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